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VORREDE. 


•M» 4 . 

Als ich .mich an die Ausarbeitung dieser Rechtsge- 
schichte machte, lag eine grosse Masse rohen Stoffes 
vor mir. Für die schweizerische Rechtsgeschichte und 
für die zürcherische insbesondere war noch sehr weniges 
geschehen. Die Bemerkung Eichhorns (Deutsches Pri- 
vatrecht §. 46.}, dass die schweizerischen Rechte noch 
nicht den Grad von wissenschaftlicher Cultur empfangen 
haben, der sie befähige, auf die Ausbildung des deut- 
schen Rechtes von Einfluss zu sein, schien mir nur zu 
gegründet. Zugleich war ich aber auch überzeugt, dass 
nur der Mangel an Bearbeitung, nicht aber der Stoff und 
Gehalt der schweizerischen Rechte an jenem Verhältnisse 
schuld sei. Es war das eine Hauptbetrachtung, welche 
mich bestimmte, an dieses Werk Hand anzulegen. Ob 
es mir gelungen, dazu Einiges beizutragen, dass sich jenes 
Verhältniss anders gestalte, mögen andere beurtheilen. . 
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Die meisten Rechtsquellen , deren ich für diesen Band 

bedurfte, waren noch ungedruckt. Sie mussten in den 

verschiedenen Archiven zusammengesucht werden. Die 

Müheseligkeit des Suchens war aber diessmal wirklich 

nicht ohne Seligkeit; denn das Suchen wurde reichlich 

» • 

durch Fünde überrascht und belohnt. 

Auch in anderer Rücksicht zürne ich es nicht, dass 
Ich } — abgesehen von den Werken deutscher Rechtsge- 
lehrter, die ich vielfach benutzen konnte, die sich aber 
nicht unmittelbar auf meine Arbeit bezogen, — wenig 
eigentliche Vorarbeiten*) bei meinen Untersuchungen 
vorfand. War der Stoff nieht verarbeitet, so war er doch 
nuch nieht verdorben. Ich weiss nicht, ob die Mangel, 
die jeder ersten Arbeit unvermeidlich ankieben und dife 
auch bei der mehligen sich in nicht geringem Masse fin- 
den mügen, nicht hinwieder aufgewogen werden durch 
den negativen Gewinn, dass man w r eder genöthigt wird, 
früheren Irrthümern zu folgen und sie »n widerlegen, 
noch durch altere Verkehrtheit in eine schiefe Richtung 
getrieben wird. Wie viel kürzer und besser würde manche 
Wissenschaft gelehrt und gelernt' werden, wenn man 

> ! ; '.i ’.i ;■>>.,■ t. r.ii .t n 

*) Die bedeutendste und vorzüglichste war eine handschriftliche 
Abhandloug des Uno Ubtrgeriditsprasidenteii v*o.n Meies, Uber die 
äussere Rechtsgeschichte der Stadt ZUricb , vorzüglich seit Brun , welche 
mir auf das gefälligste ztrr Benutzung überlassen würde. 
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nicht auf den ganzen Wust falscher Gelehrsamkeit Rück- 
sicht zu nehmen hätte! Aber das wefe» ich, dass der 
Reiz, den jede neue Arbeit erregt, die Spannung der 
Geisteskräfte, die nicht ausbleiben kann, die Freude des 
Schaffens, die durch jeden auch einen geringen Erfolg 
genährt wird, die Freiheit, den Stoff nach Lust zu be- 
handeln und zu beherrschen , des Gewinnes so Viel brin- 
gen, dass man darüber jenen Verlust leicht verschmerzt. 

Mit Absicht habe ich, so oft es anging, Steilen aus 
ältern Rechtsquellen wörtlich in meine Arbeit aufgenom- 
men. Wenn auch die Darstellung dadurch in ihrer üussern 
Form und leichten Lesbarkeit nicht immer gewinnt, so 
wird sie doch jedenfalls lebendiger treuer und wahrer. 
Mir schien es passlicher, den Geist, welchen das Mittel- 
alter in seinen Rechtsverhältnissen ausspricht, mit sei- 
nen eigenen Worten reden zu lassen, als in neuerer 
Weise davon zu sprechen und was grossem Gelehrten 
schon begegnet ist, die neue Auffassungsweise der alten 
irrthiimiich unterzuschieben. Zugleich gewährt die Ver- 
flechtung dieser Stellen mit meiner Arbeit noch andere 
Vortheile. Einmal wird es dadurch um so leichter mög- 
lich, meine Darstellung zu prüfen, ihre Fehler zu erken- 
nen und zu berichtigen. Und überdem mögen sich leicht 
aus dem Mitgetheilten noch mancherlei neue Resultate 


Digitized by Google 



Vtll 

gewinnen lassen und die Forschungen anderer Gelehrter 
dadurch. gefördert werden. ><!.. ■ ;.>••• :» ic; ' 

Diese Stellen liess ich so abdrueken, wie ich sie hand- 
schriftlich vorfand. Wo ich nicht die Originalton selber 
vor mir hatte, hielt ich mich doch genau an möglichst 
alte Abschriften, r Daher auch die Verschiedenheit der 
Orthographie, die .stell überall neigen wird. 1 i..l 

Dankbar erkenne ich an, dass ich von Seite rechts- 
gelehrter Freunde sowohl als von Seite der öffentlichen 
Beamtetem, welche den Archiven vorstehen , auf das be- 
reitwilligste und freundlichste in meinen Bemühungen 
unterstützt und nie durch ängstliche Geheimnissthuerei ge- 
hemmt wurde. i > .• < 
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(Einleitung. 


5- 1 . Die Aufgabe. 

Jede Staats - nnd Rechtsgeschichte steht in einem bestimm- 
ten Verhältniss nnd einer zwiefachen Beziehung zu zwei allge- 
meinen Wissenschaften, nämlich der Geschichte auf der einen, 
der Staats - und Rechtswissenschaft auf der andern Seite. 
Wir werden daher vorerst auch die Stellung der Zürche- 
rischen Staats- und Rechtsgeschichtc zu diesen beiden Dis- 
ciplinen mit einigen Zügen zu bezeichnen haben. 

Die historischen Wissenschaften haben in neuerer Zeit, 
hauptsächlich durch die Bestrebungen deutscher Gelehrten, 
einen Aufschwung erlebt , der für die Einsicht in das Leben 
der Völker und- die Entwickelung des menschlichen Geistes 
von grossem Erfolge war. Wenn früher die Geschichte 
eines Staates geschrieben wurde, so hielt man sich in der 
Regel bloss an äussere Begebenheiten und Ereignisse , die 
nur zu oft als freies Spiel des Zufalls dargcstcllt wurden, 
ohne innern Zusammenhang, und eben darum auch ohne 
wahre Bedeutung. Es war noch viel, wenn aus der trocke- 
nen und dürren Gcscbichtserzäliluug einzelne Individuen mit 
charakteristischer Besonderheit hervortraten und das todte 
Gemälde belebten. Gewöhnlich blieb cs bei unfruchtbaren 
Angaben über Geburt, äussere Verhältnisse und Tod defc 
wichtigem Personen , bei Schilderungen von kriegerischen 
Märschen und Schlachten, von deren eigentlichem Vorgänge 
das friedliche Auge der Geschichtschreiber gewöhnlich keine 

ßluiit&chli Recltfsgcsclnclitc. j 
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Einleitung, g. 1. Die Aufgabe. 


Ahnung hatte , bei Darstellungen von Naturereignissen , bei 
vagen Bemerkungen über Gemeinplätze. In neuerer Zeit hat 
dagegen eine tiefer eindringende Wissenschaft mehr den 
Kern als die Schale gesucht, die Völker als lebendige 
Wesen erkannt, ein sinnliches und geistiges Leben derselben 
nachgewiesen , nach dem eigenthiimlichen Charakter eines 
jeden gefragt und den innern Zusammenhang zwischen der 
Vergangenheit und der Zukunft der Völker ins Bewusstsein 
gebracht. Was früher lose an einander gereiht war , er- 
hielt dadurch Verbindung und erschien nunmehr als ein 
organisches Ganzes. So fing man an, vorzugsweise nach 
der Geistesrichtuug zii forschen, in der sich ein Volk in 
jedem Zeiträume seines Lebens bewegte, nach seinen Sit- 
ten , seinem Rechte , seinen politischen Ideen , seiner Wis- 
senschaft, seinem Glauben, und begnügte sich nicht länger 
mit der Kenutniss vereinzelter Aeusserlichkeitcn. 

Unser Vorsatz ist es nun aber nicht, in dieser Weise 
das Gesammtleben des zürcherischen Volkes aufzufassen 
und darzustellen , sondern wir werden nur eine Seite die- 
ses Lebens behandeln, in der Richtung nämlich auf Staat 
und Recht. Wir werden somit nur einen Beitrag liefern 
zu der zürcherischen Geschichte. Je wichtiger freilich ge- 
rade diese Seite des Völkerlcbens ist, desto mehr Werth 
wird auch ein solcher Beitrag für die Geschichte haben. 

Durch die bestimmte Beziehung auf Staat und Recht wird 
indessen dieses Werk weniger einen rein historischen, als 
vielmehr einen staats- und rechtswissenschafllichen Charak- 
ter erhalten. Dasselbe wird nämlich nachzuweisen versuchen, 
aus welchen Elementen der zürcherische Staat entstanden, 
welche Formen und Organe sich in ihm gebildet haben, 
was für Rechtsgruudsätzc von Anfang an vorhanden gewe- 
sen oder nachher hinzugekommen sind, in welcher Gestalt 
sie sich entwickelt haben. Die Institute des Staats und 
Rechtes sollen ihrem Werden nach verfolgt und ihre Be- 
deutung in der Zeit und für die Zeit erforscht werden. 
Wenn somit der Stoff, den wir zu bearbeiten haben, den 
Staatswissenschaften vornehmlich angehürt, so wird da- 
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Einleitung, g. 3. Ihre Bedeutung. 3 

gegen« in der Form der Behandlung dieses Stoffes sich das 
historische Element von neuem gelten machen. Freilich 
ist es weder möglich nqch gut , von dieser historischen 
AufTassungsweise , welche allerdings der Gruudtypus unserer 
Darstellung sein muss, jede andere , namentlich die dogma* 
tische oder wenn man lieber will die philosophische Form 
der Behandlung fortwährend scharf ^nd ängstlich zu treu-, 
neu- Im Gegentheil, wir werden öfter Veranlassung crhal-> 
teo , den Charakter einzelner Institute nicht bloss in ihrem 
Werden sondern auch in ihrem . Sein zu betrachten, und es 
nicht vermeiden, zuweilen den systematischen Zusammen- 
hang eines Rechtsbegriffes mit den okern umfassenden und 
den untern engem naehzuweisen. Insbesondere gegen Ende 
dieses Werkes, da wo wir auf das neuste gegenwärtig noch 
geltende Recht zu reden kommen , werden wir geqöthigt 
sein , uns in der Bearbeitung desselben mehr, der systemati- 
schen und dogmatischen Bchandlungsweisc als der geschicht- 
lichen zuzuwenden- Aber auch früher wird jeue erstcrc 
vielfach überspielen in die Darstellung und grossentheils die 
Eintheilung des StofTcs bedingen. Das wird indessen Nie- 
manden irren, der weiss, wie fliessend diese Gegensätze 
sind, wie wenig sich in der äußern. Natur etwas als rein 
seiend oder rein werdend darstcllt , sondern wie vielmehr 
Alles seiend und werdend zugleich ist. 

• .... M- jp.' 

J. 2. Ihre Bedeutung. 

1 . -. .. i ; . 

Sieht man nur auf den kleinen Umfang, welchen das 

Gebiet des Züriclistaatcs hat, und die geringe Zahl scinef. 
Bewohner , so könnte man t versucht sein , die Bedeutung; 
einer solchen Betrachtung nicht hoch anzuschlageu. Mau 
könnte glauben , die grosse. Masse unnützer Bücher wiirtje 
lediglich um eines vermehrt , das besser unterblieben 

wäre* . . ..... ... , ■ • 

Ich werde mich hüten , die Bedeutsamkeit der Aufgabe 
zu überschätzen. Aber es 1 legi mit; auch daran , dass sie 
nicht unterschätzt werde. Da ich .überzeugt hin, dass die 
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Einleitung. fi. 3. 


Aufgabe gelber nicht gering ist, so ist es meine Pflicht, 
ihre Bedeutung zum Voraus nachzuweisen. 

Sehen wir hier ganz ab von ihrer rein historischen Be- 
deutung für die allgemeine Geschichte des Landes, so ha- 
ben wir ferner zwei Hauptrichtungen zu unterscheiden, 
nach welchen sich die Untersuchung hinwenden muss. Ein- 
mal nämlich liegt cs uns ob , die Elemente , Ausbildung und 
Organe des zürcherischen Staates nachzuweisen. Inso- 
fern hat somit unsere Aufgabe ein staatliches Interesse. 
Zweitens hat sie insofern ein rechtliches im engern Sinn, 
als die Rechtsverhältnisse der Bewohner dieses Staates dar- 
zustcllen sind. 

Es wäre an sich schon kein verächtliches Unternehmen, 
wenn sich diese beiden Interessen nicht über die Grenzen 
des Cantons Zürich erstrecken und auf dessen Bewohner be- 
schränken würden. Denn wenn es sich der Mühe lohnt, 
dass dieser Ganton als eigenthiiinlichcr Staat bestehen und 
fortlebcn soll , so muss cs sich unzweifelhaft auch der Mühe 
verlohnen, diese kleine Staatsindividualität als solche aufzu- 
fassen und zum Bewusstsein zu bringen. Und wenn es 
ein besonderes zürcherisches Recht geben soll , so macht 
schon diese Erscheinung eine Geschichte dieses Rechtes 
nothwendig. 

Allein die Aufgabe hat allerdings eine allgemeinere Be- 
deutung, die nicht eingeschränkt ist auf die Staatsbürger 
der kleinen Republik. Die kleine Völkerschaft , die sich 
allmählig aus einem grossem Stamme heraus gebildet hat, 
gehört der grossen Nation der Deutschen an. Während 
langer Zeit war sie auch staatlich nicht von dem deutschen 
Reiche abgesondert. Die Entstehung und Verfassuug der 
deutschen Stadt Zürich ist nicht eine vereinzelte Erschei- 
nung für sich. Sie ist ein Erzeugniss der bildenden Kraft, 
welche eine Menge ähnlicher Institute hervor rief. Und so 
wird ihre Geschichte auch für die Geschichte der übrigen 
deutschen Städte nicht ohne Licht bleiben. Sic wird um 
so lehrreicher sein , als die Stadt Zürich nicht , wie so 
viele andere, durch Einen schaffenden Akt eines Fürsten 
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Ihre Bedeutung. g 

nach dem Vorbilde früherer Städte ins Leben gerufen wurde 
sondern sich allmählig gestaltete. 

Weben und ausser der Stadt bietet ferner die Geschichte 
der Dorfversassungen ein besonderes Interesse dar. Die 
einzelnen Höfe und Dörfer, deren erste Anfänge so weit 
hinauf reichen, als die Geschichte irgend nooh klare Blicke 
zu thun vermag, haben ihr innerstes Wesen viele Jahrhun- 
derte hindurch treu bewahrt, unter dem , Einflüsse der ver- 
schiedenen Zeiten und Verhältnisse aber jedesmal besondere 
neue Gestaltungen angenommen, welche zugleich das cigen- 
ftumhehe Gepräge der Zeit an sich tragen und auf den 
Charakter dieser wieder zurück wirken. Ich zweifle nicht, 
dass sich durch ganz Deutschland hindurch analoge Ver- 
hältnisse finden werden. Gerade dieser Theil der Staats- 
geschichte ist aber bisher noch so wenig behandelt wor- 
den, dass man sich hier wohl Aufschlüsse von allgemeinem 
Werthe versprechen darf. Oder sollten die zahlreichen 
Dörfer, in denen sich die grosse Masse der gesammten 
Nation bewegt , eine genaue Aufmerksamkeit weniger ver- 
dienen, als die Städte, deren Mehrzahl nach und nach den 
Dörfern wieder gleich wird , während sich nur einzelne 
wenige zu erheben vermögen? 

Als sich die Stadt Zürich nach und nach faktisch, spä- 
ter auch rechtlich sammt ihrem Gebiete ablöste von dem 
allgemeinen Rc.chsverband, so geschah dieses im Zusam- 
menhänge und in Verbindung mit andern Städten und Län- 

‘ k “ vereint «e ein Glied der schwei- 

zerischen Eidgenossenschaft. Sie führte jederzeit eine der 
gewichtigsten Stimmen auf ihren Tagen, ,md auch später 
och Latui die Ausbildung des Cantons Zürich stets Einfluss 
auf die Gesla tung anderer Cantone. Insofern wird das 
Interesse, welches Anfangs nur ein zürcherisches zu sein 
schien zum schweizerischen. Doch dabei dürfen wir nicht 
stehen bleiben Auch für das Ausland ist der Organismus 
dieses kleinen Staats nicht ohne alles Interesse. Es ist schon 
oft bemerkt worden und sicher währ : die Schweiz hat ihrer 
Eigentümlichkeit wegen für das europäische Staatensystem 
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Einleitung. 0. Ü. 

und die Kenntniss der europäischen Staatenzustände vveit 
mehr Bedeutung als ein anderer Staat desselben Europas 
von gleichem oder selbst von etwas grösserm Umfange. 
Es wäre Thorheit sie auch nur in dieser Rücksicht den 
europäischen Staaten selbst des zweiten Ranges gleich setzen 
zu wollen. Aber das schon gibt ihr doch eine ungewöhn- 
liche Bedeutung, dass sie eine Republik ist, während alle 
andern grossem Staaten eine monarchische Regierungsform 
haben, ganz abgesehen davon, dass sie durch die in ihr zu- 
sammen gedrängten Gegensätze jeder Art und die ausser- 
ordentliche Mannigfaltigkeit der Erscheinungen eine so eigen- 
thiimliche Stellung erhält , dass sie das Interesse in vor- 
züglichen Anspruch nimmt '). Nun ist es freilich wahr, dass 
diese Bedeutung erst dann in ihrem vollen Umfange hervor- 
treten würde , wenn man eine Geschichte des schweizeri- 
schen Staates schriebe , dagegen zurücktreten muss , wenn 
es sich um die Geschichte eines einzelnen schweizerischen 
Standes handelt. Aber znm Thcil wird doch auch diese 
gehoben durch jene Eigenschaft des Ganzen , die sich in 
dem einzelnen Gliedc wieder findet. 

Das zürcherische Recht scheint mir aber noch weit 
mehr Stoff darzubieten für ein allgemeines Interesse als der 
zürcherische Staat. Der Grund hievon liegt hauptsäch- 
lich in seiner Beziehung zum deutschen und zum römischen 
Recht. Das deutsche Recht , welches von Anfang in den 
Gegenden gegolten, die wir jetzt zur deutschen Schweiz 
rechnen , hatte in der frühem Zeit die nämlichen Schick- 
sale , wie die Rechte der übrigen deutschen Völker. Der 
Einfluss römischer Cultur drang überall durch und wirkte 
auf die Zerstörung und Ausbildung einheimischer deutscher 
Rechtsbegriffe. Allein nicht bloss erhielt sich auf dem 
zürcherischen Gebiete das Recht reiner von fremder, römi- 
scher Beimischung, als selbst in andern schweizerischen 


1) Ich habe den eigenlhiimlichen Charakter der schweizerischen Eid- 
genossenschaft ausführlich zu schildern versucht in Ranke’s politischer Zeit- 
schrift. Berlin 1834. Kd. ff. S. 363 ff. 
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Cantoncn , wie a. B. in Basel öder St. Gallen. Sondern , 
was die Hauptsache ist, es wurde das römische Recht hier 
niemals in der bestimmten Gestalt, welche es in den Justi- 
nianischen Rcchtshiichern , dem sogenannten Corpus Juris 
Civilis angenommen hatte, als vollständiges ' Rechtssystem 
aufgenommen und mit öffentlicher Autorität versehen , es 
wurde niemals zum gemeinen Rechte von Zürich. Da- 
durch unterscheidet sich dieser einzelne Zweig der deut- 
schen Nation so wesentlich von der Gesammtheit. Und es 
kommt somit das zürcherische Recht nicht auf eine Linie 
mit andern Partikularrechten deutscher Städte und Län- 
der , welche sich von der fremden Herrschaft lange 
nicht so frei zu halten gewusst haben. Man glaube nicht; 
dass die faktischen Verhältnisse dieses kleinen Staates ein 
scharf ausgebildetes, wissenschaftliches Rechtssystem ent- 
behrlich machen. Der rechtliche Verkehr ist um nichts 
einfacher als in andern civilisirten Staaten. Die rechtlichen 
Begriffe müssen daher nothwendig auch eben so sehr aus- 
gebildet werden , als dort. Und wenn die juristische Theo- 
rie mit dieser Ausbildung nicht Schritt hielt und ihren An- 
forderungen nicht entsprach, so liegt die Schuld lediglich 
an den Juristen , welche einer wissenschaftlichen Behand- 
lung des einheimischen Rechtsstoffes nicht fähig waren , 
oder vielmehr an dem gänzlichen Mangel achter Juristen. 
Die neuste Zeit hat hier eine wohlthätige Veränderung zu- 
wege gebracht. Zwar wäre es zu frühe, jetzt schon die 
Arbeit für vollendet zu halten , und die zürcherische Juris- 
prudenz der Rechtswissenschaft anderer Staaten gleich zu 
stellen. Allein cs sind doch schöne Anfänge Wissenschaft-' 
licher Behandlung gemacht , die gerade so weit reichen',' 1 
um zu fernerer Bearbeitung anzuspornen. Das ist aber fUi" 
jede Wissenschaft die schönste Zeit , wo noch die Sicher- 
heit neuer Resultate die geistige Thätigkcit auregt und 
belohnt. • '-in 

Wir haben oben auf das charakteristische Streben der 
neuern Zeit aufmerksam gemacht, das Nationellc, Indivi- 
duelle im Völkerlebcn tu erkennen und so das frühere Chaos 



3 Einleitung- 2- 2. Ihre Bedeutung. 

der Vermischung zu scheiden. Damit hängt ein scheinbar 
entgegengesetztes Streben aufs engste zusammen. Fast in 
allen Wissenschaften, wenigstens in allen historischen, zeigt 
sich in neuster Zeit nämlich eine Richtung, das Leben und 
die Acusserungen der verschiedenen Völker zu vergleichen 
und das Gemeinsame heraus zu finden. Die enge Bezie- 
hung , welche besonders in Europa die Geschichte jedes 
einzelnen Gebietes auf die des andern hat, wird im intel- 
lektuellen und sinnlichen Leben so allgemein und lebhaft 
empfunden, dass es an der Zeit ist, diese innere Verbin- 
dung auch in der Erkenntnis herzustellen. Daher ist es 
für kein europäisches Volk gleichgültig, was sich bei einem 
andern und wie es sich entwickelt hat, eben weil es über- 
all auf Anklänge, Analogien, ähnliche Bedürfnisse stösst. 

Dieses allgemeine Interesse erhält aber dadurch für un- 
sere Aufgabe noch eine eigenthümliche Bedeutung, dass der 
Rechtszustand Deutschlands offenbar einer grossen Verände- 
rung entgegen geht, oder sie vielmehr zum Theil schon 
erlebt hat. Ich meine die allmäblige Befreiung von der 
direkten Herrschaft des römischen Rechts, die Entsetzung 
der Justinianischen Rechtsbücher von formeller Gültigkeit, 
die gerade in den grössten deutschen Staaten schon vor sich ge- 
gangen ist, und in den übrigen kleinern sicher nicht ausbleiben 
wird. Für das deutsche Recht muss es mithin, da es wie- 
der national zu werden sucht , von Interesse sein, zu sehen, 
wie bei einem — wenn auch noch so kleinen — Stamme 
dasselbe deutsche Recht, man darf nicht sagen ohne rö- 
mischen Einfluss, aber doch ohne Einfluss der Justiniani- 
schen Rechtsbücher geworden ist, wie cs sich gebildet 
hat , ohne jene Nationalität zu opfern , nach welcher die 
übrigen deutschen Rechte wieder streben. 

Man wird es nach allem Gesagten erklärlich finden, 
wenn wir mit einer gewissen Vorliebe gerade den recht- 
lichen Theil dieses Buches hervorheben werden. 

Zumal wenn wir uns der neuern Zeit nähern, werden 
wir mit grösserer Ausführlichkeit die einzelnen , besonders 
die privatrechtlichen Institute, welche eben das meiste In- 
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teressc gewähren, behandeln, und so wird sich von selbst 
ein ‘ Gegensatz heraussteilen gegen andere Rechtsgeschich- 
ten , die in der Regel die Vorzeit mit mehr Sorgfalt in's 
Leben zurück zu rufen als die Gegenwart darzustellen 
suchen, ein Gegensatz, welcher übrigens mehr noch auf der 
Natur des Stoffes, als der Neigung der Arbeiter beruht. 

« • • •» •* , 1 .'( 

5. 3. Ueberblick. 

•u -.1 -f 

■> Man hat sich vielfach darüber gestritten , ob eine Ein- 
thcilung der Geschichte in verschiedene Perioden zweck- 
mässig «der verwerflich sei. Uns scheint für unsere Auf- 
gabe wenigstens eine Siehtung und Vertheilung des Stof- 
fes je nach verschiedenen Zeitabschnitten im Interesse der 
Darstellung geradezu nothwendig. Denn wir vermögen 
nicht abzusehen, wie ohne eine solche es möglich wäre, 
eine klare Uebersicht zu erhalten und den eigenthümlichen 
Charakter, welchen die Zeit Verhältnisse den Instituten geben, 
in ihrem Zusammenhang zu erfassen. Sobald man sich nur 
vor dem Irrthume hütet, dass in einem bestimmten Zeit- 
punkte die bisherigen Institute plötzlich zu andern werden 
und dann in dieser Weise fortdauern bis zu dem nächsten 
Zeitabschnitte, sobald man nur weiss , dass die Uebergänge 
meist unmerklich vor sich gehen und sich der Zeit nach 
vielfach durchkreuzen , so können wir auch die Gefahr einer 
solchen Eintheilung eben nicht hoch anschlagen. Eben dess- 
halb werden wir auch, obwohl wir grössere Perioden aus 
einander halten , uns im Einzelnen durchaus nicht ängstlich 
an diese Abgrenzung binden, sondern, wo es die Darstel- 
lung zulässt , der Erscheinung im Leben gemäss , ohne 
Bedenken in die frühere Zeit zurück oder in die spätere 
übergreifen. Aus dem gleichen Grunde sind wir auch nicht 
geneigt, darüber viel Worte zu verlieren, ob gerade in 
dem von uns gewählten Zeitpunkte die Periode anzu- 
fangen und zu enden habe , oder in einem andern auch 
möglichen. • 

Wir unterscheiden vor allem die Zeit des Mittelalters 
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von der neuern Zeit. Den Uebergangspunkt von jener 
zu dieser bildet anerkannter Massen die Reformation. Der 
erstem wird der erste Gand gewidmet sein. In dem zwei- 
ten werden wir die letztere behandeln. 

Die Zeit des Mittelalters theilen wir in drei Perioden 
und eben so viele Bücher ab. Das erste begreift die älteste 
alamannische Zeit unserer Geschichte bis zur Auflösung der 
fränkischen Monarchie im Jahre 888 nach Christus Geburt. 

Das zweite begreift die Periode von da an bis zur 
ßrunischen Verfassungsänderung in Zürich, 888 — 1336 nach 
Christus. • 

Das dritte umfasst die Folgezeit bis nach der Reforma- 
tion , von 1336 bis 1531, in welchem Jahre der sogenannte 
Cappelerbrief erlassen wurde. 

Das vierte und fiinfte Buch werden sieh mit der neuern 
Zeit beschäftigen, und zwar das vierte bis zu der allge- 
meinen schweizerischen Revolution vom Jahre 1798 reichen; 
das fünfte die seitherige EntwickehingMiis auf die Gegen- 
wart behandeln. 

Schliesslich ist noch eine allgemeine Erklärung über das 
Ganze nothwendig. Unsere Rcchtsgeschichte macht näm- 
lich keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit, wenn sie auch 
allerdings nicht ein Aggregat von einzelnen Untersu- 
chungen, sondern ein wissenschaftliches Ganzes zu sein 
strebt. 

Die Bedenken gegen jene Vcrzichtleistung auf Vollstän- 
digkeit könnten in den Augen eines milden Beurtheilers schon 
dadurch grossentheils gehoben werden , dass es bei dem 
fast gänzlichen Mangel von Vorarbeiten, die sich unmittel- 
bar auf unsere Aufgabe beziehen , kaum möglich ist , auf 
einmal Alles zu berücksichtigen , und nichts einstweilen vor- 
bei gehen zu lassen. Wir haben dafür aber noch andere 
mehr objectivc Gründe. 

Von dem Zusammenhang unserer Staats- und Rechls- 
gcschichte mit der allgemeinen Deutschen war schon oben 
die Rede. Je weiter wir in die Vorzeit zurück gehen , 
desto grösser ist er; in der spätem Zeit nimmt er zwar 
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ab , jedoch keineswegs in dem Masse , dass nicht auch da 
sehr vieles Gemeinsame sich ergäbe. Nun wäre es sicher 
ein verkehrtes Unterfangen , wenn alles , was besonder» 
durch die vortrefflichen Forschungen Eichhorns und ande- 
rer deutscher Gelehrter als Gemeingut der deutschen Stämme 
anerkannt ist , wieder ganz tibergeträgen würde in die 
Rechtsgeschiehte einer einzelnen Völkerschaft. Eine solche 
Ausschreibung und Wiederholung würde zu nichts from- 
men. Dadurch werden wir angewiesen, das Allgemeine 
als ein bereits Gegebenes' voraus zu setzen, und mehr auf 
das Besondere , Eigentümliche zu sehen. Das Gemein- 
same darf daher nur da mit grösserer Ausführlichkeit 
herausgehoben werden , wo es entweder durch unsere Quel- 
len eine modificirte Färbung erhält oder mit neuen bedeu- 
tenden Belegen unterstützt wird, oder wo jenes Gemeingut 
neue Ergänzung -»ad Erweiterung gewinnt. 

Eine andere Beschränkung liegt in dem Zustande unserer 
Quellen, die zwar für eine erste Bearbeitung reichhaltig 
genug sind, aber doch verhältnissinässig nur wenige Insti- 
tute, besonders in älterer Zeit , näher aufklären. Wir wer- 
den uns daher brt der Auswahl des Stoffes vornehmlich 
auch an diese halten müssen , da wir nicht gesonnen sind, 
da wo unsere Quellen gänzlich schweigen , durch Vennutbung 
und Herbeiziehung anderweitiger Analogien die Lücken zu 
ergänzen. 

Für die neuste Zeit endlich kommt noch ein Gesichts- 
punkt in Betracht. Wenn es nämlich eine anerkannte Wahr- 
heit ist , dass das Recht sein Dasein keineswegs der Ge- 
setzgebung zu verdanken hat, sondern diese vielmehr nur 
eine Aeusserung des Rechtes ist , so gibt es doch besonders 
in unseren Tagen manche Gesetze, die, ihrer Natur nach 
höchst positiv , recht eigentlich zum Zwecke haben , 
neues Recht zu schaffen. Gewöhnlich haben aber gerade 
solche Gesetze einen viel geringeren wissenschaftlichen 
Werth , als andere , welche mehr eine Anerkennung der 
im Stillen durch das Leben vorbereiteten und in die- 
sem sich kund gebenden Rechtsansichten enthalten. Wir 
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werden daher auch weit weniger geneigt sein , durch 
Auszüge aus jenen Gesetzen und Auslegung ihrer Bestim- 
mungen unsere Arbeit zu belasten, die vorzüglich eine 
wissenschaftliche Tendenz hat und nicht beabsichtigt, einer 
bequemen Praxis dadurch unter die Arme zu greifen, dass 
sie ihr das eigene Machsehen und Machdenken erspart. 
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ERSTES BUH 

Alamannlsche Zeit, bis zur Auflösung der fränkischen 
Monarchie im Jahr 888 nach Christus. 


$. 4. Helvetisch-römische Vorzeit. 

Das Bemühen , flie spätere deutsche Geschichte der nörd- 
lichen Gegenden der Schweiz an jene Zeit anzuknüpfen , 
wo noch ein gallisches Volk unter römischer Herrschaft 
den Boden gebaut hat, scheint vergeblich zu sein. Alle 
Versuche der Art haben bisher zu keinen irgend befriedi- 
genden Resultaten geführt. Im Gegentheil , der Charakter 
unserer Geschichte ist durch Herbeiziehung jener fremd- 
artigen Vorzeit und Verknüpfung der frühem Verhältnisse 
mit den spätem eher verwirrt als aufgehellt worden. 

Es ist eine merkwürdige Erscheinung, dass es den kel- 
tischen Völkern , zu denen Gallier und Helvetier gehörten, 
nirgends gelingen wollte, sich selbstständig zu einem ge- 
bildeten Staate emporzuarbeiten und sich in die Reihe der 
gesitteten Völker Europas aufzuschwingen. Sie erlagen 
entweder der römischen oder der germanischen Nationali- 
tät, und dienten so gewisser Massen überall nur als Stoff 
für fremde Völker, welche sich aus den verschiedenen 
Mischungen bildeten aber immer vorherrschend römischen 
oder deutschen , nie keltischen Charakter zeigen. 

In der Schweiz hatten die Helvetier während mehrerer 
Jahrhunderte römischer Herrschaft unzweifelhaft ganz die 
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Cultur einer römischen Provinz, römische Sprache, Sit- 
ten, Recht und Religion angenommen. Und weun sich auch in 
einzelnen unzugänglichen Bergthälern vielleicht noch Reste 
des alten vorrömischen Wesens erhalten haben mochten, 
so ist das doch von solchen Gegenden nicht glaublich , 
welche, wie das flachere Gebiet von Zürich, von römi- 
schen Strassen durchschnitten und regelmässig von römi- 
schen Truppen besetzt waren. Eine Menge von Angaben 
und Denkmälern weisen auf diese Romanisirung des Landes 
hin , welches zu dem lugdunensiseben Gallien gerechnet 
wurde 2 ). 

Desto bedeutender wird die Hauptfrage, ob sich nicht 
römische Cultur und insbesondere römisches Recht unter 
den einwandernden deutschen Völkern zu behaupten ge- 
wusst habe. Man könnte um so eher geneigt sein , die 
Frage zu bejahen, als bekannter Massen die Burgunder und 
Frankem, welche andere Thcile von Gallien eroberten , 
ziemlich bald hinwieder von der römischen Cultur besiegt 
wurden. 

Allein eiue nähere Betrachtung nüthigt uus , jene Frage 
wenigstens der Hauptsache nach zu verneinen. Schon das 
unterscheidet die alamannische Herrschaft von der burgun- 
dischcn und fränkischen wesentlich , dass die Alamannen 
ihre deutsche Sprache unverfälscht bewahrten , während 
die Burgunder und Franken, obwohl Sieger,, dennoch die 
feiner ausgebildclc Sprache ihrer civilisirteru Unterthanen 
annahmen. Diese Erscheinung deutet unverkennbar darauf 
hin, dass in der nordöstlichen Schweiz, welche von ala- 
manuischen Hecreshaufen besetzt wurde , die Deutschen auch 
der Zahl und Masse nach allzusehr vorherrschten , um sich 
der fremden Cultur und Sprache der unterworfenen Römer 
zu unterwerfen. Wäre das Verhältnis ähnlich;. gewesen , 
wie in den fränkischen und burgundisehen Ländern, so 


2) Ich verweise auf Tacilus Aon. Xf. 23 und die von Orellf *o- 
jsniiimengcxleillen rö'iMfsclu*n Inschriften ans HeFvelien. Inseri|>t. latin. Ttlrici. 

1828. I. IQt — 1Ö«. , 
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hätte auch hier das gebildetere Volk über das bildungs- 
fähige- geistige Herrschaft erworben. Denn die Zu- 
stande der römischen Bewohner von Helvetien waren von 
denen des übrigen Galliens nicht unterschieden, und die 
Alamannen waren , wie die -Folge zeigt, an sieh kaum 
weniger für die Eindrücke einer civilisirtcren Nation empfäng- 
lich als die Burgunder. 

Auf die Angaben der römischen Schriftsteller , dass von 
den Alamannen Alles verwüstet und alle Einwohner nieder- 
gemacht worden seien , möchten wir nicht grosses Gewicht 
legen, ln solchen Dingen übertreibt die von dem unglück- 
lichen Eindrücke der Gegenwart ergriffene Mitwelt ge- 
wöhnlich. • Ich zweifle nicht daran, dass eine grosse An- 
zahl von Colonen, welche auch hier den , Boden für ihre 
römischen Herren bauten,. in ähnliche Verhältnisse zu den 
neuen Herrn als deren Leibeigene getreten sein werden. 
Denn es ist nicht glaublich , dass diese an den Acker , der 
sie nährte , gebundenen erbunterthänigen Bauern ihren 
Herren folgten und wie diese das Laud verliessen. Sie 
wären offenbarem Elende und einem viel schlimmeren 
Schicksale entgegen gegangen , als wenn sie sich den neuen 
Herren zu Eigenen ergaben. Und was hätte es auf der 
andern Seite den Siegern gefruchtet,] sich selber guter Ar- 
beiter und unterwürfiger Knechte zu berauben ? 

Eine freie römische Bcvölkcrnng aber blieb nicht zu- 
rück , oder doch nur insehr untergeordnetem Masse. Wer 
nicht im Kriege fiel oder sich in Knechtesstand begab, 
wanderte aus. Die Eigenen aber nahmen bald sogar die 
Sprache ihrer Herren an. Das konnte um so leichter ge- 
schehen, als sehr viele jener Colonen schon unter römischer 
Herrschaft Deutsche gewesen sein mochten. Diese alle 
setzten der Sprache und dem Rechte der Sieger keinen 
Widerstand entgegen und konnten leicht mit diesen wieder 
zu Einem Volke verschmelzen. Die Uchrigcn widerstan- 
den dem vorherrschenden Einfluss der deutschen Bewohner 
auch nicht in die Dauer. In den alamannischen Urkunden 
schon des achten Jahrhunderts sind die Namen der Freien 
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sowohl als der Knechte durchweg deutsch , nur sehr selten 
findet sich ein römischer unter ihnen. Und obwohl die 
gerichtlichen Urkunden aus dem Thurgau, welche sich über 
den nordöstlichen Theil der Schweiz erstreckte , sehr zahl- 
reich sind, so finden wir doch nirgends Römer mit römi- 
schem Rechte den Alamannen mit alamannischem Rechte an 
die Seite gestellt , während dagegen schon in Rliätien ausser 
den Alamannen Römer erwähnt werden und römisches 
Recht anerkannt ist 3 ). 

Die alten Namen der Höfe und Weiler ferner in unsern 
Gegenden weisen wieder deutlich auf deutsche Bevölkerung 
hin, denn sie sind mit wenigen Ausnahmen deutsch. Nur 
in einigen Ortschaften , welche schon in der römischen Zeit 
eine gewisse Bedeutung erlangt haben, sind Spuren der 
alten Namen zurück geblieben. Dahin gehört Zürich 
selbst , dessen Name in ächten römischen Inschriften er- *■ 
wähnt wird. Turicum , wie die Römer es wohl nannten , 
war der Standort eines militärischen Postens 4 ) und viel- 
leicht damals schon ein nicht ganz unbedeutender Ort. Ich 
schliesse das daraus , dass lange bevor es eine deutsche 
Stadt Zürich gab, und bevor sich ein Züriehgau aus dem 
Thurgau ausschied und diesem an die Seite gestellt wurde, 
ein weiter Bezirk von Zürich her der Zürichgan genannt 
wurde, so wie aus der Bedeutung von Zürich selbst wäh- 
rend der alamannischen Zeit. Ob aber der Ort eine Muni- 
cipalverfassung gehabt habe , möchte ich weder bejahen 
noch verneinen. Nur das ist für uns von Bedeutung , dass 
sich hier in späterer Zeit weder sichtbare Reste römisch 


3) Urkunde vom Jahr 920 bei N engart Cod. Diplom. Alemanniae. Sf. 
Dias. 1791. Tom. 1. p. 372. No. 7 05. - „ inandavit dtn Burchardus , ul 
seeuudum ledern Homanam judicareut. — Judicuvcruut omnes Jiomuni et 
Alamanni Freigelassene des Klosters werden zwar auch in eigentlich ala- 
inannischen Urkunden den römischen Dilrgern gleich gestellt. Allein liier 
wirkten spater wieder cingedruiigenes römisches Recht, besonders * aber die 
Ansichten der Kirche Uber die Zulässigkeit des römischen Rechts mit. 

4) Der Name kann geschlossen werden aus dem abgeleiteten Turicensis 
iu der Inschrift bei Orelli a. a. O. No. 459. Mit Tigtirum , wenn es 
je ein solches gegeben , hat Zürich nichts rn schaffen. 
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gebliebener Bevölkerung noch Spuren römischer j;Verfas ■ 
sung vorfinden 5 ). 

Ausser Zürich wird noch Vitodurum, das spätere Ober- 
Winterthur als römische Stadt erwähnt 6 ). Und auch die Na- 
srcn Klotcn (Claudia), Aeugst (Augusta) deuten auf römi- 
sche Zeit hin. Allein auch da ist keine weitere Spur der 
frühem Cukur geblieben. Im Gegentheil, die gegenwär- 
tige Stadt Winterthur liegt in ziemlicher Entfernung von 
dem Orte , wo nun ein deutsches Dorf den Boden einer 
römischen Stadt bepflftgt. 

Die grosse Anzahl der andern alten Namen sind deutsch 
und weisen deutlich auf die Art hin , wie der Boden von 
den Eroberern vertheilt wurde. Wir werden bald näher 
darauf zu reden kommen. 

Endlich spricht noch ein Umstand für den Untergang 
des römischen Rechtes in diesen Gegenden. Die Ausbrei- 
tung des Christenthums steht mit der Herrschaft und Aus- 
dehnung des römischen Rechtes in vielfachen Beziehungen. 
Insbesondere haben die Geistlichen , die überall als Ver- 
mittler einer fremden Cultur tliätig waren , und sich selbst 
als Römer betrachteten und nach römischem Rechte lebten, 
dasselbe theils in seiner Herrschaft erhalten, theils diese 
ausgedehnt 7 ). Aber auch an diesen Trägern des römischen 
Rechtes fehlte es während langer Zeit nach der Besetzung 
durch die Alamannen gänzlich. 

Ob das Christenthum noch während der römischen Re- 
gierung sich auch über unsere Gegenden verbreitet habe, 
weiss ich nicht. Dass dasselbe bis dahin gedrungen, ist 
nicht unglaublich , aber von der ersten Bekanntschaft mit 
demselben und einzelnen Verehrern bis zu gänzlicher Ein- 
führung ist noch ein ziemlicher Schritt 8 ). Sei dein aber 

5) Auf den Namen der Rdinergasse darf man um so weniger Gewicht 
legen, als die Gasse frilhcr anders hiess. Vergleiche Vogel in das alle 
Zürich , historisch- topographisch dargestellt. Zürich 1829. Note 419. 

6) Orelli Inse, No. 4ft7. 

7) Man vergleiche darüber Savigny Geschichte des römischen Rechts 
im Mittelalter. Heidelberg 1834. Bd. II. S. 274 ff. 

8) Es sind unter den Antiquitäten unserer Gegenden eine ciemliche An- 
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wie es wolle, so viel ist gewiss, die Alamannen waren, 
als sie das Land einnahmen, Heiden, und blieben es noch 
ziemliche Zeit. Sie haben daher gewiss nicht die gegen 
alles Heidenthum so unduldsame und feindselige Religion 
der Christen bei ihren Eigenen geduldet, noch viel weniger 
aber ihnen besondere fremde Priester gelassen. 

Alles zwingt uns daher zu der Annahme , dass die rö- 
mische Cultur, Sprache, Recht und Religion durch die 
Eroberung ftir eine geraume Zeit unterdrückt worden sei , 
und dass die römischen Elemente , die etwa noch vorzüg- 
lich in eigenen Landbaueru zurück geblieben sein mochten, 
genöthigt waren, sich der deutschen Nationalität der Herren 
anzuschmiegen und in diese über zu gehen. 

5 . 5. Von den Alamannen. 

Die Geschichte der einzelnen deutschen Stämme , die 
sich einer nach dem andern auf das römische Weltreich 
warfen , bis dasselbe zuletzt unter den mit erhöhter Kraft 
fortwährend wiederholten Stösscn zusammen brach, ist noch 
immer überaus dunkel. Tacitus , der die Deutschen wie 
kein Anderer gekannt hat, wusste von dem Namen der Ala- 
mannen noch gar nichts , und doch finden wir in der spä- 
tem Geschichte eines der bedeutendsten und streitbarsten 
deutschen Völker unter diesem Namen. Ja der Ruf der 
Alamannen war so gross und verbreitet , dass noch heute 
die whlschen Völker die gesainmte deutsche Nation Ala- 
mannen heissen. Ihr Name bedeutet nicht , wie man früher 
wohl glaubte , allerlei , sondern ganze Männer 9 ). 

Die Alamannen gehörten zu der grossen suevischen 
Völkcrfaniilic , welche noch zu Tacitus Zeit die östlichen 
und nördlichen Gegenden Deutschlands inne hatte. In den 

zahl von Götterbildern atisgegraben worden , so viel ich aber weiss keine 
Embleme des Christenthuius aus römischer Zeit. 

9) Vgl. darüber M a s s m a n n Skeireins Aivaggeljons thairh Johannen. Mün- 
chen 1834. $. 149. b. Jakob Gr i min Göttinger Anzeigen. Jabrg. 1835. 
S. 1103.: eine Notiz. die ich meinem Freunde W. W a c k e r n ag e I verdanke. 
Früher hatte Grimm selber diese Ansicht bekämpft. Deutsche Grammatik. 
Bd. II, S. 627. 
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Zeiten der Völkerwanderung, die eben um ihrer Massen- 
haftigkeit willen, schwer zu begreifen sind, drangen sie 
unter der Anführung ihrer Könige südwestlich vor, wag- 
ten es schon im dritten Jahrhunderte in Italien einzufal- 
len , und setzten sich endlich im Kampfe mit den Römern 
nach wechselndem Kriegsglücke in der ersten Hälfte des 
vierten Jahrhunderts zwischen Rhein und Donau fest. Zu 
Anfang des fünften Jahrhunderts überschritten sie zugleich 
mit den Rurgundern den Rhein und unterwarfen sich einen 
grossen Theil Helvetiens dauernd. Das weite Gebiet zwi- 
schen den Alpen im Süden , dem Flusse Main im Norden , 
der Aar , dem Jura und den Vogesen im Westen und dem 
Flüsschen Schuss, das in den Bodensee mündet, im Osten, 
ward nunmehr von den Alamannen bewohnt. 

Doch vermochten sie sich nicht als selbständiges Reich 
zu halten. Es ist merkwürdig zu gewahren , wie gerade 
diejenigen deutschen Völker, welche zuerst nach Süden 
vorgedrungen und erfolgreich gegen die Römer gekämpft 
hatten, hinwieder zuerst im Kampfe mit dem mächtigen 
Frankenrcidhc erlagen. Die deutsche Kraft der Franken 
wurde durch die Mischung mit römischer Cultur einer 
schnelleren Reife entgegen geführt. Die deutscher geblie- 
benen Alamannen konnten ihren um jener Verbindung wil- 
len überlegenen Gegnern nicht widerstehen. 

Der fränkische König Chlodwig besiegte die Alamannen 
in der Hauptschlacht bei Zülpich im Jahr 496 und ver- 
einigte den ganzen nördlichen 'l'heil Alamanniens mit dem 
Frankcnrcichc. Die südlichen Alamannen begaben sich, ohne 
Hoffnung, durch eigene Kraft zu siegen, in den Schutz des 
mächtigen ostgothischen Königs Thcodoricb. Allein seine 
Nachfolger, in ihrer ursprünglichen Herrschaft selbst ge- 
fährdet , traten dieses Herzogthum Alamannien dem austra- 
sischen Könige Theudebert ab. Es geschah dies zwischen 
den" Jahren 634 und 538. 

Von da an blieb Alamannien ein Bestandtbeil der frän- 
kischen Monarchie, bis auch diese in neue Reiche sich auflöstc. 

Die Alamannen hatten ihre eigenen Könige wohl einge- 
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biisst, als sie sich in den Schutz fremder Könige begaben. 
An die Stelle jener traten erbliche Herzoge. Die herzog- 
liche Familie war vermuthlich die ursprünglich könig- 
liche. Der Herzog hatte den Heerbefehl in der Provinz 
und vertrat überhaupt des Königs Stelle in derselben. 10 ) 
Eine solche Stellung eines nationalen Herrscherhauses konnte 
in der That einer Monarchie nicht Zusagen , welche alle 
Gewalt in sich selber zu concentriren strebte. Die Her- 
zoge waren die natürlichen Rivale der fränkischen Haus- 
meyer , welche durch die ihrem Einflüsse unterworfenen 
Könige das Reich regierten, und zuletzt selbst nach der 
königlichen Gewalt strebten. Ohne Vertilgung der herzog- 
lichen Würde hatte dieses Bestreben keine Hoffnung des Er- 
folgs. Daher suchten sich die Hausmeyer auch ihrer Geg- 
ner zu entledigen , sobald sie die erforderliche Macht inne 
hatten. Und wenige Jahre bevor der Hausmeycr Pipin es 
wagte , selbst nach der fränkischen Krone zu greifen , brach 
er noch die Gewalt der Herzoge. Im Jahre 748 schaffte 
er die herzogliche Würde in Alamannien ganz ab. Im 
Jahre 752 hicss er selber König. 

g. 6. Der Thurgau und der Zürichgau. 

Das Herzogthum Alamannien war in eine Anzahl Gaue 
getheilt , an deren Spitze je ein Graf stand , als Beamter 
des Königs. Als die herzogliche Würde cinging, blieb doch 
die Gauverfassung zurück. Der König beaufsichtigte ihre 
Regierung durch die von ihm erwählten Sendgrafen. 

Einer dieser Gaue war der Thurgau, der zur Zeit der 
fränkischen Kaiser sich weit über den nordöstlichen Theil 
der Schweiz erstreckte. F.s wäre eine zwar mühsame aber 
lohnende Arbeit, wenn es Jemand versuchte, aus den zer- 
streuten ältern Urkunden die Grenzen der ehemaligen Gaue, 
welche die gegenwärtige Schweiz durchschnitten , genau 
nachzuweisen. Man könnte daraus mancherlei Resultate für 


10) Vgl. Lex. Alantannorum tit. 35. Alam. Könige der ältern Zeit 
werden mehrfach erwähnt, i. B. Amminnus Marcel I. XXVII. 2. 
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den Charakter und die spätere Geschichte der schweizeri- 
schen Stämme und ihres Rechtes gewinnen. 

Der grosse Thurgau wurde südlich und östlich von den 
hohen rhätischen Gebirgen begrenzt, im Norden vom Bo- 
denscc und dem Rheine bis zu dem Einflüsse der Aare, 
dann westlich von dieser bis Windiseh und endlich von der 
Rcuss bis in den Vierwaldstättersee. Das ganze gegen- 
wärtige Gebiet des Cantons Zürich lag in dem Thurgau, 
aasserdem der ganze jetzige Thurgau, die Cantone St. Gal- 
len, Appenzell und wohl auch Glaras grossenthcils , Zug, 
Schwyz, vermuthlich auch Uri ganz, Unterwalden dem 
grossem Thcile nach und einige Stücke des jetzigen Aargau 
und des Cantons Luzern. 

Für die Rechtsgeschichte ist diese alte Ausdehnung des 
Thurgaus von grosser Bedeutung. Denn wir können dar- 
aus mit Gewissheit schliessen , dass vormals hier allenthal- 
ben das gleiche alamannische Recht gegolten habe. Es 
beruht mithin auch die spätere Rechtsentwickelung auf der 
gleichen Grundlage , und so wird die ursprüngliche Ein- 
heit auch in der Folge noth wendig vielfach durchschimmern 
und eine innere Verwandtschaft dieser schweizerischen Rechte 
nachzuweisen oder zum Voraus zu vermuthen sein. 

Vor der Abtrennung Deutschlands vom fränkischen 
Reiche gab es , wenigstens so weit unsere historischen 
Kenntnisse reichen , keinen besondere Zürichgau. Dieser 
war zur Zeit der Karolinger nur ein Bezirk des Thurgaus. 
Merkwürdiger Weise deutet aber der Name dieses Bezirks 
auf die Gau Verfassung. Er hiess damals schon Zürichgau, 
zur Erinnerung an die untergegangene, vielleicht die römisch- 
keltische Vorzeit, in welcher es einen eigenen Zürichgau 
mochte gegeben haben **). Neuere haben in beiden , dem 
Thurgau und dem Zürichgau, die gleiche Abstammung finden 
wollen ; allein mit Unrecht. Das Ziir und Tur in Zürich 


fl) Urk. roin Jahr 744 bei N eogaft No. 1 1 . „in pugo Durgauginti , 
sei in »Ho Zunhgauiu ." Ebenso zwei andere Urkunden t. J. 744 und 775. 
Neugnrt No. 12 und 60. 
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und Turicum ist von dein Dur und Thur in Thurgau durch- 
aus verschieden. Die einen Laute gehen nicht in die andern 
über. Auch ist es wohl zu beachten, wie genau die Zeit- 
genossen zwischen bcidem unterschieden haben 1! ). 

Erst seit der Mitte des neunten Jahrhunderts zeigt sich 
ein besonderer Ztirichgau , der aus dem Thurgau ausge- 
schieden und diesem als eigener Gau entgegen gesetzt wird. 
Zuerst finde ich jenen erwähnt in einer Urkunde vom Jahr 
854. Noch im Jahr 853 wird der Ausdruck Thurgau 
urkundlich in dem alten umfassenden Sinne gebraucht und 
Zürich selbst noch in’s Thurgau gesetzt u ). Vermuthlich 
hat die königliche Stiftung der Fraumünsterabtei zu Zürich 
im Jahr 853 Veranlassung zu der Bildung eines Ziiriehgaus 
gegeben. Es spricht dafür, ausser dem Zusammentreffen 
der Zeitangaben, auch der Umstand, dass die Aufmerksam- 
keit des Königs um jener Stiftung willen auf diese Gegen- 
den gelenkt wurde, und Zürich durch dieselbe an Wichtig- 
keit und Bedeutung sehr zunahm. 

Der südwestliche Theil des Thurgaus wurde zum Zürich-, 
der nordöstliche Theil blieb Thurgau. Der gegenwärtige 
Canton Zürich wird von der Linie mitten durchschnitten. 
Der Gebirgsrücken, der sich zwischen der Töss und der 
Glatt hinzieht, scheint die Grenze zwischen Zürich- und 
Thurgau gebildet zu haben. Was südlich von demselben 
lag, gehörte zu jenem, die nördlichen Gegenden zu diesem. 
So gehörten z. B. die Ortschaften Kaltbrunn bei Uznach 
im St. Gallischen 14 ), Dürnten 15 ), Uster ,6 ), Volkentschwyl l7 ), 
und Wangen 13 ) schon zum Ziirichgau , während Hittnau' 9 ) 


12) Vgl. Anmerkung 11. 

13) Urk. bei Neugart No. 349. 358: „in pago Zurihgauge. “ 423. 
472 ff. besonders auck 482 ?. J. 875. 

14) Urk. v. J. 972. Neugart No. 762. 

15) Urk. t. J. 897. Neugart No. 624. 

16) Urk. v. J. 902. Neu gart No. 636. 

17) Urk. v. J. 907. Neugart No, 666. 

18) Urk. v. J. 872. Neugart No. 463. 

19) Urk. v. J. 906. Neugart No. 659. 
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und GlaUburg 20 ) an der Glatt zum Thurgau gerechnet 
wurden. 

Kirchlich gehörte sowohl der Zürich- als der Thurgau 
zu dein Bisthuiue Konstanz und dem Erzbisthmne Mainz. 

$. 7. Einthcilun» des Bodens und Ortsnamen. 

Man muss sich, wenn man ein wahres Bild von dem 
Zustande unserer Gegenden in den ersten Jahrhunderten 
der deutschen Herrschaft erhalten will , hauptsächlich vor 
dem Irrthume hüten , als ob dieselben eine finstere waldige 
Wildniss nach Art der amerikanischen Urwälder oder auch nur 
in der Weise der grossen Waldungen im Innern von Deutsch- 
land ohne Bewohner gewesen wäre. Es ist zwar unstrei- 
tig richtig , dass der Boden sehr viel weniger cultivirt und 
>veit massenhafter verthcilt war, als gegenwärtig. Allein 
die lange Zeit der römisch - helvetischen Bewirthung des 
Bodens konnte nicht spurlos verwischt werden. Alle äch- 
ten und sichern Angaben der Vorzeit deuten auf festes 
Grundeigenthum und ordentliche Bebauung desselben durch 
zahlreiche Freie und noch zahlreichere Hörige. Eine 
Menge von Dörfernaincn sind uralt und beurkunden eine 
von Anfang an geschehene Vcrtheilung des Bodens. Sie 
lassen zugleich auch auf die Art dieser Vertheilung schliesscn. 
Mau darf sich daher durch die darum nicht weniger glaub- 
würdigen Berichte von Caesar und Tacitus , welche den 
deutschen Völkern festes, gesondertes Grundcigenthum ab- 
zusprechen scheinen, nicht irre fuhren lassen 2I ). DasVcr- 
hältniss der Deutschen zu dem Boden wurde nothwendig 
dauernder und geregelter , je mehr die Völkervvanderuug au 
ihrer bewegenden und fortschiebenden Kraft verlor. Ins- 


-Ö) Urk. v. J. 87h. Neugart No. -V99. Zweifel Können daher erho- 
hen werden , das« in dieser nämlichen Urkunde Briltten '/um Thurgau und in 
einer Urkunde v. J. 9 79, No. 773, tum /.ürichgau* gerechnet wird. 

21) Eichhorn in der neuen Auflage der Hechlsgeschiehlc. Güttingen 
1834. 14 . 1 . erklärt jene Stellen sehr sinnreich von den Wirkungen der 

Droifclderwirtbichafl. 
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besondere musste der Grundbesitz da eine feste Gestalt so- 
fort auch fiir den neuen Herrn annehraen, wo der Boden 
bereits schon einer regelmassigen Cultur durch die bisheri- 
gen Bebauer unterlegen hatte , mithin zuerst gerade in den 
vormals römischen Provinzen. Die zurück gebliebenen 
Colonien fuhren fort, den Acker für den neuen Herrn zu 
bestellen, wie sie ihn für den alten besorgt hatten. 

Die Alamannen waren auf dem Wege der Eroberung 
Herren des Landes geworden. Als Volksarmee (wenn dieser 
Ausdruck erlaubt ist) nahmen sie davon Besitz. Sie erwar- 
ben cs für sich selbst, um sich da sammt Weibern und 
Kindern niederzulassen. Sie standen unter militärischen 
Befehlshabern , die zugleich ihre Beamten und Richter wa- 
ren. Die Zahl 10 gab die äussere Norm für die politische 
und militärische Gliederung der waffenfähigen Männer. 
Die Dec'ane und die Zentgrafen (centenarii) haben daher 
ihre Namen. Ich zweifle zwar sehr, dass gerade immer 
zehn Männer oder Familien unter dem Decan, hundert un- 
ter dem Zentgrafen gestanden haben. Es wird auch da 
mannigfacher Wechsel vorgekommen sein. Aber die ur- 
sprüngliche Eintheilung musste doch zu den Zahlen passen. 

Das Alles hatte nothwendig Einfluss auf die Besitz- 
nahme des Bodens. Die Eintheilung war ursprünglich per- 
sönlich, sic wurde aber übergetragen auf die Oertlichkeit. 
So entsprach der Abtheilung des Decans ein Decanat, 
der grossem Schaar des Zentgrafen eine Zent. Eine An- 
zahl Zenten zusammen bilden den Gau. 

Jede kleinere Abtheilung des Volksheeres stand unter 
sich in einer engen persönlichen Verbindung. Der Decan 
schon wird in vielen Fällen ein Adelicher gewesen sein. 
Mit ihm liesseu sich die Gefährten in einer Gegend nieder 
und bildeten da eine Gemeinde, oder setzten dieselbe viel- 
mehr fort und gaben ihr nunmehr eine örtliche Beziehung. 
Auch die Wahl des Ortes wird kaum ganz in der freien 
Willkühr der Einzelnen gelegen haben , obwohl cs bei der 
Ausdehnung des eroberten Landes nicht schwierig war, 
alte Wünsche zu befriedigen. 


Digitized by Google 



Einlheilnng des Bodens and Ortsnamen. 


25 


Wir werden später noch näher von der Einrichtung die- 
ser Gemeinden und von dem Verkehr der Genossen unter 
sich und zu dem Boden sprechen müssen. Aber hier schon 
wird es der schickliche Ort sein , den oben vorläufig ver- 
sprochenen Beweis der deutschen Namen der alten Dörfer 
zu fuhren , weil diese Betrachtung uns zugleich auch nähere 
Belege liefert für die eben ausgeführte Ansicht. 

Sehr viele Dörfernamen unserer Gegenden endigen mit 
der Silbe ikon oder, wie sie gewöhnlich ausgesprochen 
wird, iken. Man könnte meinen und hat schon gemeint, 
gerade diese Namen verrathen das frühere römische Da- 
sein dieser Orte. Denn die Endung kon erinnert aller- 
dings auf den ersten Blick an das römische cum. Nun 
lässt sich aber gerade hier der urkundliche Beweis führen, 
dass alle diese Dörfernamen deutschen Ursprungs sind. Die 
spätere Endung ikon nämlich ist entstanden aus einer Verkür- 
zung der ursprünglichen Endung: inghova, iaghouen. 
So hiess z. B. EfTretikon in der Pfarrei llnau ursprünglich 
Erbphratiughova 22 ), Mesikon ebenda hiess Magisinchova 23 ), 
Sebmärikon Smarinchova 22 ), Nänikon Naneinchova 25 ), Zol- 
likon Zollinchova, Wezikon Wezinchova, Ellikon Ellin- 
chova , Dellikon Tellinghovon , Binzikon Pinzincbhova 20 ) 
u. f. f. Während nun in andern Lautverbindungen sich 
dieselbe Endung bis auf unsere Tage erhielt, wie in den 
Namen Stadelhofen, Wollishofcn und andern, so wurde sie 
dagegen dort verkürzt. Aus dem später gewöhnlichen 
inghoven wurde ein inkon, daraus ikon und zuletzt iken. 
Einzelne Fälle dieses Absterbens der wahren Endung — 
wir Schweizer heissen diese Veränderung passend ein Ver- 
schkicken der Laute und Silben — kommen schon ziemlich 
frühe vor. So z. B. findet sich im Jabre 903 noch der 


22) Urk. v. J. 744. Neug.tri No. 10. 

23) Ebenda. 

24) Urk. v. J. 744. No. 12. 

25) Urk. v J. 837. No. 277- 

26) Vgl. die Nummern 245. 437. 457 und 624. 
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Name Nossinchovcn , im Jahre 1158 steht dafür Nosin- 
chon 27 ), woraus dann eben unser gegenwärtiges Nossikon 
oder Nossiken hervorging 28 ). 

Diese Endung veranlasst uns aber noch zu einer andern 
Bemerkung. Sie deutet unzweifelhaft auf die alten aus- 
gedehnten Höfe (curtes), die überall zerstreut lagen. Die 
vorhergehende Endung ing weisst auf Abstammung oder 
doch ein familienähnliches Verhältniss hin. Ich erinnere 
nur an die gangbaren Ausdrücke : Karolinger, Merovinger, 
Kapetinger u. s. f. So heissen auch jene Dorfnatncn kaum 
etwas anderes als Höfe der Zollinger, Wczinger , Ellin- 
ger u. s. f. , mag nun darunter eine Familie oder vielleicht 
eher die mit einem Häuptling , Decan (?) , verbundene Ge- 
nossenschaft der freien Männer zu verstehen sein. Folg- 
lich liegt in allen oder den meisten dieser Namen 
auch der Name des ursprünglichen Familienhauptes oder 
Befehlshabers verborgen , der sich da niederliess. Am 
deutlichsten zeigt sich diess in Namen wie Justines- 
hova , Hruodoldishova , Bcrolueshoven 29 ) und andern, die 
freilich nicht gerade in unserer Gegend Vorkommen, wo 
aber die unvermittelte Beziehung auf Personen klur her- 
vortritt. 

Eben so unzweideutig deutsch sind die andern Endun- 
gen , welche regelmässig Vorkommen , als 

2) die sehr häufige Endung weil, wyl, die man wie- 
der nicht von dein Lateinischen villa herlciten darf. 
Ursprünglich waren alle diese Ortsnamen mit wilari 
(Weiler) wie die Alamannen es aussprachcn , zusam- 
men gesetzt , z. B. Madaloiteswilari (Madetschweil 
bei Russikon), Berolfeswilari (Bäretschweil), Wilari 
(Wyl), Adaloltiswilare (Adiischweil) 30 ), Bei diesen 


27) Neu gart No, 642 und 869. 

28) Ganz anderer Natur ist die Endung on in Sleiron (Schlieren), Urk. 
v, J. 828. Neugart No. 237. Huson (Hausen), Urk. v. J. 864. No. 
423. und Wnlaseldon. No, 865. Aber auch diese Endungen sind deutsch. 

29) Neugarl No. 253. 292. 482. 

30) Neugart No. 10 18. 337. 
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Namen zeigt sieb die persönliche Beziehung auf das 
Haupt der Bewohner noch deutlicher. Es sind das 
eben die Weiler des Madalolt, Berolf, Adalolt. Da- 
hin gehören auch die Namen: Geroldschweil , Geb- 
hardschweil und andere ; 

3) die Endung wangen, vormals wanga, wanc, z. B. 
Tekilinwanc (Tageischwangen), Zibruneswanga (Zi- 
berwangen bei Wyl), Wizinwanc (Wisendangen) 31 ). 
Noch gibt es Oerter , die Wangen schlechthin heissen. 
Wang bedeutet einen Abhang und ist wieder ein acht 
deutsches Wort; 

4) ingen, z. B. Enstelingen (Eistringen) , Rumaningen 
(Römlingen), Wibichinga (Wipkingen) 33 ) ; 

5) dorf findet sich auch schon in sehr alten Namen, 
z. B. Altdorf in einer Urkunde vom Jahr 744 33 ), 
Mannidorf (Mänedorf) , Birbomestorf (Birmenstorf) , 
Bascelstorff (Basserstorf) 34 ); 

6) heim, z. B. Stammhaim , in einer Urkunde vom Jahr 

' 761 3S ); 

7) nau, z. B. Ulinauia (Ulnau), Luzilunowa (Liizelau) 36 ); 
im achten Jahrhundert. 

Ich könnte die Aufzählung noch vermehren mit den En- 
dungen hausen, bacli, rein u. s. f. Allein wir dürfen ge- 
trost den bisher angeführten Namen als Hauptresultat ent- 
nehmen, zunächst, dass alle bezeichneten Gattungen der 
Ortsnamen (und welche andere bleiben denn noch übrig?) 
deutschen Ursprungs sind , mithin auch ihre Bewohner , 
die ihnen die Namen gaben , Deutsche waren ; ferner , dass 


31) Neugart No. 10. 18. 29. 

32) Neugart No. 457. 569. 724. 

33) Neu gart No. 12. Vgl. Beffindoraf in einer Urkunde v. J. 769. 
No. 49. Hohdorf, Dhahdhorf, Taugindorf in einer Urkunde r. J. 805. 
No. 155. Biridorf No. 181. 

34) Neugart No. 720. 853. 869. 

35) Neugart No. 35. Vgl. Wulinlicimo (.Mühlheim », J. 758. No. 22. 
Bpasinheim J. 759. No. 25. 

36) Neugart No. 10. 12. 
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es in vielen solcher Ortschaften einen persönlich hervor- 
ragenden Mann gab , von dem die übrigen Bewohner ihren 
und den Namen des Dorfes herleiteten ; endlich dass es 
schon sehr frühe eine grosse Anzahl solcher Dörfer gab , 
die über das ganze Land zerstreut waren und bleibende 
Wohnsitze ihrer Eigenthiimer blieben. Denn welche Masse 
von Namen tritt einem schon in den wenigen erhaltenen 
Urkunden entgegen? Wie viele andere mögen daher in den 
seither verlornen Urkunden erwähnt worden sein, oder ohne 
Erwähnung sonst existirt haben ? 

Einige der genannten sind gegenwärtig fast ganz aus 
dem Leben verschwunden. An ihrer Statt erhoben sich 
andere Ortschaften. Aber auch diese verlieren sich mei- 
stens dem ersten Ursprünge nach in eine graue Vorzeit , 
welche die Phantasie vergeblich zu erhellen sucht. 

§. 8. Die freien Stände. 

Auch bei den Alamannen finden wir die drei Stufen , 
welche sich, so weit die Geschichte zurück geht , allenthal- 
ben beiden deutschen Völkern zeigen : Adel, Gemcinfreic und 
Hörige. In diesem Werke haben wir uns indess nur mit 
der eigenthümlichcn Gestaltung zu beschäftigen, welche bei 
jenen diese Gliederung erhielt. Und da ist es denn vor 
allem aus auffallend, dass sich hier die Freien, wie wir 
füglich alle vollberechtigten Theilc des Volkes iin Gegen- 
sätze zu den Unfreien neunen können , wieder in drei Klas- 
sen theilen. Das Alamannengesetz nämlich unterscheidet die 
Gcmcinfreicn (itiinoflcdi) , die Mittelfreicn (medii, 
mediani) und die Edlen (primi, mcliorissimi). 

Den sichersten Massstab für die Werthung und das Ver- 
hältniss dieser Stände gehen die Bestimmungen über das 
Wcrgeld, welches entrichtet werden musste, um die 
Verwandten eines Erschlagenen zu sühnen. Das Wergeid 
für den getödteten Gemeinfreien bildet die Grundlage 
des Systems. Die Mittelfreicn und Edcln erhalten nur ein 
erhöhtes Wcrgeld. Auch ist cs merkwürdig , dass sich der 
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Adel bei den Alamannen weniger über die Gcmcinfreien 
erhebt , als bei manchen andern deutschen Völkern. Wäh- 
rend nämlich die alamannischen Gemeinfreien ein Wergeid 
von 160 Schillingen haben, so erhalten die Mittelfreien ein 
solches von 200, die Edlen von 240 Schillingen,' so dass 
jede Stufe sich nur um den vierten Theil des massgebenden 
Wergcldes eines Freien erhebt 37 ). Zuweilen steigt sogar 
das Wergeid des Gemeinfreien anf 200 Schilling , nämlich 
wenn der Getödete keine Söhne hinterlässt. Der Grund liegt 
wohl darin , dass zu dem gewöhnlichen Wergeidsanschlag 
noch das Wergeid eines neugebornen Kindes hinzugerechnet 
wird, weil durch den Tod jede Fortpflanzung des Ge- 
schlechtes unmöglich wurde 3 *). 

Die Mittelfreien haben sich wohl erst später, ver- 
muthlich im Zusammenhang mit kriegerischer Ehre und dem 
Vasallennexus , in welchen sie zu wirklichen Edlen traten, 
über den Stand der einfachen Freien emporgeschwungen, 
und so eine Zwischenstufe gebildet , welche sich zwischen 
diese und die Edlen hineinschob 39 ). Auch darauf deuten 
die Wergeldsverhältnisse. Während nämlich der Gemein- 
freie, wie sich das Gesetz ausdriiekt, mit zweimal achzig 
Schillingen gesühnt wird, so steigt das Wergeid des Edlen 
auf (dreimal aebzig. Und wie das Wergeid des Freigelas- 
senen die Hälfte des Wergeides eines Freien beträgt, so ist 
das des Edlen hinwieder um diese nämliche Hälfte grösser 
als jenes 40 ). 

Der geringe Unterschied zwischen dem Wergeide der 
Gemeinfreien und der Edlen hat Eichhorn zu der Ver- 


37) Vgl. Lex Alant, tit. 46, 68. 13. 14. und vorzüglich Addit. §. 22. 

38) Vgl. Lex Alam. tit. 46 und 68.: „Si quis autem über liberum oc* 
ciderit , coinponat eom bis octuaginta solidis filiis suis. Si autem filios non 
reliquit nec berede* babuit , solvat cuin ducentis solidis ’* mit tit. 77.: „Si 
qua mutier gravida fuerit et per factum alterius infam natus inortuus fuerit 
aut si vivus natus fuerit et octo die« non vivit — - quadraginta solidis solvat." 

39) Vgl. Gau pp Gesetz' der Tbiiringer. Breslau 1834. S. 185. ff. 
Lex Alam . tit. 36, 5. 

JO) Lex Alam. tit. 17. 
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muthung veranlasst , die Alamannen haben überhaupt keinen 
ächten Adel gekannt , ausser den fürstlichen Geschlechtern, 
aus welchen früher ihre Könige , später ihre Herzoge ge- 
wählt worden. Er erklärt dann jene dreifache Abstufung 
so , dass in die niederste Klasse die schutzpflichtigen Frei- 
gelassenen und etwa die freien Colonen des Königs und der 
Kirche, in die mittlere die persönlich vollfreien Alamannen, 
die aber kein achtes Grundeigenthum besassen , und endlich 
in die höchste die Freien mit ächtem Grundeigenthum ge- 
hört haben möchten 4I ). 

Gegen diese allerdings sinnreiche Auffassung lässt sich 
aber Manches einwenden. So ist es gewiss an sich schon 
sehr unwahrscheinlich , dass ein einzelnes deutsches Volk 
ausnahmsweise den Stand der fürstlichen Geschlechter und 
der Freien gekannt, dagegen die Mittelstufe des Adels, 
welche sich sonst überall findet, vermisst habe. Wenn da- 
her das wenig hervorragende Wergeid der alamannischen 
Edlen auffällt, so wird man dasselbe weniger gewagt auf 
andere Weise erklären , sei es nun , dass man eben darin 
eine nationale Eigentümlichkeit der alamannischen Auf- 
fassung des Adels oder vielleicht auch eine Erniedrigung 
des früher höher gestellten alamannischen Adels erblickt , 
die vielleicht eine Folge der fränkischen Unterwerfung war. 

Unsere obige Ansicht wird nun insbesondere noch be- 
stätigt durch die Erzählung von einem Schulbesuche Karls 
des Grossen , bei welcher Gelegenheit er ebenso wie das ala- 
mannische Gesetz drei Stände unter den Schülern unter- 
scheidet, die Edlen, Mittlern (tnediocres) und Untersten (in- 
fimi) , den ersten dieser Stände aber geradezu als den der 
Mobiles bezeichnet. Vergleicht man beide Stellen , so 
wird man kaum zweifeln , dass die Primi , Ersten des 
Volksgesctzes und diese Edlen die Gleichen sind' 12 ). 

Endlich scheint mir die immerhin nicht ganz seltene 


41) Eichhorn Rechligeschichte. Vierte Aufl. §. 47. I. S. 311 ff. 

42) Mott. St. Gull, bei Pertc. Montun. II. 731.: „pueros nobilissiinox , 
tnediocres et infimos.” II. 732: „Vos nobile* , vos primorum filii.’* 
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urkundliche Erwähnung von Edlen in Alamannien , eine 
Hindeutung des Volksgcsetzes auf eine ausgedehnte Dienst- 
herrschaft einzelner Alamannen und die obige Betrachtung 
über die Namen der alamannischen Dörfer ganz entschei- 
dend daftir, dass auch die Alamannen einen einheimischen 
Adel gekannt haben, dessen Wcrgeld eben in ihrem Volks- 
rechte näher bestimmt wurde **). 

Der Abstammung nach waren der grösste Theil dieser 
Freien der drei Stände unzweifelhaft Alamannen. Es 
gehörte zu den Irrthiiinern einer frühem Zeit , dass die 
Alamannen durch jene Niederlage bei Zülpich sämmtlich in 
Knechtschaft gerathen seien 44 ). Eine blosse Einsicht des 
alamannischen Gesetzes, welches später erlassen wurde, 
musste ganz abgesehen von allen andern historischen Grün- 
den jenen Irrthum für immer beseitigen , so dass man ihn 
gegenwärtig nicht mehr zu widerlegen, sondern höchstens 
zu erwähnen braucht. Unter den Alamannen mochten sich 
auch , wie z. B. in Zürich selbst während des neunten 
Jahrhunderts , einzelne Franken besonders vom Adel nie- 
dergelassen haben. 

Mit Rücksicht auf Lebensweise und Beruf war der Un- 
terschied der Stände eben nicht sehr gross. Die Edlen be- 
sassen in der Regel grosse Höfe und ausgedehnte Grund- 
stücke , auf denen ihre Hörigen arbeiteten. Daneben lagen 
sie den vorhandenen öffentlichen Aemtern , dem Kriegs- 
dienste und vorzüglich der Jagd ob. Die Mittelfreien 
mochten oft auch eigene Grundstücke, daneben aber Benefi- 
cicn besitzen , mit welchen sie von ihren Gefolgsherren be- 


43) Vgl. oben $. 7 und Lex Alam, fit. 79. „ Si alicuju* senisealeu* , 
qui servus est , et dominus ejus duodecim vaseos infra doinuin habet , «Ca- 
sus fuerit.’’ Vgl. darüber Eichhorns eigene Bemerkung 49. I. S. 327. 
Siehe auch unten Antn. 47. 

44) Die Abhandlung : Geschichte des Regiments der Stadt Zürich bis auf 
die Einführung der Zünfte in den Beiträgen zu Lauffers Historie der Eid- 
genossen. Bd. 1. S. I. ff. Zürich 1739 hat um jener falschen Annahme 
willen eine ganz schiefe Basis erhalten. 
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liehen worden waren. Kleineres Grundeigenthum stand 
den Gcmeinfreien zu. 

Wie ungcuiein ausgebildet insbesondere das Vergnügen 
der Jagd gewesen sei, zeigt sich in den alten Volksgesetzen 
sehr anschaulich. Die verschiedenen Jagdhunde werden 
sorgfältig unterschieden und für die besten sehr hohe Preise 
angesetzt, wenn sie ihrem Herrn entfremdet werden. So 
z. B. wird der Leithund (laitihunt) mit 12 Schillingen ge- 
biisst, andere Jagdhunde mit 6 und 3 Schillingen, während 
ein Streithengst nicht mehr als 12 Schillinge, ein gewöhn- 
liches Pferd höchstens 6, ein Wucherstier nur 3 Schill, 
werth geschätzt werden' 45 ). 

Die Weiber werden im alamannischen Rechte bedeutend 
höher gestellt , als in den Volksgesetzen anderer germani- 
scher Stämme. Ihr Wergeid beträgt dort immer die dop- 
pelte Summe von der für den erschlagenen Mann. Eine 
Gemcinfreie wird mit 360, die Mittelfreie mit 400 , die 
Edle mit 4S0 Schillingen gebüsst. In demselben Verhält- 
niss wird auch für jedes andere Vergehen die Busse immer 
auf das Doppelte gesetzt , sobald dasselbe gegen ein Weib 
verübt wurde 4C ). 

Beachtenswerth ist endlich die eigenthiimliche Schätzung 
der Geistlichen im alamannischen Recht. Wer einen Bi- 
schof schlägt oder verletzt, sagt das alamannischc Gesetz, 
der soll die Busse , auf die dessen Geschlecht Anspruch 
hat , dreifach geben , oder richtiger ausgedrückt , er soll 
biissen , wie wenn er gegen den Herzog Unrecht verübt 
hätte. Und wird der Bischof erschlagen , so hat er ein Wer- 
geid gleich dem Herzog 4 "). Selber niedere Geistliche er- 
heben sich nicht allein über die Freien, sondern sogar Uber 


45) Lex Alam. tit. 32. Vgl. lit. 69. TO. 75. Lex Bajuv. tit. 19. 
Der Schilling hielt ungefähr für 1 fl. 24 kr. jetziger lleichswahrung Silber. 
Der Metallwerth stand aber damals sehr viel höher als jetzt. Vgl. Joh. 
Casp. 7. eil w ege r Geschichte des Appenzeller Volkes. Trogen 1830. I. S. 42. 

46) Lex Alam. lit. 46. 51, 1. 91. Add. 22. tit. 48. 67. 

47) Lex Alam. tit. 12. Auch darin liegt ein Beweis für das Vorhanden, 
sein eines alamannischen Adels. 
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den Adel. Der Pfarrer (presbyter parochianus) hat ein 
Wergeid von 600 Schill. , der Helfer und Regularmönch 
ein solches von 400 Schillingen. So hat jener das drei- 
fache, dieser das doppelte Wcrgcld eines Mittelfreien,' 
■während der edle Laie dieses nur um einen Fünftel über- 
steigt 48 ). Vielleicht dürfen wir aus dieser Zusammenstel- 
lung schlicssen , dass der Bischof, der doch gewöhnlich 
wohl in der ersten Zeit aus edlem Geschlechte war, und 
ebenso der Herzog der Alamannen ein Wcrgeld von 720 
Schill, oder das Dreifache des Wergcldcs eines Edlen ge- 
habt haben. 

Wenn ich nicht irre, so liegt für diese frühe Hochstel- 
lung der Geistlichen, die sich in andern deutschen Rechten, 
wenn auch nicht in diesem Masse, doch ähnlich findet 40 ), 
die Erklärung grosscnthcils in den alten vorchristlichen 
Zuständen. Es ist kaum glaublich, dass die Freien und 
Edlen, deren Bekehrung zum Christenthum man sich in der 
ersten Zeit nichts weniger als sehr ideal zu denken hat , 
die Geistlichen dem Range und Werth nach sofort hätten 
über sich hinauf steigen lassen , wenn sie nicht von Alters 
her an die höhere Stellung ihrer Priester gewöhnt gewe- 
sen wären. Aus Tacitns wissen wir nun aber, wie hoch 
diese Priester geachtet waren. Ihnen allein und nicht den 
Herzogen war es gestattet , im Namen der Götter schwe- 
rere- Strafen über freie Männer zu verhängen s “). Ebenso 
ist es bemerkenswert!) , dass bei andern , den deutschen ver- 
wandten Völkern, wie den Indiern, die Vriesterkastc hoch 
über die Kaste der Krieger und Edlen hervorragte und 
Verbrechen gegen die Bralunanen verübt sehr viel härter 
behandelt wurden als solche , die gegen Kschctriahs began- 
gen wurden. Wäre es zu gewagt, nach der Analogie den 
Schluss zu ziehen , dass auch die deutschen Priester der 


48) Lex. Alam. tit. 13 — 15. 16- , 

49) Vgl. die von Grimm deutsche Rechlsalterlhilmer. Götlingen 1828.. 
S. 274 gesammelten Stellen. 

50) Germania c.‘ 7. • 

IlImtUcMi RccMigeschirht*. 2 
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Vorzeit höheres Wcrgeld gehabt, als die Edlen, welche 
sich nicht diesem Stande gewidmet ? Würde es nicht gerade 
darum begreiflicher, dass auch die christlichen Priester 
höher geschätzt wurden? Und könnte nicht auch darin ein 
Grund dafür liegen , dass die Bekehrung zum Christenthum 
nicht stärkern Widerstand von den Priestern fand, wenn diese 
sicher waren, im Falle des Uebertritts keine geringere Stel- 
lung unter ihrem Volke einzunehmen , als sie bereits inne 
hatten ? 


9. Verfassung. 

Schon bevor die Alamannen mit in den grossen Völker- 
verband, an dessen Spitze die fränkischen Könige mächtig 
herrschten, hineingezogen wurden, war ihre Verfassung der 
fränkischen nicht unähnlich 51 ). Seither (heilten sie in man- 
chen Hinsichten die Einrichtungen der Franken. Nur der 
Hauptunterschied erhielt sich fortwährend, dass Alamannien 
eine fast durchgängig deutsche Bevölkerung hatte , während 
in Gallien, dem eigentlichen Sitze der fränkischen Eroberer, 
die Masse der Bevölkerung dem römischen Stamme ange- 
hörte und die Deutschen nur unter jene gemischt waren. 
Aber nachdem einmal die fränkischen Könige gewusst hat- 
ten, aus ihrer Doppelstcllung als Beherrscher der römi- 
schen Gallier und als Könige der Franken Vortheil zu zie- 
hen und ihrem Königthume eine früher nicht in diesem 
Umfang gekannte Bedeutung und Macht zu verschaffen, da 
musste natürlich diese königliche Gewalt gleichmässig auch 
auf die Alamannen wirken. Diese konnten sich ihrem Ein- 
flüsse um so weniger entziehn, als sie nicht als Gleiche 
mit Gleichen, sondern unter ungünstigen Verhältnissen mit 
dem Reiche der Franken vereinigt worden. Pipin nahm 
ihnen durch Aufhebung der einheimischen Herzogswürde 
auch den letzten Schein eines eigentümlichen Staates. 

Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, die Verfassung 


51) Agatliias «le Imperio Justin, iin ersten Buch. Pariserausgabo S. 18. 
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des gesamrntcn fränkischen Reiches , die Rechte der Könige 
und ihrer Reichsbeamten, der Reichstage, welche alljähr- 
lich im Frühling und Herbst in doppelter Gestalt abgehal- 
ten wurden, näher zu schildern, indem unser Augenmerk 
zunächst auf ein kleines Gebiet in diesen) Reiche gerichtet 
sein muss. Es genügt , jener nur in so weit zu gedenken, 
als nöthig ist, um bei Betrachtung der untern Basis des 
staatlichen Organismus den Zusammenhang mit seiner Spitze 
nicht aus dein Gesichtskreise zu verlieren. 

Nach dem alamannischen Gesetze sind noch alle Freien ver- 
pflichtet , in der Gemeinde zu erscheinen , welche sich ge- 
wöhnlich an einem Samstage entweder auf Geheiss des Be- 
amteten oder in den ungebotenen Dingen auch ohne 
solches versammelt. Je zu vierzehn Tagen, oder wie sich 
unsere Vorfahren ausdrückten, zu vierzehn , Nächten um, 
in unruhigen Zeiten allwöchentlich , trat die Gemeinde zu- 
sammen. In jeder Iluntari (centena) konnte das Ding von 
dem Gaugrafen selber oder seinem Verweser oder dem 
Centgrafen, dem Vorsteher der Huntari, gehalten werden 52 ). 
In allen diesen Fällen , wo das Ding als wahres Gauding 
zu betrachten war , wurde daher auch das Ausbleiben mit 
gleicher schwerer Busse bedroht. Es war die Busse von 
12 Schillingen , bei welcher sonst nur der Herzog etwas 
gebieten konnte , während der Bann des Gaugrafen nur 6, 
der des Centgrafen nur 3 Schillinge war 53 ). 

Die Gemeinde wurde unter freiem Himmel, gewöhnlich 
in der Nähe alter, ehrwürdiger Bäume gehalten. In Zürich, 
dessen Dingstätte in alten Urkunden öfters erwähnt wird, 
bot der geräumige Lindenhof mit seiner schönen freien 


52) Wir finden daher in Einer Grafschaft viele Oerter urkundlich erwähnt, 
woselbst öffentliche Gerichte gehalten wurden. So x. B. im Thurgau zu 
E s c b e nba c b im J. 826. N eugart No. 222. Zu Winterthur No. 331 . 
in E Iß S No. 352., in dem spätem Zürichgau zu Höngg No. 728. 

53; Hauplstellc ist Lex Alant, tit. 36. Vgl. auch tit. 28. In der ersterp 
Stelle heisst es : 4. „St quis autein Uber ad ipsum placituiu »eglexerit venire, 
vel semet ipsum non praeseotaverit aut Comiti aut Cenlenurio aut Mieeo Cq t 
mitis in placito . duodecim solidis sit culpabilis.” 
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Aussicht und seinem üppigen Baumwuchs einen sehr ge- 
eigneten Platz fiir die Versammlung dar 44 ). 

Vor diesen Gemeinden wurden alle bedeutenderen Ge- 
schäfte von öffentlichem Interesse, besonders aber Rechts- 
streite behandelt, Verträge über Grundeigenthum und Erb- 
schaften abgeschlossen , Mündiggewordene für wehrhaft er- 
klärt, Wahlen vorgenonnneu u. s. w. 

Der Vorsitzende Graf hegte und leitete das Gericht , 
aber urthciltc nicht selber. Er fragte zuerst den mit Zu- 
stimmung des Volkes von dem Herzoge bestellten rechts- 
kundigen Urtheiler an. Dessen Thätigkeit scheint von dem 
grössten Einflüsse auf den Entscheid gewesen zu sein , 
während die Theilnahme des Grafen mehr eine formelle 
war, und die anwesenden Edlen und Freien in der Regel 
dem Auspruchc des Weisem folgten. Unzweifelhaft aber 


5-t) Ein ausgezeichneter Ailerlhomsforscher , Salmnon Vogel in. Da, 
alte Zürich. Zürich 1829. Aum. 249., versetzt zwar die alte Ge- 
richtsslatle auf den jetzigen Weinplalz , einen in der Altstadt gelegenen 
von Häusern begrenzten Platz, während früher allgemein der I-indenhof 
als die wahre Stelle angenommen wurde. Ich habe aber kein Beden- 

ken , die frühere Meinung für die riesige zu halten. Vögelin gründet seine 
Vermulhung hauptsächlich darauf, dass der I.indenhof, so lange die könig- 
liche Pfalz, vor der er lag, bewohnt war, sich nicht zu einem Gerichts- 
platze geeignet hake , dagegen der Weinplalz der einzige weite gevierlc Platz 
der Allsladt gewesen sei, auch der an demselben gelegene rothe Thurm auf 
das Blutgericht deule. Allein die rothe ßlulfahue gehört doch gewiss nicht 
jener alten Zeit an , wo inan die Todesstrafen fast nicht kannte. Dagegen 
finden wir gerade für die ältere Zeit I.indeuplälze mit Vorliebe für Gerichts. 
Stätten gewählt, während die freien Alamannen kaum anf einen Platz des alten 
mit Mauern geschlossenen Castrum sich zum Gerichte hätten bannen lassen 
Ferner wurde der Platz von jeher der Hof genannt, womit denn di. Be 
Zeichnung cmü. genau übereinstimmt. Wenn daher Verbesserungen von 
Liegenschaften in Clirfe regia Zürich vorgenommen werden, wie z. B. im J. 
873 , Nengart No. 472, so möchte aoeh dieses auf den Lindenhof deuten 
Zudem kan, auch die spätere freie Gemeinde der Altbllrger immer auf dem 
Lindenhofe zusammen. Dort ward noch im vierzehnten Jahrhunderte das Blut, 
geeicht unter offenem Himmel gehalten. Endlich scheint der freie Platz ror 
der Pfalz, gerade als solcher am geeignetesten . die Gemeinde der Freien 
aufz, .nehmen. Gerade so war io Iftm der Platz vor der Pfalz für gericht- 

liche Verhandlungen bestimmt. Jägers Olm im Mittelalter. Stuttgart 1831 
S. 20. und 118. Im Allgem. vergleich, über die Geriehle unter den Linden 
Grimm dentsehe Rtrhlsallerthüiner. S. 796. Jager a. O. S- 100 101 
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waren alle Freien befugt , auch ihre Meinung zu sagen 
und ein anderes Urtheil zu finden äs ). > 

In der Folge finden wir dann diese rechtskundigen 
Einzelnurtheiler verschwinden und die Gerichtsverfassung 
mehr nach der spätem Weise der fränkischen Könige ein- 
gerichtet. Karl der Grosse nämlieh führte ständige Schöf- 
fen ein, welche von dem Send und Gaugrafen, später wohl 
von diesem allein , mit Zustimmung des Volkes gewählt 
wurden. Ihnen lag es dann zunächst ob , in dein Gericht 
zu erscheinen und das Urtheil zu finden. Den übrigen 
Freien war es immer noch verstattet, ebenfalls beizuwohnen 
und an dem Geschäfte des Urtheilens thätigen Anthcil zu 
nehmen. Aber verpflichtet waren sie nicht mehr dazu , wie 
vordem. Indessen bleibt es doch unausgemittelt, ob dieses neue 
Institut auch in unsern alamannischcn Gegenden ganz so durch- 
gefiihrt wurde , wie in andern Theilen der fränkischen Mo- 
narchie. Wir werden im Verfolge sehen, dass sich eine 
lebendige und nicht scharf begrenzte Theilnahinc des Volkes 
an der Gerichtsverfassung länger bei uns erhielt* 6 ) , als 
in Ländern , wo die Schöffen sich rascher zu heben 
wussten 5 ?). , 

War das L T rthcil gefunden und von dem Volke bestätigt, 
so sprach cs der Graf aus und besorgte die Exceution. 
Früher von dem Volke erwählt, später von dem Könige 
zu seinem Beamteten gesetzt, hat er zugleich den Kriegs- 
befehl über den Gau. Handhabung der Rechtspflege und 
Anführung im Kriege waren damals noch immer verbun-* 


55) Lex Alum. til. 41. Vgl. über das eigen thiiinliche Zwischenglied 
eines alaiuaniiischeti und hairiscbcu Judex zwischen Giaf und Volk Griuiin 
D. R. A. S. 780. ff. 

56) Urk. v. 963. Neugart No. 747. „coraisi ipso cotnile et populo 
illuc congregato Ferner in No. 749. „tune comes cum judicio principum 
et altorum populorum ( populurinm ?).” Vgl. Lex Alum. tit. 41. 3., con- 
renit judici (s. duci) et cmni populo. 

57) Ueber die Einführung und Bedeutung der Schöffen Vgl. 1 besonders 
ron Savigny Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter. Band. I. 
S. 236. ff. Eiehuorn Rechtsjcsrhiclile $$.>75. und 165. 
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den , und die einfachen Elemente jeder germanischen Staats- 
gewalt, zum deutlichen Zeichen, dass eben im Kriege diese 
Staaten selber ihren Ursprung genommen. 

Nur auf einer tiefem Stufe als der Gaugraf stand der 
C entgr af. Seine Beamtung war aber ebenfalls aus Rechts- 
verwaltung und Kriegsfiihrung zusammen gesetzt. In 
Urkunden des achten und neunten Jahrhunderts finden sie 
sich auch im Thur- und Zürichgau oft erwähnt“). Da- 
gegen ist mir 'eine urkundliche Erwähnung von hiesigen 
Decanen aus dieser Zeit nicht bekannt, obwohl anzu- 
nehmen ist , dass diese unterste Beaintenstufc auch bei den 
Alamannen vorgekommen sei. Diese führten wohl die Ge- 
nossenschaften der einzelnen freien Weiler dem Centgrafen 
zu und sassen ihrem Dorfgerichte, welches über kleine 
Sachen entschied , vor S3 ). 

Karl der Grosse verminderte übrigens die Gerichtsbar- 
keit des Centgrafen'. Zur Zeit des alamannischen Gesetzes 
nämlich scheinen noch Sachen jeder Art unter seinem Vor- 
sitze wie vor dem Gaudinge verhandelt worden zu sein , 
indem dasselbe die gleiche Busse auf das Nichterscheinen 
setzt und überhaupt nicht weiter zwischen beiden Dingen 
unterscheidet. Von nun aber soll, nach Karls Verordnung, 
kein Streit Uber Freiheit und Eigenthum an Grundstücken 
und Hörigen vor dem Centgerichte entschieden , sondern 
diese Sachen nur unter Vorsitz des Graugrafen behandelt 
werden. Auch soll keiner auf den Tod vor dem Centgra- 
fen angeklagt werden dürfen 60 ). Wohl aber konnten fort- 
während Schuldsachen und Frevel auch in dem Centge- 
richte Vorkommen. 1 

Eine Spur dieser veränderten Competenz scheint mir in 
einer Urkunde vom Jahr S20 zu liegen. Bei Gelegenheit 


53) Neugart No. 94. v. J. 786. No. 182. 200. 257. 388. und 552. 
Lex Alam. tit. 36. 

59) Vgl. Eichhorn in der Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissen- 
schaft. Bd. I. S. 178. Eichhorns d. Rechtsgeschichle $§. 74. und 83. 

60) Capit. 801. c. 30. Cap. !. 801. c. 2. Cap. iy. 812 c. 4. 
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eines Eigcnthumsproccsscs nämlich wurden Zeugen in Stamm- 
heiut eidlich von den bevollmächtigten Boten des Grafen 
im Gerichte (Centgericht) vernommen , das Urtheil in dieser 
Sache aber erst in Zürich unter Vorsitz des Gaugrafen 
(Gauding) gefunden 61 )* ' 

• I 

5. 10. Die unfreien Stände. 

Unter den Freien und ihnen dienstbar wohnte eine grosse 
Anzahl von Unfreien , welche des Volksrcchtcs nicht tbeil- 
liaft waren, sondern unter dem Schutze ihrer Herren leb- 
ten. Die deutschen Völker hatten jene harte Ansicht der 
Römer von der Sclaverci nie bei sich gekannt. Der römi- 
sche Sclave war absolut rechtlos, eine Sache gleich einem 
Thiere. Der deutsche Knecht wurde von jeher als ein 
rechtsfähiges Wesen angesehen , wenn er auch immer noch 
tief genug gestellt war. 

Bei den meisten deutschen Völkern finden wir in der 
ältesten Zeit schon verschiedene Arten der Unfreiheit, eine 
härtere Knechtschaft und eine halbfrcie Hörigkeit der so- 
genannten Liten. Eine Menge Mittelstufen führen von jener 
zu dieser, von dieser zur Freiheit. Gerade der Reichthum 
au mannigfaltigen Zuständen macht ihre Festhaltung und 
Unterordnung schwierig. 

Tacitus schildert den Zustand des niedern Knechtes ge- 
rade so , wie wir ihn viele Jahrhunderte später noch in den 
alamannischcn Urkunden wieder finden. Der unfreie Bauer 
besitzt gewöhnlich ein Grundstück, welches er bebaut und 
wohnt mit seiner Familie in einer eigenen Hütte, die mit 
Stallung und Scheune versehen ist 65 ). Der Herr legt ihm 
gewisse Lasten auf. Er muss einen Theil seiner Früchte 
dem Herrn abliefcrn. Das Ucbrigc behält er für sich. 
Zwar steht ihm kein wahres Eigenthum zu an seiner Habe, 

61) Neugart No. 25.: „ Coimnemoralio teslium <|ui 10 plucito cornin 
an mus potentibus - - in villa Statnhemi cuin juramento testificuveruiit - - 
Isti autem sunt qui il lud iterum judicaverunt ad Zurih 

62) Lex Alutn. tit. 81. Senn domuni si inccnderit . s cur tum fei gru- 
mum tervt — spie an um servt. 
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denn zu diesem fehlt ihm der Antheil an dem Volksrechte 
der Freien; und wenn der Herr den Hörigen veräussert, 
so veräussert er ihn gewöhnlich sammt seiner Habe 03 ). 
Ein gewisses Recht daran steht aber dem Hörigen doch 
zu ; und es würde der Herr nach deutschen Begriffen ge- 
wiss unrechtlich und willkiihrlich handeln, wenn er ihm 
seine Habe ohne weiteres entzöge , wozu der römische 
Herr seinem Sclaven gegenüber vollständig berechtigt war. 
Die Habe gehört zu dem Eigenen und gehört ihm so lange 
er lebt , und erst bei seinem Tode kann der Herr nach Hof- 
recht gewisse Ansprüche auf diese Verlassenschaft machen. 

Daneben muss der Knecht auch auf den übrigen Grund- 
stücken des Herrn , auf dessen unvertheiitem Hofe Frohn- 
dienste thun. Drei Tage lang arbeitet er gewöhnlich in 
der Woche für sich, drei Tage für den Herrn. 

Dieser ganze Zustand hatte weit mehr Achnlichkcit mit 
dem der römischen Colonen der Kaiserzeit als mit dem der 
römischen Sclavcn , daher erinnert Tacitus hier auch an 
jene 64 ). 

Nun lebten aber , als die Alamannen unsere Gegenden 
eroberten, daselbst wohl eine Menge solcher Colonen, deren 
Zustand sich unter der neuen Herrschaft kaum sehr veran- 


63) Neugart No. 70. Ein Freier verÜuterl : Riholfum cum hoba eua 
et cuin omni pecüliare ejus et Pigliimundum cum hoba sua e. c. o. p. c. et 
Katlindum com duos iufantes suos. No. 72.: et servo uno Mimuni nom. , 
sine (?) uxore , et iufaules suos rum peculiis suis cum omnia ijuod hübet. 
No. 77. 88. 150. In No. 112. heisst peeulium Viehstand „ peculium pro- 
tniscui sexus.” 

64) Tacitus Germ. 25. Die Verhältnisse der römischen Colonen hat 

Savignv zuerst wieder ins Klare gebracht. Vgl. seine Abhandlung über 
das römische Colonut in der Zeitschrift für gesell. Rechtswissenschaft. Rd. V. 
S. 273. Uebrigens darf inan aus der Aehnlichkeit der römischen Colonen 
uad der deutschen Hörigen nicht scbliessen , weder dass die Körner ihr Insti- 
tut vou den Deutschen entlehnt , noch weniger aber , dass diese es von jenen 
überkommen haben. Lex Alain, tit. 22. 81. Neugart No. 303. 775. 
u. a. Die Ausdrucke: servi , maueipia , coloni werden in den Urkundeu ge- 

wöhnlich nicht unterschieden. Vgl. z. B. Neu gart No. 7—10. In dem 
alainauuischeu Gesetz dagegen ist von freien Colonen der Kirche und de.' 
Königs die Rede. Tit. 9 und 23. 
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derte. Es hat sich wohl noch eher verbessert als ver- 
schlimmert, weil die Sieger selber an Bildung und Lebens- 
weise sich nicht so sehr vor ihren Knechten unterschieden 
und ihnen näher standen als die feineren aber hartherzigen 
und kaltgrausauien Römer. 

Andere Knechte dienten dem Herrn persönlich und 
wohnten auf seinem eigenen Hofe. Dritte verstanden als 
Handwerker ihr Brod zu verdienen und zugleich dem Herrn 
reichlichere Einkünfte zu verschaffen 61 ). 

Die Weiber dienten als Mägde und wurden zu Iiausge- 
schäftcn oder auch zu Feldarbeiten gebraucht. Besser un- 
terrichtete verfertigten Kleidungsstücke 66 ). 

Der Herr war berechtigt, seine Knechte und Mägde zu 
veräussern , doch nicht ausser Landes 67 ). Leibeigene, 
welche einzelne Hufen zur Bebauung erhalten hatten , die 
sogenannten Huber (hobarii) wurden wohl selten anders 
veräussert als sammt ihrer Hufe. Doch kommt es aus- 
nahmsweise auch vor, dass der Herr das Grundstück ver- 
aussert, aber einzelne Hörige sich zu seinem Dienste Vor- 
behalt 68 ). 

Für Vergehen wurden sie von dem Herrn bestraft, sehr 
frühzeitig aber nicht willkürlich, sondern nach den Grund- 
sätzen des Hofrechtes. Die Strafarten aber waren empfind- 
licher als bei Freien. Körperliche Züchtigung wird in dem 
alarnannischen Gesetze als Strafe erwähnt, wenn ein Leib- 
eigener den Sonntag durch seine Arbeit entheilige 09 ). 

Umgekehrt wurden Vergehen gegen Eigene verübt, ge- 
linder bestraft als die gegen Freie 70 ). 

Ein Wcrgcld hatten die Eigenen nicht. Wurde einer er- 
schlagen, so musste der Schaden seinem Herrn gebiisst 


65) Lex Alam. Add. 44. Neugart No. 457. „et inaneipi * , qua# 
tune ibi fuerint invenla sive intra cuttern sive in hobis .” 

66) Lex Alum. tit. 22. SO. 

67) Lex Alam. tit. 37. 

-6$) Neugart No. 176. 

6 0) Lex Alam. tit. 37, 2. tit. 38, 2. 

70) Lex Alam. tit. 50. 
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werden , wie wenn dieser sonst an seinem Eigenthum ge- 
kränkt worden wäre. Mach dem alainannischen Gesetze 
werden für den gelodeten Knecht 15 Schillinge bezahlt. Die 
brauchbarem Eigenen werden dann höher angesetzt. Wenn 
ein Höriger einer grossem Heerde oder als Seneschal einem 
Gesinde 71 ) von wenigstens 12 Personen oder als Marschal 
wenigstens 12 Pferden (Mären) vorsteht , so werden für 
einen solchen 45 Schillinge bezahlt. Ebenso wird die näm- 
liche dreifache Busse auch auf Tödtung der vorzüglichem 
hörigen Handwerker gesetzt, als des Bäckers und Kochs 
und der Grob-, Gold- und Waffenschmiede 72 ). 

Wahrend jene Hörigen durch ihren Beruf eine aus- 
nahmsweise höhere Stellung erhielten , finden wir mit Rück- 
sicht auf den Stand der Herren eine ganze Klasse von 
Hörigen erhoben , nämlich die Hörigen des Königs und der 
Kirche, welche offenbar schon den Uebergang zu der halb- 
freien Klasse der Litcn bildeten. Freilich ist auch die 
Busse , welche für sie bezahlt wird , nicht als ein wahres 
Wergeid zu betrachten. Aber sic beträgt doch schon 45 
Schillinge, mithin mehr als das Dreifache eines Eigenen, 
der einem .andern Herrn zugehört 73 ). 

Von allen diesen Eigenen sind nunmehr die Liten zu 
unterscheiden. Dass auch sic für Unfreie zu achten und 
nicht den Freien gleich zu stellen sind, wird sich im Ver- 
folge da, wo wir die Verhältnisse der zürcherischen Fis- 
calinen erörtern werden , noch deutlicher ergeben 74 ). Diese 
besasseu nun schon ein wahres Wcrgeld, welches in der 
Regel die Hälfte des Wergeldcs der Freien betrug 75 ). 

71) Eichhorn Yerinulhet die duodeciin vassi mochten reisige Ministe- 
rialen sein. Rechlsguschichle 49. Amu. 

72) Lex Alain. iit. 8. 74, 3. 79, 3, 4. 98, 2. Vgl. auch Grimiu 
R. A. S. 342. 

73) Lex Alain . Iit. 8. 

74) Vgl. darüber Grimm D. K. A. S. 305. ff. Gaupp Miscellcn 
des deutschen Hechts. Breslau 1830. S. 60. ff. Von Low Geschichte der 
deutschen Reichst erfassuug. Heidelberg 1832. S. 1 3. und seither wieder G a u p p 
Gesetz d. Thüringer. S. 149. ff. 

75) Siehe die bei Grimm R. A. S. 662. ff. und Gaupp Miscell. S. 
62. und ff. angeführten Stellen. 


Digitized by Google 



Die unfreien Stände. 


43 


Gerade dieser Umstand ist für das Verhältniss der bei- 
den Arten der Unfreiheit von der grössten Bedeutung. Eben 
dieser Ansatz eines Wergeides nämlich beweist , wie Gaupp 
trefflich bemerkt hat, dass die Liten politisch als wahrer 
Bestandteil des Volkes angesehen werden müssen, während 
solches von den tiefer stehenden Eigenen nicht gesagt wer- 
den kann. Mir scheint, dieser glückliche Gedanke lasst 
sich noch bedeutend erweitern und dadurch denn freilich 
ein ganz anderes Resultat gewinnen, als worauf Gaupp 
gekommen ist. Er glaubt nämlich annehmen zu dürfen , 
die strenge Knechtschaft sei das ältere , der Stand der Li- 
ten das neuere Verhaltniss 76 ) , während aus jener Auffas- 
sung der Liten als eines wahren Volksstandes doch wohl 
weit eher das Gegenteil folgt. 

Als Tacitus, den Zustand der deutschen Freigelassenen 
schildernd , von ihnen sagte , dass sie sich wenig Uber 
die Sclaven erheben , und im Hause geringe im Staate gar 
keine Bedeutung haben , mochte er allerdings auch von dem 
Stande der Liten gehört und sie mit gemeint haben. Wären 
zu seiner Zeit noch die uralten römischen Standesverhält- 
nisse lebendig oder auch nur allgemein bekannt gewesen , 
so hätte der jedes Wort erwägende Schriftsteller wohl, 
gerade so wie er bei den deutschen Sclaven an die Colo- 
nen erinnerte , hier der Clienten gedacht. Denn auch die 
alten Römer hatten neben der harten Sclsverei der Servi 
eine milde Hörigkeit der Clienten gekannt. Die Servi waren 
massenhaft durch Unterwerfung iin Kriege entstanden. Ucber 
die Entstehung der Clienten wissen wir nichts, sie sind in 
der Geschichte so alt, als das Volk, zu welchem sie ge- 
hören. Und wie in Rom die freigelassenen Sclaven in der 
altern Zeit nur Clienten wurden 77 ) und auch später, nach- 
dem der Stand der Clienten längst aufgelöst worden, 
ihrem vormaligen Herrn gegenüber als Clienten zu betrach- 
ten waren und ihn als Patron zu ehren hatten, so findet 


76) Ga tipp Miscell. S. 72. 

77) Vgl. Niebuh r» rom. Geschieht« , zweite Anfl. Berlin 1827. S. 335. ff- 
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»ich auch bei den deutschen Völkern eine ähnliche Erschei- 
nung. Nach dem Edicte des Königs Rothar wird der nicht 
mit der vollsten Wirkung freigelassene Eigene nur zum 
Aldius , wie die Longobardcn den Liten nannten 78 ). Auch 
deutsche Chronisten übersetzen daher den Ausdruck Liten 
oft mit Liberti 7!l ). 

Wir haben oben schon einmal zur Erklärung deutscher 
Standesverhältnisse die schärfere Eintheilung der indischen 
Kasten herbeigerufen. Auch jetzt wird es erlaubt sein, auf 
die analogen Verhältnisse des verwandten Volkes hinzu- 
weisen. Dort findet sich als besondere zum Volke gehö- 
rige vierte Kaste die der Sudras, welche zwar Diener der 
drei höher stehenden Kasten sind, deren Dienstverhältnis» aber 
ein sehr mildes ist. Die harte Knechtschaft der europäi- 
schen Völker kennt die Kastenverfassung nicht 80 ). 

Das Alles scheint die gedoppelte Annahme zu unter- 
stützen, einmal dass der weit verbreitete Stand der deut- 
schen Liten , Laten , Lassen , Aldionen und wie sie sonst 
noch genannt worden sein mögen, wie die Clienten der 
Römer und die Sudras der Indier ein ursprünglicher dienen- 
der aber zum Volke gehöriger Stand gewesen sei; zwei- 
tens , dass gerade die härtere Knechtschaft spätem Ur- 
sprungs und eine Folge kriegerischer Eroberung und Ver- 
wilderung sei. Für die deutschen Völker wird diese An- 
sicht noch insbesondere dadurch bestätigt , dass das Ver- 
hältnis» der Liten schon in der ersten Zeit unserer Geschichte 
im Absterben begriffen zu sein scheint , während wir eine 
Menge auch späterer Beispiele kennen , wo überwundene 
Völkerschaften in die härtere Knechtschaft übergehen. Be- 
weisst doch der Name Sclave selber die spätere Unterwer- 
fung der slavischen Eigenen ! 

So aufgelässt scheint endlich die merkwürdige von Gaupp 
angeführte Stelle des Abtes Nitliard (i‘ 853) eine noch 

78) Ediel. Roth. 227. 

79) Vgl. Gaupp Mise. S. 61. 67. 

SO) Kohlen Altes Indien. Königsberg 1530. Bd. II. S. 27 u. 157. 
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tiefere Bedeutung zu erhalten , wenn er sagt: „ Das Volk 
„der Sachsen ist in drei Stände (ordines) getheilt. Die 
„einen werden in ihrer Sprache Edhilingi (Edle), die 
„andern Frilingi (Freie), die dritten Lazzi (Lassen, 
„ Liten) genannt. In der lateinischen Sprache heissen sie : 
„Nobiles, Ingcnuilcs atque Serviles ” ,, ). Die Eigenen hält 
er nicht Bir einen Volksstand, wohl aber die Liten, die 
in einem bestimmten Verhältnisse stehen zu Freien und 
Edlen und mit ihnen das ganze Volk bilden. 

Diese Betrachtung wird Uns nun aber geneigt machen , 
auch bei den suevisehen Völkern, denen Gaupp 82 ) nur die 
einfache härtere Knechtschaft zuschreibt, auf das Vorhan- 
densein von Liten zu schliesscn , gesetzt auch es sollte uns 
ganz an Zeugnissen dafür fehlen. Aus dem Mangel an be- 
stimmten Angaben ober die Liten könnte höchstens ein frü- 
heres Verschwinden dieses Standes bei den suevisehen Völkern 
gefolgert werden. Dass sic aber bei den Alamannen vor- 
gekommen seien , beweist die Erwähnung der Liten in dem 
alamannischen Gesetze selbst und seinen Zusätzen SJ ). Der 
fränkische Einfluss, welchen Gaupp hier vermuthet, kann 
sich doch immer nur auf den Namen , nicht aber den Zu- 
stand selbst beziehen. Denn wäre dieser den Alamannen un- 
bekannt gewesen , hätten nicht Liten in einer ansehnlichen 
Zahl unter ihnen gelebt, so wären sie sicher nicht in dem 
Gesetze besonders erwähnt worden 84 ). Ueberdiess wird 
die DafStellung des 'Zustandes der Fiscalinen zeigen, dass 
derselbe dem Litcnverhältnisse nachgebildet war , woraus 
doch wohl auf ein früheres lebendiges Eingreifen dieses 

81) Ntlhard. de di&sev». fit: Lud. Pii, Üb. 4, bei du Chesne II. 376. 
Auch ei* weiss nicht recht, wie er den Ausdruck La zzi im Lateinischen wieder 
geben soll. Servi mag er nicht sagen, Liberti auch nicht, daher sagt er Ser- 
viles , die Zwischenstcliutig zu bezeichnen. Den entsprechenden Namen Cli- 
eifles 'hätte datnals niemand inehr verstanden. 

82) Gesetz, der Thüringer. S. 146. ff. 

83) Lex Aiam. tit. 95, 1. Addit. 27. Nach der letztem Stelle scheint 
das Busstnverhaltniss , je nachdem Freie oder Liten* oder Sclaven betroffen 
waren 3:2:1 gewesen zu sein. 

84) Ueber den Namen vergleiche Grimm R. A. S. 308. 
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letztem in die Standesordnung auch der sucvischen Völker 
geschlossen werden darf. 

§. 11. Die königliche Burg Zürich. 

Der Ursprung einiger der ältesten deutschen Städte reicht 
hinauf bis unter die Herrschaft der Römer. Andere sind- 
auf einmal durch einen Akt königlicher oder fürstlicher 
Gnade ins Leben gerufen worden , und haben daher einen 
genau ausgcuiittclten klaren Anfang. 

Anders verhält es sich mit der Entstehung Zürichs. 
Obwohl Zürich zu den älteren Städten des deutschen Reiches 
zu rechnen ist, so findet unsere Stadt doch ihre Erklärung 
nicht in dem frühem Dasein einer römischen Civitas. Eben 
so wenig aber lässt sich ihre Entstehung der Zeit nach 
scharf bestimmen und durch die Mittheilung einer einfachen 
Stiftungsurkunde leicht darstellen. Die Stadt ist allmählich aus 
verschiedenen Bestandteilen erwachsen. Eben darum bietet 
aber ihre Geschichte ein eigcnthiimlichcs Interesse dar. 
Erst im folgenden Buche werden wir diesen Entwickelungs- 
gang näher betrachten. In diesem können wir bloss die 
noch unvermischtcn Elemente der spätem Stadt nachweisen. 

Da wo die Limmat aus dem Zürichsee fliesst und eine 
Brücke über diesen Fluss die Handclsstrasse von Italien 
nach Deutschland verband , an demselben Orte , wo schon 
die Römer seiner militärischen Bedeutung wegen einen 
Posten stehen hatten , lag die königliche Burg Zürich (ca- 
strum Turicense). Ihr Umfang war klein. Er umschloss 
kaum den äussersten Rand der Anhöhe , welche sich von 
der rechten Seite der Brücke ansteigend erhebt, und den 
Bühel , welcher den Zugang von der andern Seite dersel- 
ben beherrscht SJ ). 

Auf diesem Bühel, dem Lindenhof, lag die königliche 
Pfalz (palatium regis), wo die Könige cinkehrten, wenn 

85) Die Grenzen des allen Castrum werden von Vögelin a. a. O. S. 
137. wohl im Ganzen richtig bezeichnet. Das Ober- und Niederdorf, der 
Spital und der Grossintinster lagen ausser dem Castrum. Auf Seile der klei- 
nen Sladt war dasselbe mit dem hohen Lindenhofe verbunden. 
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sie durch diese Gegend kamen und wo ein königlicher Be- 
amteter die Einkünfte von den Gütern des Königs ein- 
sammelte S6 ). 

Der Boden, auf welchem das Castrum lag, war im 
ächten Eigenthum des Königs. Aber auch ausserhalb des 
ummauerten Ortes besass der König noch weit umher grosse 
Güter 87 ). Wann derselbe zuerst mit Mauern umgeben und 
zu einer wahren Burg gemacht wurde, wissen wir nicht S8 ). 

Es ist nicht unmöglich , dass eine ursprüngliche römi- 
sche Befestigung entweder theilweise erhalten blieb oder 
später wieder erneuert ward ; aber besondere Gründe, dieses 
anzunehmen kenne ich auch nicht. Man könnte freilich 
versucht werden , die erste Befestigung nicht vor die Mitte 
des neunten Jahrhunderts zu setzen, um welchen Zeitpunkt 
die Abtei Fraumünster gestiftet wurde und der Ort neue 
Bedeutung erhielt. Auch habe ich keine sichern Erwäh- 
nungen des Castrums vor dieser Zeit in den Urkunden ge- 
funden. Vielmehr sind die Bezeichnungen des Ortes als 
eines Dorfes gewöhnlicher. Ebenso möchte ich kein Ge- 
wicht legen auf die Bezeichnung des unbekannten Geogra- 
phen von Ravenna , der im siebenten Jahrhundert lebte und 
von Zürich als einer Civitas spricht ; denn er nennt noch 
eine Menge Oerter, die sicher damals keine Befestigung 
hatten, ja sogar solche Gegenden civitates, wo es nicht 
einmal Dörfer gab , wenn er nur ihren Namen etwa ge- 
hört haben mochte 89 ). 


86) Neugart No. 861. Urk. v. 1149. „ in ß*eo Turigensi s aulac .” 

Neugart. No. 876. v. 1172. „Turegi in palatio regio.” Vgl. Note 88. 

87) Vgl. unten Note 117. 

88) Eine Urk. v. J. SO 5. bei Neugart No. 152. wird „in vico publico 
Turigo” ausgestellt. In einer Urk. v. J. 821., Neugart No. 208., finden 
wir den Ausdruck „Turigo fisco noslro.” Den Ausdruck castellutn Turegum 
finde ich zuerst sicher in einer Urk. r. J. 877. bei Neugart No. 503., 
zuletzt im J. 1257. Neugart No. 963. 

89) Geogr. Rav. IV. 26. „Item juita suprascriplum Rhenum sunt ciri- 
tates , id est Gormetia, quae conftnalis cst cum praenominata Moguntia civi- 
tate Francoruin , item civitatc Altripe , Sphira , Porca , Argentaria , quae 


Digitized by Google 



4S Erstes Buch. §. 11. Die königliche Barg Zürich. 

Allein wenigstens ein unverwerfliches Zeugniss für das 
Dasein eines Castrums in älterer Zeit und vor der Stiftung 
der Abtei Frauinünster liefert der alte Biograph des heiligen 
Gallus, der im achten Jahrhundert lebte und erzählt, dass 
die Heidenbekehrer Columban und Gallus auf ihren Wan- 
derungen auch an den Fluss Liminat und zu dem dortigen 
Castell Zürich gelangt seien 50 ). 

Eben so wenig genau sind wir unterrichtet über die Art, 
wie der König zu so weitläufigen Besitzungen in dieser Ge- 
gend gekommen. Indessen ist doch folgender Zusammen- 
hang sehr wahrscheinlich. Als die alamanniSchcn Könige 
das Land dauernd besetzten, fiel wohl neben andern grossen 
Gütern auch der nicht bedeutungslose Ort Zürich , der 
schon frühe einem grossem Bezirke den Namen gab, ihnen 
zu Eigenthum anheim, wie wir denn allenthalben seben, 
dass die erobernden Könige der deutschen Völker je das 
Bedeutendste für sich behielten und ungeheure Ländereien 
als Domänen erwarben. Als nun das Königthum und spä- 
ter auch das Herzogthum der Alamannen erlosch, moch- 
ten die fränkischen Könige, wie sic ihre Gewalt an sich 
gebracht hatten , auch ihre Ländereien eingezogen und zu 
königlich fränkischem Gute gemacht haben. 


modo Str.vtisburgo dicitur, Brececha , fia/ela, Augusta, Car&Una , Gassangita, 
Wrcacha , Constantia, Riigium, Bodungo, Arbore felix , Bracantia. Item 
jnxl-i supra scriptum civilatem Stralisburgo , i«l est civitas quae dicitur Alaja, 
Chorus!, Ziabcrri-i, Frincina, Aon, Laguirion, Brara (Baue bei Zug?), Albisi 
(Berg Albis), Ziurichi , Duebon (l)iibcndorf ?) , Crioo , Slafulon (Stiifa ?) 
Cariolon , 'J'heodoricopolis , Verinegatun." Weiter unten kommt auch ein 
Turigobergu (Zürichberg?) vor. Ich kamt daher die Ansicht von Sc hi uz: 
Etwa* Über den alten Lokalznsland der Stadt Zürich und Mulhmassung Über 
die F.rbauuug ihrer alten Ringmauern im Schweiz. Museum Jahrg. 1789. 
S. 525. ff. , dass die spatere Benennung Civitas in den Urkunden nur Fort- 
setzung des frühem Zustandes gewesen , durchaus nicht theileu. Vgl. unten 
Ruch II. $. 4. 

90) Vita Sti Galli bei Pertz Monuin. Germ. 1829. I. I. p. 6. „vene- 
runl ad fluvium Lindiinacaiu quem sequendo adierunt castellum Turegum 
vocatum." 
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5. 12. Di« Fiscalinen. 

Die Bewohner dieser königlichen Burg hiessen Fisca- 
linen, Reichslcute. 

Unter den schweizerischen Geschichtschreibern und Altcr- 
thuinsforschcrn ist die Ansicht ziemlich verbreitet, dass die- 
selben persönlich freie Männer gewesen , welche nur von 
den Grundstücken , auf denen sie sassen , Bodenzins an die 
königliche Kammer entrichtet haben. Die Eitelkeit der 
Nachkommen, besonders in den Städten, mag nicht ohne 
Einfluss auf die Festsetzung dieses Irrthums gewesen sein. 
Deutsche Schriftsteller haben zwar die Wahrheit schon 
öfter ausgesprochen. Dessen ungeachtet wird es der Mühe 
lohnen , durch unbefangene Prüfung und einlässliche Be- 
leuchtung die Sache ins Klare zu setzen. Wir hoffen da- 
durch nicht allein ein bei uns tief eingewurzeltes Vorur- 
theil für immer zu beseitigen. Sondern cs wird zugleich 
auch eine sorgfältigere Darstellung des Zustandes der Fis- 
calinen für die Geschichte derselben von Interesse sein und 
das oben über die Liten Gesagte ergänzen»'). 

Sollte in Folge dieser Untersuchung die Neigung, in 
seinen Vorfahren möglichst hoch gestellte Männer zu sehen 
auch verletzt werden , so darf uns das doch um so weni- 
ger irren , als unter den jetzt lebenden Geschlechtern kaum 


913 L T nter den Schwerem ., welche die ursprüngliche Freiheit der Fisca- 
linen behauptet haben , fdbre ich zwei der gründlichsten Kenner der altern 
schweizerischen Zustände an, Vögelin a. a. 0. S. 144 und 145., und Joh. 
Casp. Z eil weg er im Schweiz. Geschichtsforscher IV. S. 262. ff. Er 
glaubte sogar den Beweis gefunden zu haben , dass alle Colouen ursprünglich 
freie Leute gewesen , indem er sich auf Lex Alam. tit. 9 und 22. berief. 
Allein die Stellen beweisen nur , dass inan die freien Bauern anf den Gütern 
der Kirche auch Colonen nannte. Appenzeller-Gescbichle !. S. 58. Vgl. 
Du Gange s. v. coloni. Eichhorn halt die freien Colonen des Königs 
und der Kirche Für vormalige römische Provincialen v v u deutscher Abkunft. 
Rechtsgcschichte §. 25 a. Anin. p. Ausnahmsweise sagt Fäsi Erdbeschrei- 
bung der Eidgenossen I. S. 257. von den zürcherischen Fiscalinen : „sie 
waren dem landesherrlichen Fiscus mit Leibeigenschaft verhaft.” Ueber die 
Fiscalinen vergleiche auch Fichard F.ntstehnng der Reichsstadt Frankfurt aui 
Main 1819. S. 16. 
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eines oder zwei Abstammung von jenen alten Fiscalinen 
auch nur von ferne wahrscheinlich zu machen im Stande 
sein werden. 

Suchen wir erst den Zustand der in den. Villen der 
fränkischen Könige, zu denen auch Zürich gehörte, ver- 
breiteten Fiscalinen im Allgemeinen zu erforschen. Dann 
wird es uns leichter sein , die localen Zeugnisse für ihren 
Zustand in dem zürcherischen Castrum richtig zu deuten. 

Dass die Fiscalinen in der fränkischen Zeit keine Freien 
sondern Hörige waren , geht aus folgenden Zeugnissen un- 
zweideutig hervor. 

In dem Capitular Karls des Grossen de Villis, wo recht 
eigentlich von der Bewohnerschaft dieser Villen gesprochen 
wird, droht der König seinen Hörigen (familia) daselbst 
körperliche Züchtigung , wenn sie sich gegen ihren Herrn 
vergehen sollten, und nur auf die Franken, welche sich 
etwa in den königlichen Villen aufhalten, soll diese Strafe 
keine Anwendung finden. Die Franken, denen gewöhn- 
lich die Beamtungen in solchen Villen übertragen wurde , 
sind hier wohl nur als Repräsentanten der Freien erwähnt, 
in deren Gegensatz die Fiscalinen dann als Familie (Diener- 
schaft) bezeichnet werden 92 ). 

Noch deutlicher drückt sich ein etwas späteres Capitular 
in demselben Sinne aus: Wenn ein Freier, heisst es daselbst, 
im Verkehr einen ächten vollwichtigen Pfennig nicht an- 
nehmen will , so b'iisst er das nach Königshann mit 60 Schil- 
lingen. Wenn aber Knechte der Kirche oder königliche 
Fiscalinen oder (Hörige) der Grafen oder unserer Vasallen 
die Pfennige nicht anerkennen , so werden sie mit 60 Strei- 
chen gezüchtigt 93 ). 

Man sieht, der Leib des freien Mannes ist keiner Züch- 
tigung unterworfen. Nur der Rücken des Unfreien wird 
von den Streichen zerfleischt. Unter diesen Unfreien wer- 
den nun aber die Fiscalinen mit erwähnt. 

92) Capil. «. SOO. c. 3 und 4. Vgl. c. 52. 

93) Add. quarta Capit. CX. bei Bai uz I. S. 1217. »Über hotno — 
«txagmla solido* componat. Fiscalini nostri — sexagintn ielibus vapulont.” 


Digitized by Google 



Die Fiscalinen. 


51 


in mehrere andere Capiiularen noch werden sie andern 
Hörigen an die Seite gestellt , und als unterwürfig einem 
Herrn bezeichnet 9 '*). 

Das Gesetz der Alamannen selbst lässt keinen Zweifel 
übrig. Wenn Freie der niedern Gattung eine verbetene 
Ehe eingehen, so verlieren sie ihre Freiheit und werden 
den Fiscalinen zugezählt 95 ). 

Wenn nun aber auch die Fiscalinen unzweifelhaft zu 
den Unfreien gerechnet werden müssen, so ergibt sich 
doch wieder aus andern Stellen, dass ihre Unfreiheit von 
milderer Art ist und mancherlei Vorrechte nicht ausschliesst. 

Der Stand der Freien wird nur rein erhalten, wenn 
auch die Ehen der Freien innerhalb ihres Standes ge- 
schlossen werden. Ehen mit Unfreien wirken nicht allein 
verderblich auf die Freiheit der in solcher Ehe erzeugten 
Kinder, sondern setzen die persönliche Freiheit des ur- 
sprünglich freien Ehegatten selbst in Gefahr. In roher 
Weise, aber schön und treffend weist das Gesetz der 
Ripuarier auf diese Gefahr: Wenn eine Freie sich mit 
einem Eigenen verband, so soll ihr der König oder Graf 
ein Schwert und eine Spindel zur Auswahl reichen ; greift 
sie nach dem Schwerte, so erschlage sie damit den Knecht; 
wählt sic die Spindel, so verbleibe sie selber in Knecht- 
schaft 96 ). Auch bei den Alamannen kommen die aus einer 
Ehe eines Hörigen mit einer freien Alamannin erzeugten 
Kinder nicht in den Stand der Mutter, sondern werden 


94) Capit. a. 793. c. 36, bei Balu^ I. S. 541. Capit. de Villie c. 52. 
Capit. IV. a. 803. c. 2. Capit. V. a. 803. c. 15. 

95) Lex Alant, tit. 39. „careant libertate et servis fiscalibus adgvegandae 
sunt." 

96) Lex Ripuar. tit. 58, 18. Vgl. die bei Griinin R. A. S. 326 an. 
geführten Stelle» und besonders für unsere Gegend die lex Alant, tit. 18. 
Vgl. Urkunde bei Neugart No. 332. „devenit mihi, ut in conjunctionem 
quandam feminam mihi usurpasseiu , quae tune teinporis libera fuit, postea 
vero ab Emichone advocalo ad ipsum wonasteriom S. GaJÜ in servitiam 
adquisita et ex ea mihi liberi II procreati fuerant. Ideoque propter com« 
passionem genitorunt , ne in eonditionem servilem eogerentnr etc. 
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sofort hörig. Und verharrt die Mutter drei Jahre lang 
in der ungleichen Gemeinschaft, so geräth auch sie in 
Hörigkeit. 

Gerade hier zeigt sich nun aber die wahre Stellung 
der Fiscalinen. Sie sind zwar unfrei , aber stehen doch 
den Freien näher als gemeine Knechte. Die Ehe mit 
ihnen ist immer noch ungleich , aber sie hat doch nicht 
jene bedenklichen Folgen wie bei schrofferer Ungleich- 
heit. Die Capitularien nämlich verordnen: Wenn ein 

Freier mit einer königlichen Fiscalininn oder eine Freie 
mit einem königlichen Fiscalinen sich verbindet, so verlieren 
sie (die Freien) darum nicht ihr elterliches Erbe noch 
das Recht, vor Gericht ihre Sache zu verfechten, noch 
die Befugniss über Eigenthum und Erbschaft Zcugniss ab- 
zulegen : Dieses Alles zur Ehre des Königs , dem die 
Reichsleute dienen 97 ). 

Eben dahin gehört wohl auch die Bestimmung des alaman- 
nischen Gesetzes: Wenn von zwei Töchtern des ohne Sohn 
verstorbenen Vaters sich die eine mit einem freien Genossen 
verehelicht, die andere mit einem Colonen des Königs oder der 
Kirche, so fällt das väterliche Grundstück der ersteren Tochter 
allein zu, die Fahrhabc abcrtheilen beide glcichinässig 98 ). 

Es bedurfte nur eines Schrittes, um den Fiscalinen selber 
ähnliche Freiheitsrechte zuzugestehen, wie die waren, welche 
ihre freien Ehegatten trotz der ungleichen Ehe beibchielten. 

Eigenthum an dem Boden, welchen sie bebauten, hatten die 
Fiscalinen nicht, ebenso wenig andere dingliche Rechte, welche 
das Volksrecht anerkannt hätte, ungeachtet ihre Häuser 
regelmässig von Vater auf Sohn übergingen. Es ist in der 
That sehr auffallend, wenn man bedenkt, wie allgemein ver- 
breitet unter allen deutschenVölkern die Verleihungder Grund- 

97) Capit. II. a. 805. c. 22. „ut non de heredilate parentuin vel de 
causa sua quaerenda nec de lestiinonio pro hac re abjiciantur, sed talis eliain 
nobis in bac causa honor servetur, qualis et antecessoribus nostris — ser- 
ratus esse cognoscitur.” Ebenso Capit . IV. a. 805. c. 16. 

98) Lex Alam. tit. 57. Scbwabeu Spiegel Ambraser Codex bei 
Senkenberg Corp. Jur. Germ. tom. II. Francof. 1766. c. 270. 
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stücke zu erblichem Besitz an Dritte war, dass das Volksrecht 
diese Verhältnisse gänzlich unbeachtet lässt und keine Formen 
kennt, unter denen dieselben dauernde Beachtung und Aner- 
kennung fände. IN ur das Hofrecht, das freilich viel älter ist 
als unsere historischen Zeugnisse dafür, fasste sie auf und ge- 
währte ihnen seinen Schutz "). 

Eben dcsshalb war es den Fiscalinen ausdrücklich untersagt, 
über ihre Grundstücke irgend welche Verfügungen zu treffen, 
welche nur dem Eigenthümer zustehen konnten, namentlich 
dieselben zu veräussern 10 °). 

Zu persönlichen Diensten waren sie verpflichtet, auch auf 
dem unvertheilten Hofe ihres Herrn; doch finden wir auch 
hier wieder, freilich in einem Capitulare, das eine locale Bezie- 
hung hat, mildere Bestimmungen auf sie als sonst auf andere 
Hörige angewendet l0 ‘). 

Diese höhere Stufe der Hörigkeit, welche sich der Frei- 
heit nähert, konnte nun aber kaum eine andere sein, als worauf 
wir die Litcn früher gefunden hatten. Damit ja kein Zweifel 
zurück bleibe, wird dieses auch durch bestimmte Zeugnisse 
ausdrücklich bestätigt. So heisst es in einem Gesetze Karls 
des Grossen: Die Aid io neu in Italien leben nach demselben 
Rechte in der D i en s t b ar ke i t ihrer Herrn, wie die 
Fiscalinen oder Liten in Franken 102 ). 

Und so sind wir nun auf eine Anwendung jener mildern 
Hörigkeit, die wir im allgemeinen als Litcnverhältniss be- 
zeichnet haben, gelangt, welche zeigt, dass dieselbe auch 


99) Vgl. darüber Eichhorn in der Zeitschrift für geschichtliche Rechts- 
wissenschaft 1. S. 151 ff. 163 ff. und unten §. 21. 

100) Capit. 111. a. 893. c. 10. ,,Ut nec colonus nec fiscalinus possiut 
alicubi traditiones facere.” Vgl. Jägers Ulm S. 33. 

101) Baluzens CapituUrsaimnlung V. 303. toin. I. p. 886. 

102) Capit. add. ad Leg. Longob. a. 801. c. 6. „Aldiones vel Aldianae 
ad jus publicum pertinentes ea lege vivant in ltalia in Servitute domiuorum 
suorum , qua fiscalini vel liti vivunt in Francia." Capit. IV. a. 803. c. 2. de 
lege Ripuar. : hotno regius i. e. fiscalinut et ecclesiastieus vel tidut iuter- 
fectus. ccntmn solid is eomponatur.” 
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den suevisehcu Völkern nicht fremd gewesen sei 103 ). Dass 
die Fiscalinen schon ursprünglich den Liten gleich gestan- 
den, behaupte ich keineswegs. Im Gegentheil scheint ans 
dem alamanaischen Gesetze sich zu ergeben, dass sie erst 
spater diesen gleich geachtet wurden; denn dort wurden die 
Hörigen des Königs und der Kirche noch zu den niedern 
Hörigen l0 ' i ) gerechnet, obwohl zugleich schon sichtbar ist, 
wie beide sich heben. Aber die nachherige Gleichstellung 
der Fiscalinen und in mancher Hinsicht auch der Hörigen 
der Kirche, der sogenannten Gotteshauslcute, mit den Liten 
setzt doch voraus, dass der halbfreie Zustand der letztem 
den Völkern bekannt gewesen sei, bei denen jene mit der 
Zeit dieselben Rechte erwarben. 

Wir haben gesehen, dass der Anspruch auf ein Wergeid 
die Liten wesentlich unterschied sowohl von den Vollfreien 
als von den niedrigem Knechten. Auf ähnliche Weise wird 
auch das Wergeid des königlichen Knechtes bestimmt. Nach 
dem ripuarischen Gesetze ist das Wergeid eines Freige- 
bomen 200 Schillinge, das eines Hörigen 56 Schillinge und 
das des Fiscalinen 100 Schillinge 10S ). 

Das Wergeid der erschlagenen Liten ferner fiel zu zwei 
Drittheilen ihrem Herrn zu. Ein Drittheil verblieb den 
Verwandten des Gctödeten. Daraus folgt, dass die Liten 
auch Theil hatten an dem allgemeinen Fehderecht der 
Freien und dass sie somit die Befugniss hatten, Waffen zu 
tragen; Rechte, welche wieder den Hörigen der untern 
Gattung gänzlich fehlten ,0 ' ; ). 

Stehen nun die Fiscalinen den Liten wahrhaft gleich, 
so wird auch dicss von ihnen gelten müssen. Und wirklich 
hat Du Cange eine Stelle aus einem alten Wormserhof- 
rechte mitgetheilt, welche das genau bestätigt: „Von dem 


103) Vgl. oben Note 84. 

104) Vgl. oben Nole 7 3. 

105) Lex Ripuar. tit. 7. ß. 9. 10. 

106) Vgl. Rogge Gerichtswesen der Gertn4neu S. 9. und 10. Gau pp 
"MisceHen S. fi- ff. Grimm R. A. S. 340. 
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Wergeide eines dortigen Fiscalinen nämlich fallen fiinf 
Pfund der Kammer (also dem Herrn) und zwei und ein 
halbes Pfund den Freunden des Erschlagenen zu” 107 ). 

Man darf daher nicht zweifeln , die Fiscalinen hatten 
auch das Recht Waffen zu tragen, und gerade hier scheint 
mir der Keim ihrer fortwährend steigenden Rechte und 
Ehre zu liegen. Denn gewöhnlich finden wir in den 
königlichen Villen und Burgen Fiscalinen als Bewohner. 
Mit. der Bedeutung dieser Oerter, aus denen fast immer 
Städte entstanden sind, nahm aber auch das Bediirfniss zu, 
sie und den königlichen Kammerpallast mit den Waffen vor 
Raub und Zerstörung zu schützen. Und dazu bedurften 
eben die Fiscalinen Waffen. Sie waren zugleich königliche 
Dienst- und Kriegsleute und schwangen, durch die kriege- 
rische Ehre gehoben, sich allinählig aus dem Stande der 
Hörigen sogar über die Freien zu den Edeln empor. Das- 
selbe hatte schon Tacitus von den Freigelassenen der 
Deutschen bezeugt ,08 ). 

Auch in Zürich sassen dergleichen königliche Reichs- 
lcutc auf Grundeigentum des Königs, ihm durch persönliche 
Hörigkeit unterworfen. Man hätte diese ursprüngliche 
Hörigkeit, deren Beweis nunmehr durch allgemein geltende 
Reichsgesetze hergestellt ist, um so weniger verkennen 
sollen, als die Züricher Urkunden selber hinreichende 
Spuren davon enthalten. Denn die von den Kaisern den 
Zürichers zugesicherten Freiheiten haben nur in jener 
Voraussetzung Sinn und zeigen zugleich, wie die Ueber- 
reste der alten Unfreiheit allmählig abgestreift wurden. 


4.07^.0,11 Gange s.« v. fisealini. 

108) Tacitus German. 25. „Liberti non tnulluin supra servos sunt — 
exceptis duntaxat iis gentibus, quae regnnnlur. Ibi enim et super ingenuos et 
super nobiles ascendunt. Furth, die Ministerialen , Göln 1836 S. 11. führt 
mehrere Stellen an, aus denen sich das Waffenrecht der königlichen Knechte 
ergibt, namentlich Lex Wihigolh. IX. 2. c. 9. ,,Qnis libet ex servis fisca- 
libus, quisquis horum est in exercitum progressurus , deciinani partein ser- 
»ortnn Mioruin secuiii m expedilionein bellicam ducturus accedat. Fiirtli 
ebenda S. 34. 
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Die stärksten Zweifel gegen diese Ansicht könnten von 
daher erhoben werden, dass schon in Urkunden des zehnten 
Jahrhunderts Fiscalincn als Zeugen und Urtheiler in dem 
ordentlichen Gauding des Grafen zu Zürich erscheinen, 
indem sonst nur Freien mit Grundeigenthum solches Recht 
zusteht. Allein daraus Hesse sich doch immer nur folgern, 
dass die Züricher Fiscalinen in einer Zcitfrist von über 
100 Jahren seit der Erlassung der fränkischen Gesetze 
sich in den Stand der Freien empor geschwungen haben, 
keineswegs aber, dass sic nie unfrei gewesen. 

Aber auch dieses Resultat muss man wieder aufgeben, 
wenn man bedenkt, dass lange nachher noch Spuren von 
Hörigkeit sich finden* Obwohl dieselben in eine ziemlich 
spätere Zeit hinabreichen, wird es doch der Klarheit der 
Untersuchung zuträglich sein, wenn wir hier auch diese 
Zeugnisse noch im Zusammenhänge betrachten. 

In einer Urkunde vom Jahr 947 werden Reichsleute 
(homines de fisco) erwähnt, welche in den ordentlichen 
Dingen des Gaugrafen (legitimum concilium Liutoni comitis) 
über eine Eigenthumsansprache der Propstei urtheilen w ). 
Auch werden sie daselbst als sitzende Urtheiler be- 
zeichnet 1t0 ) , gleich wahren Schöffen. In einer andern 
Urkunde vom Jahr 963 werden ebenfalls in einem Streite 
über achtes Eigenthnm, der vor dem Gaugrafen in öffent- 
lichem Dinge (in publico inallo) verhandelt ward, „principes 
de fisco” als Zeugen genannt, und es ist iiberdem wahr- 
scheinlich, dass sie unter den principes, welche dann das 
Urtheil finden, wenigstens mit verstanden sind IU ). Endlich 
finde ich in einem ungedruckten Fragment des Stiftes zum 
grossen Münster in den öffentlichen Dingen des Grafen 
Burchard w'ieder principes als Urtheiler erwähnt über 


1 09) Neugart No. 727. 

410) lieber den Gegensatz »wischen sitzenden uud stehenden vgl. Grimm 
R. A. S. 791. 

111; Neugart No. 747. 749. Hottiuger hist, ecclcs. Ttgiin 1667. 
VIII. 1152 ff. 
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Eigenthum an Knechten. Auch dort sind wohl wieder 
die principes de fisco gemeint ,,e ). 

Die letztere Bezeichnung zeigt nun aber deutlich, dass 
es noch unter den Reichsleuten weitere Ständeunterschiede 
gab ; denn der Ausdruck „principes“ kann sich unmöglich 
auf die Masse der hörigen Reichsleute beziehen ; würde 
er doch selbst auf die gemeinen Freien in keiner Weise 
passen U3 ). Es darf daher bei jenen urtheilenden Vor- 
nehmen weder an blosse Freie, welche sich sonst auch 
etwa neben den Fiscalinen in königlichen Villen auf- 
hielten 1M ), noch an die Masse der eigentlichen Reichsleute 
gedacht werden; sondern zunächst gehörten wohl zu 
jenen principes die hohem Dienstleute (Ministerialen) des 
Königs, welche ftir ihn die Pfalz und deren Einkünfte 
verwalteten, ihm, wenn er erschien, persönliche Dienste 
thaten und der höheren Ehre des Adels theilhaftig waren. 
Es hindert nichts anzunehmen, dass dieselben zwar alle 
Reichsgütcr von dem Könige zu Lehen trugen, zugleich 
aber noch anderweitiges Grundeigenthum besassen. 

Sehr möglich, sogar wahrscheinlich aber ist cs, dass 
diese nicht die einzigen waren, welche unter jenen principes 
de fisco zu verstehen sind. Denn ich zweifle sehr, dass 
Zürich als Sitz einer königlichen Pfalz bedeutend genug 
gewesen , um für dieselbe zahlreiche höhere Ministerialen 
zu halten, zumal die Könige doch immer nur sehr vor- 
übergehend hier verweilten. Bedeutender aber war der Ort 
für die Gerichtsverfassung als Sitz eines ächten und be- 
rühmten Gaudings. Otto von Freisingen, der in der ersten 
Hälfte des zwölften Jahrhunderts lebte, versichert uns, 
der Ort sei nach der Ueberlieferung seiner Vorfahren von 
solchem Ansehen gewesen , dass wenn die Mailänder 


112) Das Fragment ist aus dein zehnten Jahrhundert. 

113) In «wer Urkunde vom Jahr SS 9 werden als Zeugen ta ‘einem Pla- 
citum de* Grafen Burchard in dein Gao Bertholdsbar genannt: Ä primore t 
populi", welche sodann auch als n optimates” bezeichnet werden. Sie ge- 
loben ihre Aussage mi Kampf zu bekräftigen. Neu gart No. 591. 

114) Capil. de Villis c. 4 und 52. 
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etwa vom Kaiser über die Alpen vor Gericht berufen 
worden seien, in Zürich über ihr Recht verhandelt und 
geurtheilt werden musste us ). Dazu war nun aber durch- 
aus erforderlich, dass es an der nöthigen Anzahl von 
Freien mit Grundeigenthum nicht gebrach, die allein Ur- 
theiler sein konnten Uber Eigenthum. Freiheit ohne Grund- 
eigenthuin genügte nicht ,l6 ). 

Nun waren aber der Boden der alten Burg und die 
grössten Höfe in der Nähe derselben im Eigeuthum des 
Königs. Daneben verschlangen die neu errichtete Abtei 
zum Frauenmünster, so wie die alte Propstei zum Gross- 
münster schon im neunten Jahrhunderte vieles Grundeigen- 
thum, welches Freien zugehört hatte, aber von ihnen den 
Kirchenheiligen zu Ehren an jene Stifter abgetreten wurde. 
So konnte leicht ein Mangel an urtheilsfäbigen Freien ent- 
stehen, welchem die Könige um jener Bedeutung der Ge- 
richtsstätte willen, abhelfen mussten * 17 ). 

Diese Abhülfe konnte aber am leichtesten so geschehen, 
dass er einzelne seiner Reichsleute, die sich vielleicht im 
Kriege ausgezeichnet oder ihm sonst gute Dienste geleistet 
hatten, frei liess, ihnen die von ihnen besessenen Häuser 


115) Otto Frising. de reb. gest. Fritier. I. Lib. 1. c. S. Die 

ganze Stelle ist so wichtig, dass ich sie hier mittheile : „Conditio autetn 

pacis talis fuit nt Bertolfus ducatuin exfestucaret, sic tarnen quod Tureguin 
nobiiissimuin Sucviae oppiduin a manu Iinperatoris ci lenenduin reinaneret. 
Hoc oppiduin iu faucibus montiiim versus llaliaiu super lacum und« Ltmaauus 
fl u 7 tu s fluit situm, Imperatoruin seu regum olim colonia fuit, tanteque iuxta 
majorum nostrorum traditionem auctoritatis , ut Mediolanenses siquando ab 
Imperatore ad transalpina vocarentur iudicia, ibi disculi vel iudicari de inre 
debercat. Unde ex eiusdein tarn in rebus quam honoribus abundantia iu 
insius porta scriptum dicitur : 

Nobile Tureguin multarum copia reruin.” 

116) Eichhorn Zeitschrift I. S. 174. Vgl. Capit. a. 829. c. 6 . 
bei Eichhorn ebenda S. 191. Hechtsgeschichte S. 193. 

117) Auch die Freien vom Berge scheinen später häufig zinspflichtig 
geworden zu sein , theils dem Stift zum grossen Münster , weichet ein 
regelmässiges Hofgericht zu Fluntern hatte , theils der Abtei. Vgl. Urk. 
v. J. 924 Neugart No. 802. „censibns de isto mo»te” s. Turieino. 
Vgl. unten $. 13 No. 126. 
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und Grundstücke oder ein Theil davon za Eigenthum über- 
gab und sie so befähigte, an der Seite jener Ministerialen 
im Dinge zu Recht zu sitzen. 

Dass dieser Weg nicht bloss zulässig war, sondern 
wirklich betreten wurde, beweist eine Stelle des Sachsen- 
spiegels, worin gesagt wird: Wenn die Schöffen binnen 
einer Grafschaft eingehen, so mag der König wohl des 
Reiches Dienstleutc mit Urtheilen frei lassen und zu 
Schöffen daselbst machen. — Er soll aber ihnen so viel 
vom Reichsgutc zu Eigen geben, dass sie Schöffen davon 
sein können, jedem drei Hufen oder mehr “*). 

Wenn nun wohl schon in älterer Zeit einzelne in Zürich 
wohnende Ministerialen die Urtheilsfähigkeit besassen, andere 
Reichsleute sie dann durch besondere kaiserliche Ver- 
leihung erhielten, welche zusammen Principes genannt 
wurden, so wurde doch schon frühzeitig durch kaiserliche 
Privilegien auch die Masse der übrigen Fiscaiinen für 
fähig erklärt, Recht zn sprechen. Kaiser Heinrich IV. 
bestätigte ihnen im Jahr 1064 diese Befugniss ausdrücklich 
und verweisst dabei auf ältere Verleihung derselben durch 
die Kaiser ll9 ). Wären dieselben Freie gewesen von jeher, 
so hätte es einer solchen Verleihung nie bedurft. 

Aus dem eben erwähnten Privilegium ergibt sich aber 
ferner, dass die Fiscaiinen eben damals noch und ungeachtet 
jener Befugniss für Hörige geachtet waren. Denn der 


118) Sachsen Spiegel 111. Sl. $• 1. Auffallend ist es, dass der 
Schwabeuspieget die Bestimmung absichtlich nicht aufgenommen hat. 
Vergl. Ambr. Cod. 135 (Senkenberg). Vennuthlich, weil das zu seiner Zeit nicht 
mehr vorkam. Vgl. dagegen Schwabenspiegel A. C. 227 mit .Sachsen- 
spiegel III- 19, wonach die Dienstleutc des Reichs Überhaupt für fähig 
erklärt werden , Zeugniss zu geben und Urtheil zu linden, ausser Uber Ehre, 
Leben und Eigeuthutn der Schöffen , wie der Sachsenspiegel , der freien 
Leute, wie der Schwabenspiegel sagt. 

119) ,,Ut regii Fiscalini Turegienses justitiam quam ab antecessoribns 
nostris antiquitus habuerunt, firmiter et inviolabiliter teneant. Ueber iusti- 
tiara teuere vgl. Du Gange s. v. Die Urk. findet sich bei Hottinger 
hist. Ecel. Vif I. 1166, aber etwas ungenau abgedruckt. Vgl. FUrth 
Ministerialen S. 12. 
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Kaiser fährt fort : Auch soll es niemandem verstattet sein, 
die Zinspflichtigen und mit Beneßcicn Belehnten aus jener 
Dienstmannschaft (de familia illa) einem andern in Knecht- 
schaft zu geben noch sonst zu unterdrücken. Dadurch 
stellte er die königlichen Dienstleute sicher gegen Ver- 
äusserung an andere Herren, wodurch sie wieder eine 
Stufe tiefer in der Hörigkeit gesunken wären, und sich ihre 
Aussicht, unter die Freien und Edeln sich aufzuschwingen, 
wieder verschlimmert hätte lso ). Hierin ist wohl der 
Grund zu suchen, warum sich in Zürich die Spuren der 
Hörigkeit der Fiscalinen weit schneller verloren als in der 
benachbarten Stadt St. Gallen, wo ebenfalls Fiscalinen 
auf Rcichsboden gewohnt hatten. Denn diese letztem 
waren an den Abt veräussert worden, der ängstlicher seine 
Rechte wahrte , als der ferne und höher stehende König. 

Lothar III. bestätigte im Jahr 1130 jene Freiheit und 
fügte bei , dass die Rcichsleute befugt sein sollen , ihre 
Frauen zu holen , woher sie wollen l5 ‘). So hätte er 
wieder zu Freien nicht sprechen können. Den Hörigen 
aber verlieh er somiädas Recht der Genossenschaft, welches 
sie zuvor nicht hatten. 

Es fehlte nur noch die ßefugniss, ihre Grundstücke, 
die ohnehin in ihrem erblichen Besitze blieben , frei zu 
veräussern, um so nach und nach den Unterschied zwischen 
ihnen und wahren Freien immer mehr zu verwischen. 
Auch diese wurde ihnen zu Thcil. Schon frühe bildete 
sich das gemeine Recht aus, dass die Dicnstleute ihre 


120) Sc h wa b c n s j> i e g e I C. A. 138: »Der chunich mach sine dienst« 
man niht gen idem. Wau gibet er si in der leien fürsten ge wall, 
so helle er si genidert.” 

121) „Et uudecunqne unde velint uzores ducant, et in nostro servieio 
permaneant.” Diplomatar der Stift zuin Grossinünster. Vgl. damit das be- 
schränkte Privilegium König Heinrichs II. v. J. 1005 (Neugart No. 81S), 
wodurch derselbe den Ministerialen des Klosters Stein verstattet, mit den 
Töchtern der Ministerialen des Bischofs von Babenberg sich zu ehelichen 
(Geuossaine) und umgekehrt. Job. v. Müller Schweizerische Geschichte 
Leipzig 1806. 1. S. 409 lässt die Fiscalinen unrichtig in dein Serviliutn des 
Münsters — slalt des Königs — verbleiben. 
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Grundstücke auch veräussern dürfen , insofern diese nur 
nicht aus der Gewalt ihres Herrn herausfallen, mit andern 
Worten, dass sie befugt seien, unter sich selber, die 
alle den gleichen Herrn hatten , Veräusserungen vorzu- 
zunehmen w ). Den königlichen Dienstleuten in Zürich 
gestattete nun aber König Rudolf im Jahr 1277, mit 
Rücksicht auf frühere Privilegien, dass sie ihre beweg- 
lichen oder unbeweglichen Güter in der Stadt und Vor- 
stadt der Propstei zum Grossnninster verkaufen, verschen- 
ken, vermachen dürfen und dass diess eben so fest und 
stät gelten solle, wie wenn Propst und Capitel jene Güter 
aus des Kaisers (des ächten Eigenthümers) Hand empfangen 
hätten ,w ). Was gegenüber der Propstei gestattet war, 
konnte leicht auch gegenüber andern ausser der Genossen- 
schaft der Dicnstleutc befindlichen Personen angewendet 
werden. Und so reichte eben das Recht der Züricher 
Reichsleute damals schon weiter, als das gemeine Reeht 
derselben, indem die Beschränkung 'auf den Verkehr in 
der Genossenschaft bereits gebrochen war. 

Die Hörigkeit derselben aber hatte damals schon keine 
lebendige Bedeutung mehr und die letzten Spuren der Un- 
freiheit verschwinden nun gänzlich. 

§. 13 . Die Markgenossenschaft am Zürichberg. 

Ausserhalb des alten Castrums erhob sich auf dem 
rechten Ufer der Limmat der Ziirichberg, von dessen 
äusserstem Vorsprung die Pfarrkirche des Grossmünsters 
in den vorbeifliessenden klaren Fluss hinab sah. Hier 
lagen die Bauerhöfe freier Alamannen, welche unter sich zu 


422) Sachse nspiegal III. 81. $. 2. Scbwabeospitgel C. A. 137. 

123) Altes Diploinatar d. Stift. Bl. 87. b. .,ut si qua b»ua mobilia Tel 
immobilia ipsis a feodatariis seu miniaterialibu $ nostris infra suburbium et 
ipsain civitatein Tendita vel zelo devotionis donata fuerint imposterum vel 
legata, ipsi ea eqoe ticite valeant possidere, ac si eadem de maiestatis nftstra 
manibus receptssent." 
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einer freiet} Gemeinde verbunden waren. Wie alle alten 
Markgenossenschaften besassen sie eine unvertlicilte Wal- 
dung und eine unverthcilte Weide. Dort holten sie ibr 
Holz zur Herstellung und Erwärmung ihrer Wohnungen. 
Hier Hessen sie ihr Vieh grasen. 

Noch jetzt gehört der Bürgerschaft zu Zürich die 
Almende und Waldung des Zürichbergs zu Eigenthum, 
zum deutlichen Zeichen, dass vordem schon hier eine ge- 
meine Mark gewesen. Dag gemeine Gut mochte damals 
noch bedeutender gewesen sein. 

In den Urkunden werden sie als Leute vom Berg 
(de monte) unterschieden sowohl von den Fiscalincn als 
den Angehörigen der beiden Stifter (familia Sanctorum). 
Neben den Principes de fiseo erscheinen sic als Zeugen 
und Urtheiler in dem öffentlichen Gauding. Ehen daraus 
folgt, dass sie freie Grundcigenthümer gewesen und weder 
auf Gütern des Kqnigs noch auf Gütern der Kirche 
hauseten l2;i ). Auf sie vornehmlich beziehe ich auch de» 
Ausdruck in einer Urkunde des Jahres 942 ,2S ), wonach 
die Stift der Chorherren Zehnten zu beziehen hat von 
dem Hofe und den Hubern der Frauenahtei in Zürich und 
von dem Eigen der freien Männer ,2C ). 

Diese Gemeinde des Zürichbergs erstreckte sich damals 
unzweifelhaft in den Umkreis der gegenwärtigen Stadt 
hinein, bis an das Castrum. Dieses aber wird genau von 
jener unterschieden 127 ). Schon sehr frühe scheinen diese 

124) Urk. v. J. 947 uud 963. Anders in vielen allen Stadien , 7. B. in 
Frankfurt am Main, welches ausschliesslich auf einem königlichen, von 
Fiscaliuen bewohnten Hofe erbaut wurde und keine freie Gemeinde besass. 
Fichurds Frankfurt S. 15 ff. 

125) Neugart No. 724. lloltinger hist. eccl. VIII. p. 1145. 

126) „Et de propriia liberorum hoininum.” Urk. bei Hottiuger VIII. 
1145. Vgl. Eichhorn Zeitschrift I. S. 216. Eichhorn hat hier aus 
Maugel an Lokalkenntniss nur darin geirrt, dass er diese Freien in die Burg 
statt als eine freie Gemeinde ausserhalb derselben versetzte. Noch spat be- 
sitzt z. B. Rudolf von Fluntern ein eigenes Alode auf dem ZUrichberg, und 
gründet daselbst eiu Kloster. Neugart No. 869 v. J. 1158. 

127) Urk. v. 963. Ain Schluss derselben- werden zuerst als Anwesende 
aufgerahlt die de tr. ontr dann die de Tn reg n 
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Freien übrigens, vcrmuthlich zuerst in dein Gauding, in 
engere Verbindung mit den Principes de fisco gekommen 
zu sein, so dass zuweilen beide vereint den Angehörigen 
der Stifter gegenüber gestellt wurden 12S ). 

§. 14. Die Propstei zum Gros s münst er. 

Die den Heiligen Felix und Regula geweihte Pfarr- 
kirche zum Grossmiinster wurde, wenn wir den Angaben 
einer freilich zweifelhaften Urkunde Glauben schenken 
dürfen, gegen Ende des achten Jahrhunderts gestiftet ,29 ). 
Jedenfalls bestand sie schon vor der Zeit Karls des 
Grossen , und hatte damals grosse Besitzungen. Ausser 
dem rund um sie herum liegenden Theile der gegen- 
wärtigen Stadt gehörten ihr grosse Höfe in Schwamen- 
dingen , Meilen , Höngg u. s. f. Auf diesen Höfen 
wohnten theils zinspflichtige Freie, theils Hörige, särnmt- 
lich in Folge ihres abgeleiteten Grundbesitzes, dem Hof- 
rechte der Stift unterworfen ,M ). 

Das Gesetz der Alamannen machte es den Freien leicht, 
ihr Eigen einer christlichen Kirche zu veräussern, unge- 
achtet darin grosse Gefahr für die Freiheit lag. Den Be- 
amten wurde es ausdrücklich verboten , solchen Verga- 
bungen Hemmnisse in den Weg zu legen 13 ‘). Frommer 
Glaube und Sorge für das Seelenheil waren indess nicht 
die einzigen Gründe , welche die sehr zahlreichen Ucber- 
lassungen von Eigen an Kirchen und Klöster erklären; 
Schutzbedürftigkeit vor dem Drucke der Grossen und Reichs- 
beamten, sowie das Streben, den Lasten der Heerfahrt zu 
entgehen , wirkten nicht minder. 

Schon das alamannische Gesetz kennt daher neben . 
hörigen auch freie Bauern der Kirche 132 ). In den Ur- 

128) Vgl. iie l T rk. v. 963. 

129) Neogart No. 5. Vögelin altes Zürich S. 29. 

130) Vgl. Urk. bei Hottinger hist. ecel. VIII. pag, 1133. 1141. 
1142. 1149. 

131) Lex Alum. tit. 1 und 2. 

132) Lex Alam, tit. S. 9. und 23. Vgl. oben S. 49. Antn. 91. 
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künden der karolingischen Zeit finden wir eine Menge 
von Beispielen, wie Freie ihr Eigen an Kirchen ver- 
gaben. Persönlich verloren sic desshalb ihre Freiheit 

nicht, wohl aber büssten sic manche höhere Freiheits- 
rechte ein. Insbesondere durften sie als eigenthuinslose 
Leute nicht mehr über Eigen urtheilen und Zeugniss geben 
in dem Gaudinge , von dem sie übrigens nicht ausge- 
schlossen waren U3 ). 

Gewöhnlich erhielten sie dann dieselben Güter oder 
einen Theil davon wieder von dem neuen Eigenthiimer 
in Form der Gunst zurück als Beneficicn, für deren Be- 
nutzung sie alljährlich dem Herren gewisse Zinsen in Geld 
oder Früchten zu leisten hatten. Dieser Besitz war aber 
nicht geschützt durch das Volksrecht, er hing wie der 
des Hörigen in älterer Zeit, grossentheils von der Gnade 
des Grundherren ab und fand nur in dem Hofrechte die 
nöthige Anerkennung. So wurden nun aber auch diese 
Freien abhängig von einem Herrn und in mancher Hin- 
sicht dem Zustande der Hörigen nahe gebracht ,ä4 )- 

Viele Höfe von Freien auch bei Zürich und besonders 
am Zürichberge geriethen auf diese Weise in das Eigen- 
tum des Stiftes zum Grossmünster, und so kam wohl 
schon sehr frühe dasselbe in die Markverbindung der 
dortigen Freien als ein neues Glied hinein und dehnte 
allmählich auch sein Hofrecht aus über grosse Strecken 
des Zürichbergs, besonders in Fluntern. 


§. 15. 


Die Abtei Fraumünster. 

X 


Zu diesen vorhandenen Elementen der künftigen Stadt 
kam in der Mitte des neunten Jahrhunderts ein neuer Be- 
standtheil hinzu, an Bedeutung für die damalige Zeit jene 
erstem überwiegend. Ich meine die Stiftung der Frau- 
miinsterabtei durch König Ludwig den Deutschen, Karls 
des Grossen Enkel, im Jahre S53. 


133) Eichhorn Rechlsgcschichle § 193. 

134) Siehe darüber das Naher* unten in §. 21. 
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Wenn auch schon vorher auf der nämlichen Stelle auf 
Boden, der wieder dem Könige zugehörte, ein Kloster 
gestanden, so können wir doch füglich die neue glänzende 
Ausstattung und Einrichtung dieses Frauenklosters, an 
dessen Spitze Hildigard, die geliebte Tochter des Königs 
selber, als erste Aebtissinn trat, eine ganz neue Stiftung 
nennen. Noch eine zweite Tochter des Königs , Bertha, 
nahm ebenfalls den Schleier und folgte ihrer Schwester in 
dem Amte einer Aebtissinn. 

Dadurch musste nothwendig der Ort Zürich für die 
Könige an Interesse gewinnen , und dieses konnte hinwieder 
nicht ohne Folgen bleiben für die Bedeutung des Ortes. 
Schon oben habe ich darauf aufmerksam gemacht, dass 
um dieselbe Zeit der Zürichgau dem Thurgau als ein 
selbständiger Gau an die Seite gestellt wird. Der innere 
Zusammenhang beider Ereignisse ist daher sehr wahr- 
scheinlich 13S ). 

In der Stiftungsurkunde übergibt der König dem 
Frauenkloster zu Eigenthum seinen königlichen Hof Zürich, 
der einen weiten Raum ausserhalb des Castrums umfassen 
mochte , und dessen Einkünfte , ferner den ausgedehnten 
Forst Albis, der noch jetzt grösstentheils in dem Eigen- 
thum der Bürgerschaft von Zürich steht, und das Land 
Uri , so weit es königliche Domäne war l36 ). Andere 
grosse Besitzungen, wie der königliche Meyerhof in Cham, 
wurden später dem Kloster vergäbet l3? ). 

Das Kloster selbst lag ursprünglich wohl ausser dem 
Castrum, welches auch nicht begriffen war unter dem Aus- 
druck „der Ilof Zürich.” Die Urkunden bezeichnen den 
Ort, in dem cs lag, als einen offenen. Zwar finden wir 
schon zwanzig Jahre nachher in andern Urkunden dasselbe 


135) Oben $. 6. S. 22. 

1 36) Urk. v. 853 bei Hoitinger hu»t. ecel. VIII. ilOl., geuauer aj»- 
gedruckt io Beilage f. 

137) „Curtein indominicatam.” Urk. bei llo Hing er a. a. O. S. 1111. 

HhmtjrliD Rcchligcichichte. Cy 
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Kloster in das zürcherische Gastrum versetzt ,3ä ). Allein 
dieser Widerspruch löst sich doch unschwer , ohne dass 
man zu gezwungenen Deutungen oder Irrthüinern der 
Schreiber seine Zuflucht zu nehmen braucht. Man hat 
nur anzunehmen , das ursprünglich blossgestellte Kloster 
sei inzwischen durch eine Mauer mit der befestigten nahen 
Burg in Verbindung gebracht worden, so ist jeder Wider- 
spruch gelöst. Wir hätten dann hier schon eine erste er- 
weiterte Befestigung und einen Fortschritt zu näherer 
Verbindung der anfangs abgesonderten Bestandtheile. Denke 
man sich nur die damalige Zeit, ihre Gefahren, die hohe 
Stellung der Aebtissinn von königlicher Geburt, den ver- 
hältnissmässig grossen Reichthum der Bewohnerinnen des 
Klosters, daneben eine ganz nahe, vor Ueberfällen wenig- 
stens gesicherte Burg, welche dem Vater der Aebtissinn 
angehörte und von königlichen Dienstleuten vcrtlieidigt 
wurde, und man wird eine baldige Verbindung des Klosters 
mit dem Castrum auch ohne alle Zeugnisse für viel wahr- 
scheinlicher halten, als fortdauernde Trennung beider. 

1 . 

§. 16. Die Immunitälsrechte der Aebtissinn. 

Für die spätere Stadtverfassung von grosser Wichtig- 
keit sind die Immunitätsrechte , welche der König seiner 
Tochter der Aebtissinn ertheilte. Dadurch wurde das 
ganze Gebiet der Abtei der direkten Einwirkung der 
öffentlichen Beamten , namentlich der Grafen , entzogen. 
Alle Einwohner des gefreiten Bezirkes standen zwar noch 
unter der gemeinen Verfassung des Reichs. Aber zunächst 


138) Urk. v. 853. „Monasterium quod situm est in eodem vico Turego 
Urk. v. 865 bei Hottinger a. a. O, 1105: „mouasterium quod est sitain 
in vico Turegum .” Dagegen Urk. v. 876 Neu gart No. 501 „monasterium 
quod constructuui est in Castro ’lhurego,” v. 8 77 Neugart No. 503. 
Hottinger S. 11 07 „monasterium in castello Turego.'* Durch diese Be- 
merkung wird übrigens Vö ge lins Vermuthung über das Haus „zuin Thor” 
nicht beseitigt. Altes Zürich S. 90. 
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waren sie dem Schirme ihrer Aebtissinn an vertrant und die 
Beamten des Reiches genöthigt , sich an die Aebtissinn zu 
wenden, und ihr« Vermittelung zu begehren. Es ward 
ihnen ausdrücklich untersagt , die Hintersassen der Abtei , 
Freie oder Hörige , vor ihr Gericht zu laden, Bärgen von 
ihnen zu fordern, öffentliche Lasten von ihnen beizutreiben 
und Bussen von ihnen zu erheben ua ). 

Die Abtei erhielt einen Vogt (Kirchein vogt) um 
ihre Rechte zu wahren und die Hintersassen zu vertreten. 
Mag nun der König, welcher dem Kloster seinen besonder» 
Schutz zugesichert und dasselbe in seine eigene Sehirm- 
vogtei genommen hatte u0 ) , oder die Aebtissinn, wie 
viel wahrscheinlicher ist, ihn ernannt haben, immerhin 
war er nicht Herr des Klosters , sondern ein blosser, 
wenn auch hochgestellter Beamteter der Aebtissinn , in 
gewissem Sinne ihr Vertreter und Statthalter *“). Desshaib 
nannte sie denselben auch ihren Vogt, und er sie seine 
Herrin UJ ). 

Diese Herrschafts- und Immunitätsreehtc wurden zu- 
nächst der ersten Aebtissinu persönlich verliehen. Als 
diese gestorben, so bestätigte der König seiner zweiten 


t39) Stiftangnrk. Vgl. die bei Eichhorn Zeitschrift I. S. 193 'ond 
v. Löw Geschichte der deutschen Reichs- und Territorialverfassung S. 6 l J und 
70 angeführten Formeln, vorzüglich aber die neueste Auflage von Eichhorns 
Rechtsgeschichte §. 172. Eine ausführliche ImmuuitaJs-Formel zu Gunsten 
der Frauenabtei Buchau am Federsee siehe bei Neugart No. 204 v. J. 819. 
Vgl. Note 1 41. 

140) Eichhorn Rechtsgeschichte $. 188. Dadurch wurde die Abtei eine 
Re ichsabtei. 

Hl) Vgl. Eichhorn Zeitschrift I.S. 195. Note 64. Neu gart No. 345. 
In der Immunitätsformel für Buchau (Note 139) heisst es : „ut advocatus nullum 
jus habeat placitandi vel aliquuui judiciariam potestatem exercendi, nisi forte 
ab abbatissa vocatus adveuerit, et tune voluutati sive petitioni ipsius satis- 
fecerit ; sumtus vero vel servitii ( das Vogtgeschäft ist mithin Dienstleistung) tan- 

tum delur advocato ex partc abbalissae. Quidquid placilaudo adquisierit , 

tluat inde partes ernnl abbalissae , tertia advocato 

142) Urk. bei Neugart No. 501 v. J. 876. 
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Tochter Bertha im Jahr 864 dieselben Immunitätsrechte ,M ) 
Sic waren aber nicht für immer an das Kloster gebunden. 
Bei jeder neuen Aebtissinn konnte die Frage aufs neue 
zur Sprache kommen, und cs hätte gar wohl die neue 
Verleihung dieser Herrschaftsrechte einmal unterbleiben 
können, wenn nicht die allgemeine Richtung der Zeit der- 
selben günstig gewesen wäre. Noch im Jahre 878 verlieh 
König Karl der Dicke seiner Gattinn Richarda die Klöster 
Seckingen und Zürich, welche zuvor seine Schwester 
Bertha „mit königlicher Gewalt als Precarei be- 
sessen,” mit der nähern Bestimmung: So lange sie — 
die Königinu — lebe , solle weder sic selbst noch ihre 
Frauen das Mindeste zu besorgen haben, auch wenn der 
König inzwischen sterben würde. Nach ihrem Tode aber 
sollen diese Hcrrschaftsrcchte wieder zurückfallcn in die 
Reichsgcwalt des Königs für alle Zukunft ui ). Dennoch 
hörte die Immunität nicht wieder auf. Vielmehr wurde 
sic im Jahr 883 von demselben Könige noch dem Kloster 
für die Folge zugesichert und auch nachher von den ala- 
mannischcn Herzogen geachtet ,4S ). 

Ich zweifle nicht, dass diese Immunität nicht bloss in 
dem Sinne gerichtlicher Vertretung durch den Herrn der 
Herrschaft, sondern in dem weitern gegeben war, wonach 
der Vogt im Namen der Aebtissinn selber, wenigstens gegen- 
über den Hintersassen, einen Thcil der gräflichen Gerichts- 
barkeit ausiibte. Wie hätte sonst von königlicher Gewalt die 
Rede sein können, welche der Aebtissinn zugestanden? li6 ) 


1 '»3) Urk. bei Ncugart No. 426, vollständiger bei Holli nger bist, 
eccless. VIII. 1104. Im Jahr 857 verlieh der König selber die zur Abtei 
gehörige Capelle St. Peter und Znbehürde dem Presbyter Herold auf Lebens* 
/.eit zum Genuss. Neugart No. 366. 

Mi) Ur k . bei Neugart No. 509: „siciili hoc ilein quondam heatue 
metnori.ie soror uoslra Hertha per precnriain regia polestnte possederat.” 

145) Ne ii gart No. 538 und S02. 

146) Vgl. Eichhorn Zeitschrift I. S. 222 und das dort angeführte 
Privilegium König Ludwigs des Dcülscheu , desselben, von dem diu ersten 
Vblissinnea ihre Herrschaitsrechfe erhielten. 
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Ueker ihre Gränzen aber geben unsere Quellen keinen 
genügenden Aufschluss. 

Dass die Streitigkeiten zwischen den Hintersassen der 
Aebtissinn, zumal über Grundstücke, welche in dein Eigen 
dieser standen und jenen nur gegen Zins verliehen waren, 
vor dem Hofgericht der Aebtissinn verhandelt . werden 
mussten, geht aus der Bedeutung des Hofrechtes an sich 
hervor. Dahin gehört z. B. auch der Streit zwischen 
Ratinc und Richilda über die Theiluog eines zinsbaren 
Gutes, welches sie von der Abtei besasseu, im Jahre 893, 
wo die Entscheidung nach der cinmiitbigcn Meinung aller 
Anwesenden von der Gnade der Aebtissinn abhängig ge- 
macht und von ihr auch die Urkunde angefertigt wird. 
Am Schlüsse der Urkunde fiudet sich unmittelbar nach 
ihrer Unterschrift die ihres Ministerialen Gozberts, ver- 
mutliJich ihres Vogtes, und dann die Zeichen einer ziem- 
lichen Anzahl anderer ehrbarer Männer M7 ). 

Von andern Freien wurden die Hintersassen der Acbtis- 
sinn zunächst in ihrem Vogtgerichte belangt und nur, wenn 
man dort sein Recht nicht fand, so konnte alsdann die Sacht 
an das Gauding des Grafen gebracht und der Vogt zur Ver- 
tretung seiner Hintersassen ungehalten werden Ein auf 
Zürich bezügliches Beispiel dieser Art wurde in einer Pro- 
ccssurkundc vom Jahr 947 * 49 ) verinuthct. Damals nämlich 

• i - i 


147) (Jrk. bei ilottiuger Specul. helvclico tigur. Tiguri 1665 8. ‘J2" 
Ncugarl No. 604. Die Worte 5ub couiile Adelgoz deuten gar nicht, wie 
in den Hei tragen zu Lauffer a. a. O. 8. 46 irrthiimlich gemeint wird, 
auf eiu Gericht des Gaugrafcn , sonder» .sieben bloss da , um die Zeit der 
Urkunde niilter zu bezeichne». 

148) Eichhorn Zeitschrift 1. S. 195. Eine Kigenlhums.streiligkeit des 
Klosters St. Galleu wurde in Gegenwart des Klostervogles vor dem Gaugrafeu 
behandelt im Jahr 8 »9, Neu gart No. 323. Vgl. cm anderes Beispiel Neu- 
gart No. 478, 

149) Oben Note 128. Sie findet sich bei Ilottiuger ecclcs. VIII. 
p. 1138. Neug.irl No. 727. Ueber den Grafen Lruto vgl. TJrk. v. 921 
bei Hottinger p. 1 1'37. UHier den Vogt Kerhard UrR. bei Hotlin'ger 
I». 1141 und 1149. Ne n gart Nt». 813 endlich Uber den ganzen Streit 
Urk. bei Hottingur p. 1149. 
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sprachen die Chorherren des Grossmünsters ein Gut an, 
welches ihnen hinterlistiger Weise zu Gunsten der Abtei 
von den Hofhörigen entfremdet werden wollte. Sie wandten 
sich nun zuerst an das ordentliche Gericht des Vogtes 
Kerhard, und erhielten daselbst ein gültiges Urtheil. Als 
der betreffende Hörige der Abtei aber, welcher das Grund- 
stück in unrechtlichem Besitze gehabt, dasselbe inzwischen 
und vor der Execution jenes Urtheils weiter veräusserte, 
so erhoben sie in dem Gaudinge des Grafen Liuto ihre 
Klage, beriefen sich dabei auf das frühere Rechtsverfahren 
und wurden nunmehr in den Besitz eingewiesen. In dem 
Gerichte des Grafen Liuto scheint auch der Vogt Ker- 
hard gesessen zu haben. Es fragt sich nun, was war 
das Gericht des Vogtes Kerhard? Ich batte früher mit 
Eichhorn ,i0 ) angenommen, es sei dieses wirklich das Im- 
munitäts-Gericht des Kirchenvogtes der Aebtissinn, bei 
welchem zuerst die Chorherren ihre Rechtsverfolgung ge- 
sucht, und von dem sic sich erst weg an das Grafengericht 
gewendet haben, als ihre Bemühungen dort nicht zu- 
reichend schienen. Allein seither bin ich von dieser Ansicht 
zurück gekommen, hauptsächlich aus dem Grunde 1äl ), 
weil in dem Gerichte der Aebtissinn, welches dannzumal 
das Hofgericht gewesen wäre, doch nur die Angehörigen 
der Abtei hätten urtheilen können , während in dem Ge- 
richte des Vogtes Kerhard die Fiscalinen , die Männer 
vom Berge und die Hausgenossenschaft des Klosters als 
Urtheiler erwähnt werden. 

An das Schulthcissengericht darf man aber noch weniger 
denken, weil dieses sich nicht auf Eigenthumsansprüche 
an wahrem Eigen bezog. Und so scheint in der That 


150) Eichhorn Zeitschrift I. 195. Aehnlich erklärt die Sielte Job. 
Heinr. Ott vom alten Staatsrecht der Stadt Zürich in der neuesten Samm- 
lung vermischter Schriften. Zürich 1757. fid. III. S. 621 ff. , eine 
Schrift, die zwar an der Geschmacklosigkeit der damaligen Zeit auch leidet, 
aber weit mehr Spureu einer gesunden und vorurtheilslosen Kritik an sich 
tragt , als die meisten der damaligen schweizerischen Werke. 

151) Vgl. unten Buch II. <$. 3 Note 17. 
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nichts übrig zu bleiben, als dass Kerhard in dem ersten 
Gerichte als Stellvertreter des Grafen erscheint, in ge- 
wissem Sinne als dessen Vogt. Es hindert dann nichts, 
anzunehmen , dass er zugleich auch Kirchenvogt der Aeb- 
tissinn gewesen 152 ). Als solcher mochte er dann in dem 
Gauding des Grafen neben diesem sitzen, indem ein 
Höriger der Abtei, den er zu vertreten hatte, daselbst 
belangt wurde. 

Für unsere Auffassung spricht auch noch der Aus- 
druck einer Urkunde vom Jahr 8S9 ,ä3 ), wonach in Zürich 
der Graf Eberhard mit seinem Vogte an der Spitze steht, 
und der letztere zugleich Stellvertreter des Grafen und 
Kirchenvogt der Abtei zu sein scheint. 

S. 17. Die Recbtsquellen. 

Das Gewohnheitsrecht der Alamannen wurde zuerst 
aufgezeichnct in dem alamannischen Volksrcchtc. 
(Lex Alamannorum). Zuerst liess König Chlotar II. 
(613 — ■ 628) dasselbe mit Zustimmung des Adels und des 
Volkes in ein lateinisches Rcchtsbuch zusammen tragen, 
welches nachher unter König Dagobert (628 — 639) und 
später noch einmal zu Anfang des achten Jahrhunderts , 
zur Zeit des alamannischen Herzogs Lautfried, revidirt 
wurde und in zahlreichen Handschriften auf uns iiberge- 
gangen ist ***). 

Man bemerkt sogleich den Antheil, welchen die Geist- 
lichen an der Abfassung hatten. Die Verhältnisse und 
Rechte der Kirche und ihrer Beamten sind mit besonderer 


152) Kerhard erscheint auch in der Urk. bei Holtinger a. a. O. p. 1141 
unzweideutig als Verweser des Grafen, wahrend er in einer andern Urkuude 
hei Neugart No. 813 ebenso sicher Kircbenvogt der Abtei ist. 

153) Neugart No. 589: „trado ad monustermm , quod conslructaiu cst 
tu Thurego — ubi inodo Eberhard come s cum advocato suo Adalberto prac- 
t'sse videntur. 

154) Vgl. darüber und über die Ausgaben Eichhorns Rechtsgeschicblr 
4. 39 und $. 29. 
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Vorliebe ausführlich behandelt und günstig dargestellt, was 
uni so leichter bei den Grossen und dem Volke Eingang 
finden konnte, als die Bekehrung derselben zum Christen- 
thum jener Aufzeichnung der Rechte nicht lange vorher- 
ging und die Geistlichen als die trefflichsten Wahrer des 
neuen Heils angesehen werden mussten. 

Die Reichsgesetze der fränkischen Könige, oder 
die sogenannten Capitularien, müssen ebenfalls ange- 
führt werden , ungeachtet sie nicht einem einzigen Volke , 
sondern der gesanunten Nation angehören. Denn oftmals 
wurde doch das alte Volksrccht von ihnen verändert, oder 
aufgehoben oder ergänzt 13ä ). 

Von besonderer Wichtigkeit aber ftir unsere Kcchts- 
gcschichte sind die alamannischen Urkunden aus 
dieser und dem Anfänge der folgenden Periode. Viele 
derselben liegen noch ungedruckt in den Archiven zer- 
streut und sind daher nicht. sehr zugänglich. Eine grosse 
Anzahl aber findet sich abgedruckt in der oft erwähnten 
trefflichen Sammlung von Neugart 130 ), woselbst auch 
die sogenannten Goldastisehen Formeln je an ihrer 
Stelle eingetragen sind. 

8. 18. Verbrechen und deren Bestrafung. 

Die Idee, dass der Staat verpflichtet sei, den Ver- 
brechen nachzuspüren , den Schuldigen zu verfolgen und 
zu bestrafen, war dem deutschen Alterthume fremd. Nur 
wer sich gegen die Nation selber verging, wurde auch 
von ihr an Leib und Leben bestraft li7 ). So wurden von 
jeher Vcrräther und Uebcrläufer gehangen. Dagegen ver- 
anlassten alle Verbrechen gegen Einzelne zunächst nur 


155) Siehe* Eich ho in Kcchtsgeachichlc 149; 

156) P. Trudp. Neugari. Codex Diplomatien Alaiuauuiae et liui- 
i'uudiae Traus-juranac iutra fines Dioccesis ConsUutieosu. Typis Sau •Dlaawni> 
1791. Tom. 11. 

157) 'lacitus (ierm. c. 12. 
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Privat Verfolgung und Ansprache auf Busse. Der Verletzte 
oder dessen Familie war befugt, insofern das Verbrechen 
zu den bedeutenderen gehörte, mit den Watfen auf dein 
Wege der Fehde die Verletzung zu rachen. Doch stand 
es ihr auch in diesen Fällen frei, ein zum voraus in dem 
Volksrechte bestimmtes Sühngeld zu fordern. Dann er- 
losch aber das Fehderecht und der Gekränkte musste sich 
an das Volksgcricht wenden und die Busse einklagen. Bei 
mindern Vergehen war dio gerichtliche Verfolgung durch 
den Verletzten der einzige Weg, die Rache zu befrie- 
digen 15ä ). Lag in dein Vergehen ein Bruch des gemeinen 
Friedens, so fiel ein Theil der Busse (als fredum) dem 
Könige zu, der den Frieden wahrte, der Ueberrest aber 
immer dem Verletzten oder dessen Familie 15 ' J ). 

Wie die andern Volksrechte, so enthält auch das alaman- 
nisebe ein vollständiges Bussen- (Composilioncn -) System. 
Der Gegensatz zwischen der doppelt möglichen Verfol- 
gung der Vergehen ist in der That merkwürdig. Wurden 
sie auf dem Wege der Fehde gerächt, so war fast Alles in- 
dividueller Kraft und Willkiihr überlassen. Kein Maas, keine 
Grenze trat hemmend entgegen, und lange konnte die offene 
Feindschaft unter den Familien fortwiithen, beide schwächend 
und zerstörend. Nur an gewissen Orten hatte auch der Be- 
fehdete Friede, so namentlich in seinem eigenen Ilausc. Da- 
her erklärt sich die Stelle des alamannischen Volksgesetzes : 
Wenn Jemand im Streite mit einem andern erschlagen ward, 
und die Verwandten des Getödleten sofort den fliehenden 
Todschläger in sein Haus mit den Waffen verfolgen und 
dort niedermachen, so müssen sic für ihn das, Wergeid 
zahlen. Wenn sie aber erst ihre andern Freunde noch 
zusammen treiben und nachdem sie aui diese gewartet, 


158) Eichhorn Reeblsgt schichte §. 76. 

159) Lex Alant, fit. 4. „Si qui* über überum infra jantwts ccciesi.tr 
occiderit — ad ipsuui ecclesiam quain polluit sexagiota solidos couiponat, 
ad fiscuni vero simiüter alios sexagintu $ olulos pro fredu solvat, parentibus 
tutem leftitiuiuu! widngildum solval Vgl. tit. 31. 32. 37. 
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den Todschläger in sein Haus verfolgen und dort tödten , 
dann wird diese That wie ein Mord mit neunfachem Wer- 
geldc gebiisst ’ 60 ). Von seiner Wohnung aus versuchte 
daher der Befehdete wohl oft einen Vergleich zu schliessen. 

Wurde dagegen die Geldsiihne gefordert, so war hier 
zum voraus die Summe ganz genau fixirt, und es blieb 
dem Richter keine Möglichkeit, je nach Gestalt des Falles 
auf ein Mehr oder Weniger zu erkennen. Eine Berück- 
sichtigung der Individualität des Falles war unmöglich, 
weil immer line fertige Regel da war. Wie nach einer Ta- 
belle konnte Jeder sich seine Busse selber genau berechnen. 

Eben darum enthalten hier die Volksgesetze sehr vielen 
Detail und eine Menge von objectiven Unterscheidungen, 
die uns nun fremd klingen. Ich werde Einiges aus dem 
alamannischen Gesetze herausheben , weil uns hier ein eigen- 
tümliches Bild der Vorzeit unsers Volkes entgegen tritt, 
wovon wir noch in viel späterer Zeit ziemlich verbreitete 
Spuren finden. 

Wer sich eines vorbedachten Mordes schuldig macht , 
der muss der Familie des Gemordeten, je nach dessen 
Stande, ein neunfaches, und traf der Mord eine Frau, acht- 
zehnfaches Wcrgeld bezahlen: eine Summe, die der Schul- 
dige nicht leicht hat erschwingen können. In diesem 
Falle haftete seine Familie dafür und konnte auch sie nicht 
Zahlung leisten , so verfiel allerdings der Schuldner der ver- 
letzten Familie mit Leib und Leben ,6 ‘). Selbst der Vater- 
und Brudermörder wurde nicht am Leben bestraft, sondern 
bloss seines Vermögens verlustig und strenger Kirchen- 
bussc unterworfen l62 ). Für einfachen Todschlag ist die 
einfache Bezahlung des Wcrgeldes die regelmässige Sühne. 
Dieses war aber verschieden je nach dem niedern oder 
hohem Stande des Getödeten , wie wir oben schon gesehn. 


160) Lex Alant, til. 45. Vgl. Lex Saxonunt til. 3, 4. „Qui bouuueiu 
propter faidam in propria domo occideril, pace morialur." 

161) Lex Alant . til. 49. 76. Add. 23. Grimm K. A. S. 615. 

162) Lex Alant, tit. 40. 
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Am ausführlichsten werden die Leibesverletzungen be- 
handelt. Wer dem andern eine Beule schlug (pulislag. 
bulslag) bezahlte einen Schilling, floss das Blut zur Erde 
(Blutruns) anderthalb Schillinge, wurde der Schädel sicht- 
bar, drei Schillinge, und wurde ein Splitter vom Schädel 
geschlagen, der. auf offener Strasse 24 Fuss weit auf einen 
Schild geworfen erklang, so stieg die Busse schon auf 
sechs Schillinge u. s. f. 1M ). 

Ebenso ausführlich wurden andere Wendungen und 
Verstümmelungen behandelt. So z. B. werden , wie die 
andern Glieder des menschlichen Körpers, auch alle ein- 
zelnen Finger aufgezählt, und jedem Theile derselben 
wieder ein besonderer Werth beigelegt. Wer einem das 
äussere Glied des Daumens abhaut , zahlt sechs Schillinge 
Busse, für den ganzen Daumen zwölf, für das äusserste 
Glied des Zeigefingers zwei und einen halben, für beide 
äusserste Gelenke fünf, für den ganzen Finger zehn; für 
ein Glied de* langen (Mittel-) Fingers anderthalb, für 
zwei Glieder drei und für den ganzen Finger sechs; für den 
Ringfinger (digitus annularis) zwei, vier, acht Schillinge, 
für den kleinen Finger endlich wie für den Daumen 1Ci ). 

Ebenso werden die blossen Lähmungen im Gegensatz 
der Verstümmelungen besonders behandelt lSi ). 

Die bedeutendsten Bussen für Verletzungen des Leibes 
scheinen in einem bestimmten Verhältnisse zu dem Wer- 
geide zu stehen. So z. B. wird das Abhauen des Fusses 
mit vierzig, des ganzen Beines mit dem Schenkel mit 
achtzig Schillingen gesühnt, wobei zu beachten, dass jene 
Summe den vierten Theil , diese die Hälfte des regelmäs- 
sigen Wergeides eines Freien beträgt ,6C ). 

Diebstahl wurde härter bestraft als Raub , weil er für 
unmännlich galt l6? ). Auf Brandstiftung war eine verhält* 

163) Lex Alvnt. tat. 59. 

164) Lex. Alant, tit. 65, 13—22. 

165) Vgl. über das Ganze Lex Alant . til. 59 — 68. 90. 95. Add. I. 

166) Lex Alant, til. 65, 35, 36, 27, 28. 

167) Lex Alant, tit. 5. 7. 27. 31. 32. 


Digitized by Google 



76 


Erstes Buch. ß. 18. 


nissmässig geringe Busse gesetzt, sechs bis vierzig Schil- 
linge; doch musste das verbrannte Gebäude auf Kosten 
des Brenners neu hergestellt werden los ). Wer bewaffnet 
und wider Hecht in den Hof eines freien Alamannen trat, 
biisstc diese Verletzung des Ilausrechtes mit sechs, wer 
in das Haus hinein ging, mit zwölf Schillingen 

Wer sich an einer Ehefrau vergriff oder sic nothzüch- 
tigte, wurde doppelt so hart bestraft, als wenn er dasselbe 
Vergehen gegen eine Jungfrau, verübte l7u ). Auch wer 
einer Unfreien beiwohnte wider den Willen ihres Herrn, 
wurde zu Gunsten dieses letztem gebiisst. Aber es zeigen 
sich hier von neuem Abstufungen , je nach dem hohem oder 
niedern Geschäfte der Unfreien ,ri ). 

So richtet sich immer die Grösse der Busse einmal 
uach der objectiven Messbarkeit des Schadens , sodann nach 
dem Stande des Verletzten. 

Die Ansichten über Strafrecht und Strafarten veränder- 
ten sich indessen unter der Herrschaft der Karolinger be- 
deutend. Die monarchische Gewalt , welche sich im Zu- 
sammenhänge mit römischen Vorstellungen von der Macht 
des Kaisers ausbildete, vertrug sich nicht weder mit einem 
ausgedehnten Fchdcrccht, noch mit Bändigung des rohen 
und streitsüchtigen Sinnes m ) durch blosse Geldbussen und 
P rivatverfolgung. Die Ordnung und Sicherheit des Ganzen 
forderten ein entschiedeneres Eingreifen im Interesse des 
Staates selber. 

Karl der Grosse untersagte die Fehde und erklärte die 
Forderung der Sühne für den einzigen erlaubten Weg, 


168) Lex Alant, tit. 81. 97. 

169) Lex Alant, tit. 10, 11. 97. Vgl. oben Amu. i60» 

t < 0) Lex Alant, tit. 58: „Si nutum cum ea (libera feinina virgiue) formca- 
verit contra ejus voluutatera , componat solulos yuudraginta. Si autern tituliert 
liaec fecerit , omnia duplieiter componat.” Siebe oben Note 39. 

171) Lex Alant, tit. 80. Heber das Strafrecht vgl. noch Lex Alant, tit. 
12. 24. 26. 28. 50. 93. 99. Add. 27. 

172) Der Titel (45) über die Verfolgung des Todschlügcrs nach einem 
streithandel in der Lex Alant, ist tibersekrieben De rixi» . quac taepe fieri 
so/cnl in poputo. 
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eine Verletzung zu ahnden m ). Freilich konnte ein solches 
Gebot nicht auf einmal die festgewurzelte Sitte vernichten , 
und noch lange kamen zahlreiche Fehden im Leben vor, 
um ein Vergehen zu rächen. Aber der entgegen gesetzte 
die blosse Privatrachc ausschliesscnde Staatsgrundsatz war 
doch nun ausgesprochen und konnte auch in einzelnen 
Fällen, wo ein kräftiger Graf oder König eingriff, zur 
Anwendung gebracht werden. 

Zugleich wurden ausser jenen Vergehen gegen den 
Staat, welche schon früher mit dem Tode bestraft wur- 
den 174 ), auch gemeine Verbrechen mit der Todesstrafe 
bedroht, namentlich die drei: Mord, Raub und Brand ,7S ). 
Darüber richtete immer der Graf, welchem allein der Blut- 
hann des Königs anvertraut war. Es ward demselben 
daher zur Pflicht gemacht, in jeder Grafschaft für ein Ge- 
fängniss zu sorgen und bei jeder Gcrichtsstättc wurden 
die nöthigen Anstalten zur Hinrichtung gefordert, nament- 
lich der Galgen * 76 ). 

Auch auf andere Vergehen fing man an Leibes- oder 
Freiheitsstrafen anzuwenden, und der Bezug von Bussen 
zu Händen des Staates wurde ausgedehnt. Endlich wurde 
dem Grafen die Befugniss eingeräumt, den Verbrecher vor- 
zuladen, und so die frühere Mahnung im Interesse des Ver- 
letzten in einen Bann (Gebot) im öffentlichen Interesse 
zu verwandeln, welcher, wenn der Beklagte ausblieb, 
für ihn zuletzt die verderblichsten Folgen hatte ,77 ). 


173) Eichhorn Kechtsgeschichte §. 207 und die dortigen Stellen. 

1*4) Die Todesstrafe kommt im alamannischcn Gesetze schon in Urei 
Fälle» vor; 1) wegen Mordanschlag gegen de» Herzog, Hl. 24; 2) wegen 
Landcsverriitherei durch Herbeirufen eines feindlichen Kriogsvolkes , tit. 25; 
3) wegen Tumult beim Heere , in Folge dessen einige erschlagen wurden , 
IU. 26. 

175) Eie h h or n Kechtsgeschichte $. 206« 

176) Vgl. oben Note 60. — Cap. 2. SU. r. 11. „Ut comites unus quis- 
que in suo coniitatu carcerem habeant et Judiccs atque Vicarii patibnlos 
liaheant.” 

177) Siehe Uber alles dicss Eichhorn 206 und 4- 207. 



78 


Erstes Buch. §. 19. 


J. 19 . Die Gemeinden. 

Unsere Nachrichten über den ältesten Zustand der Ge- 
meinden sind sehr dürftig. Wir müssen neben den An- 
deutungen, die sich hier und da zerstreut finden, auch 
noch den spätem Zustand der Gemeinden herbei ziehen , 
um ein Bild für die ältere Zeit zu entwerfen. 

In dem Gau lagen eine bedeutende Anzahl Weiler 
und einzelner H ö fe. In jenen wohnen ganz nahe bei- 
sammen die Bebauer des Landes. Die Häuser sind zwar 
von einander getrennt und von einem Hag umgränzt, aber 
der ganze Klubb der Häuser gehört doch zusammen und 
bildet so ein Dorf. In Verbindung mit den Weilern 
stehen oft einzelne grössere Höfe, zuweilen aber bilden 
sic ein eigenes landwirtschaftliches Ganzes. Auf den 
Höfen findet sich gewöhnlich ein grösseres Wohnhaus und 
Scheune für den Eigentümer, und daneben noch Woh- 
nungen für die zahlreichen Hörigen. Ocfters sind aus 
diesen Höfen mit der Zeit ganze Dörfer entstanden 17S ). 

Die Bewohner eines Dorfes standen unter sich in man- 
nigfaltiger landwirtschaftlicher Verbindung. Die Aeckcr 
waren zwar zu Eigentum verthcilt, aber durch die von 
Anfang an bestehende Drcifclderwirthschaft waren eine 
Menge einzelner Aeckcr wieder zu einem Ganzen (Zeig) 
vereinigt, welches glcichmässig bepflanzt werden musste. 
In sehr alten Urkunden ist schon der Zeigen gedacht t79 ). 

Nehcn den vertheilten Grundstücken gehörte wohl zu 
jedem Dorf oder überhaupt jeder Genossenschaft ein grosses 
unvcrtheiltcs , zusammenhängendes Stück Boden, nament- 
lich Wald und Weide. Wir können dasselbe mit der 


178) Z. B. Wald, Fischen tha! , LaufTen u. s. f, Urk. v. J. 752 Neo- 
gart 17. „Curlis duringas cum undecim cuaatu s qaod ad haec perlene!, 
et alius curlia meis , <juod vocalnm est llahahusir cum XV casatis qood ad 
haec per ti net . ” 

179) Neugart No. 77. v. J. 779 oder 780: „et in omni zclga jornalr 
u n um arare et III dies asecare et III amadere.'' No. 113. 
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spätem Zeit füglich Almende oder tiemeimnarch 
nennen ’ 80 ). 

Die Almende wurde von den Bewohnern des Weilers 
oder Hofes benutzt, zu dem sie gehörte. War sie mit 
dem Hofe eines Grundherrn verbunden, in welchem Falle 
der Ausdruck Almende freilich nicht ganz passt, so stand 
sie mit dem gesammten Hofe in dessen Eigenthum. Aber 
die Bauern , welchen einzelne Huben dieses Hofes von 
dem Herrn verliehen waren, die sogenannten Huber, moch- 
ten doch von jeher dort das für den Unterhalt ihrer Ge- 
bäude und die Heizung nöthige Holz frei holen und das 
Vieh auf die unvertheilte Weide treiben. Nur für fremd- 
artige Zwecke, etwa zum Verkaufe, durften sie kein 
Holz fällen ,8 ') , und es hing die Benutzung des Waldes 
und der Weide aufs engste zusammen mit der Bcwirtliung 
des unter sie vertheilten Grundstücks. An eine Beschrän- 
kung der Nutzung durch den Eigenthümer selbst ist in- 
dessen damals noch überall nicht zu denken. 

War der Weiler von Freien bewohnt, so bildeten sic 
zusammen eine Genossenschaft, in welcher indessen wohl 
nur die Eigenthümer eines Hauses und Grundstückes für 
dieses ihre Rechte geltend machen konnten. Sic waren 
ebenfalls befugt, für ihre Bedürfnisse Holz zu schlagen 


ISO) Der Aasdruck March kumnt in den alainannische» Urkunden sehr 
häufig zur Bezeichnung des Gebietes einer Ortschaft vor, z. B. Neugart 
No. 176. in loco qui vocalur Campuluna (Kämpfen) siue Irincheshusa quid- 
quid in ipso loco et in ipsa marca visus sum habere. No. 269 in Stambeira vel 
in eadern marca. Ygl. No. 248. 2 57. 265. 279. 388. 428. 486. 636 u. s. f. 

181) Eine Hauptstelle, freilich aus ziemlich späterer Zeit, zu welcher 
übrigens die Rechte der Hofgeuossen sich vermehrt hatten , findet sich in 
einer Urkuude vom Jahr 1303 und in dem Stiflsarchiv. E.’ Maness nämlich 
übergibt der Stift zum GrossmUnster seine eigentümlichen Besitzungen in 
Oberleinbach: „salvo tarnen et reserrato coloni» ejuadem curtia quod in 

eisdem »ilui» ligna possint et debeant excidere prout eis ad construclioncm 
domuum auarum ad uaum ignia et ad aepea facienda § et alios uaus necea - 
sarios pro excolendi 9 dictis possettionibu a opu a eaae diuoscatur. Ila quod 
Coloni nichil jnris seu potestatis habere debeant ad alioa tisus ligna hujus- 
inodi excidere vendere donare seu modo quolibet alienare." 
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und ihr Vieh auf die gemeine Weide zu schicken. Das 
vertheilte Eigenthum zog mithin das Recht der Nutznng 
der Almende nach sich und wurde dadurch innerlich ver- 
stärkt und erweitert. Wach unserer gangbaren Rcchts- 
spraclic, die sich von dem Einflüsse römischer Theorie 
nur schwer losmacht, sind wir zwar geneigt, der Genos- 
senschaft, als einer juristischen Person, das Eigenthum an 
der Almende zu- und den einzelnen Genossen als andern 
Personen abzusprechen. Aber gewiss haben sich die alten 
Bewohner die Sache nicht in dieser Weise gedacht. Die 
immerhin künstliche Vorstellung einer aus einer Mehrheit 
gebildeten einzigen aber nicht sichtbaren Person lag ihnen 
ferne, ungeachtet die Keime auch dieser AufFassungsweise 
bereits vorhanden waren. Woch viel weniger aber darf 
man dann in römischem Sinne von Servituten sprechen, 
welche den einzelnen Hausvätern, wie wir die Besitzer 
der getheilten Grundstücke nennen wollen, an der im 
Eigenthum der Genossenschaft befindlichen Almende zu- 
gestanden haben. Diese Nutzungsrechte sah man nicht für 
Rechte an, durch welche das (unvertheilte) Eigenthum be- 
schränkt , sondern vielmehr als Rechte , durch die das (ver- 
theilte) Eigenthum erweitert werde. 

Man darf es wohl behaupten, dass die noch jetzt so 
wichtigen Rechtsverhältnisse der Waldungen, welche Ge- 
nossenschaften angehören, nur darum dunkel und unver- 
ständlich scheinen, weil man bei ihrer Betrachtung die 
Begriffe des deutschen Rechtes vergessen, und statt der- 
selben römische Begriffe zur Anwendung gebracht hat, 
welche dazu nicht passen. Man konnte cs nicht begreifen , 
dass mehrere Eigcnthiimer eines Grundstücks sein sollten, 
ohne entweder zu einer mystischen Person zusammen zu 
wachsen, oder nach ihrer Anzahl nur ideelle Thcifc atj 
jenem Eigenthum zu haben. Man hielt ein Drittes für 
unmöglich, weil das römische Recht allerdings ein Drittes 
nicht kennt', und gab sich nicht die Mühe, aus der nähern 
und unbefangenen Betrachtung jenes Institutes, verglichen 
mit einer Menge ähnlicher deutscher Verhältnisse, nach 
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einem Rechtsgedanken zu forschen, der sich in ihnen aus- 
drückt. 

Das deutsche Recht ist bekanntlich überaus reich an 
Genossenschaften , welche weder als römische juristische 
Personen (universitates) noch als römische Gesellschaften 
(societates) aufgefasst werden dürfen, sondern mitten inne 
liegen. Während nämlich das Charakteristische der römi- 
schen universitas darin besteht, dass ein neues Rechtssubject 
künstlich erzeugt wird, die Gcsammtheit, vor welchem 
die Rechte der einzelnen Glieder dieser Gesammtheit völlig 
in den Hintergrund treten oder ganz verschwinden : so ist 
es dagegen der Gesellschaft eigenthiimlicli, dass hier die 
Herrschaft der einzelnen Gesellschaftsglieder vollständig er- 
halten bleibt und die Verbindung dieser Gesellschafter 
keineswegs als Einheit sich darstellt. Dort werden die 
sämintlichen Rechte gewissermassen in einem Brennpunkte 
vereinigt und von der Idee der Einheit ahsorbirt. Hier 
stehen sie zu ideellen Theilen , von denen aber jeder für 
sich selber besteht, den mehrern einzelnen Personen zu. 

Die deutschen Genossenschaften bewegen sich nun aber 
meistens zwischen diesen beiden Extremen und nähern sich 
bald mehr dem einen bald mehr dem andern. Bald über- 
wiegt das Element der Vereinigung zu einem Ganzen, 
bald die Rücksicht auf die besondern Rechte der einzelnen 
Glieder. Je nachdem somit der eine oder der andere Ge- 
sichtspunkt hervorgehoben wird, kann auch dasselbe Recht 
und insbesondere das Eigenthum bald der Genossenschaft 
bald den einzelnen Genossen zugeschricbcu werden, ohne 
dass diese Gegensätze scharf gesondert wären. So kann die 
Ahnende füglich aufgefasst werden .theils als Eigenthum der 
Gemeinde theils als Eigenthum der einzelnen Hausväter in 
der Gemeinde. Der erstere Gesichtspunkt wird mehr da vor- 
herrschen, wo es sich um Verfügungen handelt über da* 
Ganze, z. B. um Anordnung gehöriger Wirthschaft , Fest- 
setzung allgemeiner Bestimmungen über den Holzschlagi 
die Nutzung, den Viehtrieb u. s. f, Ucber solche Dinge 
entschied die Versammlung als Organ der Gcsammtheit., 
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und der Einzelne konnte sich ihren Beschlüssen nicht ent- 
ziehen. 

Der zweite Gesichtspunkt aber zeigt sich vornämlich in 
der Ausübung des Nutzungsrechtes, welches den einzelnen 
Gliedern der Genossenschaft als solchen zustand. Diese er- 
scheinen somit nicht wie jeder Dritte, dem auch ein Nutzungs- 
recht hätte verliehen werden können. Sondern sie nutzen 
eben als Eigenthiimer, indem sie ihr Eigenthum nach den 
von der Mehrheit der Genossen festgesetzten Grundsätzen 
ausüben. 

Diese Genossenschaft unterscheidet sich demnach von der 
römischen Universitas dadurch, dass die einzelnen Glieder 
Rechte auf das Vermögen derselben haben, welche sogar, 
wenigstens unter gewissen Bedingungen , der Veräusse- 
rung uud Vererbflug fähig sind, von einer römischen Ge- 
sellschaft dadurch, dass kein einzelner Genosse Theilung 
der Almende verlangen darf, und dass alle einzelnen sich 
den gemeinen Verfügungen der Mehrheit unterziehen müssen. 

Diese ganze Auffassung wird nun aber allerdings bloss mög- 
lich durch den dem römischen Rechte fremden Begriff des Ge- 
samm tei gent hu ms. Das römische Recht ging von dem 
Satze aus : Das Eigenthum ist die ausschliessliche und voll- 
ständige Herrschaft einer Person über eine Sache. Somit 
können nie zwei Zugleich Eigenthümer an derselben Sache 
sein. Denn wenn beide es wären, so könnte ja keiner den 
andern ausschliessen und folglich hätte keiner von beiden 
vollständige und unbeschränkte Herrschaft. Daher eben sind 
die Mitcigenthiimcr zwar zu ideellen Quoten, nicht aber zum 
Ganzen Eigenthümer, und können zugleich, um jede Collision 
zu vermeiden, auf Auseinandersetzung und vollständige Thei- 
lung klagen. Wo sich dagegen eine Mehrheit findet, die 
Eigenthum hat, ohne dass der Begriff dieses Miteigcnlhums 
darauf passte, da schaffen die Römer eine künstliche Ein- 
heit iu der juristischen Person , welcher sie sodann alles 
Eigenthum zuschreiben, ohne dass sie daneben auch noch 
den einzelnen Menschen, welche jene Gesammtheit bilden, 
irgend welches Eigenthumsrecht zugestehen. 
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Die Gefahr der Collision, welche zwischen den meh- 
rern vollen Eigentümern entstehen könnte, weiss nun aber 
das deutsche Recht anders zu beseitigen, und darum eben 
ist es nicht gezwungen, zu jenem künstlichen Begriff der 
mystischen Personen in seinem Extreme sogleich und unbe- 
dingt Zuflucht zu nehmen. Am klarsten zeigt sich das bei 
der Ehe , da , wo angenommen wird , das Vermögen der 
Ehegatten gehöre nicht etwa der Ehe als mystischer Per- 
son, sondern jedem von beiden Ehegatten ganz, indem hier 
die mögliche Collision verschwindet durch die Concentra- 
tion der ganzen Verwaltung des Vermögens in der Hand 
des Mannes. Aber auch bei den Genossenschaften ist jene 
Collision dadurch verhindert, dass alle Verfügungen, welche 
eine Collision hervorrufen könnten , den Einzelnen entzogen 
und der Versammlung der ganzen Genossenschaft Vorbehal- 
ten sind, in welcher dann eben die Mehrheit entscheidet ,s *). 

Da unsere altern Quellen, wie schon oben bemerkt wurde, 
alle diese Verhältnisse nur selten erwähnen , wie denn über- 
haupt das Allbekannte und Jedem Klare wenig hervorge- 
hoben wird, so müssen wir auch die Beweise fiir unsere 
Darstellung grossentheils versparen, bis wir reichhaltigere Be- 
lege dafür finden t83 ). Indessen können wir doch schon hier 
zur Bestätigung des Gesagten folgendes anführen: 

Wir finden in der spätem und bis auf die neueste Zeit 
herab fortwährend jenen Gegensatz zwischen dein vertheil- 
ten und dem unvertheiltcn Boden, und ebenso die innere 
Verbindung zwischen dein Besitze einzelner vertbeilter Grund- 
stücke und dem Antbeil an der gemeinen Waldung und AVeide 
überall in der ganzen Gegend verbreitet. Diese Ausdeh- 
nung eines derartigen Institutes beweist aber an und für sieh 


182) Vgl. über den Begriff des G e sa m in t e i g e n t h u in « Eichhorn 
Kcchtsgetcbichle §. 451* Privatrecht 168. M i 1 1 e r in a i e r Priratrecht §. 139. 
ganz besonders aber Be stier Erbvertrage. Göttingen 1835. I. S . 73 ff., 
dessen treffliche Ausführung, wenn auch in etwas anderem Zusammenhänge 
bearbeitet, doch vollständig bisher passt. 

183) Unten Buch. M« §* 24 ». , i ■» « — 
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schon für dessen Alter. Denn es kann keinen Zweifel lei- 
den, dass das unverthcilte Land, die Ahnende, nicht durch- 
gängig aus zusanimengestosscnen Sondergütern sich hat 
bilden können. Somit muss es von Anfang an, d. h. seit- 
dem das Land von den Eroberern in Besitz genommen und 
unter sie vertheilt wurde , Gemeineigenthum gegeben haben. 
Eher liessc sich das Umgekehrte denken, dass das Sonder- 
eigenthum erst in der Folge durch Zutheilung einzelner 
Stücke der Almcndc entstanden wäre. Zur fränkischen Zeit 
aber kann darüber kein Zweifel sein , dass es überall eine 
Menge von einzelnen vertheilten Grundstücken im ausschliess- 
lichen Eigenthuin Eines Besitzers gab. Denn die meisten 
alamannischen Urkunden, welche wir noch haben, enthalten 
gerade Veräusserungen von solchen Sondergütern an Kir- 
chen, Klöster u. s. f. Aber selbst fiir die älteste Zeit, als 
die Alamannen das Land besetzten, ist ein solches Ueber- 
wiegea des Gemeineigenthums vor dem Sondereigenthum 
undenkbar. Denn obwohl es uns wahrscheinlich ist, dass eine 
Menge römischer Aecker in Viehtriften verwandelt wurden , 
und im Allgemeinen die Viehzucht in der ersten Zeit den 
Ackerbau zurückdrängte, und ungeachtet nun allerdings der 
Hirtenberuf sich eher mit der Behandlung des Bodens als 
eines gemeinen Gutes verträgt, als der Ackerbau, der ab- 
gegränztes Eigen nothwendig macht: so wäre es doch ganz 
unnatürlich, sich ein plötzliches gänzliches Aufhören al- 
les Ackerbaues und ein Zusammenwerfen alles vorher aehon 
bepfltigten und vertheilten Bodens vorzustellen. 

An allen urkundlichen Andeutungen aus älterer Zeit fehlt 
es indessen doch nicht. Ich rechne nämlich hieher, dass 
regelmässig, wenn einzelne Grundstücke veräussert werden, 
in den Urkunden pascua et silvae, Wunn und Weide als 
Zubehörde derselben erwähnt werden. 1S4 ) Diese Ausdrücke , 


184) Bei Neu gart Nro. '614 wird der „resura lignorum”, »les Rechles 
Hol?, zu schlagen in dein Gemeinwald ausdrücklich als einer Pertinen? des 
Grundstücks gedacht. Vgl. Grimm, R. A., S. 521. In den Wiener Jahr- 
büchern der Literatur Bd. XLV. S. 121. theilt Jak. Griinm eine Stelle aus 
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welche in gleicher Weise auch zu einer Zeit noch Vorkom- 
men, wo niemand zweifeln kann, dass damit die mit den 
Grundstücken verbundenen Antheile an der Nutzung der ge- 
meinen Mark bezeichnet werden, beweisen das Dasein einer 
solchen auch in der fränkischen Zeit und können zugleich 
den besten Beleg für unsere ohigc Ansicht liefern, dass 
der Besitz der gemeinen Mark in der engsten Verbindung 
stand mit dem Eigenthum am Sondergute und den einzelnen 
Sondereigenthümern zukam, welche dann freilich wieder 
Glieder einer Genossenschaft waren. 

Die Ausdehnung der einzelnen Marken konnte wohl in 
verschiedenen Gegenden auch sehr verschieden sein. Vieles 
hing ab von den; ursprünglichen Zustande des Landes und 
der grossem oder geringem Masse der Bevölkerung. Die 
Marken am Oberrhein hatten insbesondere einen sehr wei- 
ten Umfang und gehörten durchgängig mehrern, öfter zehn 
und zwanzig Dorfgemeinden an ’ 85 ). In Alaraannicn dage- 
gen scheinen dieselben regelmässig von geringerer Ausdeh- 
nung gewesen zu sein, und meist nur Einem Dorfe zuge- 
standen zu haben. Indessen finde ich dgeh , auch bei uns 
zuweilen, dass mehrere Dörfer Ansprüche haben auf die- 
selbe gemeine Mark. 

In einem Streite der Dörfer Schwerzenbach und Bie- 
dern gegen Wallisellen nämlich erkennen die Schiedsrichter 
im Jahr 1314: „da das vorgenant Rieth als lang so je- 
man gedenket ein gemcinmerch gewesen ist der vor- 
genanden drier dörfern vnd der liegenden gutem, 
die ze dien dörfern hörrent,” so soll es auch in Zukunft 
ein gemeinmerch dieser drei Dörfer bleiben 186 ). 


einem Gedichte d*s eilflen Jahrhundert«; mit , welche für Sachsen das Institut 
nachweist. Megiufrid klagt nämlich iin Nameu der Sachsen dem Könige : 
„pupiltus et advena quivis 
indigenas prohibent sihis communibus uti , 
puMcua praeripiunt , abigunt annenta gregesque 
berede » circumveniunt , vi praedia tollunt,” 
itenrici bellum contra Saxones. Lfb. I. 43 — bi. Reubor pag. 20?. 
iSS) v. LoW. Heber die Markgenossenschaften. Heidelberg. 1329. S. 1 . 

>' *86) Ürk. des «Stifts zum Grossiminstcr, t Diplom. -Bl* 7 9.- b. ♦ • 


Digitized by Google 



86 Erstes Buch. S- 19. Die Gemeinden. 

Es könnten sich auch auf dein Gebiete einer Mark gar 
wohl erst in der Folge mehrere Dörfer gebildet haben. 

Umgekehrt sind in spätem Zeiten auch etwa Höfe mit 
Dörfern vereinigt worden, welche zuvor eine eigene Al- 
mende fiir sich besessen hatten. Und nicht immer war 
man der ursprünglichen Verhältnisse sich bewusst genug, 
ntn nun jene Almende mit der Almende des Dorfes zu 
vereinigen, sondern gestattete den Bewohnern des Hofes 
die Nutzung des unvertheilten Dorfgutes zugleich mit der 
alleinigen Nutzung ihrer Hofalmende. 

Das Dorfrecht tritt uns in dieser Periode noch viel 
zu wenig klar entgegen, als dass wir dasselbe hier schon 
näher behandeln könnten. Zweierlei indessen müssen wir 
vorläufig herausheben. Erstens : Zwischen den Mark- 

verhältnissen , wie sie sich bei uns vorfinden und den Mark- 
genossenschaften des Oberrheins und Westphalens, wie sie 
in der vorhin erwähnten Schrift von Löw geschildert 
werden, besteht ein durchgreifender Unterschied. Die 
letztem nämlich sind reine Markgenossenschaften, so dass 
sich die Verbindung ausschliesslich auf die Verhältnisse 
des gemeinen Gutes bezieht , somit einen rein privatrecht- 
lichen Charakter hat. Unsere Genossenschaften dagegen 
beziehen sich nicht bloss auf den Besitz und die Benutzung 
der gemeinen Mark, sondern haben zugleich eine viel 
weiter gehende politische Bedeutung. Sie stehen in Ver- 
bindung mit dem ganzen Staatsorganismus und nehmen als 
Dorfgemeinden in diesem noch eine eigenlhümliche Stellung 
ein, so dass sie zugleich einen privatrechtlichen und einen 
öffentlichen Charakter haben. Diese Vereinigung eines 
privatrechtlichen und eines öffentlichen Elementes , die wohl 
alter und ursprünglicher ist als jene Trennung, hat dann 
freilich in der Folge auch verschiedene Entwickelungen 
dieses Instituts herbeigeführt, je nachdem die eine oder 
andere Richtung das Uebergewicht erhielt. 

Zweitens. Aus dem Gesagten geht hervor, dass die 
Verbindung der Genossenschaft auf dem Boden beruhte, 
den sie innc hatte, mithin insofern eine dingliche war. 
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Daneben aber bestand ein persönlicher Verband alle- 
Genossen als eines grossen Geschlechtes zu Schutz und 
Trutz. Wenn daher das Gesetz der Alamannen von Ger 
nealogien spricht, welche sich um ihre Marken streiten, 
so hat dasselbe vermuthlich diese Genossenschaften im 
Auge, welche vor dem Grafen ihre Ansprüche sinnbildlich 
durch Scholle und Zweig des bestrittenen Bodens darstellen 
und dann durch das Gottcsurthcil des Zweikampfes das 
Recht ermitteln ’ 87 ). Damit ist es zusammen zu galten, 
dass sehr viele Dörfer, wie wir oben schon gezeigt, den 
Namen eines Geschlechtes tragen. 

. “« • * • • -» 

5-20. E ig e n t h um. 

Der Unterschied zwischen unbeweglichem und beweg- 
lichem Gute ist ein hergebrachter. Da» Eigenthum an 
Grund und Boden ist weit bedeutsamer als das Eigenthum 
an fahrender Habe. INur dem Freien war es möglich, 
achtes Eigenthum an einer Liegenschaft zu besitzen, weil 
nur er dasselbe in der Volksgeraeinde gehörig vertreten 
und schützen konnte. Zu diesem Eigenthum gehörte aber 
nicht blos vollständige und ausschliessliche Herrschaft über 
das Grundstück, sondern innerlich verbunden mit jeuem 
war das Recht der Nutzung der gemeinen Mark so wie 
die Ausübung einzelner politischer Rechte, namentlich das 
Recht in dem Volksgericht über Eigen zu urthcileq. 

Grundeigenthum wurde entweder auf ursprünglichem 
oder abgeleitetem Wege erworben. Als eine ursprüngliche 
Erwerbart, die in der altern Zeit gewiss sehr häufig 
vorkam, gilt die. Ausrodung aus der gemeinen Mark. 
Wer ein Stück des unvertheilten Bodens urbar machte 
und in einen Acker verwandelte, wurde eben dadurch 
zum Eigenthiimer desselben. Das konnte natürlich nur so 

■ i 

’ • » • ’ * : . }/ . .»ir ' .w- - i.i* u».' • 

187) Lex Alant, tit. 84. n Si qua eonlenlio acta fuerit intet* duas ge- 
nealogia $ de termmo len«« forma. " Vgl. Eichhorn RechtigeechirMe 
4 • 18. Anm. 
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lang« gelten, als die Verminderung der Almende, um 
ihrer grossen Ausdehnung willen, noch gleichgültig und 
die Erweiterung des gesonderten Eigenthums wünschbar 
schien 18, J. 

Wichtiger war auch damals schon der abgeleitete Eigen- 
thumserwerb in seinen beiden Hauptformen Erbgang und 
Auflassung. Der rechte Erbe wurde sofort Eigen- 
tümer der Verlasscnschaft, ohne dass es in diesem Falle 
einer besondern Handlung von seiner Seite oder gericht- 
licher Formen bedurfte ,8 ' J ). 

Unter Lebenden genügte aber ein blosser Vertrag nicht, 
um das Eigentum zu übertragen. Es war dazu die 
Auflassung notwendig, d. h. eine formelle, meistens 
aber nur symbolische Uebertragung des Grundstückes (tra- 
ditio). Man pflegte nämlich eine Erdscholle von demsel- 
ben zu nehmen, einen Zweig darin zu befestigen, und 
dieses Symbol des Grundstücks auf den Erwerber zu über- 
tragen l9 °). Ob nun diese Auflassung, durch welche das 
Eigenthum dem Erwerber verschafft wurde, in dieser 
altern Zeit schon vor Gericht geschehen musste, um wirk- 
sam zu sein, oder ob es genügte, sie vor Zeugen vorzu- 
nehmen , ist bestritten. Für die erstere Ansicht spricht vor- 
züglich der enge Zusammenhang zwischen dem Besitze von 
Grundeigenthum und dem Vollgenuss der politischen Rechte. 
Veränderungen in dem Grundeigenthum batten nicht bloss 
für den Einzelnen, sondern ebenso auch für die Volks- 
gemeinde Bedeutung. Und so ist es denn an sich schon 


188) Frauintlnsterurkuride aus dem dreizehnteu Jahrhundert (T1I. 713) 
„proprietutem meam, quam labore proprio de inculti * tilvis exstirpavi — 
quidquid meo sudore adquisivi illis trado.” Vgl. Grimm R. A. S. 525. 

189) Lex Alam, til. 92. Das aeugeborne Kind beerbt seiae sterbende 
Mutter und bringt ihre Verlassenschaft , wenn es nun nach ihr stirbt, sofort 
in das Cigcnthum seines Vaters. Vgl. Eichhorn Rechtsgeschichte §. 65. 

“ 190) Lex Alam. tit. 84. „tnllanl de ipsa terra, quod Alatnanni curffodi 
uach Grimm R. A. S. 115 zu lesen zurfodi) dicunt , et ramos de ipsis 
arboribus iiifiganl in ipsain terrain quaut tollunt.” 
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wahrsclieinlich , dass dieselben vor der Gemeinde vorge- 
nommen werden mussten, wenn es irgend möglich war ,9t ). 

Indessen müssen wir allerdings theils nach den bestimm- 
ten Stellen, theils nach dem Stande der zahlreichen Ur- 
kunden eine bedeutende Ansnahme zugeben. 

Wenn nämlich ein Freier einer Kirche sein Grundstück 
veräusscrte, 60 bedurfte es hier der gerichtlichen 
Auflassung nicht nothwendig. Freilich war auch in diesem 
Falle eine öffentliche Erklärung vor wenigstens sechs bis 
sieben Zeugen nöthig, die mit den Namen der Zeugen 
in eine Urkunde eingetragen wurde. Diese Urkunde wurde 
sodann in Gegenwart des Priesters anf den Altar der 
Kirche gelegt oder auch wohl jenem einfach übergeben, so 
dass der Besitz einer solchen Vergabungschrift die Kirche 
lur ihr Eigenthum vollständig iegitirairte 13J ). 

Eben solche Urkunden sind uns aus dieser Zeit in 
Menge erhalten, während gerichtliche Auflassungsurkunden 
seltener sind. Doch wurde die Erklärung natürlich auch 
in solchen Fällen, in denen man der Kirche schenkte, 
häufig vor Gericht abgegeben, wo sich dann die Zeugen 
von selber fanden 193 ). 

Diese Uebergabe zu Gunsten der Kirche stellt sich nun 
aber als Ausnahme dar , welche sich desto eher erklären 
lässt, als die Kirche von jeher schriftlichen Urkunden 


191) Eichhorn Rechtsgeschichte $. 59. a. Dagegen Beselcr Lehr« 
von den Erbverträgen, I. S. 38 fT. 

192) Lex Alant. 1. „Si quis über res suas — ad ecclesiam traderc 
volucrit — — per ckartam de rebus suis ad ecclesiam , ubi dare voluerit , 
firmitatein faciat, et teste* sex vel septem adhibeaU" tit, 2. 43. FUr diese 
Form findet sieb in der Urk. 112 bei Neugart der Ausdruck: „ per scrip - 
tionis tituluin aüquid eonferre." Di* Traditionen geschahen daher oft in den 
Klött«rn selbst , aber auch da vor Zeugen. 

193) Neugart No. 11. „actum in mallo publice." No. 113. „et actum 

in villa T 'anninchova eoram praesentibus judicibus et cetera populo. No. 
126. „actum ante Sleinharto coniite et postea ante Riranhaito judicc No. 
495. „ actum rn Villa- Ventura (Winterthur) eoram coniite et praesentibus.” 

Verbesserungen , iu denen der Geotenar anwesend ist und als erster Zeuge 
unterschreibt , kommen vor in den Nummern 182. 200. 257. 
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einen grossen Werth beilegte. Vielleicht besteht auch eia 
gewisser Zusammenhang zwischen dieser Form des Ei- 
genthumserwerbes und den schriftlichen gewöhnlich ebenfalls 
von Zeugen bekräftigten Urkunden über Rechtsgeschäfte , 
welche sich besonders int abendländischen Reiche der Rö- 
mer noch lange erhielten und sogar der alten mancipatio, 
ungeachtet diese nicht mehr wirklich vorgenommen wurde, 
doch in der Schrift gedenken m ). . 

Nur wo es dem Uebertragenden unmöglich war, das 
Gericht zu besuchen , weil er etwa sich ausserhalb seiner 
Grafschaft aufhielt, sollte in andern Fällen, wenn der Er- 
werber nicht eine Kirche war, die Auflassung auch vor 
Zeugen gültig geschehen dürfen. Diese sollen aber, wo 
immer möglich, seinem Volksstamnie angehören uqd sind 
eben desshalb geeignet, die entfernte Volksgemeinde bei 
dem Akte zu vertreten. Gerade dieser Umstand, dass 
ohne Zeugen eine wirksame Auflassung nicht möglich ist, 
scheint mir darauf hinzudeuten, dass dieselbe in der Regel 
vor der Volksgemeinde geschehen musste, sowie auch die 
Fünf römischen Bürger, welche bei der römischen man- 
cipatio fungiren, ursprünglich kaum etwas anders sipd 
als Stellvertreter der Volksversammlung der Centurien mit 
ihren fünf Classen 19i ). 


1 94) Vgl. die Beispiele bei Spangenberg lab. ncg. gestoruui. Lipsiac 1 822. 

195) Hanptstelle ist das bekannte Capifular I. a. 819. c. 6. „Si quis 
res suas pro salute aniinae suae vel ad aliquem venerabilem locum vel propm- 
quo suo, vel cuilibel alteri tradere voluerit et eo tempore intra ipsum com i- 
taturn faerit legitimam truditionem facerc studeat. Quod si eodeni tempore 
extra eundem coinitatum fuerit , adhibeat sibi vel de suis pagensibos vet de 
aliis, qui ' eadein lege vivant, qua ipse rivit teste* idoneos vel si illos habere 
non potuerit, tune de aliis quales ibi meliores inveniri possint, et coram eis 
rerum suarum traditionein faciat, et fidejussores vesliturue douet ei qm illain 
traditioneui accipit, ut vestilurinn faciat." Hier ist offenbar ein Gegensatz 
zwischen der legitim* traditio, die nicht naher beschrieben wird, und der 
Uebergabe vor Zeugen. Ware die letztere auch dann genügend , wenn der 
Verausserer jene erster« vornehmen konnte, so batte die ganze Stelle keine 
rechte Bedeutung. Der Umstand , dass viele Urkuuden Vorkommen , in 
welchen von einer gerichtlichen Auflassung keine Kede ist, erklärt sich daraus 
sehr leicht, dass weitaus die meisten Urkunden Vergabungen an Kirchen ent- 
halten, für welche nach unserer obigen Ansicht eine Ausnahme gilt. 
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Dieser Auflassung folgte sodann gewöhnlieh, wenn auch 
nicht nothwendig, die Vestitur (Geweri), worunter 
man sich eine förmliche Einweisung in den Besitz des 
Grundstückes selbst zu denken hat. Dadurch legte der 
neue Eigenthiimer sein Herrschaftsrecht an den Tag und 
erwarb so auch von Seite der Hörigen, welche auf dem 
Grundstücke wohnten, Anerkennung. War die Auflassung 
nicht vor Gericht geschehen , so war die Vestitur um so 
nöthiger , indem durch diesen öffentlichen Akt der äussern 
Besitznahme des Grundstücks nunmehr auch die Nachbarn 
von der geschehenen Uebergabe unterrichtet wurde», wäh- 
rend in den gewöhnlichen Fällen die Freien schon aus den 
Verhandlungen vor der Volksgemeinde davon Kunde er- 
hielten t9G ). 

Ob die nächsten Erben schon jetzt berechtigt waren, 
eine Veräusserung von Grundeigentbum von Seite ihres 
Verwandten durch ihre Einsprache zu verhindern,' mag 
zweifelhaft sein. Die Sitte wenigstens war der Entfrem- 
dung der Grundstücke ausser den Kreis der Familie gewiss 
nicht günstig. Denn wenn man auch nicht an ein Gesamm*- 
eigenthmn denken darf, was der Familie daran zugestanden, 
so ist doch die Familie in sich nach deutscher Hechtsan- 
sicht ein enge verbundenes Ganzes. In der Fehde steht 
die Familie ihrem Verwandten mit Gut und Blut zur Seite. 
Die Erbfolge ist ganz auf das Princip der Familie gebaut. 
Und so mochte es schon bei Lebzeiten eines Verwandten 
unrecht scheinen, wenn einer ohne Noth sein Gut, die 
Grundlage des damaligen Vermögens, an einen Fremden 
veräusserte. 


196) Ich folge in dieser Beziehung der Crimmiselien, ron B e s e I er a, 
a. O . S. 23. fT. Irefflich nusgeführten und näher begründeten Ansicht. Vgt. Urk, 
bei Neugart No. 749 v. J. 963. „Dedit (cotnes) istos ountios et alios 
muttos sequentes , in quorum praesenlia ibidem in loco Fenichlanda cum 
domo et mancipii., facta est vestitur u " (also nicht ror Gericht, sondern auf 
dem Grundstück) No. 45. 749, War die Auflassung nicht vor Gericht ge- 
schehen, so musste die Veslitnr eietleichl durch die Vermittlung des Gerichtes 
rur genommen werden. 
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Nur wenn ächte Noth oder die Sorge für da» Heil 
seiner Seele Jemanden zwang , sein Eigen weg zu geben , 
so mochte dagegen auch die Sitte nichts einwenden ,97 ). 

Daraus folgt nun freilich noch nicht , dass eine Ver- 
äusscrung an dritte Personen von den Erben des Verä'us- 
serers habe angefochteu werden können, sobald dieser ihre 
Zustimmung nicht vorher erhalten hatte. Die Urkunden 
geben darüber wieder keinen ganz sichern Aufschluss, in- 
dem die kirchlichen Vergabungen jedenfalls eher aufrecht 
erhalten werden konnten, als andere Veräusserungen, und 
bei andern Uebergaben des Eigenthums vor Gericht die 
Verwandten anwesend waren und daselbst ihre Rechte so- 
fort geltend machen konnten. Eines Consenses der näch- 
sten Erben wird indessen auch in kirchlichen Urkunden 
öfters erwähnt t98 ) , worin , wenn auch nicht eine Aner- 
kennung des ausgebildeten Rechtes der nächsten Erben 
die Veräusserung zu hemmen, doch wenigstens der Keim 
dieses spätem Rechtes deutlich sich zeigt. 

Völlig verkehrt war es, wenn man den alten Deutschen 
den Begriff des Eigenthums an Fahrhabe absprechen 
wollte, obwohl man begreift, wie ein solcher Irrthum 
hatte entstehen können. Denn einmal war dieses letztere 
Eigenthum allerdings unwichtiger als Grundeigenthum. Und 
überdem war die Verfolgung dieses Eigenthums beschränk- 
ter. Das alamannische Gesetz zeigt deutlich, theils dass 
es auch nach der ältesten Vorstellung ein wahres Eigenthum 
an Fahrhabc gegeben, theils dass man dieses als solches 
mit einer Klage vor Gericht habe verfolgen können '"). 


1 97) Eichhorn Rechtsgeschichle §. 357. Lex Alant, lit. 1. 

198) Neugart No. 96. „Signum Dudoni, qui hanc lraditionem fieri et 
hrmare rogaverit. Signum Waltharti filio äuo consenticntem. Signum Bri- 
boni filio suo consenticntem etc.” No. 111. 199. v l70. „Signum Rechinfrido : 
qui traditioue isla fieri rogqvit. Signum Werinfrido germano suo qui cuu- 
seu.iit et est lestfs. Iluadonc filio suo, qui consensit.” Vgl. darüber Be.se- 
ler a. a. O. S. 48. ff. Er versteht den Gonsens von der Thätigkeit 
eines F.nmlienralhes. 

199) Lex Alani. tit. 8/. „Si quis re* sua * apud nliuui hominem inve- 
uerit , quidquid sit, aut mancipia aut pecus aut aurum aut argentum aut alia 
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Das Pfandrecht erscheint in dieser Periode noch in 
der einzigen Form des Faustpfandes, wodurch lediglich 
der Besitz nicht aber das Eigenthum an dem Pfände auf 
den Gläubiger überging 20 °). 

f. 21. Abgeleiteter Besitz. Zinspflicht. 

Vergleichen wir den römischen Begriff des Eigenthums 
mit dem altern deutschen, so steht dieser hinter jenem mit 
Rücksicht auf Grundstücke um nichts zurück. Im Gegen- 
tlieil, die deutsche Auffassung des völlig freien Eigenthuins 
scheint noch ausgedehnter und reicher. Ganz anders in der 
spätem Zeit. Da finden wir den Boden der deutschen Län- 
der mit einer unendlichen Menge von Lasten aller Art be- 
drückt, mit Lasten, wie sie da« römische Recht sorgfältig 
zu vermeiden suchte, um die Freiheit des Eigenthums nicht 
zu gefährden. 

Diese Verschlechterung des deutschen Eigenthums er- 
klärt sich grossentheils durch die Erhebung und Ausdeh- 
nung des abgeleiteten Besitzes. 

Dieser konnte auf verschiedene Weise entstanden sein und 
auch eine verschiedene Bedeutung haben. Immer aber lag das 
Charakteristische darin, dass der Besitzer sein Recht bloss ab- 
leitete von dem Eigenthiimer, dass er dessen Eigenthum fort- 
während anerkennen und ihm Zinse und Dienste von seinem 
Gute entrichten musste, endlich dass sein Besitz von dem 
Volksreehte nicht direct und dauernd geschützt ward. Hie- 
her gehört der Besitz der Hörigen, unter welche der Grund- 
herr einen Theil seines Hofes vcrtheilt. Es gehört aber 
auch hieher .der Besitz dessen , welcher sein vormaliges Ei- 


spolia et illa reddere noluerit, et contradixerit, et post haec convictus fucrit 
ante judicem , aut simile aut ipsum reddat , et cum duodecim solidis compo- 
nat, quia proprietatem ejus contrudixit ” Vgl. die folgende Note. 

200) Lex. Alain, tit. 86. „Si dominus pignus dederit pro aliqua re ali- 
eni , et älUad pignus quod datum est, ibi aliquod dainuum fecerit, dominus 
•jus, quo dedit, damnum — restiluat.” Vgl. Üt. 74. 98. 
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genthum nur unter der Bedingung dieses Besitzes abgetre- 
ten hatte. 

Diese letztere Entstehungsweise kam im achten und neun- 
ten Jahrhunderte sehr häufig vor, besonders zu Dunsten 
von Klöstern , und so ist fast allenthalben eine Menge Bo- 
den, der früher in dem Eigenthume einzelner Freier gestan- 
den hatte , in todte Hände gerathen. Ganz gewöhnlich näm- 
lich, wenn ein Freier zuweilen weniger aus Sorge für sein 
Seelenheil als in der Hoffnung unter dem Schutze der klö- 
sterlichen Immunität von den Bedrückungen weltlicher Gros- 
sen sich zu wahren, sein Eigenthuin der Kirche übergab, 
behielt er sich lebenslänglichen Niessbrauch (Leibding) an 
demselben Grundstücke vor gegen Entrichtung eines Zin- 
ses J0 ‘), oder wahrte sogar seinen Erben das Hecht eines 
fortgesetzten Besitzes. Die Wiederverleihung zu Besitz 
nannte man eine Pr e carei. 

In den altern Precareien wird gewöhnlich nur der Söhne 
gedacht, auf welche der Besitz nach dem Tode des Vaters 
gegen Entrichtung desselben Zinses übergehen soll. Doch 
finden wir in Urkunden des achten und neunten Jahrhun- 
derts schon oft auch der Tochter ausdrücklich denselben 
Besitz zugesichert 50J ). Ebenso werden nieht bloss die 
Enkel durch den Sohn öfters erwähnt, sondern auch die 
Enkel und Enkelinnen durch die Tochter 303 ). 

Aber auch Uber die Enkel hinaus und in die Seitenlinie 
hinüber konnte eine Precarei zugesicbert werden, obwohl 
das seltener gesehah. In allen diesen Fällen konnte inan bei 
der Uebergabe zu Eigenthum sich das Recht der Precarei 
oder aber, wenn dieses nicht gewährt und der Schenkende 
oder seine Erben nicht in dem Besitze des Gutes gegen Zins 


201) Nengart No. 131. 149. 155. 

202) Neugart No. 149. 162. 217. 244. 248. 

203) Neugart No. 86. 176. 182. 228. 248. besonders aber No. 162. 
„Et si supervizerit iltam Herifrit filiu ejus, illa habeat sub endem eensu , et 
filii eju» (sc. filiae) qui de Samfsele nati sunt, ipsi simililer io cundem ren- 
sum habeant." No. -423. 
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gelassen wurden , Rückforderung des Eigenthums selber Vor- 
behalten, und für einen solchen gehörig gestellten Vorbehalt 
sogar das Volksrecht anrufen. Der Besitz selbst aber 
als solcher, und abgesehen von dem Rückfall, wurde von 
dem Volksrechte in der Regel nicht oder doch nur zu 
Gunsten dessen geschützt, der im Volksgerichte seine Rechte 
durch Gedinge (Vertrag) persönlich gewahrt hatte 504 ). 

. ii 

204) Capit. IV. a. 819. c. 4. : w Si quis terram censalem habuerit quam 
anteressores sui vel ad aliquant ecclesiajn Tel ad villam nostram dederunt, 
nullatenus eurn secundurn legem lenere poteet ; nisi ilie voluerit ad cujus 
poteslatem Tel illa ecclesia Tel illa villa pct tinel; nisi forte filius aut nepos 
ejus sit, qui eam tradidit et ei in eadern terra ad tenendum placitata eit." 
Vgl. darüber Eichborn in der Zeitschrift I. Sh 163 ff. Nach dieser Stelle 
sollte man allerdings, wie auch Eichhorn anoinunt, meinen, Uber die Enkel 
hinaus gebe der Schutz der Precarei nicht; allein entweder änderte sich diese 
Beschränkung bald , oder man muss von Anfang an auf die Worte filius aut 
nepos nicht zu viel Gewicht, sondern den Nachdruck mehr auf die durch den 
Druck hervorgehobene Phrase legen. Denn die (JrkuAdeu, welche auch den 
Erben der Seitenlinie den Besitz zusicheru , sind gerade so abgefasst, wie die, 
welche bloss für die Descendeuz sorgen. Neugart No. 253. (a. 832.) „ea 
videlicet ratione , ut ego easdem res ad me recipium , censumque inde aunis 
singulis persolvam i. e. IV. deuarios, si autem ego easdein ree redemere eo- 
luerö , cum uno solido id agarn. Sitniiiter si Deus mihi legitimum keredem 
dederit, eundein ceneum persolvat , et cum eodem pretio redimal. Si autem 
ante obitum ineuin non redemero , aut her es mihi proercatus non fuerit, tune 
frater mens Waldpreht easdein res ad se recipiat , et etsndem ceneum per- 
solvat: sitniiiter Cunderoh filius ejus et fratres ejus , ei ei Deus fratres de- 
derit , et si eis filii fuerint procreati , tune ipsi redimendi habcant poleeta- 
tem cum XX «olidis in qualicumque pretio poluerint. Si vero Ulis heredes 
defuerint t tune ipse res ad ipsum monasteriurn redeant perpetim possidenda . 
Die Stelle gibt zugleich ein deutliches Bild , wie man sich den Rückerwerb des 
Eigeothuins vorbehielt. Andere Beispiele in den Nummern 135. 256. 397. 
Für den Rückerwerb vgl. noch besonders No. 184. (a. 815.) „Et si ipse Al- 
tabertus re dimere voluerit, vel filii ejus aut filii filioruin ejus, vel ulla pro- 
creatio ejus cum X. solidis rediinant ad ipsum prefatum inonast. Et si abba 
ipsiu» inonast. hunc redimaUonem facere non consenserit , tune liceat ei ip - 
sam redirnationem proicere in basilicam sei in agrutn propinquum et ha - 
beat inde redemptum. Vgl. No. 193. 228. 250. Ueber die Ansicht, dass 
die sogenannte precaria oblata von dem Volksrecbte geschützt worden sei, 
vgl. AI brecht die Gewere als Grundlage des altern deutschen Sachenrechts. 
Köoigsb. 1828. S. 194. ff. — Die Formel, die man indessen auch findet. 
H ejus fuit petitio et noetra bona eoluntas" lässt freilich der Gnade des neuen 
EigenthUmers , den man um die Precarei bat, grossem Spielraum. Vgl. t. B. 
Neugart No. 120. 
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Die Uebergabe des Eigenthums an die Kirche oder an 
andere Grosse und Rücknahme zu Besitz hatte auf die Stan- 
desverbältnisse grossen Einfluss. Zwar gingen nicht bloss 
Freie sondern selber Edle dieses Vcrhältniss ein und wur- 
den so einem fremden Manne zinspflichtig 20ä ). Auch ver- 
loren sie desshalb ihre persönlichen Standesrecbte nicht ohne 
weiters. Das zeigt sich schon aus der Auffassung des gan- 
zen Verhältnisses in- den Urkunden so wie aus einzelnen 
Aeusserungen. So z. B. machte ein Freier, Haycho, 
im Jahr S50 seine beiden Kinder, um sie von der Hörig- 
keit des Klosters St. Gallen zu retten, zu Zinspflichtigen 
derselben Abtei 206 ). In einer andern Urkunde wird der 
Besitz eines Gutes gegen Zins der Nachkommenschaft nur 
auf so lange zugesichert , als sie frei bleibe 2 “ 7 ). Ueber- 
haupt darf man sich die sichtbare Veränderung, welche 
sogleich eintrat, wenn jemand sein Eigen aufgab und zu 
Besitz wieder empfing, nicht sehr gross denken. Hatte 
der Freie Hörige und nahm er das Gut wieder zur Pre- 
carei, so erhielt er auch die Hörigen wieder mit dem 
Gute in seine Gewalt 20S ). 

Allein von Anfang an schon gerieth doch der zins- 
pflichtige Freie als Besitzer des Zinsgutes in eine gewisse 
Abhängigkeit von dem neuen Eigenthümcr. So lange noch 
die Precarei selber einen gewissen wenn auch indirekten 
Schutz in dem Volksrechtc fand, namentlich um des Wie- 
derkaufs willen, der vor Gericht geltend gemacht werden 
konnte , so lange war diese Abhängigkeit einigermassen ge- 
mildert. In der Folge aber für die entferntem Erben musste 
sie auf das stärkste hervortreten, weil nunmehr der längere 
Besitz vollständig auf der Gnade des Herrn beruhte 209 ). 

Ausserdem verloren die Freien, wenn sie nicht anderes 


205) Z. B. Der Graf B.rlhold im Jahr 797. Neugirt No. iJt. 

206) Nengart No. 332. 

207) Neugarl No. 396. 

208) Neugart No. 84. 

209) Capit. IV. a. 819. e. 4. oben in Note 204. 
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Eigen zurück behalten hatten, diejenigen Freihcitsrcchte , 
welche Eigen voraussetzten 

Im Verlaufe der Zeit ist aber sehr viel Eigen , das 
früher unter eine Menge kleinerer Eigenthiimer vertheilt 
war, auf diese Weise in wenige fremde, vorzüglich todtc 
Hände gerathen , und so wurde der Stand der zinspflich- 
tigen Freien, die daneben kein Eigen mehr bcsassen , sehr 
zahlreich. Durch die Abhängigkeit, in welche sie durch 
den Besitz ihres Gutes gekommen , und die wir eben dess- 
halb eine dingliche nennen können, wurden sie den 
Hörigen, welche persönlich und dinglich zugleich 
abhängig waren, nahe gebracht. 

Wenn aber auf der einen Seite dieses Herabsinken der 
Freien in einen theilweisc unfreien Zustand für ihre Frei- 
heit verderblich wirkte , so hatte er auf der andern Seite 
wieder für die Erhebung der Hörigen günstige Folgen. 
Denn da das Streben der Herren dahin ging, sie so viel 
möglich gleich den Hörigen zu behandeln, so mussten jene 
nothwendig den Hörigen auch mehr Rechte zugesteheu 
als zuvor, damit der Unterschied nicht gar zu sehr in die 
Augen falle Jl1 ). Die Freien waren auch in ihren Ver- 
hältnissen an eigene Behauptung ihrer Rechte gewöhnt. 
Und diesen Sinn brachten sie nun in die Zinsbarkcit mit 
hinüber. So bildete sich desto leichter ein dem Volks- 
rechte analoges Hofrecht aus, welches diese Besitzes- 
verhältnisse näher bestimmte und schützte, und sich so- 
wohl auf die freien als unfreien Hofgenossen bezog, die 
zusammen mit dem Grundherrn nunmehr einen eigenthiim- 
lichen Verband bildeten. Die Gestalt und Ausbildung dieses 
Hofrechtes wird uns in der Folge in vorzüglichem Masse 
beschäftigen. Die Anfänge desselben gehören aber schon 
in diese Periode. 


210) OI.cn Note 117. 

*211) Es kommt auch vor, dass man einen Hörigen lamint seiner Habe 
rersebenkt und ihm dann einen bestimmten Zins an den netten Herrn «uf- 
legt, was wieder zeigt, wie nahe verwandt die Verhältnisse der freien und 
unfreien Zilisleute sind. Vgl. z. R. N engart l\o. 77. 88. 150. 

JilunUrtili Rrchtagurhirhte. 7 
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Die Zinspflichligcn waren in der Regel nicht einmal 
befugt, gerade den von ihnen gewählten Grundherrn ftir 
den einzigen zu halten, dem sie Zins zu entrichten hätten. 
Er konnte sein Grundeigentum an andere veräussern, 
und dann gingen auch die freien Zinspflichtigen mit in die 
neue Herrschaft über 2I2 ). Eine Veräußerung derselben 
ohne das Grundstück war freilich nicht denkbar, weil 
ihre Abhängigkeit nur auf dem Besitze desselben beruhte. 
Verlassen konnte es der Freie gewiss und sich so aller 
weitern Abhängigkeit entziehen. Allein auch eine Ver- 
besserung der Hörigen, die bereits ein Grundstück haben, 
ohne dass dieses zugleich mit übertragen wird, kommt 
nicht leicht vor, und das Verlassen des Grundstücks von 
Seite des Freien beraubte doch diesen meist seiner Heimath 
und der Mittel sich und die Seinen zu ernähren. 

Die Zinse, welche von dem Gute entrichtet werden 
mussten, und daher jeden Besitzer desselben als solchen 
trafen, waren regelmässig jährliche 213 ). Der Art und 
dem Umfange nach aber waren sie äusserst verschieden. 
In der ältesten Zeit ist auch hier das Naturalsystem vor- 
herrschend. Es werden verarbeitete und rohe Früchte ge- 
liefert, so z. B. Bier, Brodte, Heu, Korn, Eier, Thier- 
felle, Ferkel u. s. f. Schon frühe aber finden sich auch 
Geldzinse, welche später mehr überhand nehmen, zuweilen 
aber so gering sind, dass man deutlich wahrnimmt, wie 
sie oft weniger dazu dienten, dem Grundherrn ein sicheres 


212) Urk. v. 82S. Neugart No. 234. „Avus nostei* Pippinus qnondam 

rex aliquos liberoa hornine» in pngo ßrisirhaua — ad monasterinm conees- 
sisset , eo seilicet modo, ut idem liberi bomines et posteritas eorum centum 
quod ad fiscum persolvi solebanl, purti praedicti rnonuaterii exhiherent at- 
que persolverent.” Vgl. No. 633 und 644. ,, Arnolfus quendam locum suo 

juri ccdentem , qui dicitur Perg (das jetzige Berg) cum centurii» ad Constan« 
titun rontradidit.” 

213) Ein Rutscherzins kommt vor in einer Urk. v. J. 773. Neu- 
gart No. 55: „et si de ipso censo uegligens aparuero anno prirno, in se- 
cundo anno redain duplunt , et si tuue uegligens aparuero anno lercio re dam 
triblurn, et si postes neglexcro, ipsas res quas dedi , et postea per precarias 
excepi , revertaut.” Vgl. Griinm R. A. 8. 387. 
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Einkommen zu verschaffen, als vielmehr die Behauptung 
seines Eigenthums und seiner Herrschaftsrechte ihm zu 
sichern. 

Ausser den Zinsen wurden nicht selten auch Frohn- 
dienste dem Besitzer aufgelegt, welche meistens in 
Feldarbeit bestanden. Auch Freie scheinen sich dazu ver- 
pflichtet zu haben, freilich wieder gewiss nur so, dass sie 
diese Dienste durch andere , namentlich ihre Hörigen ver- 
richten lassen konnten und sich von ihnen überall frei 
machten, wenn sie das Gut fahren Hessen 31 '*). 

S. 22. Die Ehe. 

Der achten Ehe ging jederzeit ein feierliches Vcrlöb- 
niss voraus. Der Mann bezahlte dem Vater der Braut, 
oder wein sonst die Vogtschaft über die Tochter zustand, 
einen Kaufpreis, wodurch allein er die eheliche Vormund- 
schaft erwerben konnte. Das setzt aber nothwendig eine 
Einwilligung des Vaters der Braut oder ihres Vogtes vor- 
aus , ohne welche die Ehe nicht volle Wirkungen erhielt. 
Wenn daher einer eine Tochter ohne Verlobung und ohne 
die Zustimmung ihres Vaters zur Frau machte, so konnte 
der Vater sic nach dem alamannischcn Gesetze zurück ver- 
langen und üherdem noch eine Busse fordern von 10 Schil- 
lingen. Starb sic, bevor sich der Mann mit dem Vater 
abgefunden, so musste jener diesem den Tod seiner Toch- 
ter mit dem erhöhten Wcrgclde von 400 Schillingen ver- 
gelten. Die Kinder, welche sie geboren, kamen nicht in 
die Gewalt ihres Vaters, sondern in die des Vaters der 
Frau, und starben sie bei jenem , so musste 'er auch für 
sie dem letztem das Wcrgeld entrichten. Man sieht, nach 
allen Seiten hin wird eine solche Ehe für unrechtmässig 
gehalten 31ä ). 


214) Vgl. Neugart No. 40. 55. 83. 113. 710 n. a. in. 

215) Lex Alum. tit. 54. „Si quis liliain alterius non «lesponsatain ncce- 
perit sibi uxorem, si pater ejus eam requirit, reddat eaiu et cum quadraginta 
«olidis coinponat. Si autcin ipsa femina sub illo viro morlua fucrit, ante • 
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Die Verlobung hatte aber nicht bloss eine Bedeutung 
für die folgende Ehe, die Verlobten standen schon wäh- 
rend derselben in einem engcrn persönlichen Verhältnisse. 
Denn wenn auch die Ehe in Folge des Verlöbnisses nicht 
direct erzwungen werden konnte, so war doch eiue be- 
deutende Busse (von 40 Schillingen) darauf gesetzt, wenn 
der Mann seine Braut vor der Ehe wieder versticss, ohne 
dass diese die Vcrslossung verschuldet hatte. Ueberdem 
musste der Mann mit zwölf Zeugen öffentlich beschwören , 
dass er keinen Fehl an ihr befunden , noch sie geschwächt 
habe. In dieser Art wahrte man die Ehre des Mäd- 
chens Jl5 ). Wie viel man darauf hielt, dass die Jungfrau 
unbefleckt in die Ehe trete, ergibt sich auch daraus, dass 
wer die Braut eines andern entfuhrt hatte, wenn er sie dem 
Bräutigam zurück gab , diesem noch das halbe Wergcld (200 
Schillinge) als Busse bezahlen musste. Wer dagegen eine 
Frau entführt, hatte ihrem Manne, wenn er die Frau 
zurück begehrte , nur SO Schillinge als Busse zu ent- 
richten sl7 ). 

Das Vcrlöbniss wurde öffentlich vor Zeugen, ursprüng- 
lich wohl in der Regel vor Gericht (mallus) SIS ), vollzogen. 
Der Eingehung der Ehe selber ging ein Familienfest, bei 
uns der Brautlauf genannt , unmittelbar vorher. Aber für 
die letztere scheint das Beilager als entscheidender Anfangs- 
punkt gegolten zu haben , was durch viele verbreitete Re- 


guam ille tnundium apud putrem adguiral , solvat eam patri ejus qnadrin~ 
gentis solidis. £t si filios aut filias genuil ante mundiitm , et omnes mortui 
fuerint, uuumqueinque cum tveregildo suo componat patri feminue." 

216) Lex Alatn. tit 53. „Juret — ut pro nullo vilio nec teutatam eam 
habuisset, nec vitium io illa iuvenisset , »ed amor de alia eum adduxit ut 
illnin diinisisset." 

217) Lex Ala/n. tit 52. „Si quis sponsam alterius contra legem accepe- 
rit, reddut eam et cuin ducenli s solidis componat." Tit. 51.: „Si quis Über 
uxorem alterius contra legem tulerit, reddat eaiu et cum octuugintu solidis 
componat.” 

218) Daher die Ausdrücke vermahlen, Gemahl, Gemahlin. Siehe Grimm 
S. 433. 
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densarten bestätigt wird 219 ). Gegen Ende unserer Periode 
muss indessen die kirchliche Einsegnung durch den Prie- 
ster, nach voran gegangener Prüfung der Zulässigkeit 
durch den Geistlichen und die Kirchengemeinde, häufiger 
geworden sein , da sie von dem kanonischen Rechte vor- 
geschrieben war 2J0 ). Allein man würde irren , wenn man 
glaubte, diese Form sei als unbedingt nothwendig für das 
Entstehen einer gültigen Ehe gehalten worden. Vielmehr 
dauerte im Leben der alte Grundsatz noch viel länger 
fort, als man gewöhnlich annimmt“ 1 ). 

Auch auf die Scheidung übte das kanonische Recht 
bald mehr Einfluss aus. Dass von Anfang an die Ehe 
nach deutschem Rechte für ein inniges Mann und Weib 
vollständig mit einander verbindendes Vcrhältniss angesehen 
worden, ergibt sich schon aus den oben angeführten Grund- 
sätzen über das Verlöbniss. Aber eine Auflösung desselben 
liess man dennoch zu, welche ja auch nur da vorkommt, 
wo die Ehe schon innerlich zerrissen ist. Nach den \ 

Zusätzen zum alamannischen Volksrechte durfte der Mann 
seine Frau entlassen, musste ihr dann aber nicht bloss 
das Ihrige und worauf sie sonst noch Rechte hat heraus- 
geben , sondern auch noch eine Busse von 40 Schillingen 
zahlen JJJ ). Durch gegenseitige Ucbereinkunft ferner konnte 
wohl jede Ehe aufgelöst werden 223 ). Diese Freiheit der 
Scheidung wurde nun aber immer mehr durch die Ansichten 


219) Vgl. Mitte rmaier deutsches Privatrecht §• 332. Grimm R: 
A. S. 440. 

220) Eichhorn Rechlsgeschichle §. 183. 

221) Vgl. Buch 111. $. 21. 

222) Addit, ad leg, Alant. 30. Eine Spur davon finde ich auch in L.c.r 
Alant, tit. 51 , wo es nach den oben in Note 217 angeführte» Worten heisst. 
„Si autein reddere noluerit, cum quadringentis solidis coinponat eam. Et hoc 
$i maritue prior voluerit Es stand dem ersten Manne frei , die Frau suti- 
mchr dem Entführer ?n lassen und statt derselben das Wergeid tu fordern , 
wobei sich dann die Auflösung der ersten Ehe von selbst ergibt. 

223) Eichhorn Rechfsgeschirhte $. 34*1. Grimm II. A. S. 454. 
Add. ad leg. Alant. 29. ,,Si voluntaria ee purtire volunl ” (uior et maritus). 
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der Kirche beschränkt, welche eine wahre Scheidung selbst 
wegen Ehebruch nur ungern sah, und so viel in ihren 
Kräften lag, zu hindern suchte 22 ’*). 

§. 23. Uüterrecht der Ehegatten. 

Das Güterrecht der Ehegatten , wie es sich ziemlich klar 
in dem alainannischen Gesetze zeigt, und bis auf die Ge- 
genwart seinen Grundziigen nach unverändert sich erhielt, 
ist der Ehe durchaus würdig und ihren Bedürfnissen ange- 
messen. Es hält sich in der Mitte zwischen der ältern und 
der spätem Auffassung des römischen Rechtes und ist freier 
als jene, aber inniger als diese. 

Bei der alt römischen Manns nämlich ging die juristische 
Persönlichkeit der Frau fast ganz unter. Sie verlor ihr 
ganzes Vermögen zu Gunsten des Mannes, in dessen Ge- 
walt sie kam und dem sie von nun an einzig erwerben 
konnte. Es gab kein Vermögen der Ehegatten, es gab nur 
ein Vermögen des Ehemanns, an welches die Frau so we- 
nig Ansprüche hatte, als die Tochter an das Gut ihres Va- 
ters. Die Einheit stellte sich mithin dar in dem ausschliess- 
lichen Rechte des Ehemanns. 

Von einem entgegengesetzten Princip geht das römische 
Recht bei der spätem freien Ehe aus. Hier behielt jeder 
Ehegatte sein Vermögen als Herr für sich, verwaltete das- 
selbe und verfügte darüber nach seiner Willkiihr, ohne den 
andern darum zu befragen. Es waren demnach zwei gctheilte 
Vermögen vorhanden, und die Rücksicht auf das gemein- 
same Leben in der Ehe trat juristisch nur in untergeord- 
neter Weise so hervor, dass der Mann die Kosten der Ehe 
zu bestreiten hatte, wogegen ihm die Frau ein Stück ihres 
Vermögens (Dos) zu einstweiligem Eigcnthuine iiberlicss. 

Nach dem alamanuischen Rechte bleiben beide Ehegatten 
F.igenthiimcr ihres zugebrachten Vermögens, aber die Ver- 


224) Eichhorn Rpchtsgeschirhte 183. Zweite Anmerkung. Eben 
duraelbe Kirrhenrecht II. S. 466. 
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waltuog und Benutzung desselben ist im Interesse -weder 
ausschliesslich des Mannes noch der Frau sondern iui Inter- 
esse der Ehe selbst in die Eine Hand des Mannes gegeben, 
welcher der Vogt der Frau ist. 

Die Vormundschaft (mundium) des Mannes 231 ) ging aus 
der cigenthiimlichen Auffassung der Ehe durch die Deut- 
schen hervor, nach welcher an der Spitze des ganzen Haus- 
wesens der Mann stand , nicht wie die römischen Bürger 
in der strengen Ehe als unumschränkter Herr, sondern als 
Vogt, der auch die Bcchtc seiner Angehörigen zu achten 
und zu wahren hat. Diese Auffassung war aber gewiss 
eine noth wendige, sobald die ächte Ehe vorhanden war, 
und dauerte so lange als diese. Es hing daher, wenn wir 
auch keine ausdrücklichen Bestimmungen darüber anfiihren 
können, sicher nicht von der Willkühr der Ehegatten ab, 
ein anderes Güterrecht unter sich zu bestellen. Und wenn 
in manchen Ländern seither eine gewisse Wahl des Güter- 
rechts aufgekonimen ist, so rührt das grüsstcntheils datier, 
dass sich das römische Recht im Gegensätze zu dem deut- 
schen auch gelten machen wollte 2J6 ). Da dieses nun aber das 
deutsche Recht hier nicht so leicht verdrängen konnte, zu- 
mal in einem Verhältnisse, welches zu dein innersten Volks- 
leben gehörte, so blieb nichts übrig, als den Leuten die 
Wahl zu verstatten zwischen den verschiedenen möglichen 
Instituten. 

Der eheliche Niessbrauch machte sich in der altern Zeit, 
wo die Vermögensrechte noch sehr einfach waren, so ziem- 
lich von selbst. Die Güter, welche die Frau in die Ehe 
brachte, wurden von der Haushaltung und den Hörigen be- 
baut und die Früchte zum Lebensunterhalte verwendet. Die 
Eigenen der Frau mussten natürlich auch den Herrn und 
die Kinder bedienen und für sic arbeiten. Das Vieh gab 


22 5) Lex Alant, tit. 54. oben iu Note 215. Add. ad leg. Alant. 30. 
..Si itiaritus uxornn sitam diimltit, — de mundo muo non habet |Jolestnteui.” ' 
Vgl. Eichhorns Kechlsgescbichte §. 54. 

226) Vgl. meinen Aufsatz in der Monal.sehromk f’ur zürcherische liecht* - 
pflege. Zürich. 1835. Bd. V. S.- 3. 
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wieder für die Haushaltung Nahrung. Das allfällige Geld 
brauchte man auch fiir Lebensbedürfnisse, die man auf den 
Markten kaufen musste. An Geldgeschäfte im Grossen, 
zinstragende Capitalien und dergleichen ist aber für diese 
Periode nicht zu denken. 

In Folge seiner Vogtschaft verfügte der Mann wohl 
ganz frei über die Sachen seiner Frau, eben weil das bei- 
derseitige Vermögen nur unter Einer Verwaltung stand. 
Nur durfte er keine Liegenschaften, welche der Frau ge- 
hörten, oder woran ihr Leibzucht bestellt war, ohne ihre 
Zustimmung veräussern. Das alamannische Gesetz spricht 
zwar überall nicht davon, aber die Urkunden lassen in sol- 
chen Fällen immer die Frau selber veräusscrtul auftreten, 
mit Genehmigung ihres Mannes, zuweilen sogar noch eines 
dritten Beiständers, der auch Vogt genannt wird 227 ). 

Als einzelne Bestandteile des ehelichen Vermögens müs- 
sen wir noch herausheben : 

1) Die Brautgabe (dos legitima). Diese besteht in 
einer Anzahl beweglicher Sachen, welche der Mann der 
Braut gibt als Hochzcitgcschenk. Ob darin der Kaufpreis 
zu suchen sei, welchen der Mann dem Vater der Braut zu 
entrichten hatte , der durch die Sitte dann aber dieser über- 
lassen worden wäre, oder ob ein solcher Kaufpreis noch 
daneben vorgekommen, wage ich nicht zu entscheiden. Doch 
scheint mir das letztere wahrscheinlicher. Aber soviel ist 
gewiss, dass diese Brautgabe der Frau gehörte und wenn 
die Ehe aufgelöst wurde, von ihr hcrausgefordert werden 
konnte. Während der Ehe wurde sie wie das übrige Gut 


227^ Neugart No. 12. v. J. 744. „viro ineo — — per cujus consen - 
4 um id facto.” No. 155. „ego Wiclind cum manu niariU niti Laolperti , 
et ego Eogillrud (vidua) cum manu advocati mei.” No. 1S5. „cum marito 
suo patrono .” No. 156. „ Ego Walhere ct uxor mea Huoddrnd cum advo- 
culo muo Holhario.” Urkunde von 1300 im Archiv der Proputei : „Ich fro 
niargareta Eli che wllrtennc her» Walthers von hvnwile Amman ze 
Luzzern , Hitlers — mit ortfrAmde min es vogles hern heinrichs von hvu • 
wile des eitern Ritters, der mir ze voget gegeben ist vnd minen Kin- 
den mit gi-ricble , vnd mit dem guoten willen hern weither s des vorge- 
nandeu mnmanns vnd mit ir beider haut.” 


Digitized by Google 



Giilcrrecht der Ehegatten. 


105 


der Frau genutzt und stand unter der Verwaltung des Man- 
nes 228 ). Starb die Frau in der Ehe, so hatte wohl die 
ganze Bestellung dieser Brautgabe keine weitere Wirkung, 
indem ihre Erben kaum befugt waren, dem Manne gegen- 
über eine solche zu fordern 2J 9). Gesetzlich wurde ihr Mass 
auf 10 Schillinge bestimmt, wahrscheinlich aber nur in dem 
Sinne, dass, wenn nichts anderes verabredet war, so viel 
als regelmassige Brautgabe gefordert werden konnte. We- 
nigstens scheint mir diese Auslegung passender als die, wo- 
nach ein Maximum festgesetzt wäre. Wollte man die letz- 
tere Auslegung vorziehen , so müsste man doch wohl mit 
Uiicksicht auf andere Bestimmungen über die Summe die 
andere Lesart , welche von 400 Schillingen spricht, wäh- 
len. Jene erste Erklärung hat aber auch das für sich, dass 
dieser regelmässige Betrag der Brautgabe der Busse genau 
entspricht, welche der bezahlen nluss, der dem Vater eine 
unverlobte Tochter entführt und nicht so übermässig hoch 
ist, wie die zweite dem vollen Wcrgelde gleichstehcnde 
Summe 23 °). 


22 8) Lex Alum. lit. 55, 1. „Si quis Über uiorluus fuerit, et reliquit 
uxorem «ine filiis et filiabus, et de illa hereditate exire voluerit, nubere sibi 
nlio conequaü, sequatur eum doli 9 legitima, et quidquid parente« eju« ei le- 
gitime placitaverint , et quiequid de sede paterna secum adtulit, omnia in 
potestule habeat auferendi , mundneuvit aut non vendidit." Die leztern Worte 
sind von Veräusserungen zu verstehn, welche die Frau mit Zustimmung des 
Mannes vorgenominen , und von Beschädigungen , welche mit dem Gebrauche 
der Haushaltung Zusammenhängen. So durfte sic gewiss nicht wieder neue 
Möbeln fordern , während die neu in die Ehe zugebrachten in dieser alt und 
unscheinbar geworden waren. 

229) Eichhorn Rechtsgeschichle 62 b. Eichhorn bemerkt zwar, dass 

keine Stell« dieses ausdrücklich sagt. Es scheint mir aber doch zu folgen 
aus Lex Alam. tit, 56: „Si polest adquirere (uxor defuncti mariti) aut 

per sacramenlum aut per puguatn , ilta pecunia post mortem mulieris nun - 
quam revertutur , sed ille * equens mantus aut filii ejus usque in sempiler- 
11 um possideant .” Was der zweite Mann in diesem Falle durfte , dazu war 
der erste in jenem, wo die Frau bei ihm starb , doch wohl noch in böherrn 
Masse berechtigt. 

230) Lex Alam. tit. 55, 2. „Dolis legitima aulera quadraginfa solidis cou- 
st.il.” Vgl. lit. 54, 1. oben in Note 215. Vgl. die Stellen hei Grimm K. 
A. S. 422. kraut die Vormundschaft uach den Grundsätzen des deutschtu 
Hechtes. Göltingen 1S35. I. S. 310. 
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2) Von dieser Brautgabe , welche in beweglichen Sachen 
besteht, unterscheide ich die Bestellung eines Witthums 
an Liegenschaften, welche sehr häufig zu Gunsten 
der Frau von Seite des Mannes geschah, obwohl ich nicht 
verreden will, dass das Witthura ursprünglich mit jener 
Brautgabe gleichbedeutend gewesen sei. In der spätem 
Zeit erscheint es jedenfalls als ein ganz eigenthiimliches In- 
stitut, von den Urkunden Dos genannt” 1 ). Es wurde 
nämlich sehr häufig der Frau an einem Grundstücke von 
dem Manne auf den Fall hin, dass er vor ihr sterbe, ent- 
weder geradezu das Eigenthum verschafft, oder aber das 
Recht der Leibzucht gegeben in der Weise, dass das 
Grundstück so lange die Frau iin Wittwenstande lebe, 
ihr zudienen, nach ihrem Tode aber wieder an die Erben 
des Mannes zurückfallen solle. Es ist begreiflich, dass 
die lateinisch geschriebenen Urkunden zur Bezeichnung 
des Leibzuchtrechtes, welches der Frau an diesem Gute 
zustand, sich des Ausdrucks usus fructus (Niessbrauch) 
öfter bedienten. Dadurch darf man sich aber nicht ver- 
leiten lassen , sofort an den römischen Niessbrauch zu den- 
ken, von welchem jenes Leibdingsrecht der Frau gar sehr 
verschieden war. Schon während der Ehe hatte die Frau 
ein Anrecht auf dieses Gut, und cs konnte daher dasselbe 
nicht mehr willkürlich von dem Manne veräussert werden. 
Ferner unterscheidet sich das ganze deutsche Nutzungsrecht 
überhaupt schon dadurch von dem römischen usus fructus 
wesentlich , dass jenes fast immer aus engen persönlichen 
Familienverhältnissen mit einer gewissen Nothwendigkeit 
von selber hervorging, während dieses, wenigstens bis in 
die spätere Kaiserzcit hinein, durchweg auf völlig freier 
Willkiihr der einzelnen Personen beruhte. Darum ist jenes 
auch durchgängig ausgedehnter als dieses. Die Wittwc 
konnte das ihr zu Wilthum gegebene Grundstück ganz frei 
gleich einem Eigenthiiiner benutzen und bewerben, wäh- 


231) Netigarl No. 25. (v. J. 750 oder 760): „ quidqnid ibidem viius 

sum habere — exceptt tadem (dotein) uxori 4 meui Waldradanai*" — 


Digitized by Google 



Giltcrreeht der Ehegatten. 107 

rcnil der römische Usufructuar doch in manchen Stücken 
beschränkt war. Nur durfte sie es nicht veräussern. Denn 
die Erben des Mannes hatten auch ein bestimmtes Recht 
darauf. Sie waren Eigenthümcr des Gutes, aber ihr Ei- 
genthum war durch die Leibzucht der Wittwe, die, so 
lange sie dauerte, an Umfang der Befugnisse dem Eigen- 
genthum ganz nahe trat, beschränkt, und so weit jene 
Befugnisse reichten, gewissermassen suspendirt - n ). Ehen 
daher wurde das Leibdingsrecht in der gleichen Form 
öffentlich von dem Manne bestellt, in welcher er sein 
Eigen veräusserte. Zuweilen bezog es sich nicht bloss 
auf einzelne Stücke , sondern auf das ganze liegende Gut 
des Mannes, immer aber zunächst auf Liegenschaften, und 
nur auf bewegliche Sachen, Eigene, Viehstand, insofern 
diese zu dem Gute gehörten, oder zur Bewohnung und 
Benutzung desselben gebraucht wurden 2M ). Es mochte 
endlich allgemeine Rcchtsansicht sein, dass das Witthum 
nur der unveränderten Wittwe gelassen wurde , wenn sie 
sich aber neu vermählte, dann den Erben anheim fiel. Zu- 
weilen wird das wenigstens ausdrücklich gesagt 


. 232) Vgl. AI brecht die Gewere als Grundlage des 'altern deutschen 
Sachenrecht*. Königsberg. 1828. $. 22, S. 223. 

233; So muss wohl die Behauptung Albrechts: a. a. O. X. 223 : 
„Das allere Recht kannte ohne Zweifel nur an Immobilien eiu Leibgeding" 
modiücirt werden. Es ergibt sich das z. B. aus folgender Urkunde v. J. 895. 
Neugart No. 614* Ego — Tancholf — - cum ßliam Harlmanni, nomine Suon- 
gartam , in conjugium ucciperem, dolaii ei lalcm heredilalem , qualmt mihi in 
porlioncui veaiebat de hereditatis ineae Chunigunde. In primum curtcm cum 
sepa circumcinctam et iu ca domum conslructain XII. sol. val., Scurium v. 
solid, val. (diese Werlhbeslmumiugen fiir Haus und Scheune geben eine deut- 
liche Vorslellung von dem damaligen Werthe des Geldes) V juchos de silva , 
et XXV juctios inler araliva terra et »ralis. Et si amplius erit de il!a here- 
dilate , ad ipsam dotem revertalur : muncipia II iu provincia , bovee IV, vacee 
II de pecoribue capita XX et uteneiliu in domo, agris pralis, silris, viis, 
aqnis etc. — Haec oinnia ea condilione itli ttadidi , ut Mi mul ea utamur 
ct si Deus nobis heredem donaverit , Ille habeat; sin autein, tune post die. 
cistum arnborum ipsae res ad monnsterium snncti Galli rcverlantur perpe- 
tualitcr possidetulae.” 

234) N engart No. 250: „Si absyuc berede obicro, tune uxor mea Wal- 
<Us(, •* non nupterit , Ipsa* res onvues habcat , ei eero poet me nupeerit 
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3) Nach einer allgemein verbreiteten Sitte beschenkte 
der Mann an dein Morgen nach der Brautnacht die Frau 
mit einer Morgcngabc, welche hinwieder in bewegli- 
chen Sachen bestand Z3ä ). Die Bedeutung dieses Geschenkes 
bezog sich unzweifelhaft auf das Opfer, welches die reine 
Frau mit ihrem Leibe dem Manne gebracht hatte. Dieses 
zeigt sich nicht bloss aus der eigenthiimlichen Art, wie 
die Frau die Grösse ihrer Morgengabe den Erben des 
Mannes gegenüber erwies. Es genügte nämlich ein ein- 
facher Schwur derselben mit der Hand auf der Brust, 
oder, wie sich spatere Rechtsquellen ausdrücken, auf Brust 
und Zöpfen J36 ). Es geht jene Auffassung auch daraus 
hervor , dass man der Wittwe keine Morgengabe mehr 
gab , wenn sie sich wieder verehelichte. Ueberdem wird 
von manchen Stellen nicht undeutlich darauf hingewiesen. 
Ich führe eine Hauptstelle aus einer zürcherischen Rechts- 
quelle au , die, wenn auch in späterer Zeit niedergeschrie- 
ben, doch unverkennbar mit dem alainannischcn Gesetze 
übereinstiniiut und sicher altes Recht enthält. 

Hofrecht von Miinchaltorf von 1439. 

Si sprechent och, ist daz ein man sinem ewib, ist si 
ein tochter, ein morgengab git, das mag der man wol 
tuon der ersten nacht, so er von ir uf statt, vnd 
mag si die wisen mit zweyn biedermanne , so sol es guot 
kraft han, wie vil Joch der summ ist. 

Mücht si aber die zwen hiderman nit gehaben , so mag 
si von in und ir morgengab erz eilen, vnd wült man 
ir daz nit glouben, so mag si nemen die Rechten brust 
in die linggen hand vnd iren zopf, vnd mit der 


lunc nepotes (Neffen) inei il lud redimant.” Vgl. über das Ganze ferner die 
Nummern 182. 254. 256. 453. 

235) Lex Alant, tit. 56, 2. „Si aulein ipsa femina dixerit , marilus meus 
dedit mihi morgengeba , coinputet quantum valet aut in auro aut in urgento 
aut in niancipiit aut in equo pccuniam duodecim tolido» valentem . M 

236) Lex Alum. tit. 56 , 2. Siehe die vorhergehende Note. Darauf heisst 
es. „tune liccat illi muliert jurare per peetu * suum et dicat ; Quoil inaritus 
ineus mihi dedit in potcstale, et ego possidere debeo. Hoc dicunt Alnmanui 
na stahlt .” Leber das letztere dunkle Wort siche Grimm R. A. S. 906. 


Digitized by Google 



Erstes Bach. 2' 24. Voglschaft des Vaters. 109 

Rechten hand swerren 237 ) liplich zuo got an den lieil- 
gen, vnd was si da behebt, das sol so guot kraft bau, 
das ira das nieman sol abwysen. 

Der Wittwo wurde ein ähnliches Geschenk gemacht, 
nach dieser Öffnung, aber weil es nicht mehr die Bedeu- 
tung der Morgengabc haben konnte, wurde es scherzhaft 
Abendgabe genannt. Die Öffnung fährt daher fort: 

Des gelich sol einer vvittvven ir abentgab volgcn vnd 
beliben als vorstalt. 

4) Gewöhnlich wurde der Frau auch von ihren Eltern 
eine Aussteuer in beweglichem Gute mit in die Ehe 
gegeben. An diesem zugebrachten Gute stand dein 
Manne hinwieder Verwaltung und Nutzungsrecht zu 238 ). 

8. 24. Vogtschaft des Vaters. 

Aus der ehelichen Vormundschaft ergibt sich von selber 
die des Vaters über die gemeinsamen Kinder. Der Mutter 
konnte eine solche nicht zustehen , da sie selber unter Vogt- 
schaft war und durch eine solche Thcilung der Rechte die 
nöthige Einheit der Gewalt gestört worden wäre. 

Der Vater hatte das Mundium über alle seine in recht- 
mässiger Ehe erzeugten Kinder. Der Sohn blieb so lange 
in dieser Gewalt , bis er sich verheirathete oder einen 
eigenen Haushalt anfing; die Tochter, bis der Vater sie 
einem Manne zur Frau gab. Wurde sic ohne die Zustim- 
mung des Vaters von einem Manne entführt, so behielt 
der Vater sein Mundium unversehrt bei, und wenn aus 


237) S ebwaben spiege I 20 (Wackernagel) „man sol ir rebt tuon umb 
ir iiiorgengabe wil et si uf ir zeswen brüste vnde uf ir zeswen zopfe, ob 
sie den bat sweren.” Vgl. auch G rliningeram tsr echt v. 1668. P e- 
slalutz Sammlung der Statute^ des Cautons Zürich. 1S34. I. S. 64: 
,, vnd sy da (das, nämlich die versprochene Morgengabe) by ihren Wy bli- 
chen treu wen erscheinen vnd mit ehrliches Lüthen kundlbar machen kann;'* 
eine Stelle, von deren Auslegung vor einigen Jahren noch die Entscheidung 
eines Processes abhing. 

238) Lex Alain, tit. 55, 1. oben Note 228. „ Quidquid parentes ejus ei 
legitime placitaverint et quiequid de sede paterua secutn adlulit.” Die erstem 
Worte konnten vielleicht von einer Ausrichtung in Liegenschaften verstanden 
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einer solchen Ehe Kinder entstanden , so folgten sie der 
Mutter und kamen in das Mundium des mütterlichen Gross* 
vaters 239 ). Gerade so kamen die ausserehelichen Kinder 
der entführten Frau doch in das Mundium des rechten 
Ehemannes, der jener Vogt war 240 ). 

In Folge dieser Vormundschaft hatte der Vater auf das 
Wergeid fiir die getödteten Kinder Anspruch. Eben so 
stand ihm unzweifelhaft, wenn seine Kinder Vermögen be- 
sassen , freie Verwaltung und Miessbrauch zu. Die Arbeit 
derselhen vermehrte lediglich die Einkünfte der Ehe und 
ihr Ertrag fiel somit dem Vater zu, nicht den Kindern. 
Auf der andern Seite sorgte jener für die Kinder, unter- 
hielt sie, so lange sie bei ihm lebten und steuerte sie aus, 
wenn sie sich von ihm absonderten. 

§. 25. Uebrige Vormundschaft. 

Unmündige Kinder, welche ihren Vater durch den Tod 
verloren hatten , standen unter Vormundschaft ihrer näch- 
sten männlichen Erben bis zur erreichten Volljährigkeit. 
Diese trat indessen, wie Kraut nachgewiesen hat, nach 
gemeinem Kechtc der ältern Deutschen schon nach Vollen- 
dung des zwölften Jahres ein. Und obwohl das alamanni- 
sche Gesetz sich darüber nicht ausspricht, so dürfen wir 
doch denselben Termin auch bei uns als den geltenden um 
so unzweifelhafter annehmen , als er wenigstens in Urkun- 


werden , welche ebenfalls die Ellern der Tochter bestellten. Passender aber 
ist die Erklärung, wonach dieselben von der Bestellung eines Willhums zu 
verstehen sind , welches der Vater der Frau mit dem Manne verabredete. Der 
Schluss der Stelle aber bezieht sich auf die Aussteuer. 

239) Lex Alum. tit. 54 oben Rote 215. 

240) Lex Alant, tit. 51. Vgl. oben Note 217 und 222. Es heisst fer- 
ner in tit. 51, 2: „Si autein ille raptor, qui eam accepit sibi uxorem , ex 
ca filios aut filias anteqnam solvat habuerit, et ille filius mortuos fuerit , 
ad illum pristinum maritum illurn filium cum tveregildo solvat. SL antem 
vivi sunt, non sint illius qui eos genuit, ad illum priorem maritum mundio 
pertineat.” 
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de« erwähnt wird 2il ). Daneben kommt eine Vormund- 
schaft der Weiber vor, weiche sich bloss auf das Ge- 
schlecht gründete, aber an Umfang der Gewalt jeden- 
falls hinter der Vormundschaft über Unmündige bedeutend 
zuriickstand. Die Wittwe oder selbstständige Jungfrau 
bedurfte des Vogtes nur zu gewissen Rechtsgeschäften, 
welche theils an sich bedeutend, tlieils ihrer Form nach 
an die Mitwirkung des Gerichtes gebunden waren, also 
namentlich zum Process und zur Verbesserung von Eigen, 
nicht viel anders als auch Mönche und Geistliche überhaupt 
einen Vogt in solchen Fällen nüthig hatten 2 ‘ 2 ). . Auch 
hier finden wir wieder eine Analogie mit dem ältesten 
römischen Rechte , so wie denn überhaupt die innere Ver- 
wandschaft beider Völker und ihrer Rechte um so deut- 
licher wird , je höher hinauf die Untersuchung reicht und 
je klarer sich auf der andern Seite die nationellen Unter- 
schiede heraus stellen. 

§. 26. Forderungen. 

Das Recht der Forderungen ist bei weitem weniger aus- 
gebildet, als wir es schon ziemlich frühe im römischen 
Rechte finden. Unsere Quellen darüber sind sehr dürftig. 
Vieles mochte allerdings anerkannt worden sein, wovon 
uns keine bestimmte Kunde geblieben ist. Im Ganzen aber 
war doch der Verkehr weder sehr lebhaft noch sehr reich. 
Man bedurfte seiner auch weniger, als noch fast alles 
Volk sich mit Ackerbau, Viehzucht und Jagd beschäftigte. 


241) Neugart No. 305. „Et si illi ad duodecimum anniun netatis per- 
veniuut , tune habeant potestutem redimendi, live filii sint s iue filiae , illam 
traditionell!.” Vgl. die zahlreichen von Kraut Vormundschaft I. $. 113 ff. 
gesammelten Stellen. 

242) Neu gart No. 153 in Note 227. — No. 212. „ Ego Berahtlinda 

una cu in manu adrocatis mcae, »cilicet Pruuingi, trado.” Zuweilen wird ein 
solcher Vogt freilich nicht erwähnt, wie in No. 299, allein er konnte doch 
unter deu Namen der Zeugen versteckt sein. Vgl. die Nummern 462 u. 463. 
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In dem alamannischen Volksrechte werden ausser den 
Forderungen von Busse und Schadenersatz, die aus un- 
erlaubten Handlungen entspringen fast nur die Schädigungen 
behandelt, welche durch Eigene und Knechte verübt wur- 
den , indem für beide der Herr als Eigenthiimer bis auf 
einen gewissen Grad einzustehen halte 2M ). 

Ich hebe hier nur die merkwürdige Bestimmung von 
der Tödtung durch einen Hund hervor. Wenn nämlich 
ein Pferd, oder Eber, oder Ochse einen Freien tödtet, 
so muss der Herr des Thieres das ganze Wergeid ersetzen. 
Wenn dagegen ein Hund ihn zu Tode biss, so musste nur 
das halbe Wergeid entrichtet werden. Diese letztere Be- 
stimmung scheint aber zur Zeit des alamannischen Ge- 
setzes noch neu gewesen zu sein; denn wenn der Erbe 
des Getödtcten sich auf das alte Recht berief und volles 
Wergeid forderte, so wagte ihm das Gesetz dieses nicht 
abzusprechen. Nur suchte es ihn durch äussere Unannehm- 
lichkeit zu zwingen, dass er von seinem Begehren abstehe. 
Wollte er sich nämlich nicht begnügen mit dem halben 
Wergeide, so musste er sich gefallen lassen, dass ihm der 
böse Hund todt über seiner Hausthiire, zu welcher allein 
er aus - und eingehen durfte , aufgehangen wurde , bis er 
da verfault war uud die Knochen herunter fielen. Ging er 
inzwischen zu der andern Thürc heraus oder hinein, so 
musste er die Hälfte des empfangenen Wergeides zurück 
bezahlen m ). 

Bei dieser Gelegenheit verdient noch ein anderer eben 
so alterthümlicher Rechtsgebrauch Erwähnung, für den ich 
freilich keine unmittelbar zutreffenden schriftlichen Zeug- 
nisse anführen kann, der aber merkwürdig genug noch 
gegen Ende des vorigen Jahrhunderts in einem wirklichen 
Falle in unserer Gegend zur Sprache kam. So auffallend 


243) Lex Alum. til. 74. 86. 102. 103. 

244) Lex Alant, til. 102. vergl. mit tit. 103. Grimm R. A. S. 663 
und S. 686. Grimm erinnert mit Recht an den Gebrauch, der noch jetzt 
sich findet, schädliche Thierfelle Uber der HauslhUre auf/uh.iugen. 
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diese Erzählung sein mag, so kann ich dennoch ihre ge- 
naue Wahrheit auf das sicherste verbürgen. Man wird 
daraus erkennen , wie sich durch blosse Ueberlieferung von 
Mund zu Mund Rechtsgewohnheiten vererben und in einer 
veränderten Zeit viele Jahrhunderte noch in der Erinnerung 
fortleben können. 

In dem letzten Viertel des achtzehnten Jahrhunderts 
kam ein Bauer zu dem züricherischcn Obervogte H. H. 
Fiissli in Erlcnbach am 'Zürichsee, und beschwerte sich, 
dass ihm von dem Machbar seine Katze getödtet worden 
sei. Der Beamtete suchte ihn zu beschwichtigen und ihm 
das Unbedeutende der Sache vorzustellen. Der Bauer be- 
rief sich aber fortwährend auf das „Katzenrecht,” welches 
er fordere, bis ihn der Vogt endlich fragte, was dieses 
Katzenrecht zu bedeuten habe. Da erwiederte der Bauer, 
nach dem Katzenrechte müsse der Machbar über das Fell 
der getödteten Katze, welches auf dem Boden auszubreiten 
sei, so viel Weizen auf einen Haufea schütten, bis das- 
selbe davon ganz zudeckt werde. 

Viel später hat Jakob Grimm nachgewiesen , dass die 
alterthümliche deutsche Mordsiihne auch für den erschla- 
genen Menschen eine ganz ähnliche gewesen lis ). 

S. 27. E r h r c c h t. 

Nach dem Tode des Alamannen fiel seine Verlassen- 
schaft unmittelbar seinen rechtmässigen Erben anheim, nach 
dem Sprüchwort: der Todte erbt (auf) den Lebendigen J * 6 ). 
Dabei darf man sich aber die Verlassenschaft nicht als ein 
juristisches Ganzes denken, welches als Gcsanuntheit aller 


245) Grimm in Savignys, Eichhorns und Göschen« Zeitschrift 
für geschichtliche Rechtswissenschaft. B. I. S. 323, woselbst auch die Glosse 
zum Sachsenspiegel 111. 49 angeführt ist, folgenden Inhalts : „Wer des 
andern Hund (ödet, der sol ihn gelten mit also viel Waizen , da man den 
Hund mit beschütten mag in der Lange aufgehangen von der Erde.’' 

246) Siehe oben Note 159 und unten 255. Mittermajer deutsches 
Privatrecht §. 382, 

Bluntft-hli BeckUgMchieht«. v 
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denkbaren Vermögensrechte auf den Erben als den Re- 
präsentanten des Erblassers übergeht, wie diess bei der 
römischen hereditas der Fall ist, sondern vielmehr getheilt 
in mehrere Bestandtheile. So wurden vor allem Liegen- 
schaft und Fahrhabe von einander geschieden: man konnte 
für diese Erbe Sein , für jene nicht. So noch andere Be- 
standtheile, für die es eigenthümliche Successionen gab. 

Das alamannische Gesetz spricht sich über das dem 
ganzen Volke bekannte System der Erbfolge nicht näher 
aus. Es enthält nur einige wenige fast beiläufige Andeu- 
tungen, aus welchen es schwer hält, etwas weiteres zu 
schliessen. Auch die Urkunden geben nur kümmerliche 
Aufschlüsse. Doch darf man es wohl wagen, aus den Be- 
stimmungen über den Erbgang, die vertragsgemäss mit Rück- 
sicht auf die Precareicn erlassen werden und zuweilen in 
den Urkunden Vorkommen, auf das damals geltende Erb- 
recht zu schliessen, sobald man dabei nur die nöthige Vor- 
sicht beachtet. Denn in der Regel werden sich die Leute 
in ihren Verfügungen von diesem nicht entfernt haben. 

Einige andere Punkte scheinen mir Licht zu erhalten 
aus der Vergleichung der spätem schweizerischen Rechts- 
quellen , welche in dem alamannischen Gebiete einen ganz 
eigenthiiinlichen Charakter haben. 

1) Voran erbten die Nachkommen des Erblassers, 
welche eben daher in einem engern Sinne vorzugsweise 
Erben genannt werden. 

Den Töchtern gingen die Söhne vor; ob aber nur 
in der Beerbung der Liegenschaften oder auch der Fahr- 
habe , ist zweifelhaft. Doch dürfte die erstere Annahme 
natürlicher und wahrscheinlicher sein. Waren keine Söhne 
da, so erbten die Töchter auch die Grundstücke 2 * 7 ) Nach 


247) Lex Alam. lit. 57. „Si aulem duae sorores absque fratre relictae 
post mortem patris fuerint, et ad ipsas hereditas paterna pertingat, et una 
nupserit sibi coaequali libero , alia autem nupserit aut eolono Begis aut 
colono Ecclesiae , illn qui illi libero nupsit sibi coaequali, teueat terrain 
patris earum. Res autem alias aequaliter dividant .” Die Stelle entscheidet 
nicht gerade fUr das Erbrecht der Tochter in die Fahrhabe neben den 
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dem besonders in der altern Zeit strenge durchge- 
ftihrten Grundsatz, dass nur die Nächsten erben, somit 
Entferntere ausgeschlossen werden, konnten Enkel sicher 
nicht mit Kindern zugleich zur Erbschaft gelangen, auch 
nicht an ihres vorverstorbenen Vaters oder ihrer Mutter 
Statt J4S ). Wohl aber erbten auch Enkelinnen von der 
Tochter her 2ia ). Gleich berechtigte Erben theilten immer 
zu gleichen Tlieilen 3 ’°). 

2) Waren keine Nachkommen da, so erbte zunächst der 


Söhnen , ist aber ebenso wenig dagegen ; denn jene Bestimmung eines Unter* 
sebieds zwischen der Tochter , die den Freien, und der, welche den Hörigen 
ehelicht, konnte ja nur dn zur Sprache kommen, wo lein Sohu vorhanden 
war , weit dieser jedenfalls die Liegenschaften für sich behalten hätte. Inso- 
fern aber unterstützt diese Stelle nach meiner Ansicht die obige Annahme , 
«Is der Unterschied zwischen der Beerbung der Liegenschaften und der Fahr* 
habe wohl kaum nur für den seltenen angeführten Fall aufgestellt, sondern auch 
in andern Verhältnissen und zwar eben der regelmässigen Tfieilung der Ge- 
schwister gangbar war. Anderer Meinung ist £iehhorn Rechtsgesehicbtb 
$. 65. S. 406. Vgl. noch Neu gart No. 254. „Quodsi hoc erenerit, mt 
tpte filittM meus in sua juvenlule vitam tuatn finieret , tune habeat ipsag res 
praedicta filia mea." No. 321. 305. Eine ganz ausnahmsweise Bestimmung, 
wonach die Tochter erst nach den Bruderssöhnen zur Erbschaft gelangen sdll , 
enthält No. 452, „Si — filiuin — non relmquero, tune fraler mene Bono, 
vel ejuM filiue sive filii ex legitimo conjugio procreati — redimant. Si vero 
easdein res non redimere , vel heredes masculos non habere contingeret, tune 
demum filiabus nteis coucedatur. — Ac si nec Alias — * heredes habuero , 
tune consanguinsus meus Thiolhelm , si heredem masculum habuerit, cum 
ipsius manu, vel ipse heres per se ipsum — redimant.*' 

24S) Joh. Casp. Zelweger Gcsebichle des Appenzeller Volkes S. 34 a 
ist im Irrthum, wenn er i‘b dieser Zeit schon die Enkel neben dem Oheim 
den Grossvater beerben lässt. .Pas Eintritlsrecht der Enkel an die Stelle ihres 
verstorbenen Vaters oder Malter ist auch im Canlon Appenzell A. R. erst 
un Jahre 1501 anerkannt worden. Landbueh, Artikel 105. Waren nur Enkel 
da, so wurde nach demselben Statute noch die Erbschaft unter die mehreren En* 
kel nach den Köpfen nicht nach den Stämmen Tertbeilt: So mancher Mund, so 
manches Pfund. Auch im Canlon Zürich werden wir später noch genug Be- 
lege finden , dass dal Eintrittsrecht selbst dem Enkel sehr spät erst zugelassen 
wurde. 

249) Neugart No. 423. 

250) Lex Alain, fit, 57. oben Note 247. tit. 48. „Fratres — r — — 
aequaliter partianl.” 
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Vater JJI ), darauf erst die durch ihn vermittelten Seiten* 
verwandten je nach der Nähe ihrer Abstammung von 
ihm. Hier wird cs nun nöthig sein, von einem Haupt- 
principe der altern deutschen Erbfolge zu sprechen , näm- 
lich von der Parentelordnung. Während nämlich an- 
dere Rechte die Erbfolge wesentlich abhängig machten von 
der Anzahl der Zeugungen (Grade), welche das Band zwi- 
schen Erblasser und Erben vermitteln , und so die nächsten 
am Blute zulassen, so ging das deutsche Recht dagegen einen 
andern Weg. Nach demselben nämlich kommen auch die 
Nächsten zur Erbschaft, aber ihre Nähe wird voraus be- 
dingt durch die Nähe des gemeinschaftlichen Stammvaters. 
Erst gelangt der Vater und alle, welche von ihm abstam- 
men , zur Succcssion ; dann erst der Grossvater und welche 
von ihm ihre Erzeugung herlciten. Das Erbe soll nach 
dieser Ansicht so wenig möglich aufwärts zu den Vor- 
fahren steigen und eher abwärts nach den Nachkommen 
hin fallen - i! ). - 

Eben darum ist auch die Art, die Entfernung der Erben 
zu bezeichnen, eine ganz eigenthiimlichc. Die römische 
Gradzählung, nach welcher alle Zwischenglieder von dem 
Erblasser bis zum Erben gerechnet werden , kann hier 
überall nicht passen. Sondern vorerst wird gefragt : Welche 
Parentel, die des Vaters, Grossvaters, Urgrossvaters kommt 
zur Erbfolge? Jede nähere Parentel schliesst dann von 
selber alle entferntem aus. Dann aber, wenn die Parentel 
ermittelt ist, so werden nur die Glieder von dem gemein- 
schaftlichen Stammvater aus bis zu den Erben zu zählen 
sein, um zu wissen, welche die nächsten seien. So kommt 
z. B. der Neffe im zweiten Glicde, der Oheim im ersten 
Gliede zur Succession; weil jener von dem gemeinschaft- 
lichen Vater zwei Stufen abwärts steht, dieser von dem 
gemeinschaftlichen Grossvater nur eine. Allein der Neffe 


251) Lex Alam. til. 92. Neugart No. 71. 

252) Eichhorn Rechtsgeschichte $$. 19. 65. 373. Maier Germanien* 
ITrverfa.isung $. 68. Sydow Erbrecht des Sachsenspiegels §. <5. §. 69 ff. 
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erbt vor dem Oukel des Erblassers, weil jener schon in 
der Parentel des Vaters , dieser erst in der des Grossvaters 
erscheint. r 

Fiir diese deutsche Berechnung der Erbnähe passen die 
von den deutschen Quellen gebrauchten Ausdrücke Linie 
und Glieder sehr gut, während der Ausdruck Grad au 
allgemein ist und jede mögliche Abstufung bezeichnet 
Bei jenen Ausdrücken geht man immer aus von einem fixen 
Punkte, nämlich von dem Haupte der Parentel« uud eben 
darum stehen die Erben , welche zugleich zur Erbschaft 
kommen, immer auf der gleichen Linie, während es 
nach der römischen Berechnungswcise oft noch andere 
Personen gibt, die in gleichem Grade verwandt wären, 
die aber eben nicht erben , weil sie auf andern Linien 
stehen 2ä3 ). 

Auch in der Seitenlinie standen wohl die Weiher hin, 
ter den Männern an Erbfähigkeit, wenigstens mit Bezug 
auf die Liegenschaften zurück. Es ist dieses um so wahr- 
scheinlicher, als nach dem Grundsätze der Parenteleu die 
Beerbung sich am Eude immer als ciuc Erbfolge der Nach- 
kommen auch in der Seitenlinie darstcllt, der Bruder mit- 
hin an die Stelle des Sohnes , die Schwester an die Stelle 
der Tochter tritt. Es scheinen aber die Bruderssöhne der 
Schwester auch noch vorher gegangen zu sein, worauf 
man dann wieder den Schluss ziehen könnte, dass auch 
in der ersten Erbfolge der Kinder, die Enkel durch den 
Sohn der Tochter vorgegangen seien 25 *J. 


253} Vgl. darüber meinen Aufsatz in der Monatsclirouik für eiiricbei ische 
Hechlspllcge B. III. S. 195, wo die Sache bildlich dargestellt ist» 

254) Ueber das Erbrecht der Schwester und Schweslersöhne ist zu ver- 
gleichen Neugart No. 303. 427. 4 55. 539, vorzüglich aber No. 397: 
„ Post ejus (inatris) vero obiturn, si tarnen ego legitimum beredem non relin- 
<]uo, tune fruter ntcus itagano et legilimi ejus beredet, si forte — pro- 
creali fueriut , res supradictas — possideant. Quodsi ipsi non redemerint , 
tune tororet rneae legitiims viri unptae easdein res habeaut — — Ct simi- 
liter — rcdiineudi facultalem haheaut, similiter et legiUmi eurum filii. Si 
autem neque ipsae rcdeinerint , nec earutn filii, tune filii tnunculi mci 
Amaluugi.’* Vgl. No. 250. 
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Ob es neben dem relativen Vorzug der männlichen 
Erben vor den weiblichen auch noch einen unbeding- 
ten, oder was eher anzunehmen ist, einen relativen Vor- 
zug des väterlichen Stammes vor dem mütterlichen 
gegeben, und welcher, lässt sich kaum mehr mit Sicher- 
heit ermitteln. Doch macht es der spätere Vorzug der 
Vatermagen, wie wir alle Verwandte durch den Vater, 
väterlichen Grossvater u. s. f. des Erblassers nennen , im 
Gegensatz zu den Mutter magen, welche durch die Mut- 
ter, die mütterlichen Grosseltern oder die väterliche Gross- 
mutter u. s. f. des Erblassers mit demselben verwandt sind , 
ein Vorzug, welcher sich in den verschiedenen Rechten 
des alamannischen Gebietes in der Schweiz fast durch- 
gängig, wenn auch in etwas verschiedener Gestaltung, 
wieder findet, sehr wahrscheinlich, dass schon nach altem 
alamannischen Rechte ein ähnlicher Vorzug bestanden habe. 
Diese Wahrscheinlichkeit wird dadurch verstärkt , dass sich 
nirgends Andeutungen des Gegentheils finden 2is ). 


255) Wir werden nochmals darauf zurück kommen müssen. Vgl. darüber 
in ei ne Abhandlung in der Monatschronik für züricherische Rechtspflege B. III, 
S. 201. und IV. S. 27 ff. Die Erwähnung des aaunculua in der Note 254 
citirten Urkunde kann nichts entscheiden , indem einmal im Latein des Mit* 
telalters jeder Oheim auch der väterliche so genannt wird (Du Gange s. v.) 
zweitens , wen« er auch Muttermag gewesen wäre , daraus höchstens die 
Erbfähigkeit auch des Multermagen , aber nicht neben gleich nahen Vater* 
magen folgern würde. Endlich scheint mir die Stelle Lax Alam. tit. 92 immer 
noch vorzüglich auch auf die Neigung zu deuten, dem Stamme des Vaters, 
somit dem Vatermagen das Vermögen auch dann zu sichern , wenn es von der 
Mutter herrUhrte, 
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Von der Auflösung der fränkischen Monarchie bis zur 
Brunischen Verfassungsänderung ln 7/ttrich. 

Jahr 887 bis 1336. 


' l 


1. Historisch« Einleitung. 

Als Deutschland fiir immer von der ausgedehnten frän- 
kischen Monarchie abgelöst wurde, theiltc der Zürichgau 
die gemeinen Schiksalc des deutschen Reiches, zu dem er 
gehörte, auf lange Zeit. Die grossen innern Veränderungen, 
welche dieser Staat, dem es gelang, die höchste Stellung in 
der christlichen Welt einzunehmen, erlebte, wirkten in allen 
Gliedern desselben nach und die allgemeinen Tendenzen spie- 
gelten sich ab in der ^Entwickelung des kleinsten Theiles. 

Je mehr indessen die Geschichte fortschreitet, desto mehr 
werden wir auch gewahr, wie sich einzelne kleinere Ge-, 
Stallungen aus- und absondern, desto mehr tritt das Indivi- 
duelle hervor. Die Grundfarben des Ganzen durchziehen 
zwar noch fortwährend diese Gebilde , aber auch locale 
Färbungen wirken mit und geben denselben einen eigen- 
thüinlichen Ton. 

Eichhorn hat von allgemeinem Gesichtspunkte aus die 
Entwickelung des deutschen Reiches und seiner Institute mit 
Meisterhand geschildert. Wir setzen die Lösung jener Auf- 
gabe als geschehen voraus, und werden uns gerade im Ge- 
gensätze dazu immer mehr an das Einzelne, Besondere halten. 

Die Gefahr einer gänzlichen Auflösung des Reiches in 
die verschiedenen Völkerstämme wurde nach dem Absterben 
der unechten Karolinger glücklich besiegt und die Einheit 
der Nation durch kräftige Könige wieder befestigt. Indes- 
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sea erhielten die einzelnen deutschen Völker wieder Her- 
zoge. So auch Alamannien im Jahr 916.') 

Die Herzoge Nvurden anfangs aus den angesehensten 
Edeln der Provinz von dem Könige gewählt. Später such- 
ten die Könige oft die gefährliche Macht derselben dadurch 
zu ihrem Vortheile zu wenden, dass sie die Angehörigen 
ihrer Familien mit dem Herzogthuine belehnten. Aber auch 
diese Bestrebungen missglückten öfters und es diente das 
ganze Institut weniger, die Provinzen mit dem Reiche zu 
verbinden als vielmehr provinziellen Widerstand und innere 
Kämpfe zu erleichtern. 

Die Gewalt der Herzoge war eine wesentlich militärische. 
Sie hatten den Heerbann der Provinzen und standen als 
Heerführer an der Spitze des Aufgebotes. Die gewöhnliche 
Rechtspflege stand unter der Leitung des Grafen, ohne dass 
sich die Herzoge in die Verwaltung derselben mischten 1 2 ). 

Im Jahr 1096 (nach Schöpflin 1098) erhielt Berchtold II. 
von Zähringen durch den Vertrag von Mainz die herzogli- 
che Würde in einem Theile des vormaligen Alamanniens, so 
wie die Rcichsvogtei Uber die Stadt Zürich, deren ausdrück- 
lich gedacht war. Es ist kaum zu zweifeln, dass auch der 
Zürichgau unter seine Hoheit kam. 3 ) Dieser Erwerb hätte 
für Zürich und die Schweiz von der grössten Bedeutung 
werden und die ganze spätere Geschichte verändern können, 
wenn nicht das Haus der Zähringer schon im Jahr 1218 
ausgestorhen wäre. 

Es gehört zu den charakteristischen Erscheinungen des 

1) Job. v. Müllers Schweizergeschichte. I. S. 239 — 241. Urkundlich 
kommt dar erste Herzog Burkard von Alamannien vor, z. B. bei Neugart 
No. 705 v. J. 920., ferner No. 715. 

2) Wenn in der Urkunde von 963 das in Zürich .gehaltene Gericht des 
Grafen Gottfried von dem des Herzogs Burkard unterschieden wird und 
sogar auf den ersten Blick ein Zug von dem einen an das andere, somit 
Unterordnung des erstem , sich zu ergeben scheint, so lösen sich diese 
Zweifel dadurch, dass Burkard selber das Grafenaint im Ziiricbgau besass 
und Gottfried bloss als sein Stellvertreter zu betrachten ist. Vgl. Urk. bei 
Neugart No. 742. 74 7. 749 und 75$. 

3) J. Dan. Schöpflin hist. Zaringo-Badensis. Tom. I. Carolsrubc 1763. 
p. 75. 77. 
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Mittelalters , dass jede Amtsgewalt sich mit der Zeit in ein 
erbliches Recht zu verwandeln wusste. Noch allgemeiner 
ausgedrückt: es zeigt sich überall ein starker Trieb, fakti- 
schen Zuständen Erblichkeit und dadurch einen andauernden 
rechtlichen Charakter zu verschaffen. Und gewöhnlich hat 
dieser Trieb Erfolge zuwege gebracht. Wir finden ihn 
selbst und seine Erfolge durchweg bei allen hohem Staats- 
ämtern, aber nicht weniger auch in dem Gebiete des Pri- 
vatrechtes. 

So war auch die herzogliche Würde auf dem Wege erb- 
lich zu werden ; und selbst wo dieses nicht gelang , sind 
doch erbliche Fürstcnthiimer aus der Verbindung mit 
der herzoglichen Gewalt hervorgegangen. Das Geschlecht 
der Zähringer war auch eines dieser Fürstengeschlechter , 
und längere Dauer desselben hätte wahrscheinlich einen pro- 
vinziellen Zustand consolidirt und ein Land zusammengehal- 
ten, welches sich nachher völlig spaltete und dessen Theile 
sich in verschiedener Richtung wieder mit andern zusam- 
menfiigten. Aber das frühe Aussterben dieses Hauses machte 
es möglich, dass Zürich wieder zur freien Reichsstadt wurde, 
und daneben mehrere Grafschaften von kleinerem Umfange 
in unmittelbare Verbindung mit König und Reich traten. 

Schon vorher hatte sich die Auflösung der alten 
Gauverfassung vorbereitet. Dazu wirkte Verschiedenes 
zusammen. Die Privilegien der I minunitä t, welche die 
Könige den Bischölfen, Aebten, Klöstern verliehen , entzo- 
gen immer mehrere Gebietstheile der direkten Einwirkung 
des Grafen. Nach und nach fiel auch der indirekte Einfluss 
weg , indem die Grafengewalt selber auf die Immunitäts- 
herrn übergetragen wurde. Die Städte, welche in dieser 
Periode meist im- Zusammenhänge mit ihren Immunitäten 
entstanden, erhielten nach und nach eine eigentümliche 
Stellung und Einrichtung , durch welche sie sich wieder 
von den übrigen Grafschaften unterschiedet). 

Nachdem so der Gau von einer Menge solcher gefreiter 
Bezirke durchzogen und zerspalten war , wurde es auch 
andern Edeln erleichtert, dieselben Rechte für ihre Güter 
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und Herrschaften zu erwerben, bis zuletzt auch die Gau* 
grafen selbst, von der allgemeinen Hinneigung zur Erb- 
lichkeit unterstützt, ihr Amt an ihr Haus zu fesseln und 
erbliche Rechte auf das noch übrige, mit ihrem ursprüng- 
lichen Grundbesitze vereinigte Gebiet zu erhalten wussten. 
So wurden dann aus den Grafschaften wahre Landgraf- 
schaften. In dem Thurgau gelang es auf diese Weise den 
Grafen von Kyburg, in dem Zürichgau den Grafen von 
Habsburg, den letztem jedoch nur theil weise , Landgraf- 
schäften zu erwerben. Die Kampfe des Hauses Habsburg 
mit Schwyz, welche den Grund der schweizerischen Eid- 
genossenschaft legten , erklären sich daraus, dass die Grafen 
von Habsburg in der Ausdehnung und Sicherung ihrer 
Landgrafschaft bei dem kräftigen Bergvolke auf einen Wi- 
derstand stiessen , den sie nicht zu überwältigen vermochten'). 

Die Veränderung des Reichsdienstes trug ferner vieles 
dazu bei, die alte Gauverfassung zu zerstören. Der Dienst 
musste nun grösstentheils zu Pferde geleistet werden, und 
indem so nur die Begüterten oder die Dienstleute, welche 
einen Beruf daraus machten, zu dem eigentlichen Heer ge- 
hörten, bildete sich aus ihnen ein eigener Stand der Ritter. 
Die übrigen Freien verlernten das Kriegsgeschäft, wurden 
so faktisch entwaffnet und mussten nun an den Herrn, wel- 
cher die Mannschaft seines Kreises aufrief, Kriegssteuern 
entrichten. So war auch von dieser Seite der Weg zur 
Oberherrschaft der edeln Führer und zur Unter thanen Schaft 
der Angehörigen ihrer Sprengel geebnet. 

Endlich diente der grosse Kampf des Papstthuines mit 
dem Kaiserthume, welcher überhaupt das Mittelalter cha- 
rakterisirt , dazu , dem Herrenstand grössere Rechte zu ver- 
schaffen und die Gewalt des Königs zu schmälern, indem 

4) So viel gellt allerdings aus den Untersuchungen von Ropp, Urkunden 
zur Geschichte der eidgenössischen Blinde» Luzern 1835» hervor , dass 
sich die Grafen von Habsbarg als Landgrafen von Schwyz , das ursprünglich 
zum ZUrichgau gehörte» betrachteten t und bei Gelegenheit wohl auch etwa 
anerkannt wurden. Allein diese Rechte waren damals noch nicht fest , sondern 
erst im Werden , und Kopp thut den ersten Schweizern Unrecht , wenn er sie 
ohne weiters für Empörer gegen eine rechtmassige Herrschaft erklärt. 
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»ich der Papst gewöhnlich mit der Aristokratie des Landes 
verbündete, um jenen zu bekämpfen. 

Merkwürdig ist es , dass Zürich , von wo später die 
Reformation der Schweiz ausging, schon sehr frühe in kirch- 
lichen Dingen zu freieren Ansichten Neigung zeigte. Arnold 
von Brescia fand in der Mitte des zwölften Jahrhunderts 
vielen Anklang in dieser Stadt, woselbst er sich längere 
Zeit aufkielt. Und auch in den Kämpfen Kaiser Friedrichs 
hielt es Zürich entschieden mit dem Kaiser. Freilich mochte 
die Stellung der Stadt, als einer Reichsvogtei, auch dazu bei- 
getragen haben, dass sie auf dieser Seite stritt. 

$. 2. Die Stadt Zürich. 

Das wichtigste Ereigniss io dieser Periode unserer Rechts- 
geschichte ist indessen die Entstehung der Stadt Zürich. 
Aus was für Elementen sie geworden, das werden wir näher 
nachzuweisen versuchen. Eben das , dass sic zur Stadt ge- 
worden , und nicht , wie die meisten andern Städte auch der 
Schweiz, gleichsam auf einen Schlag zur Stadt gemacht 
wurde, bietet besonderes Interesse dar, sowie hinwieder 
der Nachweis auch um so schwieriger sein wird. 

Zu Ende der- vorigen Periode haben wir noch verschie- 
dene von einander gesonderte Bestandtheile wahrgenommen, 
die königliche Burg, die Genossenschaft vom Berge, die 
Abtei Fraumünster mit den Bewohnern ihrer Höfe, die 
Stift zum Grossmünster mit ihren Hörigen. Diese Bestand- 
theile mussten verwachsen , damit ein neuer Organismus mög- 
lich wurde. Und das ist, vermuthlich im achten Jahrhun- 
dert, wirklich geschehen. 

Sowohl in der Abtei und den Rechten, welche sie er- 
warb , als in dem Dasein der königlichen Burg und der da- 
mit verbundenen Reichsvogtei, lag eine vereinigende Kraft. 
Aber eben dass zwei solche Einigungspunkte da waren, die 
nicht wie in vielen' andern Städten in Einer Hand zusammen 
trafen, erzeugte wieder Schwierigkeiten, welche durch 
die nette Befestigung , die alle Bewohner der Stadt nunmehr 
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vereinigte, nicht gehoben wurden. Vielleicht aber gerade 
um jenes Zwiespaltes in den Ccntralpunktcn willen, konnte 
sich desto leichter ein neues rein städtisches Centruin, der 
Rath der Stadt, Geltung verschaffen; und im Verlaufe der 
Zeit gelang es ihm sowohl die Aebtissin als den Reichsvogt 
von jedem bedeutenden Einflüsse auf die Angelegenheiten 
der Stadt zu entfernen. 

Die Entwickelung der innern städtischen Freiheit hatte 
indessen auch viel der glücklichen Lage von Zürich zu 
verdanken , welche für Handel und Gewerbe sich in vor- 
züglichem Maassc eignete. Zürich war schon sehr frühe 
für den Handel der Lombardei mit Deutschland ein wichti- 
ger Platz. Von dorther kam wahrscheinlich noch im 
zwölften Jahrhundert die Fabrikation von Seidenwaaren und 
wollenen Zeugen nach Zürich 5 ). Von Italien her, wo sich 
die städtische Freiheit früher und rascher entwickelt hatte, 
mochte auch zuerst geistige Anregung und Gedanken von 
politischen und religiösen Reformen über die Alpen gekom- 
men sein. Es ist bekannt, was für lebhafte Theilnahme 
Arnold von Brescia in den süddeutschen Städten fand, als 
er sein neues System moralischer Freiheit predigte. In 
Zürich hielt er sich vornehmlich auf, und es ist nicht un- 
wahrscheinlich, dass seine Anwesenheit auch auf die städti- 
sche Verfassung von Einfluss gewesen ist. 

Händel und noch mehr Handwerke waren zwar damals 
noch in den Augen des Adels und der Freien eine verächt- 
liche Thätigkcit. Allein der steigende Wohlstand, eine 
Folge dieser Arbeiten, veränderte nothwendig diese An- 
sicht. Er weckte in den Kaufleuten und Handwerkern Selbst- 
gefühl und gab ihnen die Mittel, demselben auch nach aussen 


5 ) (Schinz) Versuch einer Geschichte der Handelschaft der Stadt und 
Landschaft Zürich. Zürich 1763. S. 52. Ein Büchlein ernster Forschung 
und tüchtigen Verstandes. Zu rergleicheu ist vorzüglich das fünfte Buch des 
RichlebriefeS' von 1304. Uin die Mitte des zwölften Jahrhunderts finde ich 
auch zuerst den Weinbau am Z'ürichberg erwähnt. Urkunde bei Neu gart 
No. 869. v. J. 1158. Sehinz a, a. O. S. 62. bat vom Hönggcrbcrg und 
Zollikon noch allere Angaben , von den Jahren 1130 und 1145. 
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hin Anerkennung zu verschaffen. Wie sich aus der verän- 
derten Kriegsverfassung ein Ritterstand gebildet hatte, so 
erzeugte die neue Bedeutung der Städte im Verlaufe der 
Zeit auch einen neuen Stand, den der Bürger. 

Das ist freilich nicht ohne grosse Kämpfe geschehen. Der 
grosse Streit zwischen Kaiser und Papst im dreizehnten Jahr- 
hundert brachte in dem deutschen Reiche vielfache Verwirrung 
hervor. Der Adel , zumal der niedere , sah mit Misstrauen 
und Widerwillen auf die neue Schöpfung der Städte, die 
ihn in seiner Herrschaft bedrohten. Die Eesorgniss des 
Adels war in der That nicht ganz ungegründet , denn be- 
reits hatten die rasch aufblühendcn italienischen Städte den 
umliegenden Adel gezwungen , sich in ihnen niederzulassen 
und so ihre eigene Herrschaft ausgedehnt, indem sie die 
Herrschaft des Adels in sich aufnahmen. Auch finden wir, 
dass schon frühzeitig die Städte, welche sich durch Auf- 
nahme zahlreicher Bewohner zu verstärken trachteten, an- 
fingeu, Hörige der Edcln, die sich zu ihnen geflüchtet, 
gegen die Ansprüche ihrer Herrn zu schützen. Vielfache 
Anlässe zu Reibungen konnten nicht fehlen. Und so wurde 
namentlich die Zeit jener allgemeinen Auflösung von dem 
Adel benutzt, um den Handel der Städte aufs äusserste zu 
beunruhigen und durch willkiihrlich erhobene Zölle zu be- 
lästigen. 

Der grosse Städtebund des Jahres 1255 , an dem auch 
Zürich Antheil nahm, sollte dazu dienen, den Anmassun- 
gen des Adels ein Ziel zu setzen , die Strassen des Reiches 
zu reinigen und den Handel zu schützen ; und in der That 
hinderte die kräftige Verbindung der Städte jene Bedrückun- 
gen grossentheils. Sie hielt aber nicht fortdauernd an und 
in den rohen Zeiten des Zwischenreiches war der Fehden 
wieder kein Ende. 

In der Noth und dem Drange aber erstarkten gerade die 
Kräfte der Bürger. Zürich bestand unter der siegreichen 
Anführung des Grafen Rudolf von Habsburg die Kämpfe 
mit dem benachbarten Adel, besonders mit den Edlen von 
Regensberg auf das glücklichste. Es war diess für die Stadt 
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um so vortheilhafter , als nachher ihr Held selber den 
deutschen Kaiserthron bestieg. 

Bei diesen Fehden mussten aber natürlich so ziemlich 
alle Bewohner der Stadt waffenfähig werden; und mit den 
Waffen und dem Antheil an Glück und Unglück des Krie- 
gerlcbens stiegen auch die Ehre und die Ansprüche der 
Handwerker, die zuvor meist Hörige gewesen und von 
dem Regirnente der Stadt ausgeschlossen waren. Die Ver- 
änderung in der Staatsverfassung , welche von dem Bürger- 
meister Brun her benannt wird, war schon durch das drei- 
zehnte Jahrhundert vorbereitet. Sie trat aber erst 1336 
erfolgreich hervor, im Zusammenhänge mit den Verände- 
rungen in vielen andern deutschen Städten. 

{. S. Entstehung der Stadt Zürich, 
a) Die Abtei. 

Die Stellung der Aebtissinn zu der Stadt ist desshalb 
schwierig zu bestimmen, weil es an fortlaufenden Urkun- 
den fehlt. Indess klären doch die zerstreuten Andeutungen 
manches auf. 

1) Schon sehr frühe scheinen die Zölle, die später 
noch unter dem Namen der Stadtzölle von allen ein- und 
ausgehenden Gegenständen bezogen und erst im Jahre 1S33 
aufgehoben wurden, der Aebtissinn zugehört zu haben. 
Ursprünglich mochten sic, wie anderswo, zu Händen der 
königlichen Kammer bezogen worden sein 6 7 ). Unter deu 
Urkunden des Fraumünsteramtes findet sich ein alter, an- 
geblich von König Ludwig, dem Stifter der Abtei, be- 
stätigter Zolltarif. Und im Jahre 972 erhielten die Mönche 
von Einsiedeln ein Privilegium von Otto I., welches sie 
von der Entrichtung des Zolles in Zürich und dem dortigen 
Münzzwangc befreite '). Auch kommt schon 947 ein Zoll- 


6) Vgl. Eichhorn Zeitschrift ftlr geschichtlich« Rechtswissenschaft I. 227. 

7) Neu gart No. 76h aiid 781. 
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ner (thelonarius) in Zürich vor, sowie später noch Zöll- 
ner als Beamtete der Aebtissinn erwähnt werden s ). 

2) Hatte sie das Recht Münze zu schlagen. Es wäre 
unbegreiflich, wie in älterer Zeit unsere Züricher Gelehr- 
ten sich darüber haben streiten können, ob das MUnzregal 
anfangs der Aebtissinn oder der Stadt verliehen gewesen 
sei, wenn man nicht aus andern Vorgängen wüsste, wie 
sehr ein scheinbares oder wirkliches politisches Interesse und 
das Vorurtheil, seine Vaterstadt oder Vorfahren schon in 
den Windeln mit herkulischer Kraft ausgerüstet zu wähnen, 
die Wahrheit trüben kann. Die Abtei war lange Zeit hin- 
durch viel bedeutender und höher gestellt, als die ganze 
Stadt, mit der sie verbunden war S) * * * 9 ). Nach einer Notiz, 
deren Inhalt jedenfalls sehr alt ist, geht die Münze Zürich, 
(die denn auch in den Urkunden sehr häufig erwähnt wird ,) 
„in allem Zürichgau durch Glarus über Wallenstadt herauf 
bis an den grünen Hag” (?), ferner durch alle Waltstätte 
bis an den Gotthard, sodann durch ganz Aargau, „vnz an 
die waggenden (wankenden) studen (?)” und herab bis an den 
Hauenstein und durch alles Thurgau bis an die Murg 10 11 ). 
Dazwischen soll keine eigene Münze sein , ausser allein 
zu Zofingcn in der Ringmauer und nicht weiter "). In 


S) Neugart No. 727. Abschriften des FraumUnsteramts I. 170. 

9) J. H. Ott vom alten Staatsrecbt der Stadt Zürich in der Buch I. 

Anm. 150 angeführten Schrift III. S. 360 weist nach, dass Stumpf Chro- 
nik Buch VI. c. 14. den Irrlhum zuerst veranlasst habe, indem er eine alte 

Münze anfiihre mit dem Namen König Karls auf der einen und der Stadt auf 
der andern Seite, woraus man dann sofort geschlossen , König Karl der Dicke 
habe der Stadt das MUnzrecht verliehen. Ott selber ist ebenfalls geneigt, das 
Münzrecht der Abtei von König Ludwig herzuleiteo und aussert darüber 
S. 367 : „Ich habe so viel gesagt, dass ich den Schluss machen darf, das 
allerwahrscheinlichste sei, wir empfangen das MUnzrecht unserer Stift aus 
Ludwig des Deutschen Händen. Aber kein MUnzrecht für die Stadt. Was 

nichts ist, empfängt nichts. Wir haben noch keine Stadt!” 

10) In St. Gallen wurden wieder eigene Münzen geschlagen. Urk. bei 
Neugart No. 930. 

11) Abschriften des FraumUnsteramts VII. 849. In MS. 65 nach dem 
Register r. J. 1365 findet sich die Slette S. 81 b. so: „Wenn man zürieh 
«in mUntr schiacht , daz man die nemen sol durch alles Ergöw vf vntz an die 



128 Zweites Buch. g. 3. 

der Tkat eine höchst umfassende Ausdehnung des Miinz- 
bannes. 

Begreiflich war es, wenn der Rath der Stadt, je mehr 
sein Ansehen stieg und die Macht der Aeblissinn sich 
neigte, Einfluss auch auf das Miinzregal sich zu erwerben 
suchte. Schon Conrad IV. musste die Aebtissinn im Jahr 
1242 gegen die diessfälligen Anmassungen des Rathes schü- 
tzen ,ä ). Und wenigstens in der zweiten Hälfte des drei- 
zehnten Jahrhunderts war es gewöhnlich, dass die Aebtis- 
sinn das Recht Münzen zu schlagen immer nur mit Vör- 
wissen des Rathes an züricherische Bürger weiter verlieh, 
sowie es damals auch für eine ausgemachte Sache galt, 
dass der Vogt saramt dem Ralhe die gehörige Ausübung 
des Regals zu beaufsichtigen hatte l3 ). 

Auch das Recht Maass und Gewicht zu bestim- 
men, muss der Aebtissinn .zugestanden haben. Zum Zeichen 
dessen sind jetzt noch zwei eiserne Kloben an der Frau- 
münsterkirche angebracht , welche das Maass des Klafters 
angeben 14 ). 

3) Sogar das Marktrecht scheint durch Vermittelung 
der Aebtissinn und keineswegs directe an die Stadt gelangt 
zu sein. Dafür spricht ausser der allgemeinen Stellung der 
Aebtissinn noch insbesondere der Umstand, dass fortwäh- 
rend auf Kirchweihe (den Tag der Heiligen Felix und 
Regula, welche als Heilige der Abtei dann zu Stadthei- 
ligen geworden sind und den Tag der Einweihung der 
Frauin'ünsterkirche, 11. September 87D) der Markt in Zü- 
rich gehalten wird, so wie die Analogie mit andern Städten. 


wogenden »luden, den ziirichse tf für walastat vntz an den gruonen bog, in 
allem Targöw vulz nn der ftlurg, nitzich ab vntz do dü ar in den Rin gat , 
vnd sollen och die von Zürich in denselben kreissen in allen defr herschafl 
veslinen vnd Stellen ireu vechsel haben. — — vnd sol och in den vorge- 
sebriben kreissen en kein andrü luiintz gan dann Züricher MUqIz. 

12) Neugart No. 93J. 

13) Urk. des Fraauiünsleramts v. J. 1272, 1290 n. s. f. Hirzel Züri- 
cher Jahrbücher I. S. 72. ff. 

14) Vögelin A. Z. S. 94. Neugnrt No. 869. 
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So verlieh 947 Kaiser Otto I. dem Abte von St. Gallen 
ftir Rorschach zugleich das Markt- und Münzrecbt. Als 
w Grund wird angeführt die Bequemlichkeit der Handelsleute, 
welche nach Italien reisen. Derselbe Grund hat wohl 
schon früher einen König bestimmen müssen, auch der 
Aebtissinn von Zürich für diesen Ort sowie das Miinz- 
reclit so auch das Marktrecht zu verleihen 1ä ). Markt, 
Zoll und Münze gehörten eben zusammen. Wo der Ver- 
- kehr einen Sammelplatz fand, da wurden gewöhnlich auclt 
diese Rechte verliehen tc ). 

Aus allein diesem ergibt sich, dass die Aebtissinn ihre 
Oberherrlichkeit auf den ganzen Kreis der Stadt Zürich 
erstreckt habe , nicht bloss auf den ihr ursprünglich zu- 
gehörigen Hof und die Leute, welche darauf wohnten. 
Dasselbe zeigt sich auf Seite der Gerichtsbarkeit. 

Die Aebtissinn hatte zwar als Grundherr, gleich andern 
Herrn, ein Gericht, welches sich jedoch nicht weiter er- 
streckte, als der ihr eigcnthüinlich zugehörige, aber au 
ihre Vasallen, Dienstlcutc und andere verliehene Grund und 
Boden reichte, ein Hofgericht, vor welchem alle Dinge 
verhandelt wurden, die sich auf diesen Grundbesitz bezo- 
gen. Dieses Ilofgcricht ist cs, vor welchem zur Zeit der 
Aebtissinn Mechtilde von Wünnenberg (sic regierte von 
125(i bis 1269) der Rath mit seinen Fürsprechern erschien, 
nachdem sic ihm Tag gegeben hatte, um zu begehren^ 
dass auch die Töchter erbfähig sein sollen in die Lehen 
des Gotteshauses, wenn keine Söhne da seien ”). Es konnte 


10) Kail gart No. 729. „et menatam ibi (zu Rorschaeh) habere et 
ppreatsuratn moatlae ibi facera permittimus , et quaecimque de ipso mercato 
in «ectigalibul et pcrcussura noiniauialis vel in quibuslibet debilis ezigenda 
sunt, ad jus abbalis et fralrum pro aeterna recompensalionis mercede nobis 
profatura pertiaeaat." Vgl. Sebior. Gesrbieble des Handels S. 43. 106. 
Vogeliu A. Z. Note 197 gedenkt einer Urkunde v. J. 999 , woraus sieb 
ergebe, dass Zilricb damals wenigstens einen Markt gehabt habe. 

16) Der Bischof von Osnabrück erhielt im Jahr 889 gleichzeitig Markt-, 
Milaz - und Zollrecht. Vgl. E. Montag Geschichte der deutschen staats- 
bürgerlichen Freiheit. Bamberg und Wilrzburg. 1812. Bd. I. S. 293. 

11) Das Weisthnm ist iu den Richtebrief anfgenommen. IV. 10. 
,3V, r der Rat kUnden — da* „j, k lVn ca for Kpl, sehen Maebthill »du Wut,. 

RlunUrlili RcrhligcschieHtc. g 
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das, da die Aebtissinn ordentliche Lehen zu verleihen hatte, 
ein wahres Lebengericht sein. Es konnte aber auch, je 
nach Umständen, ein blosses grundherrliches Hofgericht 
sein. Dieses Hofgericht der Abtei bestand noch im vier- 
zehnten Jahrhundert nach der Brunischen Umwälzung und 
wurde auch damals noch in dem Hofe der Aebtissinn ge- 
halten , *). 

Darin liegt nun aber nichts besonderes. Es ist diess 
nur Ausfluss ihrer Immunitätsrechtc. Dagegen bestand ein 
anderes Gericht in Zürich , welches nicht auf abgeleiteten 
Grundbesitz basirt war, sondern sich auf die ganze Stadt 
bezog und dennoch in einem gewissen Abhängigkeitsver- 
hältnisse zu der Aebtissinn stand, nämlich das Schult- 
heissengericht, von dem später noch weiter die Rede 
sein wird. Und hier zeigt sich nunmehr allerdings eine 
Gerichtsbarkeit, welche sich nur erklären lässt, wenn man 
annimmt, die Aebtissinn habe Uber die ganze Stadt herr- 
schaftliche Rechte erworben. 

Ich möchte das nicht Ausdehnung der Immunität nennen, 
denn der Kreis des Hofgerichtes, welches sich so weit 
erstreckte als die ursprüngliche Immunität reichte und mit 
derselben in engerer Verbindung steht, wurde desshalb nicht 
erweitert. Zudem würde die Ausdehnung der Immunität 
geradezu unmöglich gemacht haben, dass auf dem immunen 
Boden noch ein Gauding des Grafen hätte gehalten werden 


neuberg vnd ir capitel mit andere dien bürgern , vnd baten die vnd rorderonton 
«in tag an si nach rechte vinb vnser lenreht. Den tag gab si rns mit ir 
willen rnd ir capilels vnd nach rechter vrleilde. Do der tag kam , do kam 
der Rat dar mit dien bürgern vnd stuouden da mit fdrspreehen vnd wart inen 
da u>it rechter vrteilde erteilt ane widerspräche der lantlUte vnd der Burger 
vnd der Eptiachen vnd ir Capilels , das ein ieiieh elieh tohler, du des Gofc- 
huscs ist dU lehen , dü ir vatter darbringet von dem Gotsbuse erben sol , ob 
da Sun* nit ist." 

IS) Phegerordnung aus dieser Zeit in den Abschriften des Fraumiinsteram* 
tes VH. S15. „Auch ist geordnet, als die vorgenant unser Frau die Aeb- 
tissinn von alter her nin ge rieht in dem hoff gebebt bat, dass man 
da klagen mag uin die Erb, die von dem Gotebus sind, und um ander sacbeo, 
als vatzher gewöhnlich gewesen ist, dar. man auch binnanbin dieselben ge- 
rieht in dem vorg. hoff suchen und haben sol.** Vgl. Jkger's Ulm S. 181. 
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können. Und doch finden wir noch im zehnten Jahrhun- 
derte das Gaugericht in Zürich bestehen, ungeachtet die 
Vereinigung der verschiedenen Bestandtheile auch mit Rück- 
sicht auf die Gerichtsbarkeit eine Veränderung erlitten haben 
musste **). 

Allein in der Gerichtsbarkeit fand die Aebtissinn auch 
die Grenze ihrer Macht, welche sie nicht zu überschrei- 
ten vermochte, indem hier der Reichsvogt, später der 
Rath, weitere Ausdehnung verhinderte. Es gelang ihr nie, 
in den Besitz des Blutgerichtes zu kommen und so konnte 
sie auch nicht ihre Rechte zu einer vollständigen Ober- 
hoheit ausbilden 20 ). 

Wäre ein Abt an der Spitze der Abtei gestanden, so 
wäre es ihm wahrscheinlich geglückt, wie dem Abte zu 
St. Gallen, sich zum Herrn der Stadt aufzuschwingen. 
Die Frauen aber konnten in dieser rohen Zeit, die fast 
allen Erfolg von kriegerischer Thätigkeit abhängig machte , 
der aufstrebenden Bürgerschaft nicht widerstehen. Aeus- 
serlich trugen sie zwar noch lange den Fürstentitel, aber 
das innere Mark fehlte, um dem Namen reelle Bedeutung 
zu verschaffen. 

Wann sie zuerst als reichsunmittelbare Aebtissinn den 
Fürstennamen erhalten, weiss ich nicht zu sagen. Doch 
wird sie schon im Jahre 1220 von König Heinrich, dem 
Sohne Friedrichs II., als Fiirstinu angeredet 21 ) und noch 
sind mehrere Urkunden erhalten , in denen die Könige die 
Reichslehen ihres Fürstcnthuines erneuern 22 ). 

Sie hielt daher auch ihre eigenen oft sehr vornehmen 
Vasallen und Ministerialen 23 ). 

19) Urk. V. 947 . Buch 1. Aum. 149 und v. 963. Buch 11. Aum. 2. 

20) Urk. de* FrauiiiUosteramtea iwnscheu den Jahren 1613 — 1623 
VII. S. 33. ff. 

21) Neugart No. S09. Der Bischof von Basel wird schon 1135 ur- 
kundlich princep* geuaunt. Och* Geschichte von Basel. Berlin 1736. I. 269. 

22) FraumdosterninUurk. I. 670. und Neugart No. 107.1': „regalia 
feuda principalus admiaislrationem truiporaliuui at jurisdiclioneui plenariam 
principatua ejusdem iNenasterii." 

23) Nengart No. 909. 910. 1010. 1066. 
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Der Aufwand, der mit solcher Stellung verbunden war, 
und der Druck der Vögte, dem sic desshalb doch nicht 
entging 54 ), verschlimmerte indessen ihre ökonomische Lage 
dergestalt, dass besonders in der Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts lebhafte Klagen darüber laut werden und man 
auf ausserordentliche Massregeln, namentlich Vernusserung 
von Rechten bedacht sein musste, um die Finanzen wieder 
zu reguliren. Man kann sich denken, dass der Rath der- 
gleichen Verlegenheiten nicht ungenutzt vorbei gehen liess. 

Gegen Ende des dreizehnten Jahrhunderts scheint sich 
ihr Haushalt wieder verbessert zu haben. Aber die Macht 
war damals bereits dahin. 

$. 4. B. Die neue Befestigung. 

Die engere Verschmelzung der städtischen Bestandteile 
wurde durch eine gemeinsame Befestigung, welche sie 
grossentheils alle umschloss , nothwendig sehr gefordert. 
Es ist daher für die Geschichte der städtischen Verfassung 
von Interesse , den Zeitpunkt auszumitteln . in welchem zu- 
erst die alte Burg mit ihren Umgebungen verbunden und 
die ganze Altstadt bis an die noch jetzt bestehenden Gra- 
ben mit einer Ringmauer umgeben wurde. Es ist diess die 
zweite mittlere Befestigung von Zürich. 

Nach der ältern Ansicht, die auch von den Chronik- 
schreibern unterstützt wird 5S ), wurde die Befestigung unter 
Otto dem Grossen (936 — 974) erbaut und schon vor den 
Zeiten dieses Kaisers angefangen. 


24) Die Klagen Uber den Druck der Kirchenvögte waren damals indessen 
nicht neu. Urk. r. J. 1005 Neugart 818: „praeterea audivimus pleroaquc 
eorutn, qui aecclesiarum constituuntur advocati, debita poteslate multum 
abuti, ut qui deberent esse modesti deffensores impudentes efTecti siut rcr- 
pacea et injurioti exactores ,** Urk. v. 1263. Neugart 986« lieber St. 
Gallen vgl. Urk. v. 1297. Neugart 1056. 

25) Joh. Stumpf Gemeine eidgenössische Beschreibung. Zürich 1548. 
1. VI. c .15. 
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Ein neuerer Altertumsforscher, Schiuz 26 ), sucht da- 
gegen die scharfsinnige Vermutung zu begründen, dass 
Zürich zur Zeit Graf Rudolfs von Rheinfeldeu , Herzogs 
von Schwaben , we'iter befestigt worden sei , damit die Stadt 
der Gcmahlinn und den Kindern dieses Fürsten , der Hein- 
rich IV. die Krone streitig machte, zum sichern Aufent- 
halte diene 27 ). In diesem Rudolf will daun Schinz den Kö- 
nig Thuricus, den die alte Sage zum Erbauer der Stadt und 
und zugleich zum König von Arle und Lizione (Eisass) 
macht , erkannt haben. 

xVbgeschen von dem meist vergeblichen Bestreben, eine 
Sage von dem Sagenhaften zu entkleiden und aus ihr ein 
historisches Ereigniss abzulöseii, scheinen mir doch gewich- 
tige Gründe vorhanden, um der ältesten Meinung den Vor- 
zug zu geben. Dass der Herzog Rudolf eines befestigten 
Ortes bedurfte in seinem Kampf mit Heinrich IV. , tmd dass 
er dazu Zürich auswählte, wo er sich auch sonst öfters 
aufhielt, kann freilich für eine sichere Nachricht- gelten. 
Allein gerade dieses Bedürfniss macht es wahrscheinlicher, 
dass er eine bereits befestigte Stadt bezogen, als dass er 
erst die Befestigung einer solchen , die doch jedenfalls viele 
Jahre erforderte , neu angeordnet habe. 

Ein hinreichender Grund, um schon mehr als ein Jahr- 
hundert früher den Ort zu befestigen, lag aber in den ver- 
wüstenden Einfällen der Ungarn , welche zu Anfang des 
zehnten Jahrhunderts Alamannien mehrmals überzogen 23 ). 
Ist es nun unglaublich, dass Zürich, der Hauptort des Zü- 
richgaus, das um seiner geographischen Lage willen den 
Zügen der Feinde vorzüglich ausgesetzt war, woselbst sich 


26) S. (Schinz) Etwas über den alten Local Ausland der Stadt Zürich 
und Muthmassung über die Erbauung ihrer alten Ringmauern im schwel» 
ztriicheu Museum Jahrgang 1789. S. 52 6 ff. 

* 27) Vögel in A. Z. S. 143. unterstützt diese Vermuihung. Auch Basel 

wurde erat gegen Ende des eilflen Jahrhunderts befestigt. Ochs Geschichte 
von Basel. 11, 1. S. 244. 

28) Annales Atigieusea bei Perl/. Mon. I. p. 68. Z. B. 915. „langen 
loUut Aleinanuiam igue et gladio vastaverunt." 917. „Cng-ui per Alemninam in 
AFj.tlijin venerunt. Ebenso 926. 93 2. u. s. f. 
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eine königliche Pfalz, Reichsabtei und bereits schon eine 
alte Burg befand, in der Ausdehnung dieser Befestigung ein 
passendes Mittel erkannte , um die Gefahren der Verwü- 
stung zu mindern? Aus ähnlichen Gründen fing der Abt 
Hanno um die Mitte des zehnten Jahrhunderts an, St. Gal- 
len zu befestigen, welche Stadt als Stadt an Bedeutung hin- 
ter Zürichsehr zurück stand 29 ). Auch Ulm scheint zu An- 
fang des zehnten Jahrhunderts schon mit Mauern und Gra- 
ben versehen worden zu sein 30 ), und Frankfurt, welches in 
den Urkunden Ludwigs des Deutschen immer noch als 
offener Ort bezeichnet wird, erscheint schon im zehnten 
Jahrhundert als fester Platz 31 ). 

Ganz entscheidend aber für die Ansicht, dass schon un- 
ter Heinrich I. die Anfänge einer Befestigung von Zürich 
gemacht wurden, scheint mir der Sprachgebrauch der Ur- 
kunden. [in neunten Jahrhundert nämlich wird Zürich immer 
noch als königlicher Hof oder offener Ort und nur der in- 
nerste Theil als königliche Burg erwähnt. Im zehnten 
Jahrhundert dagegen finden wir zuerst den Ausdruck Civitas, 
Stadt , regelmässig gebraucht. Diese Veränderung des 
Sprachgebrauches deutet unzweifelhaft auf eine veränderte 
Bedeutung des Ortes , die am ehesten in der Befestigung der 
Stadt zu suchen ist 33 ). Denn civitas bezeichnet recht eigent- 
lich einen befestigten Ort 33 ) und weist zugleich auf einen 
Fortschritt hin in der städtischen Verfassung. 


29) V. Arx Geschichte des Kantons St. Gallen, St. Gallen 1910. B. 1. 
S. 222. Zellwegera Geschichte der Appenzeller. B. I. S. 90. 

30) Jiiger Geschichte von Ulin. S, 45 und 48. 

31) Fichard Frankfurt am Main. S. 12. 18. 

32) Der Ausdruck civitas Turegia, Turicina findet sich zuerst in einer Ur* 

kund« v. 929 bei Hottinger Hist. Eecl. VIII. 1133; sodann in zwei Ur- 
kunden v. J. 947 bei Neugart No. 7 27 und 728. Vgl. Gaupp über 
deutsche Stadtegründung u. s. f. Jena 1823. $. 3. • 

33) Schinz a. a. O. S. 527 macht freilich darauf aufmerksam, dass schon 
der Geographus v. Ravenna Zürich civitas genannt habe und so möge der 
Ausdruk der Urkunde nur eine Fortsetzung der viel altern auf das Castrum be- 
züglichen Bezeichnung sein. Allein abgesehen von dem sehon oben Buch I. 
S. 47 und Anni. 89 Gesagten ist nicht ausser Acht zu lassen, dass der Sprach- 
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Diese Befestigung brachte die verschiedenen Bestand- 
teile, die damals noch von einander geschieden waren, sich 
näher und bereitete so das neue Prinzip einer städtischen 
Bürgerschaft vor. In der oft erwähnten Processurkunde 
vom Jahr 947 mag man schon die Vereinigung der ursprüng- 
lichen Gegensätze wahrnehmen, obwohl auch diese noch 
deutlich zu erkennen sind. So vereinigen sich bei der Stadt 
Zürich die Gewässer der Limmat und der Sihl zu Einem 
Flusse ; aber noch weit hinunter kann man das trübere Was- 
ser der Sihl von dem klaren der Limmat leicht unterschei- 
den , bis sie sich erst später ganz vermischen. 

§. 5. C. Die R e ic hs v o g t e i. 

Als sich die gräfliche Amtsgewalt mit der Zeit in ein 
erbliches Herrschaftsrecht der Familie verwandelte , such- 
ten die Könige die neu erstehenden Städte ihrem direkten 
Einflüsse dadurch zu sichern, dass sie denselben besondere 
Vögte setzten und diesen zugleich die alte gräfliche Ge- 
walt über die Städte übergaben. So diente die Einführung 
der Ileichsvogteien zugleich dazu, den Gau durch neue Ex- 
emptionen noch mehr zu spalten und die alte Verfassung 
theilweise noch zu retten. 

Zürich erhielt wohl noch unter Otto dem Grossen einen 
eigenen Reichsvogt. Die erste sichere Bezeichnung eines 
solchen finde ich in einer Urkunde vom Jahr 972, in wel- 
cher ein Burkard als Vogt der Burg Zürich erwähnt wird, 
der wahrscheinlich mit dem Gaugrafen Burkard des Jahres 
964 dieselbe Person ist H ). Auch findet sich von da an 
kein Gaugericht mehr in Zürich erwähnt, was hinwieder 
mit der daherigen Exemtion der Stadt von der gemeinen 
Gerichtsbarkeit über den Gau zusammenhängt. Dazu kommt, 


gebrauch des deutschen Reiches rin gan* anderer ist als der Sprachgebrauch 
italischer Schriftsteller. 

34) Urk. bei Neugart No. 817 und 753. — H. Holtinger Spec. H 
T. p. 33 führt schon im Jahr 913 eiuen Burkard als Reicbsvogt an ; es be- 
ruht diese Annahme aber auf einem Missverständni's. 
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dass überhaupt die Entstehung der Reichsvogteicn in die 
Zeit der Ottonen fällt und die Veränderung in Zürich sich 
utn so leichter bewerkstelligen Hess, wenn der Graf selber 
zum ersten Reichsvogte gemacht wurde. 

Das stimmt dann aber wieder vortrefflich mit unserer 
obigen Annahme zusammen, dass die Stadt im Anfang des 
zehnten Jahrhunderts mit erweiterten Mauern versehen wor- 
den sei, indem die Bestellung einer ordentlichen Reichs vogtei 
nothwendig voraussetzt, dass es bereits eine Stadt gab , wel- 
che eines Reichsvogtes bedurfte. 

Die Untersuchung über die weitere Geschichte der Vögte 
wird vorzüglich dcsshalb schwierig, weil der Name Vogt 
äusserst vieldeutig ist und fast jede verliehene Gewalt be- 
zeichnen kann. Gewöhnlich waren zwar die Reichsvögte 
zugleich auch Kirchenvögte der Abtei sowie später auch 
der Stift zum Grosscnmünster ; wie z. B. schon der erste 
Reichsvogt ganz deutlich als Kirchenvogt der Aebtissinn 
erscheint 35 ). Aber nothwendig ist diese Verbindung doch 
nicht. Demnach wird cs schwer auszumitteln sein , ob die 
Grafen von Lenzburg Adelrich und Arnold in den Jahren 
1037 und 1063 bloss Kirchenvögte der beiden Stifter oder 
zugleich auch Reichsvögte gewesen, obwohl das Letztere 
wahrscheinlicher ist 36 ). 

Sicher aber ist es, dass der Herzog Bertold von Zährin- 
gen in dem Frieden von 1096 (109S) die Retehsvogtei über 
Zürich von Friedrich I. erhielt 37 ). Damals hatte auch in- 
dessen dieses Amt, ganz im Widerspruch mit seiner ursprüng- 
lichen Einführung, die Tendenz zur Erblichkeit angenom- 
men und sich allmälig von neuem in ein erbliches Recht ver- 
wandelt. In dieser Weise wurde dasselbe auch von den 
Zähringischen Fürsten angesehen und bis zum Erlöschen der 


35) Nengart No. $1 7. 

36) Schweiz. Ge * ch i ch l »f o r sch e r. HJ. IV. S. 66. 73. Zapf 
muouin. aneed. I. 36. Hottinger spccul. Tig. p. 218. 

37) Otto Fr i sing de reb. gest. Fried. G. I. c. 8. Oben Buch I. 
Note 115. 
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Familie, wenn auch nicht ohne Storung 3 *), besessen. 
Während ihrer Herrschaft verliehen sie sogar die Würde 
weiter. Wir linden nämlich in den Jahren 1145, 1149, 
1153 und 1172 die Grafen von Lenzburg von der Baden- 
schen Linie nicht bloss wie von Miilinen 39 ) annimmt, 
als Kastvögte der Stifter, sondern in der That als Vögte 
über die ganze Stadt, und zwar in der Art, dass sie ihre 
Gewalt von den Herzogen von Zh'hringen ableiten 40 ). Das 
war die gefährlichste Periode ftir Zürichs Stellung iin Reiche. 
Die Stadt war in der That schon zu einer einem Fürsten 
veräusserten Landstadt geworden. Die Herzoge von Zäh- 
ringen traten zwischen Stadt und Reich und setzten dann 
selber wieder neue Vögte über jene, nicht anders, als es der 
König zuvor selber gethan. Nur waren diese dann nicht 
mehr Reichs - sondern eher Land vögte, an der Stelle des 
Landesherrn 41 ). 

Nach dem Aussterben der Badenschen Linie der Grafen 
von Lenzburg (1172), in welcher auch diese Land vogtei mit der 
Zeit erblich geworden wäre, gelangte dieselbe ohne Vermitt- 
lung an die Herzoge von Zähringen zurück und wurde von da 
an kaum weiter verliehen 42 ). Und als in dem ersten Vier- 
theile des dreizehnten Jahrhunderts nun auch das Haus der 
Zähringer selbst erlosch (1218), fiel die Vogtei dem Reiche 
wieder anheim. 

Friedrich II. übernahm selbst die Vogtei über die beiden 


38) Nach Miiller Schw. G. 1. 13. Hott. spec. Tig. p. 33 kommt im Jahr 
1165 ein Herzog Welf von Baiei n 11 TO der Graf Albrecht von Habsburg als Vogt 
▼or. Später finden wir aber wieder die Zubringer iin Besitze der Vogtei, so das* 
die Unterbrechung ihrer Herrschaft nur ganz vorübergehend gewesen zu sein 
scheint 

39) Schweiz. Geschichtf. IV. 159. 

40) Urk. des FranmUnster Amtes I. 166 „duce Conrado de Zarin- 
gen et advocalo prejecto Wernhero de Baden” und 170. Neugart No. 861. 
865. 876. Schw. Geschf. IV. 163. 

41) Eichhorn §. 234 b. Note a) erwähnt eines allgemeinen Unterschiedes 
zwischen civitates imperiales und praefectoriae. Zürich, ursprünglich ein« 
Reichsstadt, konnte doch schon als Landstadt angesehen werden, seitdem es 
nach der Aum. 40 uiitgelhcilleii Stelle einen Advocatns pruefectu » batte. 

42) Schweiz. Gescb. IV. S. 1 6 3. 
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Stifter 43 ) und wohl zugleich auch über die Stadt, liess diese 
dann aber wieder durch ordentliche Reichsvögte verwalten. 
Im Jahr 1234 war ein Heinrich Brun , im Jahr 1240 ein 
Rüdeger Mancsse Vogt, beide züricheriscbe Bürger. 

Von jenem Zeitpunkte an war Zürich wieder eine wahre 
Reichsstadt und behielt diesen Charakter bei, so lange die 
Verbindung mit dem deutschen Reiche fortbestand. Die Vogtei, 
deren innere Bedeutung Uberdiess abnahm, je mehr sich die 
Gewalt des städtischen Rathes erweiterte, wurde nie mehr 
zu eigenem Rechte verliehen. Die Kaiser bestätigten der 
Stadt zu wiederholten Malen die wiedererrungene Reichs- 
unmittelbarkeit und schrieben sich selber fortwährend das 
Recht der Vogtei zu Uber die Stadt und die beiden Stifter 44 ). 

Völlig sicher vor weiterer Veräusserung und der da- 
mit verbundenen Gefahr , in die Stellung einer Landstadt 
herabgedrückt zu werden, glaubte sich indessen die Stadt 
noch lange nicht. Daher schreibt der Richtebrief vom J. 
1304 IV. 2 vor, man solle bei jedem neuen Könige werben. 
£ das er vns dekein vogt gebe fürbaz danne zwei iar , 
vnd so du zwei jar hinkomen, daz derselb inwendig den 
nehsten fünf jaren darnach nit vogt werde vnd] 4S ) daz er 
dise Stat noch vogteie noch dehein guot ald reht das dar zuo 
huret , inne ald vsse von dem riche niemer gevromde, 
mit hin lihenne mit versezcnnc mit verkouflenne , ald mit 
ihte, das ieman erdenchen kan. das sülen wir werben mit 
allem vlize , das er vns dar vinbe sin hant vestc gebe. 

Das Privilegium, wonach die Vogtei nie auf länger als 
zwei Jahre verliehen werden solle , musste für die Stadt 
von besonderem Werthe sein, indem dadurch die Entstehung 


43) Urk. der Stifter. Io Friedrich* Urkunden sind zwar die Stifter mit 
ihren Leuten «Wein erwähnt. König Richard erwähnt dagegen 1262 in einer 
erweiterten Formel auch der civita*. 

44) Privilegien der Könige Richard von 1262 , Rudolf 1273, Albrecht 
1298, Heinrich VII. 1309 und Ludwig 1314 in den Archiven. 

45) Die eiogeklammerte Stelle i«t in dem Manusc. vermathlicb nur au* 

Vergehen im Texte weggelaisen und sodann am Rande nachgebracht worden. 
Sie gründet sich auf eia Privilegium König Radolfs von 1273 , seither oft 
bestätigt. . . . 
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einer neuen erblichen Gewalt von vorne herein verhindert 
wurde. 

Dessen ungeachtet gerieth Zürich noch einmal am 
Schlüsse unserer Periode in die nämliche Gefahr. Die 
Stadt wurde nämlich nebst Schaffhausen , St. Gallen und 
Rheinfelden im Jahr 1330 von Kaiser Ludwig dem Her- 
zoge von Oesterreich für 20,000 Mark Silbers verpfändet , 
that dann aber alles Mögliche , um einen Widerruf zu er- 
langen, welcher ihr denn auch 1331 mit Rücksicht auf 
ihre alten Privilegien zu Theil wurde 46 ). 

Im Jahr 1293 wurde dem Rathc schon verstattet, wenn 
das Reich ledig sei, für diese Zwischenzeit selbst einen 
Richter zn ernennen , der anstatt des Vogtes Blutgericht 
halte. Von da bis zur Uebergabe der Vogtei an die Stadt 
selber war der Schritt nicht mehr sehr weit, obwohl er 
noch über ein Jahrhundert verzögert wurde 4? ) 

Unsere städtischen Quellen zeigen uns die Bedeutung 
der Vogtei nicht mehr in ihrer vollen Kraft, sondern sind 
grossentheils aus den Zeiten ihres Verfalls. Früher hatte 
aber der Reichsvogt sicher nicht bloss das vornehmste Amt, 
sondern auch die meiste Gewalt Uber die Stadt. Die Rechte 
der herzoglichen und gaugräflichen Gewalt , welche von 
der Aebtissinn nie erworben wurden, blieben dem Vogte 
zurück 4a ). 

1) Stand ihm der Bezug der Reichsteuer oder des 
sogenannten Gcwerfes zu 49 ), welche von der Bürger- 
schaft entrichtet werden musste. Wie sehr auch hierin der 


46) tirk. in We r d in it 1 1 e r s Corpus Diplom. V. 71. 74. 79 und 83. 

47) Privilegium Adolfs v. 1293 öfters bestätigt in der Aom. 46 be~. 
zeichneten Sammlung. 

48) Io einer Urkunde v. 1210 Frnumiinstersmt I. 178 nennt sieb der 
Herzog Bercbtold von Z. bringen : „Dei et Irnperstorum ne regum dooo con- 
etitntns judex et ndvoentns qui eulgo Knstfogt dieitor i. e. in omne Thuregum 
Imperialem Jariedietionem tanene." 

49) Zur Zeit König Rudolfs 1283 wurde die Reirbsstener für die nächste 
Zukunft auf 200 Mark Silbers jährlich gesetxt. Corp. Dipl. Nov. d. Staats- 
areh, VII. 807. . 
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Vogt von dem misstrauischen Rathe in späterer Zeit ein- 
geschränkt wurde, beweisen am besten folgende Stellen 
des Richtebriefes : 

IV. 26. Vnd en sol en hein vogt da sin, da man das 
gewerf (in dein rate) vfleit. 

IV. 27. Swenne das gewerf uf geleit Wirt , so sol man 
die taucllen, da das gewerf an geschrihen stat, vor allen 
dien bürgeren lesen. 

IV. 28. Swenne das gewerf vfgeleit wirt , vnd vor dien 
bürgeren gelesen wirt, so solle cs dannc ein vogt 
helfen in gewinnen. 

2) Hatte er die Anftihrung im Kriege, wenn das Reich 
der Stadt Truppen geboten. 

3) Besass er die höchste gräfliche Gerichtsbarkeit, wo- 
von indessen später ausser dein Blutbann wenig übrig 
blieb. Wir werden später sehen, wie der Rath ihn in 
jener zu beschränken wusste. 

{. 6. D. Der Kath. 1) Geschichte desselben. 

Am folgenreichsten für die Entwickeluug einer eigentli- 
chen Stadt war die Bestellung eines ordentlichen städti- 
schen Ratlies. In ihm finden wir zuerst eine rein städti- 
sche Behörde, die sich von innen heraus bildete, und so 
zum Organe der neuen Gemeinheit ward , die sich von da 
nun selbstständig und frei äussern konnte. 

Die ersten Anfänge des Rathes reichen ins zwölfte 
Jahrhundert hinauf. Mach den Listen gab cs schon itn 
Jahr 1111 einen Rath in Zürich, sowie auch Speier in 
demselben Jahre zuerst einen Rath erhielt so ). Indessen ist 
die Glaubwürdigkeit jener Listen nicht hoch auzuschlagen , 
und urkundliche Belege für diese Zeit fehlen uns gänzlich. 
Mit einiger Sicherheit linde ich der Käthe erst in einer 
Urkunde des neu erwählten König Heinrichs VI. (etwa 
vom Jahr 1190) gedacht il ). Und immerhin verdient cs 


5 0) Eickborn Zeitschrift II. 170. 

51) Urk. des Frauiniinslernmles s- „ Henricus II. G. Survoraut Duc in 
Rom. Regem eleetus dilectis filiis suis fudteibus tl contihurii « in Tkurego." 
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auch hier Erwähnung, dass auch von andern altern Städ- 
ten die urkundlichen Spuren eines Käthes in dieselbe Zeit 
fallen, so in Regensburg 1198, Bremen 1206 S2 ), Goslar, 
Nürnberg und Frankfurt am Main 1219, Basel 122 5 43 ). 

Unter dem Namen Consuln erscheinen die ziiricher 
Räthe zuerst urkundlich im Jahr 1259. Es ist das auch 
die älteste unzweifelhafte Liste von Rathsmitgliedern , die 
wir kennen äi ). Von da an sind die Belege sehr häufig. 

Unsere spätere Kenntniss von demselben schliesst nun 
zwar das frühere Dasein eines städtischen Rathes nicht 
aus. Indessen mochte sich doch seither die Bedeutung des- 
selben sehr verändert haben. Wenigstens finden wir bei 
Uebertragung von Grundstücken , wo in späterer Zeit sicher 
der Rath genannt worden wäre, in der Mitte des zwölften 
Jahrhunderts noch eine unbestimmte Zahl von Bürgern als 
Zeugen genannt, ohne dass ersichtlich wäre , ob und welche 
davon damals im Ratbe gewesen 5ä ). Und um die Mitte 
des dreizehnten Jahrhunderts wurde das städtische Siegel 
mit einer veränderten Inschrift versehen is ). 


Einen vollen Beweis liefert freilich dies« Urkunde noch nicht, indem in den 
kaiserlichen Kanzleien wohl öfters allgemeine Formeln gebraucht wurden , 
ohne Rücksicht auf die besondern Verhältnisse eines einzelnen Ortes. 

52) Don an dt Geschichte des Bremer Stadtrechts. Bremen 1830. Bd. f. 
S. 120. 

53) Vgl. Fichard Frankfurt am Main S. 70. Zu Basel missrielh der 
Versuch, einen Rath zu conslituiren , an dem Widerstande des Bischofs , der 
vom Kaiser begünstigt wurde. Urk. r. 1218 bei Ochs Geschichte von Ba- 
sel I. S. 285. 

54) Fraumünsterainfsurk. I. 348. 

55) Urk. v. 1149 bei Neugart 861. ,, Presente comite et advocato 

Warnbero — in fisco Turigensis au Ute, civibuaque nostris quam plunbus 
astantibus quorum noinina subsecuntur. Otto de novo foro et freier ejus 
Rodolf. Uldaric Chastelose. Burchart Albus. Burchart Niger. Henric qui 
fuit telonciriu* et fraler ejus Fridricus. Rudolf et frater ejus Ulrich filli 
Adelheidis. Rudolf Cendare. Luitolt de Linduo. Hugo Gello. Heinric de 
Stadelhouen. Rudolf Plaeci. Ulrich Sciphili et fralres ejus Burchart et Otto. 
Rudolf Madalla. Rudolf de novo foro. Rudolf filius Tietelonis. Fridericus 
et alii innumerabilet." Vgl. damit No. 862, wo zum Theil andere Namen. 
No. 876. 

56) Früher hiess es sigillum consilii Turicensis, von 1250 an sigiilum 
cit-ium Thuricensium. Vögelin A- Z. Anm. 452. Der Ausdruck cive* 



1(2 Zweites Buch. 6. der Rath. Geschichte desselben. 

Es scheinen überhaupt um die Mitte des dreizehnten 
Jahrhunderts auch in andern Städten innere Verfassungs- 
änderungen vor sich gegangen zu sein, deren Bedeutung 
noch einer neuen Untersuchung bedarf. Ob sie vielleicht 
mit dem Aufschwünge des Handels in Verbindung- stehen 
und damals etwa die Kaufleute sich zur Regimentsfähigkeit 
emporhoben, oder ob damals zuerst sich ein grosser Rath 
neben den kleinen stellte, oder was sonst das bewegende 
Princip und das Resultat der Veränderungen gewesen, ist 
zur Stunde noch nicht ins Klare gesetzt ä6 °). 

So weit nun unsere nähere Kenntniss des Rathes reicht, 
so besteht er immer aus zwölf Rathmännern, zum Thcil 
Rittern, zum Theil Burgern s7 ). Das Verhältniss der einen 
zu den andern scheint nicht ausgeschieden. Gerade- hier 
sind die erwähnten Rathsregister sowohl als die Angaben 
unserer Geschichtschreiber durchaus unzuverlässig. In den 
Urkunden finden sich z. B. 1259 vier Ritter und acht 
Burger; 1261 fünf Ritter und sieben Burger; 1265 sieben 
Ritter und fünf Burger; 1276, 1277, 1280, 1283, 1284, 
1287 , 1291 sechs Ritter und sechs Burger. In dem letztem 
Jahre indessen auch wieder fünf Ritter und sieben Burger. 
1293 und 1294 nur noch vier Ritter und 1317 gar nur 
zwei Ritter is ). Unmittelbar vor der Brunischen Revolu- 
tion war das Verhältniss von vier Rittern und acht Bur- 
gern das regelmässige geworden , wie sich aus dem ersten 
geschworncn Briefe selbst ergibt. Wer sind nun aber jene 
Ritter und diese Burger? Um diese Frage zu erörtern, 
müssen wir erst einen Blick werfen auf die Bewohner 
der Stadt überhaupt. 


bezeichnet bekanntlich in den Urkunden de* zwölften Jahrhunderts regelsnae. 
sig die StadtbehÜrde. Vgl. darüber die Ausführung bei Fichard a. a. 
O. S. 74. ff. 

56a) In Basel, Ochs I. S. 334. finden wir im Jahr 1252 zuerst Bürger- 
meister daselbst. Vgl. unten Anm. 90. und Buch III. Anni. S. 

57) Bitter und Burger bilden auch in den meisten andern königlichen 
Städten den Rath. Vgl. darüber Fichard a. a. O. S. 71, FUrth Mini* 
sterialen S. 180. 

58) Urkunden des Fraumüntternmtes. 
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$. 7. Die Stände in der Stadt. 

Von den sämmtlichen Bewohnern der Stadt werden die 
Landleute im Richtebrief ganz allgemein unterschieden. 
Unter den Letztem darf man sich jetzt aber noch nicht 
der Stadt unterthänige Bewohner des Landes denken, son- 
dern eben alle, welche nicht in der Stadt, sondern auf 
dem Lande wohnen und nicht das Bürgerrecht erworben 
haben , sie mögen nun Edle , Freie oder Hörige sein. 

Unter jenen Bewohnern werden dann aber die Burger 
wieder als eine besondere Klasse genannt und „die in der 
Stadt Wohnenden” (Einsassen) ihnen bald entgegengesetzt, 
bald mit ihnen, gegenüber den Landleuten, verbunden. So 
vieldeutig der Ausdruck Burger auch wie gar viele 
staatsrechtliche Bezeichnungen des Mittelalters ist, so weist 
er doch unzweifelhaft auf eine eigenthümliche städtische 
Corporation hin S9 ). 

Dass diese Einsassen, welche nicht zu den Burgern ge- 
hörten , zahlreich sein mussten , ergibt sich schon aus der 
öftern Erwähnung derselben als einer zweiten Klasse von 
Einwohnern neben den Bürgern. Sie können daher un- 
möglich bloss aus denen bestanden hahen , welche ihr Burg- 
recht aufgegeben hatten und dessen ungeachtet in der Stadt 
wohnen blieben. Von diesen werden vielmehr alle Lei- 
stungen gefordert wie von den Burgern , und man sieht 
deutlich, dass dem Rathe ein solches Verhältniss anstössig 
erscheint 5 6 °). Die Hauptmasse derselben bestand wohl aus 
Handwerkern, die nach den Städten hinzogen, da ihren 


5 9) Richtebrief I. 15. w \Va ein b arger den andern burger ald der 
in der Stet wonend ist, ze tode flat.” I. 16. 17. IV. 33: „swa debein 
burger ald der in disern gerihte gessessen ist.” III. 15. 

60) IV. 16. „Swa ein burger sin burgreht vf git, rnd doch in vnserre 
Stat wil wonbeft sin, der sol liden alle die geselzede vnd einvnge vud du ge- 
ribte , dd ein bnrger liden sol Trab «Ile sacken, vnd en sol uian aber im nit 
Ribten wan als eim laptinan. Vnd aol der Ritter dienen mit dien Rilteren 
vnd der Borger mit dien Borgern. Swer des niht tuon wil, der sol von der 
Stat rern.” 
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Erwerb zu finden , aber ihres meist hörigen Standes wegen 
nicht so leicht in die Bürgerschaft aufgenommen wurden. 
Zu den Burgern in jenem Sinne gehören dann auch die 
verbiirgerten Ritter, welche hinwieder von den Burgern 
im engern Sinne unterschieden werden. Der Ausdruck des 
Richtebriefs: III. 27. „die rete vnd beide rittcr vnd bur- 
ger von Zürich” ist daher gleichbedeutend mit dem kur- 
zem Ausdruck, der sich noch häufiger findet: „Der Rat 
vnd die burger von Zürich.” 

Es war nämlich aus der veränderten Kriegsverfassung 
ein neuer Stand hervorgegangen , welcher sowohl ursprüng- 
liche Freie als ursprüngliche Hörige (die Ministerialen) 
in sich aufgenommen , dann aber alle diese durch die krie- 
gerische Lebensart mit der Zeit über die gewöhnlichen 
Freien cmporliob und eine Art niedern Adels bildete. Es 
ging das um so leichter, je mehr sich die alten Begriffe 
von Freiheit im Leben und in Folge der Ideen des Fcu- 
dalsystemes verändert hatten. In Zürich mochten die Ritter 
thcils aus vielen vormaligen Fiscalinen, theils aus den Va- 
sallen und Ministerialen der Aebtissinn, theils auch aus 
Freien, die sich vom Lande her nach der Stadt begaben, 
entstanden sein. 

Die Ritterwürde war nun zwar auch wieder eine erb- 
• liehe geworden, jedoch musste zu der Ritterbiirtigkeit die 
Wahl des ritterlichen Berufes hinzukommen. Verstand sich 
der Sohn eines Ritters nicht dazu, so wurde er dann zu 
den übrigen Burgern gerechnet Gl ). 

Ricbtehrief IV. 25. Swel burger in dirre Stat ist, 
des vatter ritter was , der sol zc riller werden , c das er 
drizig iar alt werde. Tuot er des niht, so sol er gewerf 
geben mit dien bürgern alle die wile vnz er niht Ritter 
worden ist. 


6t) So können denn Tom gleichen Geschlachle einzelne onter den Rittern, 
andere nnler den Burgern erwähnt werden, wie z. B. im Jnbr 1265 ein 
Heinrich Itleiss und ein Walter Meist zugleich int Käthe sitzen, aber 
lener unter den Rittern , dieser unter den Burgern; im Jahr 1276 ferner ein 
Bitter Johnn lUanezze und ein Burger Rudolf Mtncnr. 
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Die Ritter dienten zu Pferde mit den Rittern , die 
Burger zu Fusse mit den Burgern ® 2 ) ; nur jene waren in- 
dess verpflichtet auch dem Reichsheere zu folgen, während 
alle im Dienste der Stadt auszogen. Daher waren die Ritter 
frei von dem Gewcrfe, das die Burger erlegen mussten 63 ). 

Die Ritter stehen zwar dem Range nach etwas höher 
als die Burger, gehören aber mit diesen doch zu demsel- 
ben Stande. Jenes zeigt sich z. B. darin , dass in den 
Verzeichnissen der Räthe, so wie in den Formeln, die 
Ritter immer voran stehen und die Burger folgen ; dieses er- 
gibt sich aus der fortwährenden Zusammenstellung der Ritter 
und der Burger und der gleichen Rathsfähigkeit beider. 

Blicken wir zurück auf die Elemente dieser neu ge- 
bildeten Bürgerschaft, so entstand dieselbe wohl aus den 
alten Freien, welche in oder um die Stadt angesiedelt 
waren , oder noch speciellcr ausgedrückt aus den Resten 
jener Markgenossenschaft vom Berge, ferner aus den Fis- 
calinen, welche sich allmählich in den Stand der Ritter- 
bürtigkeit aufschwangen und aus den Ministerialen der Ab- 
tei 64 ). Diese Elemente waren zu einer zusammengehörigen 


62) Richtebrief IV. 16. (oben Anm. 52.) IV. 32. 

63) Ricbtebrief IV. 25. Die engem Angehörigen der Abtei und zum 
Theil auch der Propstet waren wohl von dem Gewerf ebenfalls darum befreit, 
weil man annahm , der Rcichsdienst, den jene schuldig, werde durch die 
Ritter der Stadt geleistet. IV. 30: „Dü gewonheit du toz her gewesen 
ist mit vnserre herren willen kaiser Frideriches vnd siner kinde vnd herzo- 
gen Berchtolts von zeringere die dirre Stat herren vnd pfleger waren 
vmb der Gotshüser am p tliite, die ane geuerde sint genomen vnd vmbe des 
Gotshuses dien st manne kneble, das si gewerf nit geben ald stüre 
dein riebe, dU sol stete sin als si vnz her gewesen ist." IV. 31. Man halte 
damit zusammen eine von Jäger Ulm S. 93. aus dem Muoicipalrechte der 
Stadt Colmar von 1293 initgetheilte Stelle: „ swas edeler lilte ze Colutar 
burger sint, die uns (dem Könige) dieneut als edele Itite ze rechte salnt, die 
soltont mit den andern bürgern dekein gewerf noch dekein stttr« geben." 
Jakob Grim in D. R. A. S. 290. erinnert bei dem Ausdrucke Gewerf an 
den ähnlichen Sytnbola. 

64) In einer Urk. v. 1153 F räumt! nsteramt I- 170. heisst es: „Thuregen- 
siuin vero Burgensibu a bis scilicet Henriro tribuno , Rudolfo monetär io , 
Rudolfo theloneario ” , diese alle sind Beamtete der Aebtissinn, , , Purcbardo 
nigro" u. s. f. 
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Corporation verwachsen, in welche dann später noch an- 
dere Freie und Ritterbiirtige aufgenoimnen wurden. 

Dass der blosse Wohnsitz in der Stadt kein Bürger- 
recht gab , erhellt schon aus dem obigen Gegensätze zwischen 
Bürgern und Einsassen. Es bedurfte vielmehr einer ordent- 
lichen Aufnahme von Seite des Rathcs und der Bürger. 
Richtebrief IV. 24. Swcr den (sollte heissen: der) lant- 
lütc hie wellen burger werden , das sol mit des Rihters vnd 
mit des rates wissende vnd ander der Burger willen sin , 
als er hat aher niht burgreht. 

Ebenso konnte einer auch in dem Burgcrverbande stehen, 
ohne in der Stadt zu wohnen: 

Richtebrief IV. 32. Swcr ze Zürich burger ist, vnd 
doch hie nit seshaft,ist, es si ritter ald burger, das der 
Ritter mit dien Rittern , der burger mit dien bürgern dinen 
svln von allem ir guote nah bescheidenheit als ander die 
burger die hie seshaft sint.” 

So zeigt sich in dieser alten Zeit schon deutlich das 
Princip der Bürgerschaft im Gegensätze zu dem der 
Einwohnerschaft. Jenes erweitert während des Mittel- 
alters und der neuern Zeit seine Herrschaft auch über die 
Landgemeinden, während dieses immer mehr zurück tritt, 
bis dann die Kreise der Bürgerschaft sich, von dem Triebe 
einer engherzigen Beschränkung und Ausschliessung ge- 
leitet, nach und nach enger ziehen und so das Princip der 
Einwohnerschaft neue Veranlassung und Kraft erhält, sich 
wieder geltend zu machen. Die Einsicht in dieses Ver- 
hältniss gehört wesentlich dazu, um die Geschichte unseres 
staatlichen Lebens zu begreifen. 

Die beiden Institute, von denen jedes die gesammten 
Interessen einer Stadt oder Dorfes zu repräsentiren sucht, 
unterscheiden sich dadurch von einander, dass die Bürger- 
schaft die Beziehung zu den betreffenden Orten durch einen 
persönlichen Verband darstellt, während die Einwoh- 
nerschaft alles von den localen Verhältnissen zum Boden 
abhängig macht. Dabei lässt sich nicht übersehen, dass 
durch das Bestehen einer Corporation die Verbindung der 
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Bürger unter sich dauerhafter und enger wird, als dieses 
bei einer Einwohnerschaft möglich ist, deren einzelne Glie- 
der sich wie leichter zusammenfügen , so auch leichter 
trennen. Durch das Princip der Persönlichkeit, welches 
die Eigenschaft des Bürgers unabhängig macht von dem 
Aufenthalte in der Stadt, wird das ganze Institut in der 
That zu einem familienähnlichen, und nicht mit Unrecht wer- 

7 . , i 

den die Bürgerschaften als erweiterte Familien betrachtet. 

Wie dieselben aber zuerst in den Städten entstanden 
sind, wird klar, wenn man an die Zusammensetzung der 
Bevölkerung in den altern Städten denkt und zugleich die 
allgemeine deutsche Ansicht über Standesgleichheit derer 
kennt, welche in dieselbe Genossenschaft treten. Es fanden 
zwar vielfache Umänderungen in dem Verhältnisse der 
Stände in ihrem Innern und zu einander Statt, aber zu 
jeder Zeit mussten die, welche zu einer Corporation ge- 
hörten, auch sich wesentlich gleich stehen. Eben desshalb 
konnte unmöglich von Anfang an die ganze Bevölkerung 
der Städte (Freie und Hörige, Ritter und Handwerker) 
zu Einer Bürgerschaft sich verbinden, und musste daher 
diese sich als persönlicher Verband der einen darstellen, 
mit Ausschluss der andern. 

Es lag zwar in der Entwickelung der Städte eine grosse 
die Freiheit begünstigende und zu ihr erhebende Kraft; 
aber es dauerte doch sehr lange, bis auch die Masse der 
Handwerker als Höriger mit den Rittern und den diesen 
gleich stehenden Burgern zu einer Corporation sich ver- 
binden konnte. ln Zürich geschah das erst durch die 
Brunische Revolution. Vorher waren in der Gemeinde der 
Burger wohl nur wenige Handwerker, wenn cs überhaupt 
solche darunter gab. 

Dieses alles bedarf nun freilich, da die Wahrheit dieser 
Annahme, trotz der Untersuchungen Eichhorns, vielfach 
misskannt wird, noch einiger näherer Ausrührung. Zu 
diesem Behufe machen wir auf Folgendes aufmerksam: 

1) Das oben mitgetheilte Statut, dass der Landmann nur 
mit Wissen und Willen des Richters (Vogt oder Schult- 
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heiss?) des Rathcs und anderer Burger in die Corporation 
aufgenommen werden könne, hängt ohne Zweifel zusam- 
men mit der nölhig befundenen Prüfung der freien und 
den Bürgern gleichen Geburt des sich Meldenden 6; ). Denn 
damals war man nicht sehr ängstlich mit den übrigen Ei- 
genschaften der neuen Bürger, sondern suchte sich, ohne 
dabei an Einkaufssummen zu denken, gerne durch neuen 
Zuwachs zu verstärken. 

2) Jeder neue Burger musste sich verbürgen, binnen 
Frist ein Haus zu kaufen. Versäumte er cs, so verlor 
er sein Bürgerrecht 66 ). Insofern war das persönliche Ele- 
ment der Bürgerschaft noch durch nähere Beziehung auf 
den Boden beschränkt. Dabei darf man nun freilich nicht 
bloss an wahres Eigenthum denken, sondern cs genügte 
sicher der erbliche Besitz. Wohl aber hing dieser damals 
noch grossenthcils mit Ackerbau und Viehzucht zusammen, 
welche Beschäftigung des Freien würdiger schien als Hand- 
werke und Handel. Die verschiedenen der Stadt zugehöri- 
gen Almenden, iin Ifaard, am Zürichberg u. s. f. dienten 
dazu , die Burger dabei zu unterstützen , und wie allen- 
thalben war der Genuss derselben gewiss mit besonderem 
Grundbesitz verbunden und davon abhängig 67 ). Man muss 
sich daher in dieser altern Zeit die Burger grossentheils 


65) Io St. Gallen ertheilte der Abt als Landesherr die Aufnahme in 
das Bürgerrecht. Die Formel zeigt aber, wie dasselbe persönliche Freiheit 
voraussetzte : „donauius liberum et merura jus Burgense sive eivile in oppido 
nostro S. Galti , quod vulgariter „ Vrie Burgerecht” nuncupalur , cum omni 
jure, liberlalr , ambitu eodem vocabulo coniprehenso.” Vgl. von Ara Ge- 
schichte von St. Gallen I. S. 454 und 455. Ebenso muss noch spater (ver- 
inuthiich jadesstu schon nach dem Stadtrechte von 1371) wer in der Stadt 
Elgg in der Grafschaft Kyburg Bürger werden will, den Stadtherrn bewei- 
sen , dass er ehelich geboren , frei und niemandes Leibeigner sei. Herr- 
schaftsreebt von Elgg von 1535 Art. 53, 2. Und wird ein Leibeigener etwa 
doch angenommen, so hat er Aussicht anf Freiheit. Ebenda Art. 62. 

66) Kathserkenntniss v. J. 1314 uod 1316. MS. 65. S. 49. a. 

und 2. b. i 

67) Vgl. eine Rathserkcnntniss aus dieser Periode MS. 6-5. $. 4. 6. 
„Man scliribet allen R4len , daz der Rat mit geschworo cideu hat ervarn umb 
die alineinde vffendorf vsshin , daz inan in dem dritten iare so daz 
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als Landwirthe denken. Unter ihnen waren auch manche, 
welche auf dem Lande Grundhcrrschaft besasscn und deren 
Ehre nur darum nicht litt durch Aufnahme in den Bürger- 
verband, weil auch die übrigen Bürger für Freie geachtet 
und den Rittern an die Seite gestellt wurden 6S ). 

3) Aus vielen Stellen des Richtebriefs ergibt sich wie- 
der eine persönliche Gleichstellung der Rathc und der 
Burger. Und doch gelangten die Handwerker in Masse 
anerkannter Massen erst durch Brun zur Regimentsfahig- 
keit. Wie hätten sie nun früher in der Gemeinde initstini- 
men können, ohne zugleich wählbar zu sein? 

4) Dafür stimmt denn auch der Sprachgebrauch der 
Brtinischen Verfassungsurkunde , in welcher das alte Regi- 
ment abgethan wurdet „also das Zürich niemer enkein Rat 
mer wesen sol, mit vier Rittern und mit acht Burgern 
von den besten , als unzhar gewonlich was gewesen , wan 
das man einen Bürgermeister und einen Rat von Rit- 
tern, von Burgern und von den Andtwerken Zü- 
rich haben sol.” Selbst damals noch konnte der alte 
Sprachgebrauch , wonach die Handwerker nicht zu den 
eigentlichen Burgern gehörten , nicht verläugnet werden , 
ungeachtet sic durch die Veränderung allerdings Burger 
geworden waren 69 ). 

5) Die freie Gemeinde versammelte sich auf dein Lin- 


reit in brache Iit, der burgtr ri tribeu sol vf die weide, vnd mit nainen 
in barg vnd dur bürg bin vnz an TricMcnhusen , vnd daz ieglich Hat, der 
danne sitzet — — — die burger schirme uf der alincinde.” Im 
Jahr 1274 beschweren sich mehrere Burger von Zürich: „ Ileiur. in dem 
Hofe, Rudolf von Bcggenhouen ritere, Chunrat vnd Joh. inanezen” u. s. f. 
„mit ander der gebursntni der wachte die man da heizet v f- 
fendorf” (welche Gegend von der neuen Befestigung bereits eingeschlossen 
war und zur Stadt gehörte' bei dem Kaiser Uber ein Wuhr eines Herrn von 
Hottingen, wodurch die „offeuc slraze” verschlossen werde. Altes Diploinatae 
der Propstei S. 35. b. Vgl. unten $. 9. Anm. 100. 

68) Eichhorn Rechtsgeschichte $. 243. 

69) Man vergleiche damit die von Eichhorn Zeitschrift II. S. 226 
iiiilgelhcilte Stelle von Frankfurt am Main v. J. 1360: „dass die Handwerk 
drei aus in und die gemeinde auch drei aus in zu ratleutcn alle Jar 
kiseu sollen." In einem weitern Sinne des Wortes Burger konnten die zur 
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denhofe , wo schon ursprünglich der Graf zu Gerichte sass 
und später noch der Vogt das Blutgericht hielt 70 ). Darin 
ist der Zusammenhang mit der alten Versammlung der 
freien Gemeinde nicht zu verkennen. Die Gemeinde nach 
der Bremischen Revolution, in welcher nun auch die Hand- 
werker waren, versammelte sich dagegen in Kirchen, ins- 
besondere im Münster. 

6) Auch nach der Brunischen Verfassung werden die 
Handwerker doch nie eigentliche Riithe. Sie können zwar 
Zunftmeister werden, aber es werden diese doch sorgsam 
von jenen unterschieden. Die Räthe gehören zu der Con- 
staifcl, aus der sie genommen sind, wie vorher zu der 
freien Gemeinde, aus welcher sie gewählt wurden. Man 
halte das vorzüglich mit dem unter 3* Erörterten zusammen. 

7) Nach der alten Verfassung war cs unmöglich, dass 
ein Höriger in den Rath gelangen konnte. Auch nach Brun 
war dieses für die Constafel unmöglich. Dagegen zeigt 
sich die Gefahr nun bei der Stelle der Zunftmeister, und 
so musste dann schon 1337 ein Statut erlassen werden : 

Das enkeiner vnser burger, der eines herren eigen 
oder vnelicli geborn ist, niemer enkeiner ziinfte 
meister werden sol, vnd ist och dis durh der Stat nvtz 
vnd eren willen mit gemeinem rate der burger vf gesetzet 
durch daz mau totslcge wundsten vnd sein liehe 
frevel desle rechter gerichten mvg bi einem 
Rate 7 <). 

Der Zusammenhang mit der Gerichtsverfassung wird 
aus dieser Stelle ebenfalls deutlich. 


Stadt gehörigen Handwerker wohl auch wieder Burger genannt werden. Es 
werden 1335 sogar „Juden zu Borger empfangen,” ungeachtet doch keine 
Rede sein kann von eigentlichen Burgern , vielmehr dadurch nur städtischer 
Schutz bezeichnet wird. Und im Jahre 1347 kauft sich ein Jude ein Haus 
in der Stadt mit Erlaubnis» der Burger, dem sodann eine besondere Steuer 
auferlrgt wurde. Hathserkenntniss iu MS. 65. So werden auch nach* 
her oft die Judeu in den Urkunden Burger in diesem weitern Sinne ge- 
nannt. Z. B. Verordnung von 1397. MS. 13$ a. S. 88 b : „von der Juden 
wegen, die in der Statt wouhaft und ze Burger genomen sint.” 

70) Sieh« obeu B. 1. §. 9. Anm. 54. 

71) Ra thse r k < n n tn i ss MS. 65. S. 28. b. 
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S) Endlich muss dabei auf die Analogie anderer deut- 
scher Städte hingewiesen werden , in denen sich das Ver- 
hältniss durchgängig ähnlich gestaltet hat 72 ) 

Wenn wir nun aber die Handwerker der Masse nach 
fiir unfähig des Regiments und der Gemeinde halten müs- 
sen, so schlicsst das nicht aus, dass nicht einzelne Hand- 
werker dennoch als wahre Burger angesehen w r erdeu 
konnten. Zwar finden sich sowohl in den Verzeichnissen 
der Räthe als der Zeugen äusserst seltene Spuren von 
Handwerkern , und iiberdem sind einige wohl nur schein- 
bar. Aber auf der andern Seite ist doch kein Grund, 
diesen unbedingten Ausschluss anzunehtnen, indem der Be^ 
ruf allein nicht hörig machte , so wenig er auch ursprüng- 
lich des Freien würdig schien. Es konnte zumal bei der 
steigenden Wohlfahrt der Gewerbetreibenden gar wohl auch 
ein Handwerker sich völlig frei machen und eigene Grund- 
stücke erwerben. Oder es konnten auch geborne Freie 
diesen Beruf, der immer ehrenhafter wurde, wählen. Und 
so wurde der schroffe Gegensatz durch einzelne Uebcr- 
gängc gemildert, bis zuletzt die Scheidewand ganz ein- 
stürzte , und auch die Handwerker in Masse Glieder der 
Bürgerschaft wurden. 

Wenn schon unter den Rathen des Jahres 1259 ein 
Johann Pistor vorkommt, so ist freilich zweifelhaft, ob 
derselbe ein wirklicher Becker gewesen. Denn cs ist be- 
kannt, dass sehr viele Geschlechtsnamcn von Handthierun- 
gen oder Gewerben hergenomincn sind , ohne dass die so 
Benannten desshalb je den betreffenden Beruf wirklich aus- 
geübt haben 73 ) Es sind sehr viele Namen das Erzeugniss 


72) Vgl. Eichhorn in der mehrfach erwähnten Abhandlung der Zeit- 
schrift. Sehr klar zeigt sich der ständische Gegensatz zwischen Geschlechtern 
und Zünftlern auch in Ulm. Jene mussten gewöhnlich doppelte, diese ein- 
fache Busse geben. Dafür durfLe dann aber auch die Frau des Geschlechter» 
einen seidenen Schleier von 20, die Frau des Handwerkers nur ron 12 Fäden 
tragen, Jäger 's Ulm S. 250. 

73) Fichard Frankfurt am Main S. J 20 ff, hat darüber eine sehr 
hübsche Ausführung und eine Masse von Beispielen gesammelt. 



152 Zweites Buch. §. 7. 

eines freien Spieles munterer Volkslaune oder das Werk 
des Zufalls, der etwa einen aus der Familie betraf. So 
kommt gerade das Geschlecht Pistor auch in Frankfurt 
am Main vor und bezeichnet dort ein ritterbürtiges Ge- 
schlecht 74 ). Indessen wäre cs doch auch nicht unmöglich, 
dass sich der Pfister der Aebtissinn mit andern Hausge- 
nossen derselben gehoben hätte und so eine Familie, welche 
längere Zeit hindurch in dieser Stellung geblieben, in den 
Stand der freien Bürgerschaft gelangt wäre, ohne dass 
darum die übrigen Becker der Stadt, welche nicht in so 
naher Beziehung zu der Fürstinn standen, regimentsfähig 
geworden. Es mag daher wohl angemerkt werden , dass 
noch 1343 der Pfister der Aebtissinn eine eigentümliche 
Stellung hatte und von einem Pfister amte die Rede ist”), 
sowie dass in einer Urkunde von 1313 ein Rudolf Lussi 
der Pfister Burger von Zürich vorkommt 76 ). 

Ferner findet sich unter den anwesenden Zeugen „ehrbaren 
Leuten" im Jahre 1317 ein Rudolf Goldschmid. Aber auch 
diese Spur ist sehr täuschend. Denn einmal war Goldschmid 
wieder ein altes Geschlecht, wie sich aus einer Urkunde 
von 1257 deutlich ergibt, woraus man nicht auf den Beruf 
schliessen darf 77 ). Und überdem wurde das Gewerbe der 
Goldschmide schon sehr frühe, wohl um des edeln Stoffes 
willen, für so edel gehalten, dass es mit andern Handwer- 
ken sich nicht zusammenstcllen liess und Leute aus freien 
Geschlechtern sich nicht scheuten , diesen Beruf zu ergrei- 
fen 78 ). Die Goldschmide werden daher auch in der Bru- 
nischen Verfassung nicht zu den Zünften der Handwerker, 


74) Fichard a. a. O. S. 123. 

75) Rathserkenntniss MS. 65. Bl. 30. b. „Swclhcr vnscr frowen 
der Ebtischin pfisler binnen biu iemer Wirt , das man den an dein selben 
pfuterampte wider die selben tnser frowen niht schirmen sol, wau das si ir 
pfisterampt besetzeu vnd enlsetzen mag nach ir Gotzbuses rechte als es ir 
fUget.” 

76) FraumUnsteramt II. 148. 

77) Altes Diplom, der Propstei S. 53. b. „hemma ftlia heinr. boee me» 
morie dicti Goldamide a civia Turicensis. 

78) Fichard a. a. O, S. 129. 
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sondern zur Constafcl gerechnet. Uud so gewährt uns die 
scheinbare Ausnahme, recht besehen, eine neue Bestätigung 
unserer Darstellung. 

Dagegen kommt allerdings wenigstens einmal aul' un- 
zweifelhafte Weise ein Handwerker zwar nicht im Rathe, 
aber doch unter den ehrbaren Leuten von Burgern vor, 
nämlich ein „Meister Burkard der Murer” im Jahr 132 1 79 ). 
Freilich genoss die Kunst der Maurer und Steinmetzen mit 
Recht ein vorzügliches Ansehen in den Städten des Mittel- 
alters, so dass auch hier wieder nicht unmöglich ist, dass 
Geschlechter (der Karne Burkart dürfte auf ein solches deu- 
ten) sich zuweilen diesem Berufe widmeten uud desshalb 
ihren Stand nicht erniedrigten 80 ). 

lieber den frühem Zustand der Handwerker sind wir 
nicht näher unterrichtet. Nach der Analogie anderer Städte 
zweifle ich nicht, dass sie dem Hofrechte der Aebtissinn 
unterworfen waren. Der Rath wusste aber auch hier die 
Ausübung der Oberherrlichkeit an sich zu bringen, und so 
finden wir zur Zeit des Richtebriefes die Handwerker der 
Aufsicht des Rathes unterworfen. Dieser erlässt, nachdem 
er zuvor den Rath der betreffenden Handwerksgenossen an- 
gehört, die nöthigen Verordnungen (Einungen genannt) und 
bezeichnet selber die sogenannten Einunger, welche über ihre 
Handhabung wachen sollen und auch einen Theil der Bus- 
sen beziebn st ). Eine Verbindung der Handwerksgenossen 


79) Fra am. A. II. 190. 

80) Ein auffallendes hieher gehörendes Beispiel stehe bei Jäger Ulm 
S. 567 ff. 

81) Vgl. das ganze V. Buch des Richtebriefes. Z. B. V. 65. „Ouch 
setzen wir (die Bevollmächtigten des Rathes uod der Borger) das ein jeglieh 
Rlt — drie nemen so! , die ze dien heiligen swerren des einunges von mi- 
leone vnd von mülinon ze huetenne , vnd dem Rate ze leidenne das jar vs.” 
V. 95. „Der Rat vnd die burger sint geineinlich über ein komen mit der 
gerwer willen vnd rate.’* — V. 98. „Wir der Rat vnd die burger hein ge- 
.«ctzet mit gemeinem rate. Swele hütcrknccht wil meister werden , der sol 
komen für den Rat, vnd sol da beweren , mit sine« antwerk genozen, das er 
fünf jar geiernet habe, vnd sol zem minsten fünf pfvnt wert haben sins eigen 
nen gutes, vnd sol dem rate geben ein pbunt, vnd dem antwerk fünf Schilling. *' 
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bestand somit auch liier, wie anderswo; aber sie war unter 
die Herrschaft des Käthes gestellt, und durfte sich nicht 
selbständig als freie Corporation regen. Mit Recht musste 
der Rath und die alte Gemeinde besorgen, dass der an Kräf- 
ten zunehmende Stand der Handwerker, sobald er Gelegen- 
heit erhielte, zu ordentlichen Zünften organisirt, seinen Aus- 
sprüchen Nachdruck zu geben, sich nicht länger mit der 
untergeordneten Stellung zufrieden geben, sondern Alles daran 
setzen werde, Antheil an dem Regimente zu bekommen. 

Gleicher Weise lag auch zu Rom in der Organisation 
des plebejischen Tribus das geeignete Mittel, um der pa- 
trizischen Herrschaft gerüstet entgegen und mit ihr in die 
Schranken zu treten. 

Daher wurde jede Corporationsbildung den Handwer- 
kern auf das allerstrengste untersagt : 

Richte!) rief IV. 20. Wir der Rat vnd die Burger von 
Zürich setzen mit gemeinem Rate , vnd'hein es ouch gesworn 
ze dien heiligen ze behaltenne ewechlichen als hienach ge- 
schoben stat: das nie man werben noch tuon sol en- 
h ein zunft noch ineisterschaft nochgeselleschaft 
mit ciden mit Worten noch mit werchen. Swer aber es 
herüber tetc, dein sol man sin beste hus nider bre- 
chen vnd soldar zuo derStat zebuoze geben zehen 
inarch. Ist aber das er nit huses hat in der Stat, so sol 
er fünf jar von der Stat sin , vnd sol niemer wider in kö- 
rnen e er gebe fünfzig march ze buoze der' Stat* 3 ). 

Die Strenge dieser Verordnung konnte indessen nicht auf 
alle Zukunft verhindern , was sich dennoch durch das ver- 
änderte Leben und die innere Ausbildung der städtischen 
Lebensweise vorbereitete. 

Zuerst mochten einige Berufsarten vor andern ehrbar er- 
scheinen und sich auch die Geschlechter ihnen nicht entzie- 
hen. Dieses gilt vorzüglich von den Kaufleuten, welche 
durch Handelsverkehr und Fabrikation sich Vermögen und 
damit auch bürgerliche Ehre erworben. Es ist daher wohl 


32) Vgl. Richtebrief IV. 19. u. 21. 
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anzunchmen , dass schon vor der Brunisehen Veränderung 
sie grossentheils zu der Gemeinde gehört haben , wie sie 
auch nach derselben noch zur Constafel und nicht zu den 
Zünften gehörten M ). 


5. 8. Der Rath. 

1. Fortsetzung der Geschichte desselben. 

Der Rath wurde mithin aus dem Stande der Ritter und 
der mit diesen ebenbürtigen Burgern gewählt, die man mit 
Rücksicht auf analoge Verhältnisse der alten römischen Ver- 
fassung P a t ri eie r oder deutsch auch Geschl e ch ter biess. 
Anfangs mochte ihre Amtsdauer wohl eine jährige gewe- 
sen sein. Zur Zeit des Richtebriefes aber war sie auf vier 
Monate beschränkt. Da indessen einer, der bereits eine 
Rathsstelle bekleidet hatte, während desselben Jahres nicht 
mehr in den Rath gewählt werden konnte, sondern erst für 
das folgende Jahr ihm der Zutritt wieder offen stand, so 
stellte es sich faktisch allerdings ziemlich so, dass es 3b 
Räthe gab, die sich in das Jahr theilten, dann aber im 
folgenden Jahre gewöhnlich wieder in derselben Reihen- 
folge erscheinen. Mit Unrecht aber denkt man sich einen 
Rath von 36 Gliedern in drei Rotten vertheilt. Es gab 
drei Räthe im Jahr. Jeder wurde besonders gewählt, und 
jeder neue Rath besendete zweihundert Burger oder mehr, 
welche ihm Namens der Gemeinde schwören mussten s4 ). 


83) Vgl. oben Seite 152. In Bremen geboren die Tuchhändler schon 
1263 tu der Gemeinde iin Gegensalze zu den Handwerken. Donau dt Ge- 
schichte von Bremen I. S. 246. 

84) Mttller Schw. Gesch. I. 216. lasst wirklich die drei Rotten in ein- 
seinen Fällen zusammentreten und gemeinsam auf Geldbussen erkennen. Das 
geschah niemals. Der Irrthnm beruht auf einem MissTersländniss des Aus- 
drucks : eine Busse zu dreien Rathen nehmen. Das heisst nichts anders als, 
eine Busse nicht auf einmal einziehn , sondern in drei Terminen , so dass jeder 
Rath ein Drittel bezieht. Richtebrief III. 35. „Verschalt jeinan buoze , 
die man ze drin Reten nein en sol , da sol der Rat, rnder dem si 
▼ erschall ist» sin teil neinen , vnd dien naehgenden zwein Reten 
ir teil schriben.” (Daher auch der Ausdrnck der Ralhsbeschlilsse : tt !\lan schri- 
h«t allen Reten”), vnd en sol enhein Rat — — die buoze sament en- 
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Ueber die Frage , wer in älterer Zeit den Rath gewählt 
habe, sind die Vermuthungen mehrerer Chronisten und Ge- 
schichtschreiber sehr verschieden. Mau legt die ursprüng- 
liche Wahl bald den Herzogen von Zähringen ss ) , bald den 
Chorherren zum Grossmünster 86 ), bald diesen und der Aeb- 
tissinn 87 ), bald von Anfang an der Gemeinde bei 88 ). Da 
die Urkunden leider schweigen, so ist es schwer, das Wahre 
auszumitteln. Nur so viel darf man als sicher annehmen, 
dass das Capitel der Chorherren zum Grossmünster gewiss 
nie die Räthe gewählt hat, indem der Propstei niemals irgend 
welche Oberherrlichkeit über die Stadt zustand. Dagegen 
ist cs allerdings sehr wahrscheinlich, dass die Aebtissinn, 
vcrinuthlich mit Zustimmung ihrer Hausgenossen (familia), 
entweder den ganzen oder doch einen Theil des ursprüng- 
lichen Rathes bestellte. So ernannte auch in St. Gallen 
der Abt noch spät sowohl den Stadtaminanu als die Räthe 
der Stadt 89 ). Nur vermochte jene nicht, wie dieser, ihre 
Herrschaft so lange zu behaupten. Vielmehr ging die Wahl 
schon frühe (vielleicht um die Mitte des XIII. Jahrhun- 
derts) *•) auf die Gemeinde der Geschlechter über. Der Rich- 
tebrief weiss daher nur von dieser. 


pfahen bi dem eide , dvr daz si debein teil abe lazen ane alle geverde.” Ueber 
die Besetzung des Käthes vgl. Richtebrief III, i — 4. Die Ueberscbrift 
von III. 1. lautet: „Das inan in dem jare drye Rete neinen sol.” von III. 
3.: „Das man vierzehen tage vor eins jeglichen Rates zile ein an« 
dern Rat Deinen sol.” 

85) Schöpft in Hist. Zar. Bad. I. 

86) Bull inger Geschichte der Tiguriner V. 10. 

87) Job. Heiur. Hottinge r Spec. Tig. p. 564. An einer frühem 
Stelle p. 22. schrieb er das Wahlrecht passender der Aebtissinn allein zu. 

88) Vögelin A. Z. S. 146. 

89) Urk. v. 1353. bei J. C. Zelweger Urk. zur Geschichte des appen* 
zellischen Volks. Trogen 1831. I. No. 96. 

90) Vgl. Aum. 56 und 64. Unter den Rathen des Jahres 1259 eröffnet 
ein Rudolfus de Curia Monas terii die Reihe der Burger. 1261 ist der 
Schultheis* der Aebtissiun uuler den Rittern aufgezahlt. Damals also wenig- 
stens durfte man nicht mehr weder die Ritter noch die Burger auf uusschliess« 
liehe Rechnung der Aebtissinn setzen. Nach 11. Hottinger Sp. H. I. p. 30. 
wurde das Recht, einen Stadtralii zu wählen, der Bürgerschaft im Jahr 1218 
durch ein Privilegium Friedrichs II. zugelheill- Worauf sich aber diese Be- 
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Noch lange betrachtete die Aebtissinn indessen auch den 
ohne ihre Mitwirkung nunmehr gewählten Rath als den 
ihrigen. Daher bedient sic sich in der Bestätigung der 
Brunischen Verfassungsänderung der Ausdrücke : Wir ha- 
ben den ehrbaren bescheidenen Leuten, unsern lieben Bur- 
gern, dem Meister und dem Rathe und allen Burgern ge- 
meinlich Zürich erlaubt. Aus demselben Grunde heisst cs 
in einer Urkunde von 1345 91 ): „Wir Fides von Gottes Gna- 
den Ebtischin u. s. f. — verjeeben, dass wir — mit vns sel- 
ber vnd mit unser Stift Mannen freunden vnd dienern vnd 
sonderlich mit unseren lieben getreu wen dem Bür- 
germeister dem Rathe vnd den Burgern gcmciuiich Zürich 
ze Rathe worden sind." 

Wer hatte nun aber in diesem Rathe den Vorsitz? 
Zur Zeit unsers Richtebriefes finden wir keinen besondern 
Vorsitzer, und so konnte sich die Meinung ausbilden, dass 
in Zürich von jeher der städtische Rath nur aus zwölf Glie- 
dern bestanden habe, von gleichem Rechte und keinen Ho- 
hem anerkennend. Das ist aber an sich überaus unwahr- 
scheinlich. Und in der That finden wir Spuren, dass es 
vormals anders gewesen 9! ). 

Sowohl der Vogt, als wohl auch in manchen Dingen 
der Schultheiss mochte ursprünglich dem Rathe vorgestanden 
haben. Vermuthlich wurde dieser Vorsitz aber unter der Herr- 
schaft der zähringischen Herzoge von diesen selten ausgeübt, 
indem sie nicht eigens zu diesem Behufc nach Zürich ka- 
men ; und so fiel cs dem inzwischen erstarkten Rathe nicht 
schwer, als das Fürstenthum aufgehört hatte, sich für die 


hauptung stutze , sagt er nicht. Vielleicht ist sie eine blosse Vermuthung, der 
nichts zu Grande liegt, als das Erlöschen des zähringischen Fürstenhauses. 

91) F r a um U n s ter a in t II. 284. 

92) In dar oben §. 6 Auni. 51. erwähnten Urkunde Heinrichs VI. wer- 
den die Judices vor den Consitiarii genannt. Die Judices sind wohl der Vogt 
und Schultheiss. König Konrad IV. schreibt 1242: ^Terlin advocato et uni- 
neraia civibus Thuric.” Neugart No. 931. Und noch 1290, als kein Vogt 
mehr iui Rathe sass, bedient sieb dennoch die Aebtissinn der alten Formel: 
„mit Rath des Vogtes, des Käthes und der Burger von Zürich.” Fraumün- 
steramt I. 614« 
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Zukunft den Vorsitz eines Vogtes geradezu zu verbitten. 
Der weniger gefährliche Schultheiss wurde wohl ebenso 
entfernt, aber, wenn er zugleich zum Rathe gewählt war, 
nicht ausgeschlossen. Diese Veränderung hing, wie ich 
vermuthe, zusammen mit der Veränderung in der Wahl des 
Rathes. Als dieselbe der Aebtissinn entzogen und der Ge- 
meinde zugetheilt war, wollte man auch keinen von dieser 
nicht gewählten Vorsitzer dulden. Der vom Kaiser ernannte 
Vogt wurde nicht in den Rath gelassen, aus Bcsorgniss, 
dass er den steigenden Anmassungen des Rathes im Wege 
stehe. Der nur von der nicht länger gefürchteten Aebtis- 
sinn bestellte Schultheiss wurde nicht länger als Vorsitzer 
geachtet, weil man eher umgekehrt seine Gerichtsbarkeit 
unter die Aufsicht des Rathes stellen wollte. Dagegen ver- 
wehrte man cs ihm nicht, wenn er das Zutrauen der Ge- 
meinde hatte, gleich andern Rälhcn gewählt zu werden 93 ). 

So scheint mir wird jene Sonderbarkeit eines hauptlosen 
Rathes begreiflich, die auf den ersten Blick allerdings 
auffällt, wenn man sieht, wie auch in den Schweizer Städten 
und zwar nicht bloss den mit Freiburgerrecht ausgerüste- 
ten 94 ), sondern auch in dem Kyburgischen und Oesterreichi- 
schen unserer Gegenden regelmässig ein Schultheiss an der 
Spitze des Rathes steht 9S ). 

93) Kichtebrief III. 5, „Wir der Rat vnd die burger sin getneinlich 
Uberein körnen , — swelch burger an deheiin Rate sitzet, das der nit 
sitzen sol an des vogtes stat ze geriebte die wile vnd die zit, so er an dein 
Rate sizzet.” Dazu ein alter Zusatz am Rande: „ Ouch sin wir also her- 
komen von alter gewonheit, daz dehein vogt ze zurich alle die wile 
er vogt ist, nicht ensol der zweluer einer sin an dem Rate.'* 
Schullhcissen kommen dagegen in den Rathsverzeichnissen öfter vor z. B. un- 
ter denen, welche die Pfaflenrichtung besiegeln, im Jahr J 30 4 ein „her hiber 
Schullheisse.” Vgl. auch oben Aum. 90. 

94) Z. B. Thun Urk. v. 1222. bei Walther Geschichte des berneri- 
schen Sladtrechts. Bern 1794. XX V. „den schultheissen den Rat vnd die 
burger von Tuuo” Bern und Freyburg in der Schweiz Urk. v. 1271 bei 
Walther LI II. „Dom. Conradus des Vinres Scultetue , contilium et uni - 
vereitae Fryburgo ex una parte et dom. Cuno de Bubemberc Scultetu e eon- 
siliurn et univereita* de Berno ex altera." Neugart No. 1040, 

95) So Luzero Urk. v. 1262. bei Ko pp Urk. zor Geschichte der eid- 
genössischen Bünde. S. 15. „Scultetum , co/uules ac univereitatem vül« 
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§. 9. Der Rath. 

II. Befugnisse desselben. 

Wir finden allenthalben in den deutschen Städten die an- 
fangs geringen Befugnisse der Stadträthe sich im zwölften 
und dreizehnten Jahrhundert mächtig heben. Es ist diese 
Erscheinung nicht auffallend, wenn inan bedenkt, dass der 
Rath von der Bürgerschaft, die in ihm vorzugsweise ihr 
natürliches Organ sah, sehr begünstigt wurde und dass bei 
dem zunehmenden Wohlstände der Städte und dem Verfalle 
der obern Reichsgcwalt es den Bürgerschaften leichter wurde, 
sich Selbständigkeit zu erringen. 

Der Rath von Zürich suchte seine Macht auszudehnen, , 
indem er die Rechte der Aebtissinn und des Vogtes von 
ihnen abzulösen und sich zuzueignen strebte, und es gelang 
ihm dieses Bestreben -zusehends. 

1) Die Befugnisse der Ortspolizei waren ursprüng- 
lich wohl die einzigen, um deren willen ein besonderer Rath 
niedergesetzt war. Auch in späterer Zeit beschäftigten sie 
den Rath vornämlich. Er hatte die Aufsicht über die städti- 
schen Bauten 96 ), die Feuereinrichtungen, die Glocken, die 
Lebensmittel 97 ) u. s. f. Auch übte er die Polizei über die 
Sitten aus. 

Ich führe dafür einige Stellen an, welche von den Sit- 
ten der damaligen Zeit Kunde geben. 

Richtebrief IV. 20. Ze deheinem brutloufe sol nit me 
hübscher lüte sin wan zwene Singer , zwene Giger vnd zwene 

nostre Lucernensi.*’ Burgdorf Freiheitsbrief ▼. 1316. bei Walther a. a. 

0. LXX. „Et illi XII Jur aU (sie werden vorher auch XII contule» ge- 
nannt) qui residentes sunt in villa, debent sedere cum Sculteto in juslilia et 
Scultetus similiter cum illis.** Winterthur. Weisth. v. 1297. „dengitoch 
der Schutthaisse vnd der rat ainen vogit ufTe den aid.” 

96) Zu diesem Behuf ernannte er fünf Bauherren. Richtebrief IV. 45. 

97) Besonders ausführlich sind die Bestimmungen Uber Weinrerkauf im 
V. Buch des Richtebriefs. Ich erwähne eine heitere Stelle: V. 26. „Swer 
der lantl'üle ärgern win danne rnsern lantwin fueren wil , der sol in 
rsservnt vnserm getwinge für fueren." Vgt. MS. 65. S. 6. b. 13. a. und be- 
sonders 34, b. wo für den Verkauf von Kräutern, Obst, HUhnern , Anken, 
(Butter) Ziger u. ». f. die erforderlichen Plätze angewiesen werden. 
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tociber. Der dis brichet , der git zehen pfvnt ze buoze der 
Slat. 

Richtebrief IV. 38. Es sint ouch die Rete vnd die 
burger geincinlich vher ein kamen, das man zer apteie iemer 
cwechlich ein Nagloggen lüten sol, so inan von wine gan 
sol. vnd sol man ie cnzwischen cün liitenne vnz dem an- 
deren alse lange beiten , als das man muessecblich gan mohte 
ein halbe railc"). 

Rathscrkenntniss von 1343. Stver naebtes nach der 
Nachgloggen gat ane liecht, das der git V § ze buosse als 
dikke es geschieht"). 

Richtebrief IV. 52. Stver der burger cs sin vrowen 
aide man dehein Grabstein machet , der lenger ist , dannc 
siben fuesse , vnd breiter danne drije fuesse , der git ein pfunt 
ze buoze. 

Rathserkenntniss von 1314 ,0 °). Man schribet allen 
Rctcn: Stver mist leit von licrn pfungen hus bis an des 
Messerers hus vnd von hern pfungen bis an hem tvemher 
Bibcrlis Gassen , der sol in von dannan nemen an dem drit- 
ten tage. 

Rathscrkenntniss von 1319 ,01 ). Man schribet allen 
Retcn : daz enhein Jude noch Jüdin von der kminben Mit- 
tetvochcn nach Imbiz vntz an den hohen Samstag daz man 
die Gloggen liitet, si oengen sol weder in venster noch an 
der straze vnd stvo si in ir hiisern da zwischent dehein ge- 
schrci oder gasschelli machent , dar vmb sol der Rat si bnes- 
sen vf den eit. 

Rathserkenntniss von 1319 ,ot ). Man schribet allen 
Reten ; daz ein ieglich froetvelin , die in offen hiisern sitzent 
vnd die tvirtin , die si bchaltent , daz die tragen süln ir jeg- 
lichs, stvenne si für die herberge gat, ein Rotes keppeli 
über ttverch vf dem houpte , vnd sol daz keppclin ze sarnen 
sin genat , kamt si in ein kilchen , tvil si daz kugellin abczie- 
hen, so sol sis vf ir achsel legen, vntz das sis aber wider 
vf gesetzet. 

9S) Dass hier nicht eine deutsche oder geographische Meile gemeint sein 
kann, ist einleuchtend. Im Mittelalter galten noch die allen römischen Meilen 
von 20 Minuleo , wie gegenwärtig in Italien und England. 

99) MS. 65. S. 32. a. 

100) MS. 65. S. 1. a. Vgl. oben §. 7 Anin. 67. 

i Ul) MS. 65. S. 4. a. 


. Digitized by Google 



Der Ralf). Befugnisse desselben. 


161 


Ra th serke n n tn iss von 1333 m ). Der Rat vnd die buc r 
ger sint überein homen der nachgeschriben gesetzte , diu stete 
beliben sol vutz an vnser frouwen abent nach sant frenen 
tag. Sw» ein burger ein spanmesser oder scheideinesscr treit, 
«las geuarlich ist , vvirt der verleidet , der sol ein halb jar 
von der slat sin. 

R a t hs c r k c n n t n i s s von 1333 ,M ). Es sol ouch nieman 
spiln mit würfeln hashartz : wan in dem brette vnd mit frou- 
wen mag man spiln anc geverde. 

Im Zusammenhänge mit dieser Sittenpolizei mischte sich 
der Rath selber in eheliche Streitigkeiten. So untersagte 
ef 1359 Herrn Jolt. Krieg alle Einwirkung und allen Ge- 
nuss in Rücksicht auf das Vermögen seiner Ehefrau , bis er 
sie besser halte und ihr fiirdcr Zucht und Ehre biete ,04 ). 

Von besonderer Wichtigkeit für die städtische Verfas- 
sung war die polizeiliche Aufsicht über die Gewerbe und 
Handwerke. Das ganze fünfte Buch des Richtebriefes han- 
delt davon und enthält Verordnungen sowohl über Handels- 
sachen, wie den Seidenkauf, den Geldwechsel u. s. f. , als 
über Fabrikation von Tüchern und über die Handwerke der 
Müller, Becker, Mczger u. s. f. 

Schon im zwölften Jahrhundert war die Aebtissinn ge- 
nöthigt, sieb gegen die Anmassungcn des Rathes, welche 
sie in der Wahl ihrer eigenen Handwerker beschränken wollte, 
bei dem Könige zu beschweren ,0i ). Es übte mithin damals 
schon der Rath Aufsichtsrechte über die Gewerbe aus, die 
sich dann natürlich auf Unkosten der Aebtissinn fortwährend 
steigerten. 

2) Der Rath sorgt für die Befestigung der Stadt, und 
die gehörige Bewaffnung der Bürger ,os ). Wenn er zur 

102) A. a. O. S. 52. a. 

103) A. a. 0. S. 54. a. 

104) MS. 65. S. 6S. b. 

105) Die oben §. 6. Mole 51 angeführte Urkunde. 

1 06) Riehtebrief 11. 22 — 24. IV. 42. und 43. Zuaal/ zum IV. Burk. 
,,Der R4t vnd die burger sint gemcinliche Uber ein komm; daz ein jeglich 
lUt bi dem eide. 4 daz si ton einander gant, in allen wachten Zürich hsrnesch 
sUln schowen, nid aber schaffen , daz er getchövrel werde, 4 daz si von «in - 
ander komen.” 

BltmUchli RechUftichichl«. 44 
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Aufrechthaltung der innem Ordnung weitern Beistandes be- 
darf, so ruft er die Bürger dazu auf. 

Richtebrief II. 11. Ob swein der Rat gerichtet, wil 
derselbe sinen has ald sin vientschaft an dehcin des Rates 
kcren , die dannc an dem Rat sint , die sülen in vristen vud 
schirmen vor gewalte vnd vor vnreht, vnd sulen des- 
selben ander bnrger man on bi dem eide. 

3) Seine Stellung in der Gerichtsverfassung wird später 
erörtert werden. Doch gehört es hieher, dass der Rath 
für Execution der Urtheilc sorgt; so weit solche von ihm 
ausgehen, oder doch in seine Strafcompetenz fallen ’ 07 ). 

4) Endlich fasste der Rath Beschlüsse und erliess Verord- 
nungen jeder Art, welche ihm im Interesse der Stadt zu 
liegen schienen. In dieser Stellung vornehmlich war der 
Rath indessen controllirt durch einen Zuschuss von Bur- 
gern. In einigen Stücken bedurfte er sogar der Zustim- 
mung der Gemeinde. 

J. 10. Die Räthe und Burger und die Gemeinde. 

Die Gemeinde aller Burger kam gewöhnlich nur 
zu Wahlen auf dem Hofe zusammen. Berathung und Ge- 
setzgebung war derselben in der Regel fremd. Ihrer Zu- 
stimmung Vorbehalten waren nur zwei Sachen von der höch- 
sten Bedeutung für die Stadt. 

Nämlich : Wenn sich mehrere Fürsten um das deutsche 
Königthum streiten, so soll sich nur die Gemeinde selber 
für einen erklären; und nur sie soll befugt sein, nöthigen- 
falls einen Schirmherrn für die Stadt zu wählen. 

Richtebrief II. 17. Alle die bnrger hant mit guo- 
tein Rate des gesworn, das wir anenheinherrengeu al- 
len, der gewerb ald krieg vmbe Roeinisches Ri- 
ehe hat, ald vndertenig werden, van mit gemeinem 
Ratevnd offenbereme gunst vndwilleu aller der 
b u r g e r. 

Richtebrief II. 18. Wir der Rat vnd die burger 
von zurich setzen gemeinlich, vnd hein sin ouch gesworn 


107) Hiehlebrief an ithr title Sltlltn. 
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zen heiligen offcnlich ze behallenne , das hie nach geschribe» 
isl: das die burger an enhein herren bomen sülu, 
wan mit gemeinem Rate der mengi von z iirich 10 *). 

Von dieser Gemeinde aller Burger ganz unterschieden 
ist der Zuzug der Burger zum Rathe, ein Institut, 
das sieh mit der Zeit zu dem wichtigsten der ganzen Staats- 
ordnung ausbildetc, Joh. von Müller ,03 ) verwechselt es in 
seiner Darstellung der alten Verfassung fortwährend mit 
der Gemeinde. 

In vielen Fällen verstärkte sich der Rath, nämlich durch 
eine Anzahl Ritter und Burger, welche er zu sich rief. 
Dieser so erweiterte Rath war dann in manchen Dingen 
als obere Instanz zu betrachten uo ). Namentlich konnten 
alle wichtigem Sachen von der Minderheit im Rathe , wie 
man es nannte, an die Burger gezogen, d. h. eben jenem 
durch die zugezogenen Burger vermehrten Rathe vorgetra- 
gen und dessen Eutscheid unterworfen werden. Nur wenn 
Bussen erkannt wurden , musste sich die Minderheit im Rathe 
der Mehrheit unterwerfen und die Sache durfte nicht wei- 
ter gezogen werden. 

Andere Sachen musste der Rath, auch wenn er unter 
sich einig war, dennoch an die Burger bringen, wie neue 
städtische Gesetze, Veränderungen des Richtebriefes, An- 
sagung von Fehden. 

Wenn daher der Ausdruck ; „Wir der Rath und die Bur- 
ger” sich findet, so hat man nicht an die Gemeinde sondern 
an diesen erweiterten Rath, der auch in der spätem Ver- 
fassung noch Räth und Burger heisst, zu denken. Nun die 
Belege für diese Darstellung; 

108) Aus dieser Stelle hat man oft herleiteu wollen, dass dje Handwerker 
Auch zur Gemeinde gehört hohen, indem der Ausdruck mengi sie uolliwendig 
umfasse. AU*r mengt heisst hier ganz dasselbe , was iu der vorigen Stelle 
bestimmter : alle die bürget*. 

109) Gesch. Schweiz# Eidg. II, S. 124, Nur gelegentlich bei der neuen 
Verfassung S. 1 52. Note 158. gedenkt er eiumal des Zuzugs von Burgern • 
ohne das Institut jedoch in seiner vollen Bedeutung zu erkenueo. 

110) Ist nicht die Formel: eives in Yillingen tarn tnajores quam mioores 

et ut plenius dicamus Universitas” *r. ,J. 1257 hei N u ugn r, t . I\uo. 960 eben# 
falls auf einen Crossen Halb zu be/u-hi) , jm Gegensätze zu dem kleinen? 
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Richtebrief III. 49. Swennc der Rat niht mvgen alle 
vber ein körnen, wil da der minder teil dem meren nibt 
volgen, so mag der minder teil sin Sache vnd sin 
ding furbas ziehen vnder die burger, vnd so die 
allegesamnotwerdent, diedanne der Rat darzuo 
wil, swes danne der mere teil überein komt, das be- 
schehe. 

Richtebrief III. 50. Mag der Rat vmb buoze nit en- 
hel werden , da en sol noch enmag der minder teil sin Sache 
vnder die burger nit ziehen: wan swes der mere teil 
vberein komt, das sol stete sin. 

Richtebrief IV. 53. Swas vf gesetzet wirt dur gerihte , 
vnd an brief gcschriben wirt , das sol in iegelieh Rat swer- 
ren ze behaltenne vnd nit abelan. Ist aber das die burger 
alle bi dem eide ein anders besser vnd weger dunket, das 
geschehe mitir aller wizzende vnd willen, dieman 
(nämlich der Rath) denne dar zuo besendet vnz an 
hundert, swas denne der mere teil vnder dien setzet, 
das sol stete h.eliben. 

Richtebrief II. 1 . Der Rat sol enhein vrluge nemen 
mit dem lantman, wan mite der burger wissende vnd willen. 
Die Zahl dieser zugezogenen Burger war Anfangs un- 
bestimmt. Wach der dritten Stelle sollten in der Regel bis 
auf hundert berufen werden. Wach einer andern, wohl spä- 
tem, wurden von jedem neuen Rathe Zweihundert oder 
mehr besendet, welche ihm Wamens der ganzen Bürger- 
schaft schwüren mussten. 

Richtebrief Zusatz zu III. 4. Der Rat vnd die bur- 
ger sint gemeinlich überein körnen; Swenne man einen Rat 
sol nemen, daz man der Burger zwei hundert oder 
me sol besenden, die s werren vnder dem Rat, so danne 
an sol gan. 

Unter diesen zugezogenen Hundert oder später Zwei- 
hundert mochten, der Sitte gemäss, die gewesenen Räthe 
der vorigen Drittelsjabrc wohl stets mitgcladcn werden. 

Rathserken ntniss vom Jahr 1335. Der Rat vnd die 
bnrgere Zürich sint gemeinlich überein körnen, — das die 
*' XXXVI der Reten Zürich vor an vnd dar zuo der 
burger sovil sodenRatguot dvchte, gesworn haut 
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gelerte eide ze den heiligen vnd fürhas heissen suln swerren 
swen ein Rat danket, daz es notdürftig ist ***). 

Und so sind denn die Zweihundert, nachdem sich 
einmal diese Zahl durch Gewohnheit festgesetzt hatte, ver- 
bunden mit den XU Rathen, die Grundlage und der An- 
fang des spatem Grossen Rathes, welcher fortwährend 
die Zweihundert hiess, obwohl Rath und Burger immer 
aus 212 Mitgliedern bestanden. 

5* 11. Gerichtsverfassung der Stadt. 

A. Der Vogt und Rath. 

Die gaugräfliche Gerichtsbarkeit war auf den Reichs- 
vogt tibergegangen. Doch ist dieselbe zurZeit des Rich- 
tebriefes bereits sehr geschmälert, thcils durch die ausge- 
dehntere Immunität der Aebtissinn, theils und vornehmlich 
durch die Usurpation des Rathes. 

Das Blutgericht, welches nur von dem Reichs vogte 
gehegt werden konnte, wurde nach alter Sitte noch auf 
dem Lindenhofe im Freien gehalten. Wir haben noch ein 
unter dem Vorsitze des Reichs vogtes, der von des Kaisers 
Gewalt zu Gerichte sass, atisgefälltes Todesurtheil vorn Jahr 
1376. Vor dem Vogte Johann Oelazapf erschien der Bür- 
germeister Riidgcr Mancss als Klä'gcr sammt seinem Für- 
sprechen und klagte auf Pliclaus von Tann, Schickli genannt, 
mehrere todeswürdige Vergehn, die indess nicht näher be- 
zeichnet werden, „so dass er besser und weger tod wäre 
als lebend.” Der Beklagte berieth sich sodann mit seinem 
Fürsprechen, gestand die Vergehen ein, und auf die Frage 
des Vogtes wurde von ehrbaren Leuten zu Recht gefun- 
den, dass Schickli des Todes schuldig und zur Enthauptung 
zu verurtheilen sei. Unter den als Urtheiler erwähnten ehr- 
baren T.,euten finden wir mehrere damalige Räthe und Zunft- 
meister, jedoch urtheilte nicht gerade der Rath. Als Ur- 
thciler wurden zehn Männer mit Namen genannt und dane- 
ben beigefügt : und andre ehrbare Leute viel ; so dass man 


Hl) MS. 65. a. tf. . 
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deutlich sieht , das Gericht war nach alter Weise . kein ab- 
geschlossenes , sondern ein wahres Volksgericht 

Indessen war sehon damals das Blutgericht des Vogtes 
nicht viel mehr als eine Form, deren man bedurfte, um 
die Todesstrafe Zu rechtfertigen. Die ganze Untersuchung 
nämlich ging von dem Rathe selber aus, wie eine Menge 
in den Rath- und Richtbiichcrn aufgezeichnete Beispiele be- 
weisen. Und erst, wenn der Rath sicher war, dass in Folge 
seiner Nachforschungen und aufgenommenen Verhöre der 
Beweis des Verbrechens gesichert sei, brachte er die Sache 
an das Gericht des Reichsvogts xo ). 

Die ganze übrige Strafgerichtsbarkeit dagegen scheint 
der Rath schon im dreizehnten Jahrhundert völlig an sieh 
gerissen zu haben. Das erste Buch des Riehtebriefes „von 
manslaht (Todschlag) vnd vonfreveli” handelt von deH mei- 
sten damals bekannten Verbrechen und setzt die Strafen fest, 
auf welche der Rath erkennt und für deren Vollzug er sorgt. 
Und selbst, wenn ein Verbrechen in dem Richtebriefe nicht 
vorgeschn ist, der Nutzen und die Ehre der Stadt aber seine 
Bestrafung fordert, kann es der Rath beim Eide bestrafen. 

Richtebrief II. 16 . Swas vnzuht vnd ubels in der Stat 
geschiht, des man au dem richtbrieue noch an dtsem buoche 
niene vindet vnd doch buozwirdig ist, vnd swas si kunnen 
erdenchen bi ir eide, das sich ze guotein gerichte vnd der 
Stat ze nutze vnd ze eren vnd ze guote geziehe , vnd der 
Stat guot si , das sol an des Rates eide stan vnd ir bcschei- 
denheit, wie si das gefiirdern vnd gebesseren. 

Wie weit die Uebergriffe des Rathcs in dieser Hinsicht 
reichen, zeigen besonders die Bestimmungen über die Be- 
strafung des Mordes deutlich. Mord wurde damals wie über- 
haupt die meisten scliwercnVerbrechen nach gemeinem Rechte 
unzweifelhaft mit dem Tode bestraft ,u ). Es hätte mithin 
hier der Vogt Gelegenheit erhalten, das Blutgericht zu hal- 
ten, Nun ist aber auch dieses Verbrechen in dem Richte- 


112) Absch. iii d. Corp. Diplom. Nor. des Staatsarchivs VII. S. 587. 

113) Vgl. auch Donandt Geschichte des Bremer Sudtrechts* I. 8. 182 ff. 

114) Sachsenspiegel II* 13* Schwabe nsp # 1-49. 
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briefe mit einer Strafe bedroht, auf welche der Rath er- 
kennt. 

Richtebrief I. 1. Ob ein Burger den andern bur- 
ger, der in disem gerillte wonhaft ist, mordet. 

Swa ein burger den anderen burger, der in disem ge- 
rihte wonhaft ald gesessen ist , vnd in des ricbes vnd des 
geriebtes vride menlichein wissende ist gewesen , slat zc 
tode an dien trüwen, daz sol im gan an alles sin guot, 
das er nsse vnd inne hat, vnd sol in die stat nie- 
mer körnen' 1 *), kamt er dar über in die stat, daz sol 
der Rat mit allen bürgern werren vf ir eit. 

Die Strafe ist somit nicht der Tod, worauf der Rath 
ohne den Vogt gar nicht erkennen könnte, sondern Ver- 
weisung und Confiscation. Dafür kann der Rath sorgen, 
und so erlasst er denn seine Strafandrohungen gleich als ob 
es keinen Reichsvogt gäbe , oder vielmehr recht absichtlich 
so , dass der Verbrecher diesem nicht überliefert wird. 
Rechtlich hätte der Rath den Vogt gewiss nicht hindern 
können, den Mörder zu ergreifen und über ihn das Blut- 
gericht zu verhängen. Aber er will doch seinerseits nicht 
dazu verhelfen, und scheint es gerne zu sehen, wenn der 
Verbrecher entfliehen kann. Diese freilich nirgends ge- 
rade ausgesprochenen Tendenzen des Rathes werden nocli 
klarer aus dem Gegensätze , wo der Verbrecher kein Bur- 
ger sondern ein Landmann ist. 

Es findet sich nämlich in dem Richtebrief ein etwas 
späterer Zusatz, der indessen jedenfalls noch in das vier- 
zehnte Jahrhundert , und vermuthlich in die erste Hälfte 
desselben gehört, eingeschaltet, folgenden Inhalts ,ll! ): 

„Wir der Bürgermeister, die Rät vnd burger gemein- 
lich der Stat Zürich haben e wenklieh gesetzet: als wir 


115) Für blossen Tod schlag ist die Strafe geringer, nämlich 10 Mark 
Silbers und Riederreissung des besteu, dem Todschläger zugehörigen Hauses. 
Richtebrief !. 4. 

116) In dem alten Richtebrief selber I. 14. heisst die Stelle kür/er 
so : ,,lsl aber daz der lantman eiuen burger rc tode s'al, so git er zweti/-ig 
uuurcJi. Wirt er geuangen , so sol inan in entwürteo für den vogl ald svrer 
an dez stat sitzet rnd sol man ab itne rillten nab urteilde.” 
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Von Rümtschen keysern vnd hängen gefryet Vnd' begnadet 
syen, wo dehein lantman in vnser Stat bunt vnd ein an- 
dern lantman ein Borger ald der in der Stat wonhaft ist 
angrifl'et mit Rüil'en mit siahen mit wunden mit Manslecht 
ald mit andern Sachen , daz der dar vmb sol liden all die 
buoss die an dem brief ald vf vnsren bnochen gesetzet oder 
geschriben sint. Ist aber da/, der lantman einen burgcr 
ald einen andren lantman ald der in der Stat wonet, ze 
tod slat, so git er XX March zc buosse; wirt er 
aber vff der getatt oder darnach in vnser Stat gefan- 
gen: so sol inan inn antwiirten fiir den vogt, 
ald vVer an des vogtes stat sitzet < vnd sol man ab im 
richten Bar gegen Bar nach vrteil. Wer aber zuo 
den ziten , daz man ab solichen lantliitcn , ald von d e- 
heinem andern schedlichen Mau, der den tod 
verschuldet hett, Richten sült, enkein vogt: ald daz 
ein vogt ald der sin stat haltet, nicht in der stat wer, 
oder daz si den Räten gerichtes nicht helfen fvoltent , sd 
hingent der Bürgermeister vnd die Rätt Zü- 
rich ab allen Inten, die den lih verschiildent 
Richten nach Recht * 17 ). ; 

Der Rath straft zwar auch den Landmann , der den 
Tod verschuldet, am Vermögen, überliefert ihn aber doch 
dem Vogte fiir das Blutgericht , wenn er seiner habhaft 
wird. Das wurde oben mit Bezug auf die Burger recht 
absichtlich verschwiegen ,IS ). 

Diese ganze ausgedehnte Strafrechtspflege des Rathes 
halten wir somit fiir eine angemasste. Allein mit der Zeit 
konnte sie sich dennoch ganz festsetzen und rechtlich wer- 
den. Die Erscheinung ist indessen doch nicht sehr auf- 
fallend. Der Rath hatte ein entschiedenes Interesse an der 
Aufrechthaltung der innem Ordnung der Stadt und konnte 
somit auch von diesem Gesichtspunkte Straflosigkeit der 
Verbrecher nicht dulden, und sein eigenes Einschreiten 
rechtfertigen. 


117) Man vergleiche den Scliln*« mit dein Privilegium Kaiaer Adolf* von 
1293. Oben $. 5. Anm. 47. 

US) Vgl. damit die Errahlting bei Hirzel Züricher Jahrbücher; Zürich 
JS14. I. S. 121. . •« • ■• / 
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Die Mittel , welcher er sich bediente, waren wieder 
klug gewählt. Zu den Todes- und Leibesstrafen, deren 
Anwendung sich inzwischen ausserordentlich vermehrt halte, 
war er nach den allgemein anerkannten Rechtsgrundsätzen 
nicht befugt. Dagegen konnte ihn nicht leicht Jemand 
hindern, Geldbussen cinzutreiben , das Haus des Verbre- 
chers in der Stadt niederzureissen , ihn aus der Stadt zu 
verbannen. Und so drohte er denn auch nur diese Strafen 
an. Selbst die Freiheitsstrafe kommt in der Regel nicht 
vor, Und wo von dem Gefängniss die Rede ist, erscheint 
dasselbe nur als Schuldgefangniss , das dann freilich auch 
ftir die Verbrecher angewendet wird, welche die Busse 
nicht zahlen können ,w ). 


•419) Alter Zusatz zuin ersten Buch des K ic b t e b r i e f s 1 Wenn ei* 
Verwiesener sich in der SUdt betreten lasst , ,,vnd ist der geuangene dann« 
schuldig z. e buoze X mark a!t drob«: So siut die rele bi dein eide ge- 
bunden in ze beballenne in wellenberc ein gantz iar an alle tegedinch , 
ez si dann« so verre ob er bilrgen vmb sju buoze gebe.” FUr 
geringere Busse bleibt er kürzere Zeit gefangen. Nur eiuinal finde ich io 
einem Anhang zum ersten Buche des Richtebriefs einer Leibesstrafe erwähnt. 
Wenn nämlich einem toiii Rathe Frieden geboten wurde, und er bricht ihn 
dennoch, indem er den Gegner verwundet, und kann nunmehr die Bus*« nicht 
bezahlen, ,, dem Söl inan die h.wt abe slahen. entwichet er, so sol er iemer 
von der slat sin, kuint er dar Uber iendert io der stnt gerichte , wirt er be- 
griffe o , so sol mao im abir die hant abe slahen, ob er der buosse nit ge- 
riebten mag.” Aber auch da ist die Leibesstrafe nur eventue! angedroht. Im 
Jahr 1335 MS. 65. S. 18 a. wird dagegen einer Weibsperson Blendung ao- 
gedroht, wenn sie sieb wieder betreten lasse innerhalb 10 Meilen von deh 
Stadt. Und in einem Rathsschiusse von 1317 beisst es : ,,Man sehribet allen 
Reten vmb boger ofener, swa der begriffen wirt, daz man im die zvngeu vs 
dem halse snide , vnd die slat eweklich verbiete.” MS. 65. S. 3. a. Einer 
merkwürdigen städtischen Strafforin gedenkt Tschudi Chronik I. S, 1SJ?, 
nämlich der sogenannten Schnelle ,, Dicselb Schnelle was ein Korb, der 
stund hoch embor und was ein uusobre wüste Wasser - Pfützen daruuder , in 
selben Korb salzt man die Lüt so etwas verschuld haltend vnd gab man 
Inen daritm weder Essen noch Trinken, vnd wann Er vs dein Korb wolt, 
musst Er in die wüst Pfützen fallen vnd sich verwüsten zu einem Zeichen , 
dass er mit Beschiss vinbgangen. Nuu was all weg eia gross Volk, so zv- 
luget vnd dess Schimpfs lachet.” Die Anwendung dieser Strafe auf einen 
Bäcker Wackerbold , welcher unwährbafte Brode gebacken, im Jahr 1230 g 
hatte für die Stadt sehr unglückliche Folgen ; indem Wackerbold aus Rache 
eine grosse Feuersbrunst erregte, durch Welche ein bedeutender Theil der 
Stadt eingeäschert wurde. Man höre darüber Tschudi: ,, Er schnell tnm 
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So erkläre ich die Milde der Strafbestimmungen iin 
Richtebrief, die keineswegs als blosser Ausfluss der Hu- 
manität des Ratbes anzusehen ist ,so ). Daneben muss man 
sich zwar immer noch die rechtliche Möglichkeit denken, 
dass der Reichsvogt, unbekümmert um diese Bestimmungen, 
sein Blutgericht gehegt habe. Allein faktisch geschah das 
doch wohl wenigstens in späterer Zeit selten oder nie mehr. 

Denn am Ende war doch alle wahre Macht in dem 
Rathe, und der Reichsvogt, der schon im dreizehnten Jahr- 
hundert gewöhnlich ein blosser Bürger der Stadt war, 
vermochte theils an sich nicht viel, theils wird er nicht 
gewagt haben, während der zwei Jahre seines Amtes sieh 
mit dem Rathe zu verfeinden. Zudem waren seine Ur- 
theiler regelmässig wieder Bürger der Stadt Zürich und 
wirkliche oder gewesene Rä'the, und wie konnte er das 
Urtheil exequiren, wenn der Rath ihm entgegenstand ,SI )? 

Damit indess es desto minder einem einfallc , gegen diese 
Rechtspflege des Rathes Einwendungen zu erheben, wurde 
verordnet : 

Richtebrief ITI. 31. „Das nieman schaffen noch 
werben sol daz ieman vnib dchein buoze bitte. 

Bete oueh dehein pfafte , rittcr aide burger ein k ü u i g 
atd ein künigin , ein Bischof ald ieman andrer, swic 
si geheissen sin — — — der sol geben zwo march ze buoze, 
der pfaffe sinem Gothuse rnd dein Spital vnd in die sile , 
vnd der burger der Stat.’’ 

Aus demselben Grunde, um sich ihre eigene Gerichts- 
barkeit im weitesten Sinne nicht bloss zu erhalten, son- 
dern vor jeder Einwirkung anderweitiger Reichsgerichte zu 


Statt-Thor hinus darvon : do begegnet Iw uff dem ZUrichberg ein Frow, die 
sprach zu Im: Warumb flUchst du und siebst, dass es so übel io der Stall 
gat? da antwortet Ir der Basswicht : Sag denen von Zürich, ich Wackerbolt 
liabs geton ; dann als ich 114 dem Korb ins Kat gefallet) sige , hab ich mich 
wider müssen waschen und diss Für gemacht mich ze tröchnen , und ob si 
«cbon jetzt weiotnd, so gedeockent daran, dass si domalen all miner ge- 
lachet.” 

120) Ebenso waren auch in Ulm Geld- und Verbannungsstrafen die regel- 
mässigen. Jag er ’s l>Uu S. 1 20. 121 

121) Vgl. Kichtebnef UI. 17. 
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verwahren, suchte auch die Stadt von den Königen solche 
Privilegien nach, und erhielt dieselben wie andere Reichs' 
Städte IJ2 ). 

Was der Vogt von der alten Civilgerichtsbarkeit 
erhalten habe, ist nicht recht klar. Jedenfalls scheint diese 
nieht weniger als die Strafrechtspflege durch den Rath und 
den Schultheissen bedeutend geschmälert und verkümmert 
worden zu sein. Streitigkeiten über achtes Eigenthum ge- 
hörten ursprünglich vor sein Forum. In späterer Zeit aber 
mochte man sich in solchen Dingen an den Rath wenden, 
oder noch eher an den Schultheissen, nachdem überhaupt 
in Folge der städtischen Verfassung und der Entwickelung 
der bürgerlichen Freiheit die Unterscheidungen zwischen 
freiem Eigenthum und abgeleitetem Eigenthum sich ver- 
loren hatten, zumal, bei öfterer INichtbesetzung der Vogt- 
stelle oder Abwesenheit des eigentlichen Vogtes das Schult- 
heissengericht eine geeignete Stelle schien, jene Redürf- 
nissc zu befriedigen. 

Jedoch wird auch für Civilsachcn zuweilen der Vogt 
noch erwähnt, so 

Richtebrief III. 17. Sucr vmb gelt dem gerichte 
vberhürig wirt vor dem schultheissen ald vor dem vogte, 
also das si vf ir eit nement, das si das niht gerichten »lü- 
gen , die svn es danne dem Rate künden ; 
aber in einem Zusammenhänge, woraus sich zeigt, wie 
sehr der Vogt der Beihülfe des Rathes bedurfte, um sich 
Gehorsam zu verschaffen, und mit Bezug auf Geldsachen, 
nicht auf Eigen. Ebenso in folgender Stelle: 

Rathserkeuntniss s. d. Man schribet allen Reten: 
sivas von dem Vogte an den Rat kämet, in 7.e gewin- 

122) Privilegium Kaiser Rudolfs r. J. 1273 im Corp. Dipl. N, VII. 
1175. ,,Volentes dilectos cives nostros Thuricense s et o/nnee alias civi* 
totes nobie et imperio attinenlee hac gratia praerogaliva gaudere , ut nullue 
eilra hujusinodi ciritates super quacuoqne causa in judicimn evocetur , ,sed si 
quis contra cives dictorum locoruin atiquid babuerit actiouis , corain judice 
civitatis actione proposita recipiat quod esl justuin ; siogulis ac universis 
nostris ojftciultbus , judicibu 9 et ftdeltbut dauius praesentibus in mandatis, 
ne contra praesentis nostri decreti tenorem cives praedictos extra suain civi- 
tatein super quacunque causa audeant evocare Seither oft bestätigt und spater 
■oeb sehr erweitert, wie wir im dritten Buche sehen werden. 
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neue , es si vmbe zinse, vinli lüne, alder ge s len, das 
oach das des- Rates Knecht, dem das danne empfolhen tvirl, 
in gewinnen sol bi der tag zit vnd morncndcs bi fünf schil- 
iingen vntz an den dritten tag, vnd von dannenbin tage- 
lich bi einem pfvnde vntz an den fünften tag u. s. f. in ). 
Solchen Dingen hat daher der Vogt selber schwerlich 
mehr oft vorgesessen , sondern sich eher durch einen Ver- 
weser vertreten lassen , wesshalb denn dieser in dem Rich- 
tebrief auch mehrmals erwähnt wird l2 -‘). 

Ebenso beziehe ich die folgende Stelle auf diese Ci- 
vilgerichtsbarkeit. 

Richtebrief I. 38, Mieman der burger ald der lant- 
lüte sol vor vogte ald vor dem schultlieisscn vor gerihte 
dem andern ze rclit stan, wan in dem Rihthuse an der 
Brügge, es en si danne daz man grosse witi darzuo 
bedurfi ane var ,M ). 

Der grossem Weite bedurfte man vorzüglich beimBlutge- 
richtc, welches daher immer noch im Freien gehalten wurde. 

Darf man vielleicht annchtnen, die civilrechtlichc Com- 
petenz des Vogtes und des Schultheisscngcrichtes sei dein 
Gegenstände nach so ziemlich dieselbe gewesen, habe sich 
aber nach den Personen unterschieden, in der Meinung, 
dass die Burger vor dem Schultlieisscn , die Landlcutc vor 
dem Vogte belangt wurden? 

Die Civilgerichtsbarkcit des Rathes scheint sich wie- 
der an seine polizeilichen Befugnisse angeschlossen zu haben. 
Wie er die Vergehen, welche die öffentliche Ordnung stör- 
ten, biisste, so sorgte er auch für die Execution in Schuld- 
Sachen , richtete über die Verhältnisse der Giseischaft und 
urtbeilte Uber Baustreitigkeiten IJ0 ). Für Beitreibung der 
Schulden setzte der Rath besondere Eingewinner nieder w ). 

123) MS. 65. S. 2S. i. 

124) Richtebrief I. 14. (oben Amn. 116) III. 5. 

125) Die Worte an der brugge sind nachher wieder durchgestrichen wor- 
den. Ceber den Ort vgl. Vögelin A. Z» Anm. 27 und 233. Indessen 
ist es ein Versehen, wenn Vögelin meint, die obige Stelle des Richte- 
briefe sei auf die Sitzungen des Rathes zu beziehen. 

126) WS. 138. a. S. 49a. 

127) Erkenntnis« ». 1324. M$i 65. S. 8. e. ,,D«a ein »glich Rat 
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Daneben wurden auch gewisse Rechtsgeschäfte, welche 
der Bestätigung bedurften, namentlich Gemächde und Lcib- 
gedinge, vor Rath gebracht und dessen Einwilligung nach- 
gesucht 12S ). 

>. 12. B. Der Schultheiss. 

Das Amt des Schultheissen steht jedenfalls in Ver- 
bindung mit dem Amte des vormaligen Centgrafen, sowie 
auch alte alamannische Glossare den Ausdruck centenarius 
durch Schultheiss verdeutschen l25 ). 

Der Schultheiss ist daher nicht als blosser Unterrichter 
oder Vcrvvcscr des Vogtes zu betrachten, sondern viel- 
mehr ein ständiger Richter mit eigener Amtssphärc. Das 
schlicsst denn freilich nicht aus, dass nicht in manchen 
Städten der Schultheiss eine doppelte Stellung gehabt habe , 
einmal als eigentlicher Schultheiss und iiberdem als Unter- 
vogt. Aber eben so gut konnte diese Verbindung zweier 
Amtssphährcn inangeln , und die ursprüngliche und wesent* 
liehe Stellung des Schultheissen ist jedenfalls nicht in der 
blossen Stellvertretung des Vogtes zu suchen ,3 °). 

In Zürich wird der Schultheiss ausdrücklich von dem 
Stellvertreter des Vogtes unterschieden und während dieser 
nicht im Rathe sitzen durfte, hinderte niemand jenen zum 
Rathe zu gehen U1 ). 


— täglich klag sol hörren — riub frefin vud vinb Giseischaft vnd von ge- 
rieht* Uberhöri.” Richtebrief III. 1 7. 28. Diplom, der Propstei 
Bl. 101. b. r. J. 1314. Rathserkenn tni ss v. 1332. MS. 65. S. 13. b. 
v. 1341 S. 19. b. v. 1364 S. 18. a. 

128) Zusätze zum IV. Buche des Richtebriefs. 

129) v. Arz Geschichte von St. Gallen I. S. 44. Ueber das deutsche 
Wort, alt hochdeutsch scirid heizo , herzuleiten von sculd (Schuld) und heissen 
(exactor) nicht von scullen vgl. J. Grimm D. R. A. S. 7 55. 

130) In Winterthur ist der Schultheiss zugleich Stellvertreter des Lan- 
desherrn. Freiheilsbrief v. 1297. $. 2- Vgl. Freiheitsbrief von Burg dort 
von 1316 bei Walther a. a. 0. S. LXVIH. unten und Jager’s Ulm S. 104. 

131) Richtebrief I. 14. III. 5. Oben §. 8. Anm. 93. Die Dar- 
stellung Vogelin* A. Z. S. 147 ist daher zu berichtigen. Als Stellver- 
treter des Schultheissen wird ein Ua t e r s c h u 1 1 h e i ss erwähnt. Raths- 
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Als die Aebtissinn die niedere Gerichtsbarkeit liber die 
Stadt erwarb, so erhielt sie auch das Recht den Schult- 
heissen zu ernennen, ein Recht, welches ihr von Seite des 
Käthes in der That niemals verkümmert worden zu sein 
scheint ’ 32 ). 

Der Einfluss des Rathes auf das Schultheissengericht 
war aber schon frühe sehr gross. Die Urtheiler in diesem 
Gerichte waren, wenn auch nicht ausschliesslich, doch vor- 
zugsweise Mitglieder des Rathes. Die Execution war ohne 
die Mitwirkung des Rathes unmöglich und auch die Sta- 
tuten , welche Räthc und Burger erliessen , mussten un- 
zweifelhaft von dem Gerichte berücksichtigt werden. Zu 
Anfang der folgenden Periode sehen wir den Rath sogar 
eine direkte Aufsicht über die Verhandlungen des Schul t- 
heissengerichts ausüben. Das Alles musste die Vorstellung 
ausbilden, dass der Rath über diesem Gerichte stehe, ge- 
wisserinasseu als zweite Instanz, eine Ansicht, die in der 
dritten Periode ganz ausgebildet hervortritt. 

Wie indessen auf der einen Seite das Gericht des Schult* 
heissen immer mehr dem Rathc untergeordnet wurde, so 
finden wir auf der andern Seite die Competenz jenes 
Gerichtes sich ausdehnen über den ursprünglichen Ge- 
schäftskreis des Centgrafen. Dieser durfte über alle Dinge 
sprechen, ausgenommen über Leben, Freiheit und Eigen- 
thum ,3J ). Dieselbe Competenz wird in dem alten Strass- 
burger Stadtrechte dem Schultheissen zugeschricben , indem 
sich dasselbe positiv dahin ausdrückt, er solle richten über 
Diebstahl, Frevel und Geldschuld ,31 ). Vergleichen wir da* 

erkenntnisi r. 1332 MS. 65. S. 13. b. v. 1348 6. 16. a, Auch in Ulm 
kommt neben dem Schattheissen ein U n ter v o g t ror. Jäger ’s Ulm S. 107, 
ln Frankfurt eia Unlerschultheiss, Ficbard a. a. O. S, 65. 

132) Ich scbliesse das daraus, dass die Aebtissinn noch im sechszehnten 
Jahrhuudcrt, unmittelbar vor dem gänzlichen Untergänge der Abtei, den 
Schultheissen wählte. Für die allere Zeit sind die Belege seilen. Doch zeigt 
sich aus mehreren Urkunden deutlich , dass der Schnltbeisss eiu Mipistenale 
der Aehtissmu war. Neugart No. 909. v, J. 1221, Fr a umüusteramt 
II. 376. 439 und 443. 

133) Obeu Buch I, $. 9. Aum. 60. 

134) Eichhorn Zeitschrift I. S. 22 1, 
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mit die Andeutungen über die Competenz des Züricher 
Schul theissen, so scheinen die Streitigkeiten über Geld- 
schuld auch den Hauptgegenstand seiner richterlichen 
Thätigkeit ausgemacht zu haben 13S ). Ebenso mochte der 
Schultheiss über Klagen wegen (minder bedeutenden) Dieb- 
stahls, oder über geringe Frevel richten. Denn zu dieser 
Annahme passt es trefflich , dass der Kichtebrief, wo er 
von den Verbrechen spricht, welche der Rath bestrafe, 
des Diebstahls nicht gedenkt. 

Aber darauf beschrankte sich die Gerichtsbarkeit des 
Schultheissen wenigstens spater nicht mehr. Darin freilich 
sehe ich keine Ausdehnung der ursprünglichen Competenz, 
wenn vor dem Schultheissengerichte für Frauen oder Kinder 
ein Vogt nachgesucht wird, der sie bei gewissen Rechts- 
geschäften oder bei Processen vertrete; denn das mochte 
auch dem ursprünglichen Centgrafen zugestanden haben. 
Wohl aber wurden nun auch Streitigkeiten Uber Eigen und 
Erbe vor das Schultheissengericht gezogen. Und das ist 
allerdings neu. 

Darauf scheint mir der allgemeine Ausdruck III. 20 des 
Richtebriefes hinzuweisen: „Swer hcinlich vfdes andern 
guot klagt, der sol es offenen vor dem schultheis- 
sen, vnd dien bürgeren inrvnt aht tagen.” 

Und noch bestimmter beweist dafür eine auch in anderer 
Beziehung merkwürdige Urkunde vom Jahr 1314 über den 
Verkauf von achtem Eigen, die vor dem Schultheissen ge- 
fertigt wurde. 

Allen die disen brief seiten t — — kund ich her Ruod. 
von Lunkoft Ritter Schultheisse Zürich, das für mich 
kamen, da ich Zürich offenlich ze Gerichte sas, Joban 
Schafli burger Zürich vnd Johaus vnd Verena sinü kint, 
vnd baten mit ftirsprechen zervarne an offener vrteilde, 
ob süir eigen guot vnd ir vaters Johan Schaflins recht 
libdinge, das gelegen ist zc winingen — — verkofen wol- 
tin mit ir vaters des vorgenant vnd ander ir fründen guust 


135) Richtebrief III. 17 ff. 45 ff., wo fortwährend davon die Hede 
ist, dass man vor dem Schultheissen ujn Geld klage. 
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vnd guotein willen , durch das der Kind eins damit beraten 
wurde , wie si das milchten getuon , das es kraft helle. Dar 
vrnhe fragte ich erbere Lüte uf den eit; die erteilten 
gemeinlich , swa sich Johans Schafli des libdinges — wille- 
klich und frilich entzige au ininc hant vnd an der Rin- 
den vogtes hant zir wegen, vnd sich ouch danne dü 
hint mit ir vogtes hant willcklich des guotes entzigin — 
an des hant, der es gekouft hette, das das wol kraft 
haben moehte. 

Johann Schafli verzichtet sodann auf das Leibding, die 
Kinder „mit ir rechtes vogtes hant Niclaus Chuogates, 
der dien zwein kinden ouch vor mir mit rehter 
vrteilde vnd mit Johans Schaflins willen ze 
vogte geben wart” zu Gunsten des Käufers, der Prop- 
stei Zürich, auf ihr Eigenthum für den Kaufpreis von 19 
Mark Silbers. Das Gut wird in der Urkunde nochmals 
als der „vorgenant kinden recht eigen vnd ir muotcr seligen 
fron Elsebethen rcht Morgengabe" bezeichnet und von dem 
Schultheissen gesiegelt lj6 ). 

Man darf sich auch über eine solche Ausdehnung um 
so weniger verwundern, als die Geldgeschäfte in dem städ- 
tischen Verkehr eine ganz andere und viel höhere Btdeur 
tung erhielten, als vormals, mithin der Unterschied zwischen 
Streitigkeiten um Eigen und solchen um Geld sich nicht 
mehr wie früher als ein Unterschied zwischen wichtigen * 
jtnd unwichtigen Sachen darstelltc. 

I • . ' i • ► 

§. 13. C. Ucbrige Gerichte. 

1) Von dem Lehen- und Hofgerichte der Acb- 
tissinn war oben schon ausführlich die Rede. Dahin ge- 
hörten die Streitigkeiten über das von der Abtei hergelei- 
tete Lehen-, Zins- oder Erbgut. Die Schuldstreite der 
Angehörigen der Abtei kamen daher vermuthlich an das 
Schulthcissengericht, zumal ja der Schultheiss ein Beamteter 
der Acbtissinn war. 


.13.6) Diplom. der Pvopstei S. 145. b. 
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2) Die Pfaffenrichter. 

Den Rittern und Burgern gegenüber steht die städtische 
Pfaffhcit. An ihrer Spitze finden wir drei Pfaffcnrichter, 
wie an der Spitze jener den Rath. Sie werden alljährlich 
vor Maien von der Aebtissinn und den sänuntlicben an- 
wesenden Chorherren der beiden Münster , einer aus den 
Chorherren der Abtei und zwei ans denen der Propstei je 
auf ein Jahr gewählt ’ 37 ). 

Durch einen Vertrag der Bürgerschaft mit der Pfaffheit 
vom Jahr 1304, der als sechstes Buch ebenfalls mit dem 
Richtebrief verbunden wurde und auch die Bestätigung des 
Bischofs von Constanz erhalten halte , wurden die Bestim- 
mungen des Richtebriefs auf die letztere ausgedehnt. Wenn 
daher Frevel an einem Pfaffen oder von einem Pfaffen 
verübt werden, so erleidet der Schuldige in beiden Fällen 
die nämliche Strafe , nur muss der Burger vor seinem 
Rathe, der Pfaffe vor seinen Pfaffenrichtern verklagt wer- 
den 13a ). Die halbe Busse des Laien gehört der Stadt, die 
halbe des Pfaffen der betreffenden Propstei oder Abtei, die 
andere Hälfte in beiden Fällen dem Spital 13a ). Reichen die 
Executionsmittel der drei Richter, des Capitels und des Bi- 
schofs nicht aus, um einen Pfaffen zur Strafe zu ziehen, 
so ist auch hier wieder der Rath um seine Hülfe anzu- 
gehen na ). 

Neue Gesetze sind für die Pfaffheit nur dann verbind- 
lich, wenn sie mit dem Rathe des Propstes und seines Ca- 
pitels angenommen worden *'*). 

In Folge dieses Vertrags wurden die betreffenden Pfaffen 
zu „ Burgern ” und in den Schirm der Stadt aufgenommen. 
Gerade hier zeigt sich nun aber wieder, wie vieldeutig das 
Wort Burger ist. Wahre Burger sind sic nicht, wohl aber 
Schutzgenössige. Jene Aufnahme in das Bürgerrecht be- 


137) Ricbtebrief VI. 39 ff. III. 27 — 29. 31 — 33. 

1 3S y Richtebi-ief VI. 2. 3 fl\ 

1 39) Richtebrief VI. 5 — S. 
i 40) Richtebrief VI. 12. 

Hl) Richtebrief VI. 33. 36. 

ß'ltnUrhli Rrchtagtscbirhlr 1 ? 
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wirkt zunächst nichts weiter , als dass die Pfaffen inner- 
halb der Stadt und deren Bann (der Burger Getwinge) auf 
den öffentlichen Schirm der Stadt Anspruch haben. Aus- 
serhalb aber dieses Stadtbezirkes wird ihnen der Schutz 
nur dann zu Thcil , wenn sie die Kosten desselben auf sich 
nehmen 14a ). 

3) Die allgemeine Gerichtsbarkeit der Geist- 
lichen suchte der Rath nach Kräften zu verhindern. Dess- 
halb wurde im Jahr 1333 verordnet , dass kein Bürger oder < 
Einwohner der Stadt jemanden nach Konstanz (vor das bi- 
schöfliche Gericht) laden solle , ohne des Rathes Erlaubniss 

im einzelnen Falle ,43 ). Im Uebrigen aber muss doch die 
gemeine Gerichtsverfassung des kanonischen Rechtes auch 
hier als gültig angesehen werden. 

4) Sehr viele und gerade die wichtigsten Streitigkeiten, 
besonders mit hohen Personen, wie z. B. der Aebtissinn, 
wurden durch Schiedrichter, welche von beiden Theilen 
anerkannt wurden, entschieden. Ueber solche schiedrich- 
terliche Sprüche finden sich in den Archiven noch sehr 
viele Urkunden vor. 

g. 14. Verfassung der Landschaft. 

Während dieser Periode zerfielen die alten Gaue , Ziirich- 
und Thurgau , in eine grosse Anzahl von Städten , Klöstern 
und Herrschaften. Die Stadt Zürich war sainmt einem 
kleinen Stadtgebiete , wie wir gesehen haben , aus dem Gra- 
fenthume heraus gehoben und in ein eigcuthiimliches Vcr- 
hältniss zum Reich gesetzt worden. Die Abteien St. Gallen, 
Zürich, Rheinau, Einsiedeln u. a. besassen eine Menge von 
Dörfern und Höfen, welche mit Immunität versehen waren , 
und erhielten in der Folge auch eigenen Blutbann. 

Daneben suchten die edlen Herrn von Regensberg , Rap- 
perschwyl , Eschibach , Wädischwyl u. s. f. ihre Rechte 


141) Richtebrief VI. 34. 31. 
143) 31S. 65. S. 14. b. 
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ebenfalls auszudchncn und besondere Herrschaften von dem 
Gau abzulösen. 

Vor allen aber wussten die Grafen von Kyburg und 
das mächtige Haus Oesterreich ihre Besitzungen in die- 
sen Gegenden zu erweitern. Die Grafen von Kyburg waren 
schon unter deii)J5ähringischcnFiirstenthume ein Geschlecht von 
hohem Ansehen und besassen weite Alodialgiiter. Der Tod 
des letzten Zahringischen Herzogs 1218 vermehrte aber so- 
wohl ihr Eigen, indem Graf Ulrich von Kyburg mit einer 
der beiden Schwestern des Fürsten, Anna, vermählt war, 
als ihre hoheitlichen Rechte. Die gräfliche Gewalt war in 
ihrem Hause erblich geworden, und jetzt kamen noch die 
herzoglichen Rechte hinzu, um ihnen über ein weites ihnen 
eigentümliches Gebiet wahre Landeshoheit im Sinne der 
damaligen Zeit zu verschaffen. Sic besassen sowohl die 
hohe Gerichtsbarkeit als den Heerbann und das damit in 
Verbindnmg stehende Stcuerrccht, und standen unter nie- 
mandem als dem Könige m ). Zugleich besassen sie das 
Landgrafenthum im Thurgau, welches jedoch seither von 
ihrer eigenen Grafschaft gesondert blieb “ s ), obwohl diese 
früher allerdings in dem Thurgau gelegen war. 

Die Grafen von Habsburg, welche als Landgrafen 
im Eisass unbestritten anerkannt waren, suchten auch im 
Ztiriehgau sowohl die Landgrafschaft an sich zu bringen ,46 ), 


144) H. Escher’s noch ungedruckte Geschichte von Kyburg. 

145) Daher wird der Graf Hartinann von Kyburg in einer Urkunde voq 
1255 Landgraf genannt. Neugart No, 951. Der Unterschied zwischen 
ihren Rechten auf Kyburg und Thurgau beruht offenbar darauf, dass jene 
.Grafschaft alles AloJialgut der Grafen war, wahrend sie hier das (ii-afeoauit 
m ein herrschaftliches Recht verwandelten. 

146) Vgl. oben §. 1. Anin. 4. Dass es auch im ZUricbgan einmal einen 
wahren Landgrafen gegeben, beweist die Ordnqng, wie iiu freien Amt der 
Landtag (BluJgencht) gebalten werden soll. Da wird der „Landgraf” fort- 
während redend eingeführt. Dass aber Rudolf von Habsburg Landgraf gewe- 
sen , beweist eine Urk. bei Kopp ]L'rk. S. 71 r. J. 1305. In Urk. v. 1282 
1294 und 1298 kommt ein her volrirh von Rvsegga vor, „lanlrirbter in ZQ- 
richgau vnd in Ergau”, itn Jahr J 3 00 und Jß02 Hermann von Bonstelteo. 
Kopp S, 26 und 47. Für die ältere Zeit, als die Herzoge von Zähringen 
die Grafsrhaft inne hallen, vgl. D. Sehöpflin hist, Zqr. Bad. J. p. 77 
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als durch Erwerbung bereits abgelüsler Herrschaften ihr 
Gebiet zu vergrösscru. Während der den Ziirchern be- 
freundete Graf Rudolf, nachmaliger deutscher Kaiser, den 
ziiricherischen Adel im Namen der Stadt siegreich be- 
kämpfte und schwächte, hatte er zugleich seiner eigenen 
Herrschaft vorgearbeitet , die dann freilich durch die Ent- 
wickelung der schweizerischen Eidgenossenschaft in der 
Folge aus unsern Gegenden -wieder gänzlich verdrängt wurde. 

Gegen Ende dieser Periode aber finden wir das Haus 
Oesterreich noch überaus mächtig in dem ganzen Gebiete, 
welches den jetzigen Canton Zürich bildet. Als Erbe des 
Grafen von Kyburg erwarb Rudolf von Habsburg schon 
1264 diese Grafschaft sanimt der Landgrafschaft Thurgau. 
Später (1284) benutzte er die Geldnoth des Abtes von St. 
Gallen, um seinem Hause auch die Herrschaft Griiningen 
erblehensweise zu erwerben. Nach der Ermordung König 
Albrechts fielen die grossen Besitzungen der Edcln von 
Eschenbach im Knonaueramtc dem Hause von Oesterreich 
anheim und auch die Herrn von Regensberg standen in 
Vasallenverhältnissen zu den Herzogen von Oesterreich. 

Ohne den spätem Bund mit den Eidgenossen hätte Zürich 
der österreichischen Oberherrschaft, die der Stadt mehr als 
einmal drohte, nicht entgehen können. 

9. 15. Die Stadt Winterthur. 

Immitten der Grafschaft Kyburg lag die Stadt Winter- 
thur, woselbst vormals, als der Ort noch ein offenes Dorf 
war, oft das Gaugericht der Grafen vom Thurgau gehalten 
wurde. Zur Stadt wurde der Ort wohl erst unter der 
Herrschaft der Grafen von Kyburg erhoben, als auch die 
Fürsten dem Beispiele der Kaiser folgten und einzelne be- 
deutende Orte mit besondern Rechten versahen und von der 
gewöhnlichen Amtsgewalt eximirten. 

Als Winterthur sammt der Grafschaft Kyburg an Ru- 

und 184. Au der letztem Stelle führt er ciue Urkunde von 1210 an, in der 
es von Bertold von Zähringen heisst: „in oppido Turicensi et loeie et di- 
»trietihu t cireumquuque vicinis Imperetoris gratis ipsius locutn tcnens. M 
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dolf von Habsburg kam , wurde die Stadt besonders von 
ihm und den folgenden Fürsten des österreichischen Hauses 
mit grossen Freiheiten versehen. Dafür hielt die Stadt auch 
getreu an ihrem Herrn, selbst als diese Treue mit grosser 
Gefahr und Noth verbunden und die Österreichische Herr- 
schaft in der ganzen Umgegend bereits gebrochen war. 

Die Verfassung der Stadt ist einfacher und leichter zu 
erkennen als die von Zürich. Es waren dort nicht ver- 
schiedene Bestandtheile, wie in Zürich, welche erst nach 
und nach in ein bestimmtes Verhältniss zu einander traten. 
Die ganze Stadt gehörte einem Herrn zu, welcher die Gra- 
fen- und später auch die herzogliche Gewalt erblich bcsass. 
Er hatte der Stadt eine Verfassung und städtische Rcchtsame 
verliehen. 

Wir kennen noch zwei Freiheitsbriefe Rudolfs von Habs- 
burg, welche über die rechtlichen Verhältnisse der Stadt 
Aufschluss geben. Von besonderem Interesse sind die Be- 
stimmungen über die Standesverhältnisse der Bürger, indem 
sie deutlich zeigen, wie günstig die Städte für die Entste- 
hung einer neuen bürgerlichen Freiheit waren. Hörige dür- 
fen nicht ohne die besondere Einwilligung des Stadtherrn 
zu Bürgern aufgenommen werden. Wenn aber einer auf- 
genommen wird, so ist er nach Jahr und Tag frei von 
allen fernem Ansprachen seiner vormaligen Herrn und nur 
dein Stadthcrru gebunden. Auch haben sie das Recht, ihre 
Frauen zu holen, in welchen andern Städten sie wollen, oder 
selbst aus der Grafschaft, ohne dass die ungleiche Ehe mit 
hörigen Grafschaftsleuten und die sonst daselbst herrschen- 
den Grundsätze über Ungenossenschaft ihnen und ihren Kin- 
dern schaden. Und wenn einer mit seinem Gute die Stadt 
verlassen und anderswohin ziehn will, so darf ihn der Herr 
nicht daran hindern. 

Im Jahr 1275 verlieh König Rudolf den Burgern von 
Winterthur sogar das Recht, „nach edler Leute Sitte und 
Rechte Lehen zu empfangen : ” worin der sicherste Beweis 
liegt, dass sie, nach den damaligen Ansichten über Freiheit, 
für Freie galten. 
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Als erster Beamteter der Stadt wird ein Schultheiss 
genannt , der auch an der Spitze des Rathes steht. Er wird 
von den Bürgern selber frei gewählt, und daun von den) 
Herrn der Stadt belehnt n7 ). Merkwürdig aber ist die Be- 
Stimmung, dass der Schultheiss kein Ritter sein noch Ritter 
werden solle: vielleicht desshalb aufgenommen, damit der- 
selbe nicht dem Herrn folgen müsse, sondern in der Stadl 
bleiben könne, des Gerichtes zu warten ,is ). 

So weit der Friedkreis und das Marktrecht der Stadt , 
welches auch den anderweitigen Besitzungen der innerhalb 
des Friedkreises gesessenen Burger von Winterthur in der 
Grafschaft Kyburg gestattet ist, reicht, so weit dehnt sich 
seine Gerichtsbarkeit aus. Und auch ihrem innern Gehalte 
nach ist sie sehr umfassend. Der Schultheiss ist zugleich 
Schultheiss und Verweser des Herrn in manchen Dingen. 
Er steht der ganzen niedern Strafgerichtsbarkeit vor; und 
selbst wenn ein Burger ein todcswiirdiges Verbrechen be- 
gangen hat u9 ) , ist er es , welcher den Schuldigen sammt 
seinem Vermögen in die Gewalt des Herrn überantwortet. 
Für geringere Vergehen wird gewöhnlich auch nur Geld- 
busse angedroht, welche dem Herrn zufällt. Die Execution 
besorgt wieder der Schultheiss. 

Die ganze stä'dtische Civilgerichtsbarkeit steht ebenfalls dem 
Schultheissen zu. Für Geldschuld wendet man sich an ihn, 
und wenn die Schuld richtig befunden wird, so sorgt er 


147) In den schweizerischen Städten mit Fryburgerrecht Stand die Wahl 
des Schaltheissen ebenfalls den Bürgern zu. Vgl- Freiheitsbrief der Stadt Fr y- 
bnrg im Uechtland v. 1120 $. 5. Walther a. a. O. S. IV. Berner- 
handveste v. 1218. Art. 3. Handteste von Arberg r. 1271 Walther 
XXVI. In Burgdorf dagegen behalten sich die Grafen ton Kyburg das 
Recht tor, den mit Rath und Willen der Burger gewühlten Schultheissen be- 
liebig zu entsetzen und einen andern zu ernennen. Freiheitsbriefv. 1316 
bei Walther LXV1I. 

148) Ritter gab es auch in Winterthur und die eigentlichen Burger sind 
ihnen wieder ebenbürtig. Ko pp Urk. v. J. 1283. 

149) Freiheitsbrief v. 1264. „Das ir enkeiaer der stat herren ge- 
nade oder huldi verliehren sol , er haige denna ain groz tntrUwe oder man- 
slaht getan oder ainen erblendet oder ander sin lide berobet, oder ain mort 
begangen oder eu ander inissetat oder maintat , dii sich dein gelicheU" 
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auch für die Beitreibung, indem er nötigenfalls dem Schuld- 
ner zu Haus und Hof geht und ihn pfändet. Fiir die Strei- 
tigkeiten über Eigen werden von dem Schulthcissen zwei 
Jahresgerichte gehalten, zu Ostern und Weihnachten. Da- 
selbst dürfen dann aber nur solche Urtheiler das Recht lin- 
den, welche selber Eigen mit städtischem Marktrecbtc be- 
sitzen. 

In allen diesen Dingen ist indess der Schultliciss dem 
Herrn untergeordnet. Wenn daher dieser selber kommt und 
zu Gericht? sitzt, was freilich äusserst selten vorgekommen 
sein mochte, so versteht es sich, dass dannzumal die Ge- 
walt des Schultheissen zurücksteht ,so ). 

Mit diesem städtischen Gerichte darf das Landgericht 
nicht verwechselt werden , welches die Herzoge von Oester- 
reich nach Winterthur verlegt hatten. Es ist dieses das 
Landgericht für die Landgrafschaft Thurgau, und die Stadt 
Winterthur als einer der wichtigsten Orte der Grafschaft 
und übcrdein als Sitz alter Gaugerichte dazu ausersehn 1 j> ). 

f. 16. Die Stände anf der Landschaft. 

A. Die Freien. 

Die Vcrhältuisse der Stande hatten sich während dieser 
Periode sehr geändert. 

Durch Erwerbung der Fürstengewalt hatten sich einige 
Geschlechter des Adels vor den andern einporgeschwimgen , 
wenn ihnen auch diese dem alten Rechte nach für eben- 
bürtig galten. Als Herren , welche zu dem hohen Adel 
gerechnet werden dürfen und von dem Sclnvabenspiegel Sem- 
perfreie genannt werden, mögen ausser den Grafen vou Ky- 
burg und Habsburg auch noch die Grafen von Rapperschwyl, 


150) Vgl. iiber diesen ganzen $. das Weisthum der Stadt Winterthur von 
1297, welches in Beilage II. «bgedruckt ist. 

151) Urk. r. 1389. Fraumüusteraint II. 663. »Ich Albrecht von 
Russnang, Ein Freyer Herr der HocUgcboriieu Fürsten der Herzogen vou 
Oesterreich ininer gnädigen Herren Landrichter in ihrer Grafschaft 
iv Thurgau vergich u. s. f . , dass ich an derselben mio«r berrco 
stat uf dem laudtag bei Winterthur — öffentlich zu Gericht sass. 
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Freiherren von Regensberg, Wädischwyl, Rosegg, Wart, 
Schnabelburg, Eschlbach, Bonstetlcn , Attinghausen genannt 
werden. Sie alle wurden ausdrücklich als Edle (nobiles) 
bezeichnet und den Rittern vorgestcllt ,ä2 ). Sie waren auch 
durchgängig iin Besitze grosser Herrschaften und hatten in 
dieser eine bald umfassendere bald weniger ausgebildete Lan- 
deshoheit erworben. 

Weit zahlreicher erscheint der Stand der sogenannten 
Mittelfreien, wenn wir ihn mit dem Stande der Edeln 
vergleichen. Denken wir aber daran , dass derselbe aus vor- 
maligen vollkommenen Freien entstanden, welche nur nicht 
dem Drucke des Landesherrn erlagen , so kann die Zahl der- 
selben eben nicht gross genannt werden. Viele Freie, 
welche, ohne sich einem Landesherrn zu unterwerfen , ihre 
Freiheit zu wahren suchten, waren nach den Städten gezo- 
gen und erscheinen hier als Geschlechter. Auf der Land- 
schaft konnten nur die ihre Unabhängigkeit erhalten, welche 
grosse Güter besassen und in Folge dieses Besitzes befähigt 
waren, Ritterdienste zu thun. Zu ihnen schwangen sich 
dann in der Folge die Dienstleute der Klöster und der ed- 
len Herrn auch dannzumal auf, wenn sie nicht als Freie, 
sondern als Unfreie in deren Dienste sich befunden hatten. 
Der Hofdienst und der ritterliche Beruf veredelte sie. 

Obwohl diese letztem im dreizehnten Jahrhunderte noch 
eine Stufe tiefer in der Lehensverfassung, oder wie die 
Rechtsbüchcr sich ausdrücken, im Heerschilde standen, als 
die eigentlichen Mittelfreien, so werden sie mit Rücksicht 
auf ihren edeln Beruf doch im Verfolge den freien Rittern 
gleich geachtet. Wir können daher die Ritter und Burger 
(Geschlechter) in den Städten, die Ritter und ritterlichen 


152) TJpk. bei Keugart 901. 905. 955. 965. Urk. r. 1255 bei Kopp 
a. a. O. S. 10. „Acta sunt — sub tili* in Altorf. Testes qai hiis inter- 
fuerunt Wal. de Wolhusen , C. de Wediswile , G. de Gozincon , Vol. et Mar. 
de Rusegge, Wern, de Atigenhusen , nobiles. Jo. de butinchon. Volr. de 
bertenstein , H. de baldegge, R. et Jo. de chusscnach , Wer. viltcas de sileo- 
eon et R. de thuno inilites. B. shupher , C. de burgellon et Wern, de 
orzeaelt v i 1 1 ici. H 


Digitized by Google 



Die Stände auf der Landschaft. Die Freien. 1S5 

Dienstleute auf der Landschaft , wenigstens zu Ende unserer 
Periode, zu Einem ebenbürtigen Stande zählen, der sich von 
der Masse der Gemeinfreien unterschied und Ansprüche auf 
eine Art niedern Adels machte, welcher freilich von jenem alten 
und vormals einzigen Adel wohl zu unterscheiden ist ’ 53 ). «u* 

Da die hohe Gerichtsbarkeit nur von Edeln erworben 
werden konnte, so erscheinen diese Ritterb'ürtigcn auch nir- 
gends als Landesherrn. Wohl aber steht ihnen gewöhnlich 
niedere Gerichtsbarkeit zu, bald über ganze Dörfer, bald 
die grundherrlichc über die Angehörigen ihrer Höfe. 

Die grosse Masse der kleinern Grundbesitzer aber, welche 
ihr Feld selber bebauten, war durch ein Zusammenwirken 
vieler Verhältnisse geniedert worden und wurde nunmehr 
zum Bauernstände gerechnet, der mit jenen ritterbiirti- 
gen Freien keineswegs ebenbürtig war. Sehr oft hatten 
sie ihr Eigen im Laufe der Zeit verloren und in abgeleiteten 
Grundbesitz verwandelt, der sie in ein abhängiges Verhält- 
nis brachte zu dem Grundherrn. Wo sic es aber auch 
noch behalten hatten , wurde dasselbe doch mit mancherlei 
Lasten und Abgaben von dem Landesherrn oder dem Vog- 
teiherrn belegt. Uebcrhaupt war ihr äusserer Zustand 
dein der Hörigen in manchen Dingen näher gerückt wor- 
den, und nicht selten mochte es einem übergreifenden Grund- 
herrn gelungen sein , sie den Hörigen völlig gleich zu stellen. 

Der Sprachgebrauch ist daher auch sehr schwankend , 
was sich nur daraus erklärt, dass die Verhältnisse selber 
im Leben nicht ganz klar ausgeschieden waren. So darf 
man aus dem Ausdrucke: Vogtleute, welcher allerdings 
oft gerade im Gegensätze zu den Eigenen die freien Hin- 
tersassen bezeichnet, nicht ohne Vorsicht auf Freiheit schlies- 

153) Urk. ▼. 1256. Neugart No. 957. »indulgemns (Harlmannus cotnes 
de Kiburch junior) ut tam militea nostros qui vulgo dicuntur miniaterialea 
nostri , quam alioa homines noincn et caracterem nobilitatia habentes, atai 
non sunt milituribua inaigniia decorati , dommodo eint de militari proaapia 
(RitterbUrtigkeit genügt somit, es bedarf nicht nothwendig der Ausübung rit- 
terlichen Berufes) civiiitcr sive legitime descendentes , quibuscutnque placuerit 
io Ordine vestro Domino famulari, cum rebos suis mobilibus et imtnobilihus 
habeatis ex nostra pertnissione recipiendi liberara facultatcra.” 
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sen ; denn zuweilen werden auch eigene Leute Vogtleute 
genannt ,5 '). Ebenso kann der Ausdruck Bauer und Bauer* 
saute sowohl freie als unfreie Bauern bezeichnen ,si ). 

Dessen ungeachtet werden aber die freien und unfreien 
Bauern fortwährend unterschieden und sehr selten sind die 
Folgen des einen oder andern Zustandes so verwischt, dass 
dieser sich nicht mehr erkennen lässt. Wenn daher auch 
die Hörigkeit etwa ausgedehnt ward über Freie, so wuss- 
ten diese doch recht gut, dass sic zuvor nicht hörig ge- 
wesen. Und eben so wussten die Hörigen, welche sich 
zur Freiheit aufschwangen , gar wohl , dass sie in einen an- 
dern Stand treten. 

Erst in den folgenden Perioden nimmt die Vermischung 
noch mehr überhand , und da konnten allerdings Manche 
selbst nicht mehr wissen , ob sie zu Freien oder zu den 
Hörigen zu rechnen seien. 

§. 17. B. Die Hörigen. 

Wenn auf der einen Seite der Zustand des gemeinen 
Freien verschlechtert wurde, so hob sich im Gegcntheil 
der Zustand der Hörigen während dieser Periode , so dass 
auch von dieser Seite her die beiden Stände unter den Bauern 
einander näher gerückt wurden. Besonders wurden die Hö- 
rigen der Kirche weit besser gehalten, und nahmen so als 
Gotteshausleute eine eigene Stellung ein Uber den ge- 


154) Urk. ▼. 1301- Diplom, der Propslei S. 144. „Chuonrat Stephan 
i on hoeugg, der ein rechte voegtman ist” des Herrn Job. v. Hümlikon wird 
der Propstei von dem Hilter zu einem rechten Hintersassen (hinder$cz.e) über- 
lassen, damit er den Meierhof von Höugg verwalte. Vgl. Kraut Vormund- 
schaft. Göttingen 1835. I. S. 17. ln einer Urkunde r. 1311 FrauuiUn- 
sleraiut 11. 113. wechseln die Ausdrücke YogUeute und eigene Leute mit 
einander ab. 

155) Vgl. die Stelle oben §. 7. Amu. 67. Urk. v. 1332. Diplom, der 
Propstei S. 150. Schiedsprucb zwischen „Ruod. Börsen burger Zürich” and 
„der gebursami vnd husgenossen des Dorfes ze Rieden.” Öffnung von Nit- 
re n stör f t. 1448: lt \Vere Sach das ieinand Dorfholz abhuwe , der ist ver- 
fallen von einem sluinpen 10 Schilling vnd gehört dem vogl zween theil vnd der 
Pursami ein drittelt." 
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meinen Hörigen und näher den Freien ,ss ). Es wurde so- 
mit als eine Standeserhebung angesehen , wenn einer zum 
Gotteshausmann erhoben wurde und cs galt das in der That 
Tür eine Art von Freilassung. 

Urkunde von 1527. Sigmund „zem Tor von Regen- 
sperg" gibt „fron Adelleit Eiuliineriu, Rudolfs Muln elicb 
Wirtin von Zürich, Nicolaus vnd Mechthild ir kint, du 
min eigen waren,” den Heiligen Martyrn der Propstei Zü- 
rich auf und verzichtet auf seine Rechte „ also das s i vnd 
ir kint vndirnach körnen werben in üginkoufen vnd 
verkoufenvndallc rechtu ngtrihen vnd haben als 
ander desselben Gotzhus lüte." Für diese Veräusse- 
rung erhielt er von seinen Eigenen ein Lösegeld: „vnd han 
dar vmb empfangen von derselben fron Adelheit fiinfzelien 
pfunt pfenning Zürich gäber münze” und gelobt der Frau 
Adelheit und ihren Kindern „wer ze sinne für ein recht 
lidig eigen des vorgenanden Gotzhus der Propst ei ze Zü- 
rich vnd gab vollen gewalt dem vorgenanden Küster ze des 
Gotzhus wegen , dieselben fron adelheit ir kint vnd die ge- 
bürt, die vonirkumpt, in ir cigenschaft ze ziihen vnd 
ze besitzen als ander ir eigen lüte. Och hat diiselb frö 
adelheit sich besetzet vnd ir kint als eigen lüt des Gotzhus 
vinb ein iärlichen zins zwei pfenning dem vorgenanden 
Gotzhus iärlich ze geben ze vnser herren dult ze einem 
vrkünd ewekliche.” Diess geschah „in dem vorgenan- 
den Gotzhus vor fron alter, vf denselben altar ich die- 
selben adelheit vnd ir kint opfert vnd vf gab mit zweien 
hentschuhen lä7 ).” 

Es war mithin den Gotteshausleuten vorzugsweise freier 
Verkehr zugesichert ,ä8 ), und sie hatten, wenn nicht etwa 

156) Vgl. Zelweger Geschichte von Appenzell I. S. 25 1. 

157) Diplom, der Propstei S. 44. £!ne andere ähnliche Urkunde v. 
J. 13)4. Ebenda S. 59. b. Nur behält sich hier der ursprüngliche Eigen* 
thüiner die Vogtei Über die Leute vor, wenn sie in seiner Vogtei wohnen 
sollten. Ueber die zwei Handschuhe ist zu vergleichen eine Urkunde v. 1341 
bei Zelweger App« Ufk. No. 77. Der Waibel von Appenzell sprach in dem 
Gerichte des Stadtammanns zu Constanz einen Hörigen des Gotteshauses St. Gal- 
len an. Da ward genrtheilt: y,das derselb volrich — dem vorgnanden Wai- 
bel an mins Herren des abbtes statt — vor Gericht mit zw ein hentschuo- 
hen dieboti. Das tet och derselb volrich.” 

158) Damit stimmt eine ältere Urk. v. 1170 für die Gnttesbausleete von 
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Grundbesitz, sic zu weiterin verpflichtete, in der Regel bei 
Lebzeiten nur einen Gcdächtnisspfenning jährlich zu entricht 
teil, zum Zeichen ihrer Hörigkeit. Weitere Dienste wur- 
den nicht gefordert ,i9 ). 

Sie werden daher auch in Urkunden zuweilen geradezu 
den freien Bauern an die Seite gestellt und gleich geachtet. 

Haust) rief von Bubikon von 1 483. Wenn ein eigen 
man des vorgenanten huses ein rechte frygin oder ein 
reglarin (Regler heissen die Gotteshausleute der Stifter in 
Zürich von den Heiligen [Felix und] Regula, denen si ge- 
weiht sind), die als frygen gehalten werdent zuo 
der heilgen F.e niinpt — das den ein her vnd Cowendür des 
huses Bubikon vmb die vngenossauii nit strafen sol, vnd dar. 
ist darvinb , das deren kind mit der eigenschafft an des hu- 
ses vorgenant dem vatter noch ( nach ) hören werdent. 
Diese Bestimmung erregte freilich Streit mit der Aeb- 
tissinn; aber immerhin sieht man, wie ganz anders im Le- 
ben die Gottcshauslcutc und andere Eigene angesehen werden. 

Die Hörigkeit entsteht zunächst durch Geburt. Wenn 
die Kinder von Hörigen Eines Herrn gezeugt wurden , oder 
eine Hörige ausserehelich gebar , so hatte die Sache keine 
Schwierigkeit. Die Kinder kamen in das Eigenthum des 
Herrn der Eitern. Wenn dagegen die Eltern verschiedenen 
Herren zugehörteu 'oder auch das eine Glied frei, das an- 
dere unfrei war, so mussten Schwierigkeiten aller Art ent- 
stehn. 

Als Regel galt es daher, dass die Hörigen nur unter ihrer 
Genossenschaft, d. h. nicht bloss innerhalb ihres Stan- 
des, sondern innerhalb der Hausgenossenschaft ihres Herrn 

Sl. Güllen Überein. Neugart No. 875. „ego Otto de Ricbitibach tervot 
tu tot , quos manu potestatira libere tenai , pro remedio animae meae ac pa- 
reulum uieorum bealo Gallo tradidi. In hac tradicione jut fori et utnrusm 
fusticUtrn liberorum negotiatorum habere cos sancivi.” 

159) Urk. r. 1292. F r a n in U n s te r a in t I. 650. „also das si vnd ir 
naclikomeu ieiner eigen lieh hören an dasselb Got/hus (Fraumünsterabtei) 
vnd mit Gedinge, das si anders dienstes dem vorgenanten Gotzhus nit 
gebunden sin, wann das ze haubt je fliehen gebe ze zinnsse an 
St Felix vnd St Regien tag Einen pfenning Züricher TOünz 
von dein Libe.” 
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sich verheirathen sollen. In diesem Kreise war die Ehe 
frei, wenn auch in der ältesten Zeit der Herr um die Ein- 
willigung befragt und eine Gebühr für die Ertheilung der- 
selben, das sogenannte Ehegcld, bezahlt werden musste' 60 ). 
In unsern Öffnungen finden sich davon indessen nur noch 
sehr seltene Spuren, so dass wir nnnehmen dürfen, cs seien 
die Anfrage bei dem Herrn und das Ehegeld schon früh- 
zeitig ausser Gebrauch gekommen. 

Das Recht auf die erste Brautnacht, welches den Grund- 
herrn gegenüber ihren Hörigen zugestanden haben soll , 
scheint eine blosse Fabel zu sein. Jakob Grimm, der be- 
lesenste Kenner alter deutscher Urkunden und Schriften, ver- 
sichert, eine einzige Stelle gefunden zu haben in einer deut- 
schen Urkunde, die sich darauf bezieht. Diese Stelle fin- 
det sieh in einer Öffnung von Mure, welches der Abtei 
Zürich zugehört, und lautet vollständig so: 

Aber sprcchent die Hofjünger , weller hie ze der hclgen 
E kunt , der snl einen Meyer laden vnd ouch sin frowen , 
da sol der Meyer lien dem Brülgum ein halfen, da er wol 
uiag ein schaff in gesieden: Ouch sol der Meyer bringen 
ein fuoder holt/, an das hochzit. Ouch sol ein Meyer vud 
sin frow bringen ein viedenteil eines swins bachen, Vnd so 
die bochzit zergat , so sol der Brütgum den Meyer hy 
simwip lassen ligen die ersten nacht, oder ersol 
sy lösen mit V f. I1II dn. 

Die Öffnung in der Gestalt, wie wir sie noch besitzen, 
ist vom Jahr 1543, scheint aber allerdings aus einer viel 
altern Öffnung wieder abgeschrieben worden zu sein. Nun 
wird aber aus dem Inhalte der Bestimmung selber klar, dass 
das Recht, bei der unvermählten Frau zu liegen, nicht im 
Ernste dem Meyer zugesprochen wird. Denn einmal kann 
es für einen ganz geringen Preis losgekauft werden. An- 
derseits muss der Meyer so viel in die Hochzeit bringen, 
dass das Lösegeld durch seine Gabe überboten wird. Dazu 


160) Vgl. darUber von Arx. St. Gallen II. S. 167. Grimm R. A. S. 383. 
Urk. v. J. 1321 bei Kindlinger Hörigkeit No. 72. „pro licentia vero nu- 
bendi , si 3oo pari nopaerit, dabit nobis duodeciin denarios legales." 
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kommt, dass dieses Recht dem Meyer doch nur zustehen 
konnte , als Repräsentanten des Grundherrn, Grundherr über 
Mure in älterer Zeit war aber die Aebtissinn von Zürich, 
welcher das Recht bei den Frauen ihrer Hörigen zu lie- 
gen nichts gefruchtet hätte. Endlich findet sich in den üb- 
rigen Öffnungen der Abtei sowie in allen übrigen zürche- 
rischen Öffnungen auch nicht die mindeste Spur mehr von 
einem solchen Rechte. 

Ich halte daher die betreffende Aeusserung nur für einen 
scherzhaften Ausdruck. Um die Nothwendigkeit, das Ehegeld 
zu bezahlen, welches eben in jener Loskaufssumme versteckt 
liegt, recht lebhaft zu bezeichnen, wird dem Bräutigam ge- 
droht, wenn er es nicht zahle, so werde der Meyer, der den 
Einzug jener Gebühr zu besorgen hatte , zur Strafe zuerst bei 
der Braut liegen. Er soll die Gebühr eben entrichten, be- 
vor er der Frau beiwohnt. Auch für Schottland und Frank- 
reich , wo allein das jus primae noctis noch erwähnt ward, 
kommt cs doch sehr in Frage, ob es wirklich je gegolten 
habe und nicht eher auf Missverständnis* beruhe , obwohl 
ich nicht läugnen will, dass nicht manche Herrn aus dem 
Scherze Ernst zu machen suchten t6> ). 

Die Hcirath mit Ungenossen, wenn sie trotz jenem 
Verbote dennoch geschah, war zwar nicht mehr nich- 
tig, weil sie von der Kirche geschützt wurde; aber sie 
war doch mit Strafe bedroht und hatte immer nachtheilige 
Folgen. 

Den Uebelständcn , welche aus dieser Beschränkung für 
die persönliche Freiheit hervorgingen, suchten die Leib- 
herren durch Verträge ahzuhclfcn. In der ältern Zeit wur- 
den die Verträge dem cinzclncu Falle besonders angepasst, 
und näher bestimmt, wie es mit den Kinderu aus einer sol- 
chen Ehe gehalten werden sollte. Nicht selten half man 
durch einen Tausch aus, indem der eine Herr seine Hörige 
dem Herrn des Bräutigams übergab, und dagegen von die- 
sem hinwieder eine andere Hörige empfing, die sich in sei- 


161) Grimm ß. A. S. 3$i . 
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nem Gebiete nicderliess und da heirathete. Das ist wohl 
die ursprüngliche Bedeutung des sogenannten Wechsels 1W ). 

Später aber dehnte man, von demselben Principe ausge- 
gehend, den Kreis der Genossenschaft durch allgemeine Ver- 
träge weiter aus, so dass dann die Ehe mit den Hörigen 
eines fremden, aber in dieser Verbindung stehenden Herrn 
gerade so behandelt wurde, wie früher die Ehe mit ein- 
heimischen Hörigen , mithin Weib und Kinder in das Recht 
des Mannes übertraten. Die Gegenseitigkeit des Princips 
ersetzte dann den Verlurst wieder, den ein Herr im einzel- 
nen Falle erleiden musste. 

Zuerst scheinen die Klöster für ihre Gottesbausleutc auf 
diese Gedanken gekommen zu sein. In den Öffnungen des 
fünfzehnten Jahrhunderts finden wir regelmässig die sieben 
Gotteshäuser: St. Gallen, Schänis, Einsiedeln, St. Regula 
in Zürich, Reichenau, Pfäfers und Seckingen , in solcher 
Art verbunden ,63 ). Auch das durch solche Verträge aus- 
gedehnte Recht der Genossenschaft wurde zuweilen Wech- 
sel genannt 163 ). 

Heirathete nun aber einer, ohne dass sich die Herren 
vertragen hatten, eine Ungenossinn, so wurde er nicht bloss 
dafür in älterer Zeit empfindlicher, später gewöhnlich nur 
mit einer Geldbusse bestraft: sondern die Kinder aus sol- 
cher Ehe wurden in ihren Erbrechten beschränkt. Wenn 
nämlich Vater und Mutter beide hörigen Standes waren, 
so folgten sie nach den Grundsätzen des altern Rechts bei 

162) Vgl. Sommer Handbuch der bäuerlichen Rechtsverhältnisse Ham. 
1830. B. 1. S. 357 ff., wo viele Stellen für Weslphalen abgedruckt sind, 
v. Arx Geschichte von St. Gellen II. S. 167. 168, Urk. bei Neu gart 
1054. 1064. Der Wechsel kam auch bei Ministerialen vor. Urk. hei Kind- 
linger Hörigkeit No. 27. v. J. 1251. Vgl. auch No. 29. b. 103. 115. 116. 
117. u. a. besonders aber No. 162. a. eine Urk. v. J. 1423., worin ein 
Wechsel aber nur nach vorher eingeholter Zustimmung der ansgetanschten Hö- 
rigen vorkoramt. 

163) Dass es aber viel altere Vertrage dieser Art gab, zeigt eine Urk. 

des Fraumiiosteramts II. 415. v. J. 1360.: „Als unser Gotlshns (tu 

den Einsiedeln) von alter her vnd guter gewonheit genossaini hat 
gehabt vnd noch hat mit den Ulten des gottshuses zu der Abtei Zürich. 1 ’ 

164) Weid in. Spruchbrief füc Kyburg v. J. 1489. 
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einer Ehe unter Ungenossen der Mutter ,M ). Waren sie nun 
erbfähig gewesen, so wäre das Gut des Vaters in die Hände 
von Hörigen eines fremden Herrn gerathen. Daher wird 
den Kindern aus ungenossen Ehen das 1 Erbrecht in das Gut 
ihres Vaters entzogen. In der Folge Hess man ihnen zwar 
die Erbschaft ; dagegen mussten sie einen bedeutenden Theil 
wenigstens der Fahrhabe dem Herren übergeben, als Lass, 
Gelasse ’ 60 ). 

Hatte der Hörige eine Freie gechelicht oder ein Freier 
eine Hörige genommen, so trat jene Gefahr nach den älte- 
ren Grundsätzen nicht ein. Die Kinder folgten immer der 
ärgern Hand und wurden somit in beiden Fällen hörig. 
Demzufolge verlor der Herr hier nichts, als dass er etwa 
seine Hörige, die nun als Frau an ihren Manu gebunden 
war, von diesem nicht abfordern konnte. 

Ich will nun einige Stellen folgen lassen , theils zum 
Beweise, theils zur weitern Ausführung des Gesagten. 

Alte Öffnung von Wald s. d. Item es ist ouch des 
hoffs recht, ob ein gotzhus frow, die ein hoftvib ze 
Wald ist, hinvss keine, nimpt die ein man vsscrthalb, der 
vngenossam ist, er sig fry, eigen oder wer er ist, was 
landen von inen kumbt, sond lioffliit sin, vnd hat der 
hoff ze wald , iro vnd ir kinden vinb sin jerlichcn stur 
nach zc fragen , vnd sol inen das nieman vor sin , . weder 
Herren, stett noch lennder. (Ist der Mann genoss, so 
tritt jene Folge nicht ein , sondern es gehören dann die Kin- 
der dem Herrn des Vaters. Es wird auch unterschieden 
zwischen Ehen ausser und auf dein Hofe. Hcirathet ein 
Hofweih einen auf dein Ilofc , genossen oder ungenossen , 
so gehören in beiden Fällen die da gehorneu Kinder dein 


165) Citi solcher Fall lag ü.m oben Buch t. $. 16* Aom. 149. erwähnten 
Prozesse zu Grunde-. Eiu Höriger der Propstei halle eine Hörige der Abtei 
Zürich gebeiralhel. Die Kinder aus dieser Ehe waren dann Hörige der letz- 
tem geworden, und wollten das Gut, das ihr Vater von der Propstei beses- 
sen, doch behalteu und der Abtei verzinsen. Daher die Gefahr einer Entfrem- 
dung. Vgl, auch Neugart No. 332. 

166) v, Arx St. Gallen !. S. 3 12. stellt das Gelasse unrichtig mit dem 
Fall zusammen und erklärt es als Gewandfall, 
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Hofe. Das ist eine Wirkung nicht der Ehe, sondern wie 
das Kechtss|irüchwort sagt, der Luft, die eigen macht). 

Alte Öffnung von Berg. Es mag ein gotzhusman 
sin »ngenossamen nutz, fugen noch machen. Kein ungenos- 
sami mag och kein gotzhusman erhen , es sigen vatter oder 
muotcr, Schwester oder huiodcr. 

Öffnung ;su Raufen s. d. Das erst vnd das grüst 
(gepresten) ist die vjigcnossanün. Wenn ain hoflmrig man 
ain frowen uimpt, die nit sin genoss ist, der haut des 
bischofl's (Grundherrn) vnd des vogts huld verloren *«7) Tn< j 
daryinh ist recht , sitz.t ain vogl vf sinem ross , so er cs 
vernimpt , so sol er darab nimer kuinen , Ec das er In »e- 
hamnet vnd gehyfanget , ob er mag, dar vmb ainem vogt 
sin gnot verfallen ist. Doch sol er In schetzen in der 
mauss, das ain bischoff och ettwas da lind, vnd wenn er 
sieh mit ainem vogt vnd mit ainein bi. scholl als (aus?) ge- 
richtet, denuoeht so ist er järlichs aiiu bischofl's pflager 
verfallen ze geben ze dem herbstgeding III f. pf en ing 
schaufl'huser miintz vnd ze dem maigengeding III p. pfening 
derselben miintz. 

Ain stärksten drückt sich über die Strafbarkeit der ün»e- 
nossame der zweite Engelberger Hofrodel aus: Wenne 
ein gotzhusman sinen herren verratet an üb oder an sinen 
eren oder sin vn genossen nimmt, oder ein gotzhus- 
man eio golzhuswib erslecht ze tode , des üb vnd guot 
ist dem gotzhus vervallcn. 

Öffnung von Stäfa s. d. Wer och das, das dekeiner 
des Gotzhuses (Emsicdeln) man ze der E keine mit siner 
vngenossin, der sol eins abtes huldc gewinnen als 
er sy an Im finden mag >M). Wer och, das er Kind ge- 


167) lieber den Ausdruck; „,de t Herrn Mulde verlieren siche besonders 
furlh Ministerialen S. 385 und die fo(geupe Aum. 

168) St. Gallische Verordnung bei voo Kfa II, S. 166. „Quicnncur 
ulriusque sesus eslra suum eonsorlinm inalriinonlum roulrai.ril, vel alias a 
mon.slerio „oslro fngilivi qooria modo ery.il, ab illis omnia feoda et boa. 
Monnslenl ad nos immediale devolvunlur , et Abba, polr.l t( rf.Aet ipsos aba- 
qne cujuscouque eontr.diet.one punire in corpore , rrb u . et boni. ip.orum 
tccundwn S rati„ m , uam .” |„ Meilen (Vogloffnunj) jsi die Buss. (8 Pfd 
die höchste, auf welch, der Vogt Überhaupt erkenne» dar/. Ui. Öffnung ro„ 
Brütten verordnet »usdriicklirh , dass der Abi von F,msigdeln in solchen 

allen die Strafe nicht auf da* Ende versj.ar*, sondern d«j> fichnldigeij bei 
BlunUr.lili ncrhtfge«rhirhtp. . /> 
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wunne by der frowen, so erbet das gotzhus was er 
eigens und erbens hett von dem gotshuse. 

Offnungder Go tt c sh ausleu t e von Ein brach s. d. 
Ein bropst hat onch das recht, welher gotzhusman sin vn- 
gnossen nimpt, das er den straften mag, vnd ob ein bropst 
Inn nit niocht begwaltigen , sol er einen vogt von Kyburg 
anrneflen vnnd Im derselb beholfen sin. 

Öffnung von Binzikon von 1435. Es ist ouch ze 
wissen, das wir genossen sind, vnsere ltind ze geben vnd 
ze neuen zno disen nachgeschribenen siben gotzhiisern , 
(die obigen werden genannt) vnd sol vns das kein herr zuo 
grüningen nit weren noch vorsin. Vnd ist das ein frow in 
die genossami hinns kunt , dero üb noch guot hat ein herr 
ze grüningen nit fiiro nach ze fragen. Ist onch daz ein 
frow (die einem fremden Herrn zugehört aber innerhalb der 
Genossenschaft) har in dis dingstatt kunt , dero lib noch 
guot sol nieman nach fragen. — Ist ouch das ein frow hin 
vs kunt , vnd si ein vngenossamen man niinpt , der lib vnd 
guot hat der herr zuo grüningen nach ze fragen vnd ir 
kinden. 

Hausbrief von Bubikon von 1483. Ausser der oben 
(S. 188) schon mitgctheilten Stelle noch folgende: das des 
egnanten huses eigen lüt sich nit entvngnossen sollend. — 
Vnd ob sich einer oder liier mit wiber ze neinen entvn- 
gnossamtc, als dikk vnd von wem das geschieht, das den 
der her vorgenannt , oder ein Comendür vnnd amptman des 
huses Bubikon dis darvmb nach gnaden straften inögent, 
vnd wenn dieselben , die sich also entvngnossamend , vnd 
darvmb gestrafft sind , von todes wegen abgand , das den 
ein her Comendür — von denselben als (alles) ir varend 
guot, so si nach tod lassend, erben, vnd si darvmb val- 
len mögend vnd ob dieselben e 1 i c h e 1; i n d hinder inen 
lassend, das den ir verlasen ligend guott werden sol. 
(Man sieht, wie sehr gemildert die alten Grundsätze damals 
waren. In derselben Richtung noch einen Schritt weiter 
geht die Erläuterung des Züricher Ralhes zu diesem Artikel 
von 1483, woraus man sieht, dass zuerst älteres Recht in 

lebendem Leib« strafe. Vaterlasst er es , so hat er nur wie in allen andern 
Fallen auch der Genossame das Besthanpt, nicht aber einen Lass rn be- 
ziehen. Das mag wieder Milderung sein za Gunsten der Erben. 
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die Urkunde aufgeuomincn wurde.) Vnd *ff den arlikkel, 
so hannd sieh vunser berron von Zürich witer erkennt, vnd 
zuo recht gesprochen, das vs dein varenden guot, des so 
sich also entvngeuossauieut hat , nach sineni abgang all 
Schuldner, die sich wie recht ist erlindeiit, vssgericht vnd 
bezalt werden, vnd dus übrig, ob iitz.it me des verenden 
guotz vorhannden ist , Einem berren des huses Bubiken — 
für den lass als vorstat, gelangen vnd werden sol ; vnnd 
witer Ist nachgelassen In vunser herren piett, wo 
eliche Kind sind, den lass halben vnd sunst nütt. 

Öffnung von Wiescndangen vom Jahr 1173. Gant 
aber ein gotzhusman ab, der sin vngenossami gehabt hat, 
so nympt ain her zw enteil der farenden hab, vnd 
den val vorvss. (Der Fall oder das Bcslhaupt darf so- 
mit nicht mit dem Lass verwechselt werden ) 

Urbar der Herrschaft Grünin gen: Vngenos- 
sami ist, so ein eigener Man eine zur Ehe nimmt, die 
eines andern herren lyheigen ist, vs wcllichein dan folget, 
dass die ki.nd, so von derselbigen erhören, des 
Herren lybeigne wordent, welliches die Mutter 
lybcigen ist. (Dasselbe Urbar verwirft aber bereits die 
ültere Ansicht, dass die Kinder der ärgern Hand folgen 
sollen , und lässt die Kinder eines Hörigen und einer Freien 
frei werden. Der Lass für die Ungenossame ist nach dem- 
selben auf einen Drittheil der Fahrhahe des Verstorbenen her- 
, abgesunken , gleichviel ob Kinder da seien oder nicht.) 

Nach dem alten Rechte der Grafschaft Kyburg war 
es auch gewöhnlich , schon zum voraus die Ungenossame 
loszukaufen, so dass dem Herrn eiue Meine Summe gegeben 
wurde, uin von ihm die Erlaubniss zu erhalten, einen Un- 
genossen zu heirathen, worauf dann die Ehe als eine Ge- 
nossenehe behandelt wurde: [31] der genoss hoffte denn Im 
selbs die vngnossamy nach , so sol er darinne bescheiden- 
lich gehalten werden. — Das erinnert an die Erlheilung 
des römischen Connubiuin, welches auch öfter im einzelnen 
Falle , namentlich zum Behuf der Verheirathung der römi- 
schen Veteranen mit Provincialinnen , verstauet wurde. 
Ausserdem machte der Aufenthalt eines Ankömmlings 
auf dem Hofe eines Grundherrn gewöhnlich nach 
einiger Zeit unfrei. 
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Öffnung von Höngg von 1358: Wer der ist, der von 
andern ddrfier oder Stetten in das dorf ze höngg kumpt, 
vnd da wo ne nt ist ein Jar vnd einen tag vnan- 
gesprochen, der sol danneuhiu dinen einem probst 
(Grundherr) vnd einem vogt in alle wisc , als ein 
ander kneht der kilchen von Zürich, der sessehaft 
ist in dem dorf ze hünggi 

Dazu ist es keineswegs nöthig , dass nur Unfreie da- 
selbst wohnen. Die Grundhirren dehnten jene Folgen auch 
da aus, wo freie Landsassen neben Unfreien unter ihrer 
Herrschaft standen. fn der Grafschaft Kyburg gab es 
sowohl Freie als Unfreie, wie das Grafschaftsrecht selbst 
sagt. Dessen ungeachtet heisst cs in der alten Öffnung : 

[24.] Vnd wer über den rin vnd die aren licrin vnd über 
den wallensec herab in die graffschaift kiburg züchet vnd 
koinpt , das heissent vnd sind lantziigling vnd hcr- 
komen liit vnd gehöre nt an daz htts kiburg. 

Eine Bestimmung, deren Alter jedenfalls das Alter der 
betreffenden Öffnung übersteigt, wie man aus den Angaben 
über die Grenzen der Grafschaft sieht. Dabei wird in- 
dessen vorausgesetzt, dass diese Landziiglinge nicht binnen 
Jahresfrist von ihrem Herrn angesprochen werden. Würde 
das geschehen, so würden eie, ungeachtet eines langem 
Aufenthaltes in der Grafschaft, dennoch ihrem ursprünglichen 
Herrn verbleiben. Werden sie dagegen binnen Jahr und Tag 
nicht angesprochen , so fallen sie an das Haus Kiburg ,t9 ). 

In Binzikon, wo ein Thcil der Bewohner frei, ein an- 
derer dem Herrn von Griiningen hörig ist, fallen nur die 
Hörigen fremder Herren nach Jahr und Tag jenem zu : 

Öffnung von Binzikon von 1135, Wenu frowen oder 
man har In dis dingstatt körnend , als vyl ir ist , die eins 
herren eygen sind , Ist das dieselben liit hie Jar vnnd tag 
by ir eygen bnott vnnd kost sitzend, von Ir herren vnan- 
sprochen , so sond sy dannenthin gen grueningen hören , 
vnnd sol sy der herr daselbs daunenthin halten vnnd schir- 
men , als annder husgenossen 17 °). 

169) Alles jGrAfschaftsrecht Art. 25, 27, 

179) Damit aind zuweilen Für den Grund- oder Vogtherrn bedeutende 
Verpflichtungen verbunden. Vgl. Öffnung von A 1 1 - lt e g e n s b c r g von 1426 - 
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Der Zustand der Hörigen war insbesondere günstiger 
geworden durch die Ausbildung des Hof rechts 171 ), wel- 
ches die Willkiihr des Herren sehr ermassigte. Ich finde 
keine Spur mehr von einem freien Züchtigungsrechte des 
Herrn, wohl aber eine Menge, dass der Hörige unter dem 
Schutze seiner Genossen steht in dein Gerichte. Auch ist 
es in der That auffallend , mit was für geringen Bussen 
ganz ansehnliche Vergehen bedroht sind. Wir werden auf 
dieses Alles weiter unten zurück kommen. 

Veräusscrungen von Hörigen kommen noch vor bis in’s 
vierzehnte Jahrhundert hinein , von Hofleuten indess wohl 
nie ohne Veratisserung des Hofes, und auch von andern 
kaum anders als mit ihrer Einwilligung und auf deren Be- 
gehren, meistenteils auch so, dass sie dadurch in bessere 
Verhältnisse traten. Dahin gehören z. B. alle Verausse- 
rungen an Klöster, wodurch die Hörigen Gotteshausleute 
wurden. Ferner ein Fall, in welchem Ritter Rüdger von 
Werdegg den Rathen und Burgern von Zürich im Jahre 
1299 seinen Knecht Heinrich zu einem Rathsknecht über- 
lasst und verspricht, ihn nicht mit Steuern, Gewcrf oder 
Diensten zu nüthigen. Die neuen Herren mögen „ ab ihm 
richten von sinem libe und von sinem gute anc minen zoru 

Die persönlichen Dienste mussten schon darum an vielen 
Orten milder werden, weil der Herr ferne von dem Gute 
lebte, und der Meyer oder Keller, welche die Aufsicht 
hatten, ihrem Stande nach gewöhnlich zu den Bauern gehör- 
ten, und mit den Hofleuten durch Verwandschaft u. s. f. enge 


„Item wary das eia kind fanden wurd In miner herrea geriebt, der sol et 
«nhvui-teu vff die bürg einein herrea oder einem vogt, der sol das kind 
ziecheu (erziehe») vntz das es darzuo kamt, das es sich selber begon mag." 

171) Wie frühe sich das Hofrechl ausgebildet habe, halt schwer zu be- 
stimmen. Doch wird es z. B. in einer bairischen Urkunde von 1015, bei 
Kiudlinger Hörigkeit No. 3. litt. ». aJs hergebrachtes Recht vorausgesetzt. 
„Ceteruiu si coioni io lUibue cuusarum decidendi $ intcr se dissentiunt, ad 
proxiinam curti inarchiam eos pro sententiis ferendis statoiinus habere recursllln.’ , 

172) FrauinÜnsteramt I. 714. Vgl, auch zwei Urkunden bei Kind» 
linger a. a. O. No. 79 und 8Q von deu Jahre» 1329 und 1331, worin 
ebenfalls Verausserungen Vorkommen. 
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verbunden waren. Es gilt dicss sowohl von den Klöstern 
als von weltlichen Grossen, und nur wo etwa ein kleiner 
Grundherr noch selber auf seinem Hofe hauste, mochte er 
von seinen Hörigen strengem Dienst fordern. 

5. 18. Hohe Gerichtsbarkeit. 

Der Keim der spätem Unterscheidung zwischen hoher 
und niederer Gerichtsbarkeit (advocatia superior et infe- 
rior ,73 ) lag bereits in der alten Verfassung, in welcher der 
Gaugraf den Vorsitz im Gaudinge, der Centgraf den Vor- 
sitz in der Huntari hatte. Das Verhä’ltniss hatte sich aber 
doch mit der Zeit schärfer fixirt und eine modificirte Ge- 
staltung angenommen. Die Stellen waren erblich geworden 
und so in den Bereich einzelner Familien gelangt. Die In- 
haber der niedern Gerichtsbarkeit waren überdein häufig in 
Lehens Verhältnisse gekommen zu den höher gestellten Herrn 
der hoben Gerichtsbarkeit, und dienten ihnen nunmehr als 
Vasallen. Auf der andern Seite aber hatte diese Gerichts- 
barkeit von ihrem ursprünglichen innern Gehalte vieles ein- 
gebüsst, und war nach und nach sehr zum Vortheil theils 
der kleineren Grundherrn, theils der Vögte ausgebeutet und 
geschwächt worden. 

Das Recht, welches das sicherste Kennzeichen der hohen 
Gerichtsbarkeit blieb, war der Blut bann. Ueber Leben 
und Tod konnte immer noch nur der richten , welcher 
seine Gewalt unmittelbar von dem Kaiser selbst ableitete, 
somit eines direkten Verbandes mit demselben fähig war. 
Und als schon lange alle übrigen Streitigkeiten und die Be- 
urtheilung aller geringem Vergeben vor den Vögten und 
Grundherrn verhandelt und abgethan wurden, mnssten diese 
doch, sobald es an das Blut ging, den Verbrecher dem 


1 73) Von Arx St. Gallen I. S. 442 setzt den Anfang des Unterschiede* 
in das dreizehnte Jahrhundert. Indessen finde ieli in einer Urkunde de* 
zwölften Jahrhunderts hei Ochs Geschichte von Basel I. S. 265 den Reichs- 
»ogt der Stadt adv oc atu 4 major genannt, im Gegensatz 7 « den übrigen Vögten 
im Bistbume , die der Bischof ernennt. 
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Landesherrn oder seinem Vogte übergeben. Wir werden 
im Verfolge noch mehrere Stellen finden, welche über die 
Competcnz des Landgrafen oder seines Landrogtcs im Ge- 
gensätze zu Vögten und Grundherrn nähern Aufschluss geben. 
Indessen mögen doch schon hier einige Zeugnisse stehen. 

Die Grafen von Kyburg haben das Schirmvogtciamt des 
Klosters Beromünster und zugleich Hoheitsrechte auf den 
Ort. Nun wird ausdrücklich bemerkt, dass die niedere Ge- 
richtsbarkeit daselbst dem Propste zugehöre, mit Ausnahme 
der Verbrechen, welche an das Blut gehen. Diese ver- 
bleiben dem Grafen zur Beurtheilung. Lässt er sich aber 
mit Geldbusse abfindeu, so hat er nach jenem Vergleiche 
nur ein Drittel davon zu beziehen , zwei Drittel fallen , wie 
von allen andern Bussen, dem Propste zu 174 ). Ferner über- 
tragen in einer andern Urkunde des dreizehnten Jahrhun- 
derts die Grafen von Toggcnbtirg die (niedere) Vogtei über 
einen Ort im Thurthal dem Abte des Klosters St. Johann 
daselbst, darin ist alle Gerichtsbarkeit enthalten mit einziger 
Ausnahme des Blutgerichtes, welches der Graf Craft vou 
Toggenburg sich selber oder seinem Verweser Vorbehalt ,7ä ). 

Die Stellung dieser Grafen ist somit der Stellung des 
Hcichsvogtcs in den Städten ganz ähnlich. Denn wo einer 
Stadt kein besonderer Reichs vogt gegeben war, war die- 
selbe wie das offene Land dem Blutgerichte des Landgrafen 
oder seines Vogtes unterworfen. Ausser den oben darge- 
stcllten Verhältnissen der Stadt Winterthur mag auch die 
Rechtspflege in der Stadt Stein noch zum Belege dienen. 

174) Urk. v. 1223 bei Neugart No. 910: „Praeterea jurisdictio ritlae 
Uerouensi* ad solmn Praepositnin adeo plenarie perlinet, quod ipse sutun ibi- 
dem debet baliere rectorein, et nullu.s ad advocalum (den Grafen von Kyburg) 
rcspectus habetur, niai in Mia criminibus , quue judtcio sanguinis puniun- 
tur , ticul furtü , et hujusiitodi mujora ausu temerario perpetrata, quae tarnen 
*i poenu pecuniaria rediiuanltir , duae partes Vraeposito provenient, lerlitt 
cedat advoculo 

175) Lik. v. 1249 Neugart No. 941. ,,Dooavi — abbati sancti Jo- 
hanni* et omnibus suis successoribus oiimia jura judicanda et determinandn 
tarn super homiiies quam feodu spectanlia ad monasteriuui sancti Johannis , 
r.rceplis capitalibua scnlcntiis , effusione sanguinis . et super fures quod ego, 
>el ineus specialis minister, judicare debemus.” 
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In einem Statut von 1385 heisst es: 

Vnd so es einem an den lyb gat , so sol der Schult- 
heiss vfslan vnd sol den Hab von im (zu Händen der 
Herrn von Klingen) geben , es sige von wanden ald dieb- 
stal ald von einigen Sachen, die einem an den lyb gand. 
In der Grafschaft Kyburg hatte sich die hohe Vogtei 
in grösserth Umfange erhalten, zumal die Grafen zugleich 
auch die niedere Voglei in den meisten Gegenden ihres Ge- 
bietes bewahrt hatten. Indessen wurde diese letztere doch 
in der Hegel durch Untetvögte l76 ) verwaltet, und gewöhn- 
lich nur die bedeutenderen Verbrechen vor ihr eigenes Ge- 
richt gebracht. 

Altes Ky bu rger Grafschafts re fcht aiis dem fünf- 
zehnten Jahrhundert: Item es hat oticli nicnlent , 
so kleine gcricht iii der graffsehaft kiburg hat, hücker ze 
richten , denn IX jifund. Und was in süliehen kleinen ge- 
richten darüber ist , das gehoerett einem herren ze kiburg 
zuo. Es wäre flenn daz einer, so kleine gericht hette, hiieher 
ze richten von der herrschafft vnd dem hus kiburg anders 
begnadet vnd gefrigt were. 

Ueber die Form des Blutgerichtes sind wir aus Rechts- 
quelleu des fünfzehnten und sechszehnten Jahrhunderts noch 
genau unterrichtet. Wir besitzen na'inlich mehrere Ord- 
nungen, wie ein Landtag um das Blut gehalten werden soll , 
aus dieser Zeit, deren wesentlicher Inhalt aber unzweifel- 
haft uralt ist und der Ursprünglichen Verfassung entspricht. 
Um ein anschauliches Bild dieses Verfahrens zu geben, 
wählen wir den Bericht , welcher in einer Ordnung ftir das 
freie Amt, wahrscheinlich aus dem fünfzehnten Jahrhundert 
niedCrgeltgt Ist. 

Wer einen andern wegen Todschlag oder eines andern 
todeswürdigen Verbrechens anklagen will, soll von dem 
Obervogte im Freiamte, „welcher von Ecren wegen der 
herrschaft am Lanndttag ein Lanndtgraf genemmpt Wirt,” 


176) Kuppst linde ich einen Uulei-vogl in der Grafschaft Kyburg ermähnt 
1376. Dipl, der Propslei B. 133. Das Irblifeisl aber früheres Vorhdbden- 
sem von L'utervugleu nicht ,»us. 
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einen Landtag begehren. Der Obervogt beauftragt sodann 
durch den Freiamtmann alle Untervögte der Herrschaft, 
den Landtag in allen Kirchhörenen zu verkünden. Derselbe 
wird nun entweder zu Bergkcn oder zu Rifferschwyl ge- 
halten. ln jenem Falle sollen aus jedem Hause im Lunk- 
hofer- und Obcrwyleramtc ein Mann, aus dem Maschwan- 
deramte sechs Männer und aus dem Freiainte im engern 
Sinne ebenfalls sechs Männer anwesend sein. Im zweiten 
Falle sollen aus jedem Hause iin Maschwander- und Frei- 
amte einer, und aus den beiden übrigen Acfntejm zusammen 
zwölf Männer zugegen sein. Man sieht daraus deutlich , 
dass der Landtag, wie vordem das Gaugericht) noch eine 
wahre Volksgemeinde war. Ebenso wird er noch fort- 
während im Freien gehalten. 

Der Landgraf (so wird er nun fortwährend in allen 
Formeln genannt) leitet nun das Gericht. Zuerst fragt er 
den Freiamtmann an, ob den Landrichtern allenthalben ge- 
hörig verkündigt worden, und lässt diese dann die Kirch- 
hörenen eine nach der andern aufrufen, um zu erfahren, 
ob die Landrichter versammelt seien. Nun fragt er wen 
er will unter den Anwesenden, was Recht sei, worauf 
der Angefragte erwiedert: der Amtmann solle zwei zu ihm 
nehmen, um zu sehen, ob es Tagzeit sei zu richten. Denn 
das alte öffentliche Verfahren ist nur zulässig am hellen 
Tage, nicht im Dunkel der Nacht ,77 ). Das geschieht so- 
dann und es darf der Landgraf, nachdem er auch darüber 
einen angefragt hat, niedersitzen und um Sachen richten, 
die das Blut und Leben antreffen. 

Jetzt erst wird das Gericht gebannt. Der Landgraf fragt 
einen der Anwesenden, der nun als Fürspreche bezeichnet 
wird, wie hoch gebannt werden solle. Dieser erkennt auf 
seinen Eid, dass man das Gericht verbannen solle „an die 
höchsten buoss, das nyemaud den andern surne mit sinen 
Worten oder werchen. Eyner welle dann ein vrteyl sprä- 
chen oder mit Recht darwider reden.” ln dieser Form ver- 


1 77 ) Gr im in H. A. >». 81 J ff. 
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bannt nun der Freiamtmann auf Geheiss des Landgrafen 
das Gericht. 

Jetzt wird dem Kläger verstauet, sich zu verftirspreclien. 
Er kann nun nacli seiner Auswahl einen Fürsprechen begeh- 
ren. Doch können dadurch neue Fragen und Erörterungen 
nothwendig werden. Es heisst nämlich : 

Derselb (d. h. der zum Fürsprechen Begehrte) oder sin 
fründschaft mögend sich dann auch verfürsprächen. 
Hier schimmert das alte Recht der Privatfehde von 
neuem durch * Es ist nicht ganz gefahrlos, sich als Partei 
zu benehmen. Nicht bloss der, welcher sich so einmischt 
und an der Verfolgung der Klage Antheil nimmt, auch 
seine Familie (Freundschaft) könnte möglicher Weise in 
feindselige Verwickelungen kommen. Daher das Interesse 
auch dieser, sich gegen solchen Antheil zu verwahren. 

Nachdem nun der Kläger einen Fürsprechen erhalten 
und sich mit demselben beredet hat, so eröffnet er die 
Klage , insofern das Verbrechen nicht geläugnet wird. Ist 
die That bestritten von dem Verbrecher oder dessen Freund- 
schaft, so soll zuerst der Freiamtmann die Wahrzeichen in 
das Landgericht legen, welche er zuvor von dem Leich- 
name genommen hatte. Darauf 

mögend dann die Cleger Ir Clag setzen , vnd kuntschaJU 
stellen , das man den entlypten inn disen kleydern hab le- 
bendig vnd Todt gesecheu. 

Der Freiamtmann batte somit, wie der englische Coro- 
net* , Todtenscbau gehalten und die ersten Spuren des Ver- 
brechens gesammelt. Den Klägern lag es aber ob, den 
weitern Beweis vor dem Gerichte zu führen. Der Frei- 
aintmann konnte freilich auch selber im öffentlichen Inter- 
esse klagen. Dann liess er gewöhnlich auch sich einen 
Fürsprechen geben aus dem Gerichte und brachte sodann 
seine Klage vor. In einem zweiten Stücke dieser Ordnung 
ist vornehmlich der Fall berücksichtigt, wo der Amtmann 
die Klage führt, und von einer Klageschrift die Rede, die 
er verlesen lässt, und worin auch das Gcständniss des Be- 
klagten aufgenouunen ist, wenn ein solches erhältlich war. 
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Aus beideni sehliesse ich , dass das zweite Stück dem 
Inhalte nach schon einer etwas spätem Zeit angehört. 
Früher wurde sicher alles rein mündlich verhandelt und der 
Beklagte keineswegs zu einem Geständnisse angehalten. 

Dieses war aber auch in der spätem Zeit keineswegs 
absolut erforderlich , wie sich am besten aus der betreffen- 
den Stelle selber ergibt: 

Der fryg Amptmann vordert einen fürspräehen vnnd lasst 
durch den fürsprächen reden: Herr Lanndtgraaf In namen 
des heyligen Römischen Rychs des gemeinen nutzes vnnd 
I.annds , So klag ich zuo N. wie das er so grob dicbstal, 
schwäre unmcntschliche kätzery, lnürdery, verrädtery vnnd 
hossheyt hat volbracht , als an eynem zedcl gcschriben 
Staat. Vnnd söllicbs hat er selhs veriechen oder cs ist 
offennbar am tag oder er ist au der thaat ergriffen, oder 
es ist mit geschwornner kuntschafft vff In kundtlich worden. 
Der Beweis konnte somit ausser dem Gesth'ndniss (Ver- 
gicht) auch durch Zeugen oder auf andere Weise gültig 
hergestellt werden. 

Nach der Begründung der Klage findet nun der Für- 
sprech des Klägers selbst zu Recht , man solle den armen 
Menschen, wie der Verbrecher genannt wird, fragen, ob 
er die Anklage zugestehe und ob auch er einen Fürspre- 
chen begehre, sich zu verantworten. Nachdem auch er nun 
angehört wurde , erfolgt die Findung des Urtheils. 

Von der ganzen Gemeinde der Anwesenden werden die 
Landrichter im engern Sinne unterschieden, ungeachtet von 
einer besondern Auswahl derselben nicht die Rede ist. Es 
sind das wohl die angesehensten und ältesten Männer im 
Amte, welche der Landgraf innerhalb die Schranken rief. 
Verinuthlich wurden auch die Untervögte regelmässig in 
dieser Eigenschaft zugezogen. Zu ihnen gehörten jeden- 
falls auch die Fürsprechen des Klägers und des Beklagten. 

Gewöhnlich fragt der Landgraf nun den Fürsprechen 
des Klägers zuerst um sein Urthcil an. Dann aber ist es 
Sitte , dass dieser sich einen Verdank erbittet mit den Rich- 
tern. Diese stehen dann von ihren Bänken, auf denen sie 
sassen, auf, und gehen mit den beiden Fürsprechen ausser 
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den Riug der Volksgemeinde, welche die Schrankeu um- 
gibt , an einen bcsondern Ort , sich zusammen zu bedenken. 
Inzwischen muss der Landgraf auf seinem Stuhle still sitzen 
bleiben , damit er keinen Einfluss auf das Urtheil ausiibe. 

IS ach der Rückkehr der Landrichter wird nun der Für- 
spreche des Klagers neuerdings angefragt um sein Urtheil und 
nun eröffnet er seine Meinung und stellt den Antrag auf Strafe« 

Den übrigen Landrichtern steht es frei, ein abweichen- 
des Urtheil zu eröffnen, und es hindert wohl nichts, dass 
auch einer aus dem Ring verlange , seine Meinung äuSsern 
zu dürfen. Es können daher mehrere widersprechende Ur- 
theilc gefunden Werden. Die Aufgabe des Landgrafen ist 
cs dann, diese stössigen Urtheilc iu's Mehr tu setzen, zu 
welchem Behuf er die Frage stellt und zwei Landrichter 
bezeichnet, welche auf die Mehre Acht haben. Ob hier 
dann alle Anwesenden mitgestimmt haben, ist nicht völlig 
ersichtlich aus der Ordnung, doch sehr wahrscheinlich * 73 ). 

Wenn nun das Urtheil ausgefallt ist, so wird jede wei- 
tere Rache des schärfsten untersagt und zu Recht gefunden, 
wer den Tod des Uebelthüters ahnden wollte mit Worten 
oder Werken, der solle in dessen Fussstapfen treteu, so- 
mit über ihn auch als einen Uebelthäter gerichtet werden. 


178) In einer Ordnung des Landing* 7.11 Wädenjclnryl aus dem sechs* 
reimten Jahrhundert heisst es: , , So bed fürs piä dien Irr vrliel gen, so 
fraget der vogt vrn im schranken hun eM ein jeden, vnd so er im sch ran* 
keil vingfraget, so fraget er vsert dem schranken ourh etlich alt 
personen vnd demnach so fraget er in der gemeind, ob n ei wer 
witter darum vrteiien wely, der tueg es bim eyd.” Und in dem 
Spruclibrief für das Preiamt vom Jahr 1489 findet sich folgende Bestimmung : 
„AMann die Gemeind us dem fryen Ampt sich erklagt , sie haben ein fry 
Gericht, von jewellen har also harkoinmen , dass ein ieglicher Bio» 
derinaun, der in dem fryen Ampt oder Gericht s i 1 7 . t , Urtheil 
sprechen mag, als er dann in siuem Gewissen gegen Gott truwt zu ver- 
antworten, solches aber svg ihnen bisher abgestellt, — mit Begehr, sie dess- 
elben by ihrem alten Herkommen blyben zu lassen. Also habent wir zwi- 
schen beiden Parlhyen an so viel gearbeitet und in GUllichkeit erfunden , 
dass die gemeldlen Lut us dein fryen Ampt hiufUr» allweg eiu ge sch wo. 
reu Gericht buben, uud nnter ihnen sechs ehrbare Mann darin ver- 
ordnen und set7en sölient und mögen! , Recht /« geben und zu sprechen.'* 
Hehelis iou Uaithasar. Aarau 1827. ßd. III» S. 520, 
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Endlich wird nun das Gericht wieder feierlich aufge- 
löst, wie es gehegt worden und dem Landgrafen verstauet , 
wieder aufzustehen, „doch also das dem allem genuog be- 
schech, das vrteyl vnnd Recht geben hat.” 

Diese Darstellung des Landgrafengerichts erinnert in 
allen Dingen an die des vormaligen Gaudings. Der Land- 
graf, wie der vormalige Gaugraf, sitzt dein Gerichte vor, 
fragt das Urtheil und sorgt am Ende fiir die Vollziehung; 
die Urtheilsfiudung aber ist ganz in die Hände der Land- 
richter (Schöffen) und der Gemeinde gelegt. 

Die Ordnung gibt aber zugleich noch ausführliche Aus- 
kunft, wie es zu halten sei, wenn der Verbrecher nicht 
anwesend ist. Wenn auf die cröffqete Klage niemand Ant- 
wort gibt, so wird der Freiamtmann zuerst befragt, ob 
er ihm den Tag gehörig verkündet habe. Darauf 

Staat der Fryg Amptinan Inn Rynng, vnnd seyl vff sin 
Eyd : Er hake dem M ze hus vnnd hoff vff den oder den 
lag allbar an das Gericht verkündt, vnnd Im dem sächcr 
vss geheiss des Laondtgraafcn ein fryg sicher geleyt an das 
Recht geben. 

Nun werden die Schranken an drei Orten geöffnet und 
bei jeder der drei Oeffnungen ruft der Amtmann, von zwei 
Männern begleitet, die wohl wie er selbst bewaffnet waren, 
laut dem Beklagten und verspricht ihm freies Geleite. Er- 
scheint derselbe nicht auf den Ruf, so werden die Schran- 
ken wieder geschlossen , und nun von dem Fürsprechen des 
Klägers in gleicher Form das Urtheil gefunden wie vorhin. 
Mur kann er jetzt nicht auf Strafe antragen, sondern muss 
sich begnügen, neue Vertagung auf einen neuen Landtag 
zu verlangen. Erst ain dritten Landtage findet das Urtheil 
in der Hauptsache Statt, und natürlich io der Regel nun 
gegen den Beklagten , er 

solle für ein Todschleger erkennth vnnd all sin liggend vnnd 
varend guot vnnsern herren von Zürich vff Ir guad ver- 
fallen sin. Er sülle ouch damit sin Lyb vnnd Leben ver- 
würgkt han , dcrgstalt das er Inn alleu l.ilchen der Lanndt- 
graafschafft solle für ein Todschleger vcrrueff't werden. Vnnd 
so In des cnllypten fründschafit Inn der Laundtgraafschafft 
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vff Wasser oder Lannd heträtten , das sy In mit oder one 
Hecht vom Leben 7. um Tod bryngen mügiud, vnnd wer In 
husel oder lierberget, ouch der dis vrteyl wolt »feren vnnd 
annden , der soll Inn sin fuossstapfcn stan. 

Die Civilrechts pflege hatte innerhalb der einzelnen 
Grafschaften eine veränderte Bedeutung erhalten. Durch 
die Ausbildung der grundherrlichen Gerichtsbarkeit und der 
Rechte der Vögte auf die in ihrer Vogtei liegenden ur- 
sprünglich freien Güter der Bauern waren weitaus die mei- 
sten Streitigkeiten über Eigen und Grundbesitz Gegenstand 
der niedern Gerichte geworden. Auf der andern Seite 
standen viele Grundherren und Vögte in Vasallennexus zu 
den Landesherrn, wie wir nun die erblichen Inhaber der 
hohen Gerichtsbarkeit der Kürze wegen nennen wollen, 
unterlagen somit für ihre Herrschaft hinwieder dein Lehen- 
rechte derselben. So blieb für die alten Landgerichte in 
dieser Hinsicht wenig Veranlassung mehr übrig, sich mit 
solchen Dingen zu beschäftigen. Nur wenn ein völlig 
Freier, keiner Landeshoheit irgend einer Art unterworfener, 
verklagt werden sollte , so finden wir noch die Landge- 
richte etwa handeln , wie oben das Landgericht der Graf- 
schaft Thurgau gegenüber der Aebtissinn von Zürich ,79 ) 
und später das Hofgericht zu Zürich. Beides waren aber 
nicht Gerichte einer auch noch so grossen Herrschaft , 
sondern jenes die Fortsetzung des alten Gaugerichtes für 
die Grafschaft Thurgau, dieses ein besonderes neu verwil- 
ligtes kaiserliches Gericht. 

Zu der hohen Gerichtsbarkeit gehörte ferner das Mann- 
schaftsrecht (Heerbann). Der Landesherr bot zum Reichs- 
dienste auf und führte seine Schar dem Reichsheere zu. 
Ueberdem ordnete er zur Vertheidigung des Landes den 
Landsturm an. Damit diese Befugniss sich aber nicht zu 
weit ausdehne , so finden wir öfters beschränkende Bestim- 
mungen über das Mass der Dienst- oder Reisspflicht. 

179) §. 15. Anm. 151. Die Aebti&finn helle ilberdem das Gerichl nie 
anerkennen wollen, und beschwerte sich darüber am Hofgericht zn Rolhwyl. 
FrauiuUosteramt II. 671. 679. Vgl. Eichborn Rechtag. $. 302. 
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Öffnung von Wald s. d. Item cs sol ouch der hoff 
vnd die hofflüt ze wald derselben vnnser herschafll von 
österrich noch dem, wer der ist, der die vesti vnd das 
ampt grueningen von ir wegen inne hat vnd ze ir handen 
fürbas kein dienst tuon weder mit reisen noch mit stu- 
ren noch mit keinen diensten noch Sachen. Es wer denn, 
das vnnser herschafft von österrich offen land krieg hette , 
so söltind die bofflüt also dienen vnd nit ferer, denn das 
sy eines tags frue bv Sunnen vs zugind vnd des- 
selben tags aber by Sunnen wider heym zu- 
gind vnd ziechen möchtind, vnd söltind ouch fürbas niht 
gebunden sin noch getrengt werden. 

Es kann indessen bezweifelt werden, ob sich diese Ver- 
pflichtungen auch auf den Reichsdienst beziehen. Ein glei- 
ches Recht stand dem Flecken Kyburg selber zu. 

]D arg egen sollend sy so wit Ir Eer, lyb, leben vnnd guot 
lanngen mag, das hus helfen vergönnten vnd retten» 0 ) 
Öffnung von Fällanden s. d. Item ouch sprechend 
die hofjünger das Recht , wer da/, ein herr von Gryffensee 
jenahin reyssen wolt, so sond sy Itn ein tag Inn Irin 
kosten dienen, weit er aber fürhas reissen , daz sond 
wir thuon In sitn kosten, vnnd wenn In des kosten 
verdrüss, so sol vns das Reyssen verdriissen. 

Öffnung von Birmenstorf von 1347. Vnd sollen die 
vögte die liite nienaz anderschwar hin liehen, wann da 
ein vogt selber hin vert. 

Im Zusammenhang damit standen sowohl das Recht der 
Besteuerung als mancherlei neue Lasten. Die Landes- 
einwohner, welche keine Reichsdienste selber thaten, muss- 
ten den Herrn entschädigen , dass er den Dienst mit seinen 
Vasallen und Ministerialen versah. Der .Schirm , welcher 
auch sonst aus seiner kriegerischen Stellung sich ergab , 
veraulasste ebenfalls verschiedene Abgaben. Dieses Alles 
konnte sich an dem einen Orte so , an einem andern anders 
stellen. Vieles hing auch ab von der wirklichen Macht 
des Landegherrn, dessen Neigung natürlich meist dahin ging, 
solche Lasten zu vermehren und dauernd zu fixiren. Die 


180) Kyburgerurbnr S. 154. 
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Fastnachthiihner , Vogtsteuern, Vogtgarben u. s. f. , aui 
die wir spater noch naher zu reden kommen, mögen tlieil- 
wcisc ihren Grund in dieser höhern Vogtei gehabt haben, 
während andere auf der niedern Vogtei beruhten. Ein all- 
gemeines Kennzeichen der einen oder andern Natur der 
Steuern wüsste ich nicht anzugeben. 

Die Wajderhofleute gaben ursprünglich alle Jahre dem 
Grafen von Kyburg nur vier neue Rosscisen für seinen 
Schirm, später statt dessen den Herzogen von Oesterreich 
oder ihrem Vogt zu Grtiningen zwölf Pf. Pfennig. 

In der Grafschaft Kyburg müssen nach dem alten Graf- 
schaftsrechtc sowohl die Hörigen des Hauses als die Freien, 
die in dem hohen Gerichte der Grafschaft wohnen 

gen kyburg dienen mit sturen, brücken, rcissen ynd 
mit diensten. 

Ebenso müssen alle diese einem Herrn zu Kyburg jähr- 
lich ein Fastnachthuhn geben, und wer einen Zug (Gespann) 
Vieh besitzt, der soll zwei Garben Kernen, wer einen 
halben Zug hat , eine Garbe jährlich geben , 

des wirt ein halbteil einem herren zuo fefburg der 
Über das hlnot rieht vnd der ander halb teil den vnder- 
vügten. 

Es theiien sich somit die Inhaber der höhern und die 
Verweser der niedern Vogtei in die Gebühr, 

§. 19. Niedere Gerichtsbarkeit. 

I. Die Jahresgerichte des Grundherrn, 

Jeder Grundherr iiht auf seinem Hofe eine Gerichtsbar- 
keit aus. Gewöhnlich werden zwei Jahresgerichte unter 
Leitung desselben abgehalten, das eine zu Maien, das an- 
dere im Herbst; oder wie es z. B. in der Stadt Winter- 
thur heisst, zu Ostern und zu Weihnachtei). Zuweilen finden 
wir noch ein drittes regelmässiges Gericht erwähntj etwa auf 
Johannes des Täufers Tag* 81 ). Wenn der Grundherr selber 

iSi) ln Andelfingen siud die drej Jahresgerichte tu St. Claris Tag, 
tu liieren und ;tu $t. Marlins Tag. Öffnung daselbst. 
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erscheint, um dem Gerichte vorzusitzen, so kommt er ge- 
wöhnlich mit einigem nussern Pomp und wird dann , sammt 
seinem Gefolge, von dem Meyer oder Keller auf dem Hofe 
anständig bewirthgt. 

Alter Ilofrodel von Engelberg. Das ein apt von 
engelberg zwüront in dem iare vss sol varn vff sin höue 
(iin Ziirichgau) zu meiien vnd zu herbsten , vnd sol mit im 
fueren ein kapplan vnd sin probst vnd ein Liitpriester von 
Stans ob er vvil , vnd ein Ritter swen er wil , mit zwein 
winten, mit einem vogelhunde, vnd mit einem habcbe. Vnd 
swenne er in ritet, so sol dii meigerin des houes , vff den 
er da denne kumet, im bükomen vor in dem houe , vnd sol 
in entpfan vnd sol in einer hant tragen ein brot vnd in 
der andren ein ltuon , daz huon höret an den habch vnd 
daz brot die hunde , vnd sdl man im vnd sini giisinde , das 
hie giinemmet ist, Spinwidrin (soll es etwa heissen Span- 
widrin , gebildet wie Spanferkel ? ) fleisch geben vnd huenr 
gnuegii, vnd enhein ander fleisch vnd gvoten Elseser vnd 
enhein Lantwin. (Der Züricher Landwein war ihm zu 
schlecht, daher die sorgfältigen Bestimmungen). 

Öffnung von Wiesendangen vom Jahr 1473. Das 
ein yeder herr vnd abbte zuo Petershusen gcrechttkait hat , 
yn dem Mayen vnd vtnb sant Johans des tüffers lag zuo 
sunnwendi vnd ze herbst gen wisendangen vff den kelnhoff 
7 .e körnend vnd sol schicken ein loffenden botten, der dem 
heller verkünde , das er körnen wolle , vnd mag komen selb 
zwülfft Rytcnd mit dry winden vnd zwain vogclhunden vnd 
mit einem habch ; käme Int och ainer oder zwen erber mann 
vff dem weg , die mag er mit Im nemen , vnd die sol ntan 
halten als die sinen. Vnd man sol ains hcren pfärtt stellen 
zu den habern bis an das vislach vnd dem babch ein huon 
geben. Es sol och ain her mit den sinen wie vorstat ain 
nachtmal vnd ain ymbis yegklichs mit dry gerichtcn vnd 
zwayerlay des besten lantwins , so man zuo Winterthur 
schenkt, vnd den hunden hussbrotz gnüg, so dann der 
kellcr hat. 

Schon darin lag aber eine bedeutende Verminderung der 
Kosten für das Jahrgericht , dass sehr häufig die vornehmen 
Grundherren überall nicht an demselben erschienen , son- 
dern sich durch ihren Meyer und etwa auch, wiewohl sei- 

lilnntn Mi H»rhb;tjf|tirlil». 14 
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teil, durch ihren Keller 1SJ ) auf dem Hofe vertreten Hessen, 
welchen man denn nicht dieselbe Aufmerksamkeit schuldete, 
wie dem Herrn. 

Die Gerichte wurden gewöhnlich zuvor verkündigt. 
Nach den einen OfTnungen geschieht die Verkündigung zwi- 
schen acht und vierzehn Tagen, nach andern zwischen 
vierzehn Tagen und drei Wochen. Dann müssen aber alle 
Männer an dem bezeichneten Tage erscheinen, welche auch 
nur einigen Grundbesitz von dem Hofe haben. Gemeinig- 
lich genügt ein Grundbesitz von sieben Schuh für diese 
Verpflichtung, ohne dass in dieser Beziehung zwischen 
Freien und Hörigen unterschieden wird. Das Hofrccht 
dehnt sich gleichmässig auf beide. aus und verpflichtet beide, 
sich einzufinden , ja zuweilen die Hörigen auch dann , wenn 
sie keinerlei Grundbesitz haben: 

Engelbergeroffnung. Ouch sol man daz meiienteg- 
ding vnd daz herbsttegding vorgübicten acht tage , vnd swer 
zwischeot Rüs vnd dem Rine des gotzhus eigen ist, die 
snllen alle dar körnen vfl'en dii tegding , vnd darnach alle 
die , die von dem gotzhus erb oder len hant. 

Alte Öffnung von Wald s. d. Item cs Ist ouch des 
hofls recht , wer siben schuoch gelegens guot In den ge- 
eichten hat , für sich oder hinder sich ze messen wit vnd 
breit, der sol ouch zwinghörig zuo den zwey gerichten sin 
Im Jar ze meven vnd ze herbst. 

Öffnung von Borsikon von 1412. Vnd sol man dar 
gebietten allen denen, die des Erlriches in dieser vogtye 
VII schuoch wit vnd breit hant bi III ß vnd weller VII 
schuoch ertrichs wit vnd breit hat, der sol zu dein gericht 
als gehorsam körnen als ob er sin VII hüben 18J ) helte. 

So kommt cs sogar vor, dass ein Kloster von eiuem 
andern ein Grundstück erhält, welches zu einem Hofe des 
letztem gehört. Dadurch wird dann jenes genöthigt, sich 


182) So in Wipkin gen , Rechtang der Abtei und iu Bosswil bei Kopp 

Urk. S. 95. . 

183) In einer Handschrift des seebszehnten Jahrhunderts heisst es sieben- 
hundert. Die obige 'altere Lesart ist aber jedenfalls die Viehle. 
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auf den Jahresgerichten derselben durch einen Boten vertre- 
ten zu lassen ; denn ausbleiben darf kein Grundbesitzer ***). 

Das Gericht wurde nach alter Gewohnheit im Freien, 
wo möglich bei einein Baume gehalten , und stellte sich 
äusscrlich als eine Volksgemeinde dar. 

Urkunde von 1334. Ze Swabendingen vnder der 
Linden an dein ersten Meyentcgedinge , da wir (der Ver- 
weser des Propstes von Zürich , Grundherrn) ofl'enlich ze 
gerichte sassen ,ss ). 

Offnun g von Borsikon von 1412. Sol inan ein meyen- 
gericht haben vnd — ein herbstgericht , vnd die gericht sol 
man haben ze stedeln kf dem her» hv der haselstuden. 
Nachdeti das Gericht dann von dem Vorsitzer gehegt 
worden, eröffnete man zuerst die Gewohnheiten des Hofes, 
die Rechte des Herren und der Hofleute. Diese allgemei- 
nen Erklärungen über die gegenseitigen rechtlichen Ver- 
hältnisse wurden dann in späterer Zeit niedergeschrieben 
und so entstanden die Bauersprachen , welche in unsern Ge- 
genden, eben jener Eröffnung wegen , meistens Öffnun- 
gen genannt werden. 

Öffnung von Höugg vom Jahr 1338. Vnd sullcnt vor 
allen dingen lulerllch vnd verneinlieh geofnet werden allü 
reht vnd gesvonheit der kilchon vnd des prob- 
stes ze Zürich (die Propstei ist Grundherr in Hüngg) 
vnd des dorfs vnd der dorflliten ze hongg. 

Öffnung zu Embrarh s. d. Vnd so es erkent wirt, 
das es der tagzit sige , sol der kcHer darnach fragen , ob 
er das gericht bannen sol, vnnd so das gericht zuo verban- 
nen wirt erkent, sol er das verbannen an dry Schilling, 
vnnd darnach sol dann von erst geöffnet werden herren 
hropstes frvbeit vnd rechtnng, darnach eins vogts 


184; Urk. v. 1247. Dipl, der Propstei S. 29. b. Da* Gotteshaus 
Seinen kauft eine Wiese iu Albisrieden, die Erbe ist ron der Propstei. 
Desshalb muss jährlich zweimal ein Bote von Seinen „in den hof ze Hieden 
körnen, von derselben wisan wegen für den Probst von Zürich oder siocu 
fUrmeser, der da offahlreb ze gerichte sitzet, als ander Mite, die von der 
vorgvnand kiJohrn — erbe hant.” Ferner eine ähnliche ITrk. v. 1378. Eben, 
da S. 157, 

185) Dipl, der Prnpstei S. 111. b. 
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demnach der Chorherren vnnd zuo letzt der gotzhus- 
liitcn rechlung. 

Öffnung von Berg s. d. Item nachdem das Gericht 
verbannen wirt. Sol er (der Propst zu Entbrach, Grund- 
herr) die offnung lesen, vnnd rf jeden articltel vmb- 
frag halten. 

Der Herr fragt somit die anwesenden Hofgenossen an , 
und diese finden und eröffnen das Recht. Man kann nicht 
verkennen, dass diese ganze Verfassung den freien Volks- 
genteinden nachgebildct und überhaupt sehr frei ist. Selbst 
der Hörige hat Antheil an der Rechtfindung und steht 
keineswegs bloss unter dem Machtgebot des Herrn. Es 
kommen sogar Bestimmungen vor, welche den Hofgenossen 
freie Berathung dadurch noch mehr sichern , dass sie sich 
unter einander erst besprechen dürfen , bevor sie die Rechte 
weisen. . • . • < 

Offnung von Meilen. Onch sol man die grossen 
»loggen drislunt luten, £ man rieht ze rechter tagzit, denn 
sond hie sin die hoflüt »emeinlich vnd sond einen rat 
nemen vnd sond sich bedencken, wie si in ine m 
herren sin recht offnen wcllin vnd och iren. 

Erst jetzt werden die Streitigkeiten verhandelt. Der 
Processgang ist wieder ganz ähnlich wie der in dem alten 
'freien Dinge. Der Grundherr urtheilt selber nicht, sondern 
er sitzt nur der Gemeinde vor, die sich nunmehr in das 
Gericht verwandelt. Er leitet das ganze Verfahren und fragt 
die Hofleute um ihre Meinung an. Diese finden das Recht, 
und wenn sie einig sind oder die Mehrheit entscheidet, so 
spricht er das Urtheil aus und sorgt ftir die Vollziehung. 
Aber um Eigen und Erb dürfen nur solche urthcileu, welche 
selber Grundbesitz haben, seien sie nun Hörige oder Freie. 

Offnung von Fällanden s. d. Item ouch sprechent 
die hoff Jünger , dass da nieman sol In Ir hoff erteylen 
vmb eigen vnnd vmb erb , er hab denn In Irm hoff siben 
schuch lang vnnd breit. 

Offnung von Embrach s. d. Gotzhuslüt sond recht 
nemen vmb erb vnd eigen vor dem propst vnd mit an- 
derschwa vnd sol darvrnh nieman recht sprechen 
denn gotzhuslüt. 
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Hausbrief von B ub i hon von 1483. 6. Vnd das ouch 
niemand darvinb (um Eigen und Erbe) recht sprechen 
noch vrtheilen sol, dann des vorgenand huses eigen 
lüth. 

Oefters stehen aber die verschiedenen Höfe Eines Grund- 
herrn mit einander in solcher Verbindung, dass nicht alle- 
mal die Minderheit sich der Mehrheit zu Fugen braucht. 
Sondern wenn das Urtheil, nach dem alten Ausdruck, stössig 
wird, d. li. wenn die Minderheit dasselbe weiter ziehen 
will, so kann dieselbe Sache in noch einem, zuweilen in 
noch mehrern Höfen vorgetragen werden, die darum nicht 
als Oberhöfc zu betrachten, sondern von ziemlich glei- 
chem Range sind. Dort wird dieselbe wieder beurlhcilt, 
bis zuletzt allerdings die eine Meinung obsiegt. 

Öffnung v'bn Engclherg s. d. VVenc ouch ein vrteil 
stössig wirt vor unsren gericht vmb erb vnd Ichcn, die sol man 
ziehen vnder die Esche vnd dannan gen buochs vnder die 
tiotzhus lut in des Gotzhus hof, vnd dannan gen urdorf 
ouch vnder die Gotzhus liit ouch in dis Gotzhus hof, vnd 
dannan harwider vf die grossen keumaten, vnd sol da vs.- 
gerichtz werden. 

V er komm n i s s über die Gerichte zu Birmen- 
storf von 1347. Wer« ouch das ein vrteil stössig wurde, 
es sye ze meyen oder ze herpst ze ßirmenstorf vnd zc VIA 
dorf , oder ze den uachledingcn beider höfen , ist die ge- 
sprochen ze ByrmenslorfT, so mag man sy ziiehen gegen 
vrdorf In den hof, vnd wirt sy da stössig, so sol man sy 
ziechen In den hof ze lützelhart, vnd wirt sy da stössig, 
so sol mans zücben in den hof ze Reimboltzschwile vnd 
wirt sy da stössig, so sol man sy züchcn vf den Uenatten, 
für ein herren vnd ein Apt des gotzhus ze Sant Bläsi, vnd 
sol ouch da ein Ende haben. 

Etwas schneller wurde die Sache erledigt nach folgen- 
der Stelle: 

Hofrecht von Diirnten von 1480. Beschecbe es ouch, 
das vinb die hoffguetter vrteilen stössig wurdent, die sol der 
inerteil der hoflüten sc hi di gen, vnnd nit der her 
ze grneningen: Vnnd were ouch des einer derselben hof 
guettern ze tünraten anspreche, vnnd vmb vrteylen stössig 
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wurdint, die sollend gan gen adeltzhusen an den nach- 
tagen , vnnd wedrer teyl vor zuu tünraten das iner behept 
hat, behept ouch der das iner an solchem nachtag, So sol 
Im sin sach gefallen sin. Ist aber das er zuo tünraten das 
merer behept, vnd zno dem egenanten nachtag das minder, 
so hat es sich geinischlet, so sol cs gan darnach an 
dem nechsten hofrecht zuo tünraten ; vnd wedrer teyl denn 
da das merer behebt , dem sol sin sach gentzlich gefallen sin. 

Urkunde vom Jahr 1377 ,s6 ). Urthcil zu Hongg. 
Da von derselben sach wegen ouch vrteil in vnserm hof 
ze hüngg zwüschcnt vns (dem Propst) vnd den bleyern stös- 
sig worden, die vrteil aber, die da Stössig wurdent , — 
von keiserlicher friheit von aller vnsers Gotzhus fronhüven 
rechtung, vnd von als alter gewonhait, das nieman 
nit anders gedenkt noch weis vnd onch an keiner ofniing 
des vorgenanden hofs — nie sich andeY.s enphand — für 
das Capitel vnsers Gotzhus in scheiden« wisc gan 
süllcnt. 

Ausser jenen Jahrgerichten, welche als regelmässige, 
gesetzliche, auch Ehegerichte genannt werden, und 
offenbar mit den ungebotenen Gerichten der frühem Zeit 
im Zusammenhänge sind, kommen in einigen Öffnungen auch 
noch gebotene Gerichte der Zwischenzeit vor, so oft es 
die Nothdurft erfordert. 

' Öffnung von Wiesendangen vom Jahr 1473. Es 
sollend ouch alle gotzhuslüt, die In den zwingen vnd ban- 
nen gen wysendangen gehörend , ainen mayer alle acht tag 
ainest ze gericht körnen In den lielnhof zü wysendangen^ 
oder vff den hof ze büch , wen der mayer das gebietten 
tüt, vnd welle das nit tätten , die In den zwing gehörend, 
sol ain yeder ihm das bessren mit dry Schilling hallern als 
dick daz beschicht 137 ). 

§. 20. Couipetenz dieser Hofgerichte. 

Die Gerichtsbarkeit des Grundherrn schloss sich zunächst 
an den Umfang des ihm zugehörigen Hofes an. Sie bezog 
«ich somit 

186) Diplom, dev Propste! S. 155. 

187) Ebenso in Kloten und Wipkingc*. 
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1) auf alle Streitigkeiten über diesen Grundbesitz, über 
Eigen und Erbe, wie sich die Rechtsquellen ausdriieken. 
Nur ist zu bemerken , dass inan unter Erbe dann gewöhn- 
lich nicht achtes Eigen zu verstehn hat, welches auf dem 
Wege der gesetzlichen Erbfolge der Familie erhalten bleibt, 
Erbgut, sondern vielmehr abgeleiteten aber mit Erbrecht 
verliehenen Besitz. Der Ausdruck' Eigen in jener Formel 
ist somit von dein Rechte des Grundherrn der Ausdruck 
Erbe von dem der Hofgenossen hergeleitct. 

Öffnung von Hüugg von 1338. Der Propst richtet, 
vuib Sachen, die sich da rucrcnt von ligenden guetern, die 
von eigenschaft oder von Erbe besessen werdent von der 
kilchen von Zürich. 

Öffnung von Andelfingen s. d. Der Dorfherr rich- 
tet: vinb Eigen, vinh lchen vnd vmb Erb. 

Öffnung von Berg s. d. Item all Zwing vnd bann 
sind der stifft Entbrach , vnnd was Jemand in dem geriebt 
7,e rechtfertigen hat , Es sigennd pfand , vmb eigen oder erb , 
Ouch alle buossen, by dry, sechs, nün Schilling (gewöhn- 
liche dreifache Steigerung), Sol vor des bropstes stab ge- 
rcchtucrtigct werden , vnnd er die selben buossen In neinen. 

Öffnung von Knonau von 1461. Der Meyer des Got- 
teshauses Schanis hat: von des meyger ampti wegen ze 
richten vmb erb vud vmb eygen, vmb gcllschuld vnd was ze 
richtend ist, da die hu os s ni t g ro e sser ist denn III p. ; 
vnd was fräflen ist, da richtet ein v ogt , vmb das bluot 
richtend die von Zircli (Zürich). 

Öffnung von \V i es c n da n g e n von 1473. das er (Jun- 
ker Ilug von Ilcgi) als ain Mayer ze richtend hat vmb avgen 
vnd erb , geltschulden vnd vmb alles, das ze berechtend ist, 
vfg cn oin en über das plüt, fräuel vnd die arlikel vor 
ton aiuem herren von petershusen In sinen Öffnungen ver- 
merkt vnd begriffen. 

Der Meyer, sowie der Keller, ist immer nur Stellvertre- 
ter des Grundherrn und hat niemals vogteilichc Gerichts- 
barkeit. 

2) richtet der Grundherr nach den obigen Stellen, deren 
Zahl leicht zu vervielfältigen wäre, über Geldschuld und 
überhaupt über alle weitern Civilstreite der Hofgenossen. 
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Diese Civilgerichtsbarkeit ist wieder ausschliesseuder Na- 
tur. Gerade wie in den Städten finden wir auch auf den 
Höfen der Grundherren jedes Laden auf fremde Gerichte 
möglichst verhindert. 

Öffnung der Propstei zu Meilen: vnd sol man st 
och nienat hin laden vif fröinde gericht , vnd daz selb recht 
hand och die hoflüt ze ineilan gen enander , daz ir keiner 
den andern laden sol uffandrii gerich vmb ir Zins. — Wirt 
och einer gelat uff frümd gcricht , der sol mit dem latbrief 
komen zuo ininen herren dem probst vnd bi dem laibrief 
sol in min herrc schirmen vntz an ein recht. (Eine unver- 
kennbare Andcutnng der Immunität.) 

3) Der Grundherr hat aber auch eine geringe Strafge- 
richtsbarkeit, freilich die niedrigste. Eine mittlere steht 
dem Vogte zu. Die höchste gehört noch dem Grafen* 
Gewöhnlich wird dem Grundherrn keine Befugniss zuge- 
schrieben, über Diebstal und Frevel zu richten. Diese ge- 
hören schon wenigstens in die vogtcilichc Gerichtsbarkeit 
und es bleiben somit nur kleine Polizeivergehen übrig, die 
mit der niedrigsten Busse belegt werden. 

Öffnung von Höngg vom Jahr 1338.: vnd das ein 
probst — in dem dorf vnd in dem Bann ze hiingg hat alle 
geriebte vnd zwing vnd benn von des keisers ge Walt 
aller Sachen vnd twingnüst aller lütc Ane dich vnd frä- 
uelin, die einem vogt desselben dorfs zuo gebörnd. 
Ebenso die obigen Stellen der Öffnungen von Knonau 
und Wiesendangen. 

Von Schwamendingen sagt eine alte Notiz tts ): da 
sint XIV gcbux'en gesessen , da ist twing vnd ban vnd elli 
gericht des gotzlius. An die fräffi. da by sol sy ein vogt 
schirmen mit der vogt stur , so davon gat. 

Das ist denn auch die Kegel. Doch dehnt sich zuwei- 
len die Gerichtsbarkeit der Grundherren noch etwas weiter 
aus auf Kosten des Vogtes. So nach der Öffnung von E ui- 
brach s. d. 

Vnnd nämlich Ist diss eins Bropsts rechtung, das er hat 
all Zwing vnnd Benn ouch alle gericht vnd (soll wohl 

1&8) Diplom, dtr Prop«tei $. 224. b. 
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heissen: vmb) freffel, on allein diehstal; vnnd das so 
das blnot berürt, gehört dem vogt von kyburg. Doch ivat 
frcflen an gebanncn firtagen von einer vesper zuo der an- 
dern gefallen , das hat ein bropst ze richten , ouch über all 
fräffcl , so Im kilchhoff vnnd vff dem kilchweg beschechcn. 
Wie ist min aber diese Gerichtsbarkeit des Grundherrn 
entstanden? Einige Stellen deuten auf Verleihung derselben 
durch den Kaiser. Nach der oben aus der Öffnung von 
Höngg mitgetheilten Stelle leitet der Propst seine Gerichte 
her „von des Kaisers Gewalt.” Ebenso hat der Propst von 
Embrach seine gerichtsherrlichen Rechte von dem Grafen 
von Kyburg erhalten , mit Genehmigung des Königs. 

Auf der andern Seite scheint die grosse Verbreitung die- 
ser Gerichtsbarkeit, welche allenthalben und ohne Ausnahme 
jedem Grundherrn zustcht , gegen eine Erklärung derselben 
aus jedesmaliger Verleihung zu sprechen. Und so lasst sich 
denn begreifen, dass einzelne Neuere sie geradezu für eine 
Folge des Eigcnthuinsrcchtes erklären ,89 ). Im vierzehnten 
Jahrhundert scheinen die Grundherrn selber oft ihr Recht 
von dieser Seite her aufgefasst zu haben , wie sich aus einer 
merkwürdigen Urkunde vom Jahr 1319 ,5 °) ergibt. 

Damals nämlich verlieh „Joh. Thyie Senger der Prob- 
stie ze Zürich” seinen eignen Hof zu „Schowingen” oberhalb 
Hottingen an eine Anzahl Personen stückweise erblich gegen 
einen ewigen Zins, und verorduete nun, ohne irgend eine 
Verleihung nachzusuchen, als Grundherr ohne Bedenken: 
Sivas mich uf disem houe ald uf deheim teile in huse ald 
in houe ietnanne von dem andern geschieht mit Worten ald 
mit werken, franenlich ald vnnreucnlich , vnd vmb gälte 
vnd vmh alle Sachen, da sol ich vmbe richten. — Vnd 
ensol dirre hof noch lüte noch guot , die der zno hürent ald 
truffe siczent , niemanne nütes anders gebunden sin mit ge- 
richtcu , mit stürc mit cinsen mit huenr noch mit enhein 
dienste, vnd ensol ze dien gerichten n iem an- recht 
sprechen, wan die allein, dienfdes houesguetera 


IS9J Dieser Meinung ist nach von Arz St. Galten I. S. tÄ. 
SSO) Diplom, dir Propst ei S. 1?S. 
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sitzend ald desselben guotes bant. Sivas ouch li u o~ 
zen da geuallend von gerichteu ald anders ald einunge, die 
sol ich ald inin nakome halbe ncinen , vnd sul inan dien an- 
dern halben teil geben an der vorgenandeu gueler strazen ze 
buwenne. — — vnd sollt disü gcrieht stau mit allein 
rechte, als eins p rohstes von Zürich. 

Dessen ungeachtet halt diese Ansicht nicht Stich. Die 
Gerichtsbarkeit beruhte ursprünglich immer auf Staatsgewalt 
und nicht auf Eigenthum. Zudem erstreckt sich diese grund- 
herrlichc Gerichtsbarkeit durchaus nicht bloss über Leib- 
eigene , sondern ebenso auch über freie Hofgenossen , hat 
folglich nicht entstehen können aus der Gewalt des Herrn 
über den Eigenen. Auch wäre mit dieser letztem Annahme 
die höchst freie Verfassung jener Hofgerichte wenig ver- 
traglich. 

Ursprünglich muss daher allerdings königliche Verlei- 
hung Grund dieser Gerichtsbarkeit gewesen sein. Und da 
erklärt sie sich denn leicht aus den erweiterten Immuni- 
tät sp riv il e gien. Als nun aber allmälig allen Klöstern 
Immunität verliehen war und es in der Folge als gemeiner 
Grundsatz galt, dass auch die weltlichen Herrn auf ihren 
Gütern dieselben Immunitätsrechte besitzen, seihst wenn sic 
nicht ausdrücklich im einzelneu Falle verliehen worden : so 
konnte cs allerdings so weit kommen, dass Jeder, welcher 
einen Hof zu Eigen besass, für berechtigt gehalten wurde, 
als Grundherr selber die Gerichtsbarkeit über alle Hofhö- 
rigen auszuüben. Und so wurde, was anfänglich Verleihung 
gewesen war, nunmehr zu einem allgemeinen Rechte, das 
sich jetzt allerdings an den Besitz von grossem an Hinter- 
sassen verliehenen Grundeigenthum ohne weiters auknüpftc. 

£. 21. Die V ogtei. 

Sehr sorgfältig wird allenthalben die Gerichtsbarkeit des 
Vogtes von der des Grundherrn unterschieden, zumal da, 
wo der Grundherr nicht auch zugleich Vogt war. Bevor 
wir die ursprüngliche Bedeutung dieses Institutes und seinen 
Zusammenhang mit der altern Verfassung nach weisen., wol- 
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len wir erst die äussere Erscheinung der Vogteigerichte dar- 
stellen. 

Auch der Vogt hält Maitn - und Herbstgerichte , ge- 
wöhnlich zu selber Zeit mit dem Grundherrn , an dessen 
Seite er sitzt. Er kündigt seine Gerichte ebenfalls einige 
Zeit zum voraus an, und biisst die nicht erscheinenden. 

Öffnung von Meilen: ein vogt hat daz recht, daz er 
sol haben sin meigentag vnd sin herpsttag an aller wis als 
ein probst vnd sol die vorhin offeiilich verkünden in der kil- 
cheu ob acht tagen vnd vnder vierzehn tagen. 

Von äusserem Pompe bei seiner Ankunft ist auch öfter 
die Rede ähnlich wie von dem des Grundherrn. 

Öffnung von Eiabrach: Es sol ouch ein vogt von 
kyburg, wer der je ist, zum meyen oder herpstgericht kö- 
rnen seih dritt, vnnd mit Im bringen zwey windspil , einen 
vogelhund vnd einen hapch , vnnd sol herr bropst (der Grund- 
herr) dem vogt vnnd sinen knechten zu essen geben vnd es 
Inen wol hielten ; her bropst sol ouch geben jedem hund 
ein brott , vnd dem hapch ein liuon 19 ‘)- Der vogt von ky- 
burg sol ouch linden zum uieyen vnd herpstgericht vfl dem 
keluhoff fuoter vnnd höw sinen rossen. 

Öffnung von Mure von 1543.: Aber sprechent die hof- 
junger, das ein herr von Gryffense (Er ist Vogt, die Abtei 
Fraumiinsler Grundherr) siille zwürent richten in dem jar 
ze .Meyen vnd zc herpst, vnd wenn er sin Meyentag wil 
ban , so sol er an den tattenbach kommen , vnd da sol Im 
der Meyer körnen, vnd sol dein pferit bringen ein fierttell 
haber vnd ein bccher mit Rottem win, vnd sol in laden an 
das gericht. Aber sprechent die Ilofjunger: wenn er das 
herpstgericht wil han , so sol er aber nit fiirer körnen den 
an den Tattenbach, vnd sol Im der Meyer bringen, habrin 
garben dem hengst, vnd aber ein beeber mit Rottem win, 
vnd sol In laden an das gericht. 

Id andern Stellen finden wir dagegen Bestimmungen, 
durch welche die Hoffahrt der Vögte beschränkt wird. 


191) In Neerach muss dein Habicht« des Vogtes ein Hohn gegeben wer- 
den, welches in der Nacht zuvor allernächst beim Hahnen gesessen ist. Di» 
Hände erhalten daselbst einen guten gesottenen Hirss. Öffnung ron Neer- 



220 


Zweites Buch. §. 21. 


Öffnung von Altorf von 1439. Die hoflüt sprechend 
onch , das ein keller, der den kelnhof inne hat, zuo den 
drygen J ar gerichteu einem vogt selb ander essen vnd 
trinken geben sol. Enbüt im das ein vogt an dem Abcnl, 
so mag er dester bas geleben. . doch das er im des gnuog 
geb , des er hab in den vier wenden , vnd sol des ein vogt 
benuegen, vnd sol in nüt fiircr straffen. 

Zu seinem Gerichte ladet der Vogt alle, welche inner- 
halb der Vogtei Grundbesitz haben. Wenn diese dem Um- 
fange nach mit dem Hofe des Grundherrn zusammenfallt, 
so gehören somit die gleichen Leute in das Vogtding wie 
in das Hofgericht. Wenn aber, was nicht selten der Fall 
ist, die Vogtei weiter reicht als jener Hof, so sind meh- 
rere Leute dingpflichtig. 

So müssen in dem Vogtgerichte zu Meilen sich einfin- 
den: alle die siben fuess ertrichs breit vnd lang hie hand in 
dervogty, es sye eigen ald erb, 'also nicht bloss di« Hof- 
hörigen , welche Erbe hatten von der Propstei Zürich , son- 
dern auch die andern Dorfbewohner, welche Glieder der 
alten freien Gemeinde waren und Eigen besessen.) 

So erstreckt sich die Vogtei zu Höngg sowohl über 
die Leute, welche auf den Gütern der Propstei Zürich als 
über die, welche auf dem Grundeigenthum des Klosters Einsie- 
deln sitzen m ). In Breiti gehört nur ein kleiner Thcil 
der Güter der Propstei Entbrach. Dem ganzen Dorfe aber 
steht ein Vogt vor, welcher zu seinen Jahrgerichten alle 
Grundbesitzer zieht* 93 ). In Rümiang steht die Vogtei 
den Herrn von Zürich zu, sowohl über ihr Grundeigen- 
thum daselbst als das der Aebtissinn m ). Die Vogtei über 
Alt Regensberg bezieht sich auf Grandstücke der Klö- 
ster Einsiedeln , St. Bläsy und Schaffhausen ,9S ). 

192) Öffnung von Höngg von 1338. „Vnd v.»b die beschirinung vnd 
yujI» vogtrecht git man dem vogt des. selben dorfs — iärlichtn zeherbst 
rou den guetern der kilchen ze Zürich zwelf mut kernen vnd zwelf 
uiütt haber Züricher inesses , vud von den gaetern des ktosters ze Ein- 
sid eilen drU pfunt pfenoing dri Schilling minder.” 

1 93) Öffnung von Breiti von 1439. 

194) Öffnung von Rlhnlaog von 143?. 

I9.S) Öffnung von Alt Regensberg vor 1426. 


Digitized by Google 



Die Vogt i. 


221 


Gewöhnlich wird in dem Vigtdinge wieder zuerst das 
Recht der Vogtei geöffnet , wf ähnliche Weise wie die 
Rechte des Grundherrn. Es fibt somit ebenso wohl Öff- 
nungen derVögte als O ffaun gen der Grundherrn. 
Dann wird die des Grundherrn zuerst, darauf die des Vog- 
tes verlesen 196 ).; sowie auci der Vogt öfter über die in 
seine Competcnz gehörigen Sachen erst richtet , wenn die 
Civilprozesse vor dem Grindherrn beseitigt sind. 

Öffnung von Bru ten s. d. : vnd sol verhören diss 
hoffs Recbtung vnnd nynes herren von Eiosidlenn Recht 
vnnd eines vogtes Recit vnd der hofljungcr Rechtung. 

Öffnung von Meten s. d. : Der Awptmann der Prop- 
stei Zürich (des Grurdherrn) sol richten vntz an den vier- 
den tag, denne sol ei den stab von im bieten einem vogt , 
der sol denn einem hlegcr ingewinnen sin ansprach vnd 
einem herren IX p. vnd ze hindrost sin buossen. 

Die letztem Wort deuten auf den Grund dieser Be- 
stimmung, welcher ii der Art der vogteilichcn Gerichts- 
barkeit zu suchen ist. 

Wo nämlich, wie das häufig der Fall ist, die gesammte 
Civilgcrichtsbarkeit dem Grundherrn zusteht, hat der Vogt 
für diese nur eine subsidiäre Stellung. Wenn die Zwangs- 
mittel des ersten nicht ausreichen , so wendet er sich an den 
Vogt und bittet diesen am Hülfe. Und der Vogt soll ihn 
in der Vollziehung der Urtheile und dem Bezüge der ge- 
ringem Bussen unterst'itzen , bevor er noch seine eigenen 
hohem Bussen einfcrdert. 

Öffnung von Höngg von 1338. Wer och daz ieman 
dem mciger alt dem vorster von höngg ein phant frä'uen- 
lich ald mit gevalt nit geben weit , ald im es werti , so si 
es nemen wohnt, als gar vnd als vast daz si hi dem cid 
sprächin daz nan pbender fräuealich oder mit gcwalt wärint 
gewert vnd mm si darzuo nit lassen körnen wölt, die schuld 
vnd die fräuelisol der probst mit klag verkün- 
den einem vogt vnd dieselben fräueli sol man einem 
probst von süriel btsseren mit drin phunden vnd dem 
vogt mit sechs pbunden pheningen. — vnd sol der vogt 

196) Di« ohen S. 211 i«lfelh«iU* Stell« von F.mbrnch. 
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mit siner gewalt des probates buos vor allen dingen 
vorderen vnd in gewinnen, vnd sol iins oueh entwürfen,, 
«venu das beschicht, so sol denn der vogt sin buos ne- 
in en, ob er wil. 

Vcrkommniss über tie Gerichte ei Birinen- 
storff von 1517. Zc disei vier gedingen, wer an des 
gotzhus statt Richtet, neiet dem sol ein vogt sit- 
zen, vnd Im ge walt es vtr sin. Darvmbe nimt der 
vogt den dritten Schilling der bitsse. 

Öffnung von Entbrach s d. Ein bropst hat oueh 
das recht , welcher gotzhussman sin vngnossen niinpt , das 
er den straffen mag, vnd oh ein bropst Inn nit inücht be- 
gwältigen , sol er einen vogt von ybnrg anruefTen vuud Iin 
dcrselb beholilcn sin. — Der vog so! oueh all wegen sit- 
zen nebent eim bropst zuo gerich; vnd ob ein bropst 
dem gericht nit möchte geriihten, so sol er den 
vogt anrueffen. 

Daneben hat aber der Vogt immer eine eigene Ge- 
richtsbarkeit, welche dein Grundterrn als solchem nie 
zusteht, nämlich die Bestrafung der Frevel und des Dieb- 
stahls, wie sich unsere Rechtsquellen gewöhnlich ausdrti- 
eken. Ich fuge den schon oben Seite 216 dafür uiitgetheil- 
teu Stellen noch einige bei : 

Öffnung zu Breiti von 141h. kern ein probst von 
Embrach hatt nit höcber ze richten vml buossrn, dann vntr. 
an die nun Schilling vnd wann es über die nun Schil- 
ling konipt zc richten , so sol er dtn :tab von Im Juncker 
bansen schwenden dem vogt geben der sol denn fürer 
Richten, so es nottdurfi'tig ist. 

Öffnung von Hegi s. d. Item essol ein propst vnnd 
ein vogt nebend einandern zuo gericht atzen vnnd hat ein 
propst zuo richten biss uff IX p. vmd so die Biioss 
darüber ist, so sol em vogt den stib in die liand ne- 
men, vnnd richten biss an IX pfund. 

Alte Öffnung von Walds, d. Item die grösst buoss, 
An den todschlag, Ist IX pfund du-, vm wer sach da vor 
gott sye daz dehein todschlag Inden h>ff beschech, wer 
das thete , der wer veruallen lib vid guot siner herrschafft 
von österrieh , oder Ir Statthalter *• grnenitigcn. 
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An andern Orten geht die Busse des Vogtes bis auf 18 
Pfund, das Doppelte der vorherigen Bestimmungen. 

Merkwürdig ist besonders folgende der Schrift nach 
ins Ende des vierzehnten Jahrhunderts gehörige Stelle über 
die Vogtei zu Thalwil: 

Item sol ein vogt Richten vmb die frefin da ist dii Buoss 
den sechern IX ft. den. vnd dein vogt XXVII jj. den. das 
ist dryfalt Buoss. vnd dii gross Buoz ist dien Sechern 
IX pfund den. vnd dem vogt XXVII pfund den. das ist heim- 
suochy , Marclistein ze ruhen vnd Eid schelten 197 ). 

Hier wurde das ursprüngliche Mass der Busse dem Klä- 
ger noch zugesprochen, iber darüber hinaus noch das drei- 
fache Mass von dem Vcgte bezogen. 

Öffnung des Pjopstes zu Weilen: were och da» 
iernan den lip verschill hat, wenne denn dem vogt sin recht 
gefalt , so mag ein irobst oder sin fiirweser richten vinb 
den lip vnd tuot cs not, so mag er bi einem schob rich- 
ten; ein vogt sol >ch nit liier neinen den XVIII pfund. 

Öffnung des Togtes zu Meilen: vmb den tod rieht 
ein probst oder sin fürtveser. 

Die beiden letztem Öffnungen fallen in die Zeit, nach- 
dem die Propstei Zürich auch den Blulbann in ihren Dör- 
fern an sich gebrach 1 hatte, also nach 1431. In Meilen 
hatte somit der Pro»st die grundherrliche Gerichtsbarkeit 
und zugleich den Bldbann , die niedrigste und die höchste. 
Dagegen stand die mittlere noch immer einem hesondern 
Vogte zu. 

Öffnung vojDübcndorfs.d. Esist ouch die höchste 
buoss, so dem -ogt gefallen achtzehen pfund pfening, vss- 
genommeu vmb itallung geben vnd Stallung brechen vnd mes- 
ser zucken; die sol inan halten vnd buessen, als si die von 
Zürich gen einaidern hallend vnd buessent, vnnd wenn also 
einem herren <Li achtzcchcr pfund gefallend , So sol darzuo 
einer dem kleger sechs pfmd pfening gefallen sin. 

Das Maximum der Bus£ von 18 Pfund scheint indessen 
jünger und erst im vierzeMten Jahrhundert vorzukommen, 


IV7) MS. 138. *. S. SS. 
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während die altern Quellen meistens den Vogt bis auf 9 
Pfund beschränken I!IS ). 

Wenn inan alle diese Uber die Vogtei mitgetheilten Stel- 
len zusammenhält, so wird t»an den Gedanken, dass diese 
ebenfalls aus der Grundherrlielfceit hervorgegangen sei, fah- 
ren lassen müssen. Grundherr und Vogt sind sehr häufig 
zwei verschiedene Personen ,9S ) und der Vogt keineswegs 
Verweser des Grundherrn. Als solcher erscheint der Meyer 
oder Keller, zuweilen auch ein Amtmann. Da der Aus- 
druck Vogt ein sehr vieldeutiger ist, so kann freilich zuweilen 
auch der Verweser des Grundherrn so genannt werden. 
Das ist aber nicht der Vogt im tigentlichen Sinne, noch 
die Vogteigerichtsbarkeit, wovon wir bisher gesprochen. 
Es kommt zwar allerdings vor, dass der Grundherr zu- 
gleich auch die Vogtcirechte hat; &er das darf einen um 
so weniger irren, als nicht abzusehet ist, warum nicht ein- 
zelne Vögte auch grosses Gruadeigeithum besessen, somit 
Grundherrn gewesen sein , oder umgekehrt Grundherrn die 
Vogtei angekauft oder sonst erworben haben können J0 °). 

Wäre der Vogt auch nur ursprünglich Kastvogt der be- 
treffenden Klöster gewesen und hätte als solcher die Vogtei 
erblich erworben, so Hesse sich nicht erklären , wie es denn 
gekommen, dass er dannzumal von der imfassenden Gerichts- 
barkeit des Grundherrn nur die Strafiechtspflege behalten 
hätte , nicht aber auch zugleich die nedere Polizeigewalt 
und die Civilgerichtsbarkeit. Eben so wenig wäre zu be- 

198) In Meilen ist die höchste Busse schon vor '346 XVIII Pf. Aallest« 

Öffnung daselbst. 

199) Anisei* den obigen Beispielen (S. 220) erwähn« i h noch folgende : Im Jahr 
1339 gehörte der Meyerhof zu Nieder urdorf der P-opstei Zürich die Voglei 
Joh. von Schönenwerth. Diplom, der Propstei S. 139, Zu Wissen- 
dangen erscheint neben dem Grundherrn und dem Me-er ein Vogt. In W i p- 
ki ngen hat die Aeblissinn von Zürich Grundherrlidueit aber nicht Voglei. 
Öffnungen daselbst. 

200) So halte diu Propstei ZUricfe j n Nösehikon einen Vogt und 
Meyer daselbst und alle Gerichte bis «i den Tod: „vmb den sol ein vogt 
von kyburg richten.” Offnnng von Nöfr.hikon von 1390. lu einer Urk. 
von 1270. bei Neugart 1003 ist \Valler rftn Clingea Vogt und Grundherr 
zugleich. 
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greifen, warum denn der Grundherr, nachdem er die Fä- 
higkeit erworben, die Gerichtsbarkeit selber zu verwalten, 
doch niemals auch jene vügtlichc Strafgcwalt zu retten ge- 
wusst habe, sondern diese immer als etwas Besonderes von 
der grundherrlichen Gerichtsbarkeit Verschiedenes angesehen 
rdenwo. Endlich widerspricht jener Annahme der Um- 
stand, dass die Yogteigcwalt sich nicht auf die engern Gren- 
zen der Grundherrschaft beschränkt, sondern weiter ausdehnt. 

Mir scheint daher im Gegentheil die Vogtei altern Ur- 
sprungs und durch die Grundherrlichkeit nicht entstanden, 
sondern vielmehr beschränkt worden zu sein. Ich nehme 
daher an, dass die Vögte von Anfang an öffentliche Beam- 
tete gewesen, welche innerhalb der Grafschaft in engern 
Kreisen die Gerichtsbarkeit ausgeübt haben. Und da wird 
man denn leicht an die alten Centgrafen erinnert, welche 
über alle Dinge richteten ausser Eigenthum und Lehen und 
Freiheit. Diese Gerichtsbarkeit wurde nun aber in der Folge 
durch die zahlreichen Immunitäten ihrem Umfange nach be- 
schränkt und eine Menge von Grundbesitz ihrer direkten 
Einwirkung entzogen. Insbesondere verloren sic nuu, so 
weit die grundherrlichen Besitzungen reichten, die Gerichts- 
barkeit über diese Grundstücke und über die Rechtsverhält- 
nisse der Ilofgenossen , welche an den Grundherrn über- 
ging. Jedoch behielten sic den öffentlichen Schutz auch 
darüber bei und die Strafrechtspflege über die Frevel. Die 
letztere mochte zu sehr in Verbindung mit der allgemeinen 
Ordnung und dem gemeinen Frieden stehn, als dass man 
auch sic dem öffentlichen Beamten entzogen und dem Grund- 
herrn überlassen hätte. Und zudem waren gerade die Bus- 
sen, welche von daher dem Vogte zufielen, ein Grund, um 
ihn desto sorgfältiger auf die Erhaltung dieser seiner Rechte 
bedacht zu machen. 

Der allgemeinen Richtung, Amtsrechte in erbliche Rechte 
zu verwandeln, folgte nun auch das Amt des Vogtes, ge- 
rade so wie das Amt des Grafen. Und so wurde, was 
ursprünglich eine blosse Stelle gewesen war, nun zu einem 
an eine Familie geknüpften Rechte, welches vererbt, ver- 
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pfändet und veräussert werden konnte. Von solchen Ver- 
äusserungen enthalten die Urkunden eine Menge Beispiele. 
Dabei ist denn Ftir unsere Auffassung wohl zu beachten, 
dass nicht selten der König, als oberster Lehnsherr, oder 
der Graf, welcher im Besitz der Landeshoheit ist, diesen 
Veräusserungen seine Genehmigung crthcilt. Es wird mit- 
hin die Vogtei als ein von höherer Staatsgewalt verliehenes 
Recht und keineswegs als ein Lehen des Grundherrn an- 
gesehen J01 ). 

Wenn diese Ansicht über die Vogtei richtig ist, so muss 
sie bestätigt werden durch ihre Erscheinung an den Orten , 
wo kein Grundherr sie beschränkte. Und in der That sind 
die Bestimmungen über solche von eigentlichem Hofrechte 
befreite Gemeinden geeignet, sowohl unsere Auffassung 
völlig gewiss zu machen , als auch die Einsicht in das da- 
malige Rechtslcben noch weiter zu fördern. 

In solchen Gegenden nämlich hat der Vogt keineswegs 
bloss über Frevel zu richten, sondern wir finden ihm eine 
ganz umfassende Gerichtsbarkeit ebenfalls beigelcgt wie an- 
derswo dem Grundherrn. In dieser Rücksicht ist vornehm- 
lich die Öffnung von Nossikon vom Jahr 1431 von 
grossem Interesse. Hier ist kein Grundherr, wohl aber 
hat der jeweilige Herr von Greifensee die Vogtei Uber den 
Ort. Die ganze Gerichtsverfassung überhaupt ist uralt. 
Wie auf den Höfen der Grundherrn finden wir auch da 
zwei Jahresgerichte auf Maien und Herbst, welche derVogt 
verkündigen lässt, und wozu er alle, die sieben Schuh weit 
und breit Grundbesitz haben durch den Gerichtsweibel laden 
lässt. Der Gerichtsweibel selbst muss ein freier Mann sein. 

Ueber die Gemeinde erheben sich nun aber sieben 
freie Stulsässen, die alten Schöffen. 

Es sind och guoter , die in die dikgen. dingstat gehü- 
rent, die« eiben gucter söllcnt setzen siben frig stulsässen ze 

201) So kaufte die Propalei Zürich mit Bewilligung des Kaisers im Jahr 
1255 die Voglei zu Rieden am Albis. Und 1383 wurde von dem Rathe 
zu Zürich, „von des heil gen Riehes wegen” die Voglei tu Wollis- 
hofen an Ital Mannes* geliehen. Urk. in dem Rath- ond Richtbuch t. 1383. 
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der gerichten hand des richters. Dieselben fryen stulsässen 
süllent och als wis vnd als witzig sin, das si wol vmb 
einen vnd vinb erb erteilten konnent iederman nach 
siner notdurft, als denn für sy bracht wirt nieinan ze Lieb 
noch ze Leid. Wer och das vnder den stuolsässen deheiner 
war biliimdet oder noch belüindet wurd oder suss in zwi- 
vcl war, das er nit frig war, so mag ein ieklicher hof- 
junger , dein das z e willen stat , einen sülichen wol mäl- 
den vnd den heissen vftstan vnd vernichten, so lang vnd 
als vil bis das sich ein sölichcr besetzt, das er frig sige, 
als och vorziten ein besigeltcr brief hervmb mit gericht 
vnd vrtal geben ist vnd den ein vogt ze der husgenossen 
handen Inn hat ; vnd einer der einen also heist vfstan , rol 
hiemit nit gefräfelt han. Vnd war das sich einer also der 
ze gericht für einen stalsassen gesässeu war, für einen 
fryen nicht besetzen milcht, denselben mag ein her oder 
vogt darvmb straffen, vnd ist vcrnallen achtzehen phund 
phen. (also wieder die höchste Busse des Vogtes) der 
vorgeschribcn werschaft an der herren vnd Vogtes gnad : 
derselben Summ geltz gehörrent zwen teil den herren vnd 
der dritt teil den hofjungern. 

Id den Höfen der Grundherren haben wir die ganze 
anwesende Gemeinde urtheiieu sehen. Zunächst wurden 
zwar die Aeltesten aufgerufen, wovon sich ebenfalls Spuren 
finden in den Offuungcn. Aber diese Aeltesten wurden 
doch nirgends der Zahl und der Art der Urlheilsfindung 
nach unterschieden von den übrigen Anwesenden. In dem 
Rechte von Wossikon dagegen kommt die Urtheilstindung 
ganz ausschliesslich diesen sieben Schöffen zu, welche an 
der Seite des Vogtes sitzcu und daher eben Stulsässen ge- 
nannt werden. Die übrigen Diugpflichligen, welche stehen 
und daher öfters als Umstand bezeichnet werden , werden 
nur angefragt, wenn ein Urtheil stössig wird. 

Man sol oucli furbasser wissen , das in der vorgeschri- 
tten dingstatt nieinan vrtal sprächen noch erteilen 
sol, denndiesihen fryen stuolsässen, vnd waz die 
erteilent vnd sich einhellenklichcn erkennent, ez sy vmb 
eigen oder erbvonsiilicher guetcr wegen, die in 
die dingstatt gehörrent, dasselb sol also hestan, hand- 
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vesti liraft vnd macht haben nu vnd hernach. War aber 
das die vrtaln vnder den stuolsässen stüssig wurden, so sol 
einrichter ander frycn vs wendig dem stuol fragen, 
vnd die vrteiln , die denn gesprochen werden! , süllent gan 
vnd komen gen Griflense in den Uosgartcn vnd die sol ein 
herr da entscheiden vnd die gerecht geben vrtal widervmb 
ze dem ncchsten gericht an mittel senden in die dingstatt 
für die stuolsässen, vnd sol denn aber darnach beschehen, 
was recht ist. 

Ist ouch das vrteiln stüssig vnd gezogen werden In den 
vorgeschriben rosgarten, — die vrteiln süllent gevertget 
werden durch der stuolsässen ding oder tner, dieselben mu- 
gent die vertgen mit mund oder in geschrift vnd den ist 
och ze gelouben. 

In dieser Dingstatt nun wird, obwohl sic keine grund- 
herrliche ist, dennoch auch über Erb und Eigen gerichtet, 
jedoch immer nur von Gütern , welche in die Vogtei ge- 
hören. Wenn nun zwar auf der einen Seite daraus folgt, 
dass der von dem Grundherrn nicht beeinträchtigte Vogt 
auch Civilgerichtsbarkeit besitze, so könnte man auf der 
andern Seite doch eben daher Bedenken erheben gegen 
unsere Annahme, dass die Vogteigerichtsbarkeit mit der 
Gerichtsbarkeit des Centgrafen Zusammenhänge und diese 
freilich in etwas veränderter Weise fortsctzc. Denn der 
Centgraf durfte nicht über Eigen richten , während der 
Vogt diess thut. 

Gesetzt nun aber auch diese Schwierigkeit Hesse sich 
nicht beseitigen, so würde jene Ilauptansicht über das Ver- 
hältniss des Vogtes zum Grundherrn dennoch nicht ge- 
schwächt, indem wir im äussersten Falle höchstens ge- 
nöthigt würden, die Vogtei mit der alten Gaugrafschaft 
in Verbindung zu bringen, nimmermehr aber dazu, sie von 
der Grundherrschaft herzulciten. Das eben angedeutetc Aus- 
kunftsmittel ist aber aus andern Gründen so unwahrschein- 
lich, dass uns am Ende doch nichts übrig bleibt, als auf 
die Stellung des Centgrafen zurück zu kommen , und aus 
einer veränderten Stellung desselben die veränderte Com- 
petenz herzuleiten. 
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Jene Schwierigkeit scheint sich aber durch folgende 
Betrachtung zu liehen. Auf ähnliche Weise, wie einzelne 
Grosse sich erbliche Grafcngewalt erwarben über ihre Ter- 
ritorien , und so die ursprüngliche ftcichsunmittclbarkeit 
einer Masse von Freien in ihren Ländern in Untcrthanen- 
schaft von den Landesherrn verwandelten, mochte es auch 
den Ceutgrafen in ihren Bezirken gelungen sein , nicht bloss 
ihre Gewalt erblich zu machen , sondern zugleich auch die 
dingpflichtigen Leute sammt ihrem Eigen in eine gewisse 
dauernde Abhängigkeit zu bringen. Die Vogtei wurde zu 
einer Herrschaft und die Vögte zu Herrn. Ohne weiters 
in die Stellung von Grundherrn einzutreten, denen gegen- 
über alle andern nur abgeleiteten Besitz hätten , das ging 
nicht, weil sich die Freien zu gut bewusst waren, dass 
ihr Eigen ihnen gehöre und sic es nicht von dem Herrn 
erhalten haben. Wold aber suchten sie in andern Bezie- 
hungen ihre Herrschaft auszudehnen Und da mochte 

es am wenigsten Schwierigkeit machen, die Gerichtsbarkeit 
über das durch mancherlei Lasten bereits niedergedrückte 
Eigen der gemeinen Freien an die Dingstatt des erblichen 
Vogtes und Herrn zu knüpfen, zumal die Analogie des sehr 
verbreiteten Hofrechtes zu Hülfe gerufen werden konnte 
und es für die Bauern bequemer war, ihr Recht in der 
IVälie und unter ihren Genossen zu suchen , als sich au ein 
entfernteres höheres Gericht zu wenden. 

Diese Auseinandersetzung wird nun auch noch von ei- 
nigen andern Olfuuugen unterstützt. In Binzikon bestand 
ebenfalls eine „freie Dingslalt.” Der jeweilige Herr von 
Griiningcn hatte daselbst die Vogteirechte ; aber ungeachtet 
ihm auch manche unfreie Bew'ohner von Binzikon cigen- 
thiimlich zugehörten, so ist es ihm doch nicht gelungen, 
die Vogteireehtc in Grundherrschaft zu verwandeln. Wenn 
uiii Eigen gestritten wird, so kann er zwar auch dem Ge- 
richte \orstehen, aber die Hausgenossen können an seiner 

_‘02) V.J. die merkwürdige Siel ’c hei Eichhorn Rechlsgeschichlc §. 195 
Note wri schon iin zehnten Jahrhundert von dein l>cbcvgteifen dev Vogt, 
gew.ilt die Rede ist. 
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Statt auch einen freien Richter erkiesen. Dagegen um die 
Bussen richtet er jederzeit von Amts wegen. Der Zu- 
stand , in weichem wir nach dieser Öffnung die Sache finden, 
ist somit ein mittlerer, zwischen dem ursprünglichen, wo 
die Vogtei noch blosses Amt war, und dein spätem, wo 
sie zur Herrschaft geworden , inne liegend. 

Öffnung von Binzikon von 1435. Bes Ersten ist ze 
wissen , daz in dem dorfl' ze Bintzikon ein frve dingstatt 
ist, vnd sol ein herr der grueningen — inn hat, zwürent 
iin Jar daselbs richten ze ineyen vnd ze herbst vnd siiUen 
die gericht im dritten Jar ze ßcrtschikon sin in aller wise 
vnd masse als ze Bintzikon, vnd sol der gerichten Jetwe- 
deres sin nachtag haben ze grueningen vff der letzi vnd sol 
uian sy verkünden ob XIV tagen vnd vnder dry wuchen ze 
hus ze hof ald vnder ougen ; vnd In dieselben gericht ge- 
hörent dise nachgesebriben siben dörffer Bintzikon , Fryen- 
egg , Gossow , Bcrtschikon , Opptikon , Intzikon , vnd wer- 
netzhusen. 

Vnd wenn die oiTnung fiirkumpt, vnd man vinb die 
güter Richten sol, so mugent die hnsgenossen einen fryen 
darsetzen, ze Richten oder sy mngend einen vogt lassen 
richten, weders sy well ent. In aller wise vnd masse 
als ob ein fry da sässe. 

Es sol ouch ein vogt by dem fryen (wie anderswo bei 
dem Grundherrn) sitzen ze gericht vnd wenn es an 
ein buoss gat , so sol der vogt den Richtstab in die 
band n einen vnd dar vmli richten. 

— Es ensol ouch vmb dieselben fryen guot nieuian er- 
leillen nach vfheben , denn der derselben gucter hat Inrent 
Etters VII sclmoch wit für sich oder hinder sich ald aber 
ein recht fry. 

Beschechc es ouch . daz vmb dieselben güter rrleilen 
stossig wurden , die sol der mercr teil schidigcn vnd nit 
der herr ze grüningen. 

Ferner findet sich die Gerichtsbarkeit des Vogtes iu 
der vollen , von keinem Grundherrn geschmälerten Ausdeh- 
nung in \V et ts cb w r y 1, Sellenbiircn und Stallikon 
laut Öffnung von 146S. Hier richtet der Vogt wieder nichl 
bloss um die Frevel, sondern auch um F.igen und Erb und 
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Geldschuld in den Jahrgerichten. Aber er kann statt seiner 
auch einen Amtmann richten lassen, der von den Dingpflich- 
tigen mit seiner Genehmigung auf ein Jahr erwählt wird. 

Die öffentliche Bedeutung der Y ogtei als eines ursprüng- 
lichen Staatsamtes zeigt sich aber auch noch in einigen 
andern Dingen. So sorgt er auch an den Orten, wo es 
Grundherren gibt, Air gehörige Herstellung der öffentli- 
chen Strassen. 

Öffnung von Meilen. Ouch sol ein vogt die lant- 
strassen gebieten zc machen bi VI $ als dik es notdürf- 
tig ist. 

Er hält die grösseren Verbrecher zur Verfügung der 
Grafschaftsbeamten, die allein über das Blut richten diirfeu. 

Öffnung zu Breit i. Item wurd ouch ein schedlicher 
mentsch In den gerichten ze Breiti gefanngen , den sol man 
Junnkhcr hanassen sebwennden (dem Vogt) gen Mossburg 
antwurten. Der sol dann dem landtgrafcn von kyburg 
pinbicten , das er im Inn ahnein. Der sol im den sehedli- 
chen mantschen nbnemen , vnnd mit dem so vyl schaffen 
vnnd Inn in sollicher Mass versorgen , das im noch den 
sinen von im dehein schad noch knrnber mer beschech, noch 
zugezogen vverd. 

Dabei ist zu beachten, dass der Vogt sie dem Land- 
grafen nicht zuAibrt, sondern erwartet, dass dieser sie ab- 
hoie, wenn er von dem Falle benachrichtigt ist. Sehr 
unzweideutig ist dieses ausgedrückt in einer 

Öffnung der Herren von Landenberg, Vogte zu 
Alt-Regensbcrg von 1426. Weri es sach , das ein 
schädlicher mensch ergriffen wurd In denen gerichten , den 
sol man antwurten an den krayenstein , vnd sol es dann 
einem vogt von regensperg (der die hohe Vogtei ver- 
waltet) verkünden , das er Im den mcnschcn ahnemm. War 
das er das nit tat, so sol er Inn binden an ein Zwirns- 
faden. So hat inan denn einem vogt (zu Regensberg 1 
guuog getan, Im vnd dem gericht. 

Die Vögte schirmen ferner sowohl die Grundherrn, als 
ihre Hol’genosscn, und auch alle übrigen Vogteiangehörigen. 

Öffnung von Berg. Item alle die so in dein gericht 
zu berg sitzend, hand das recht, das »y der vogther rmh 
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die voglrecht vnd dienst, die sy- im jerlicl» gend , sol be- 
schützen vnd beschirmen zao dem rechten beraten vnd be- 
hclffen, ouch jrem lib vnd guot aller vnzitlichen dingen 
für sin. 

Öffnung von Meilen. Ouch hat ein vogt daz recht 
von einem hilchhcrren ze Meilan jerlich hundert den. geltes, 
dur daz, daz ein vogt einen pfafl’cn sol schirmen vor dem 
vndertan vnd die vndertan vor einem pfafTen. 

Öffnung von Wiesendaogen von 1473. Die vogt 
sollen vmh ir vogtrecht, daz man vnen git , des gotzhns 
lüt vnd guter schirmen , darüber sy vügt sind , als verre 
ir lib vnd guot geraichen mag vngeuarlich, wie daz von 
alter herhomen ist. Wen ouch ain her von petershusen 
(Grundherr) vnd vogt by einander ze gericht sitzend , wel- 
cher tayl dann den gotzhuslüten vnglichs wölte ton oder ze 
hert sin, so sol der ander die lüt schirmen zuo ainem glichen!. 

5. 22. Die Re ch t s q uel 1 e n in diesem Zeitraninc. 

1) Die praktische Gültigkeit des alatnannischen Volks- 
gesetzes reichte wohl kaum über das neunte Jahrhundert 2U3 ) 
hinaus. Ohne abgeschafft zu werden , musste sein Ansehen 
zu Grunde gehen, sowie die Verhältnisse des Lebens und 
das Gewohnheitsrecht mit diesen sich veränderten. 

2) Grosse Autorität erwarb im Mittelalter das deutsche 
Rechtsbuch, welehes in der einen Fassung als Sachsen- 
spiegel, in der Süddeutschen Umarbeitung als Schwa- 
bens picgel bekannt ist 204 ). Das letztere Rechtsbuch, 
dessen Abfassung in die zweite Hälfte des dreizehnten Jahr- 
hunderts (wahrscheinlich in’s Jahr 1275) fällt, ist unzwei- 
felhaft auch in uusern Gegenden oft vor den Gerichten 

203) In diesem erwähnen die Urkunden noch oftmals der lex Alamanuo- 
rum , ohne jedoch immer jenes Volksgesctz selbst darunter zu verstehen. 
.Neugart No. 246. 276. 547. 

204) Man sehe darüber Eichhorns Rechtsgescbtchle $. 252 nach. Neue 
Aufschlüsse wird darüber VV. Wacker naget erlheilen in einer Ausgabe , 
welche uoch in diesem Jahre 7,u Fraueufcltl erscheinen wird, -1er ersten kri- 
tischen , die es gibt. Da mir die Aushängebogen während des Druckes rn- 
kamen , so habe ich dieselben noch mm Tbeil benutzen können und in der 
Regel auch darnach citirt. 
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angerufen und darauf gesehen worden. Es folgt das, ab- 
gesehen von allgemeinen Gründen, theils daraus, dass sich 
daselbst mehrere alte Handschriften vorgefunden haben 20S ) , 
theils aus einer Stelle des Winterthurer Weisthums von 1297, 
worin dasselbe nicht undeutlich bezeichnet ist 206 ). 

3) Neben dieser sehr bedeutenden Quelle des gemeinen 
deutschen Hechtes zeigen sich schon in dieser Periode — 
wiewohl noch spärlich — besondere Rechtsquellen , auf 
unserm Boden gewachsen und für diesen berechnet. Schon 
frühe mochten sich einzelne städtische Bechtsgewohnheiten 
in Zürich ausgebildet haben. Unsere urkundlichen Spuren 
von einem eigentlichen Stad tr echte steigen aber nicht 
über das dreizehnte Jahrhundert hinauf 207 ). Einen Frei- 
heitsbrief, wie die meisten altern schweizerischen Städte sol- 
che haben 20S ), besitzt Zürich nicht. Dieser Mangel hängt 
zusammen mit der allmähligen Entstehung der Stadt. Wäre 
dieselbe auf einmal — gleich jenen andern Städten — mit 
einem Stadtrechte begabt worden, so müssten sich noch 
Spuren einer solchen Handveste finden. Aber weil die 
städtische Verfassung gewisser Massen von innen heraus ge- 

205) Es finden sich solche in Zürich, Rheinau , Einsutdeln , St. Gallen. 
Eine Zürcherische von J. G. Finaler beschrieben in den Ernnicn zum 
deutschen Recht. Heide berg 1S26. 

206) Wcisthum t. 1297. 111. 20. „Wir Hain och ze rechte, ist da* 
en inan vnd am vrowa elich ze enanderan kontent, swaz ir ietweders aigeus 
ze dein andern bring/ , beliheut sü aue liperben , in ach ent 5 U da/, aigen 
nit en anderen nach swabenreht, das wirt ledig iro ietweders erben 
nach iro tode. 

2Ö7) Urk. v. 1224 bei Hottinge r Hist. Eccl, VI II. 1214, wodurch 
König Heinrich Vil. dem Propst und Capitcl von Zürich Freiheit von bürger- 
lichen Dienstleistungen zusicliert : non obstanle aliqua coneuetudine rel sta- 
tuta Constiluin vestrorum.” TIrk. v. 1255 Neugart No. 948: „in Turego 
uos in obstagiuin nomine obsidum (Giseischaft) nos ponemus eecundum con- 
* uetudinem Titricensium super ehstugint actenus observatuni.'* Urk. v. 1288 
Frati tnün ste ratn t 1, 610. Eine von ihren Gläubigern „ secundurn con- 
euetudmem municipale/n" gerichtlich verfolgte Schnldnerinn wurde endlich 
dazn gebracht, dass Haus und Hof. woran ihr Erbrecht und Leibdiog, der 
Abtei aber achtes Eigenthum zustand, öffentlich versteigert werden musste: 
secundurn / ns noetrum municipulc ad vendendum ad licitalionein proclamate." 

208) Vgl. darüber Henke in der Zeitschrift für geschichtliche Rechts- 
wissenschaft von Saviguy, Eicbhhorn nnd Göschen. III. 191 ff. 
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wachsen ist, so lasst sich auch ein bestimmter Ursprung 
4es Stadtrechtes nicht nach weisen. 

Die älteste noch vorhandene Sammlung von städtischen 
Gewohnheiten uud Wilküren, durch welche sich das Stadt- 
recht fortbildete, ist der sogenannte Richtebrief der 
Burger. Es gibt davon zwei Recensionen. Die erste 
entstand ohne Beachtung irgend eines Systems. Wahr- 
scheinlich war sie nicht das Werk eines Privatmannes. We- 
nigstens erhielt der Richtebrief bald öffentliche Autorität 
und wurde alljährlich von dem Rathe beschworen. Sie 
fallt veriuuthlich in die zweite Hälfte des dreizehnten Jahr- 
hunderts ; denn wenn sich auch in derselben noch ein Be- 
schluss von 1302 findet, so folgt daraus keineswegs, dass 
die Sammlung erst damals entstanden 209 ). Wie in allen 
dergleichen Sammlungen sind auch da von Zeit zu Zeit 
Zusätze nachgetragen worden. 

Diese Recension des Richtebriefs liegt dem Richte- 
brief von Schaffhausen von 1290 zu Grunde, welche 
letztere Stadt diese Statuten von Co ns tanz her erhielt 210 ). 
Man könnte daher auf den Gedanken kommen , sowohl der 
Züricher als der Schaffhauser Richtebrief haben in einem 
Richtebrief von Constanz ihre gemeinsame Quelle. Und 
wenn man bedenkt, dass Constanz eine bischöfliche Stadt 
war, Zürich nur den zweiten Rang in dem Bisthum hatte, 
so werden die Zweifel stärker. Allein Constanz scheint 


209) Johanu W ajer vom Geld, Zürich 17 78 5. 9, auf den der ge- 
lehrte Drever Beiträge zur Literatur und Geschichte des deutschen Rechts 
Lübeck 1783 S. 12 aufmerksam macht, gedenkt eines Richtebriefes vom Jahr 
1237. Eine andere Spur von einer so alten Recension habe ich nicht ge- 
funden. Von Moos astronomisch - politisch - historisch und kirchlicher Ka- 
lender für Zürich, Zürich, 1777. Tb. III. S. 45 setzt die erste Abfassung 
m’s Jahr 1291 und spricht dann von Revisionen der Jahre 1298 und 1302. 
Seine Angaben beruhen aber nur darauf, dass in den Ricbtebrief Erkenntnisse 
von diesen Jahren eingetragen sind. 

210) M e I c h. Kirchhofer der Ricbtebrief der 5 ladt Schaff* 
hausen im Schwe ix. Museum VIII. S. 77 ff. Auf dem Titel des Schaft 
hauser Kiohlelu-iefes heisst es: „Du sint du geaetzede , mit des kiinges 
vnd der bürge» 1 willen von kos lenze in der selhun (Ist dnr vndt v*d dm 
gnade gesellet." . 
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denselben von König Rudolf von Habsburg erhalten zu 
haben, welcher als vormaliger Hauptmann der Züricher 
ihre Gesetze wohl kennen mochte. Auch wird diese An- 
sicht noch insbesondere dadurch unterstützt, 

a) dass sich die auf ein bestimmtes Faktum und bestimmte 
Personen, nämlich die Aebtissinn Mechtilde von Wünnen- 
berg , bezogene Stelle des Züricherischen Richtebriefes 3tl ), 
welche jedenfalls älter ist als 1269, in dem Schaffbauseri- 
schen wieder findet, jedoch mit der vagen Abänderung, 
dass statt jener Aebtissinn allgemein steht Abt und Gapitel ; 

b) dass in einer alten Handveste von St. Gallen, die 
vermuthlich in’s Jahr 1271 fällt, auf Constanzerrecht als 
Mutterrecht von St. Gallen mehrmals Rücksicht genommen 
wird, während der Inhalt dieser Hand veste mit dem des 
Richtebriefs nicht übereinstimmt. Hätte nun schon vor 
1271 der Richtebrief auch in Constanz gegolten, so wäre 
vermuthlich auch die St. Galler Handveste anders ausge- 
fallen * 13 ). 

Ein vollständiger Beweis ist freilich so lange schwerlich 
zu führen, als nicht das Manuscript des Constanzer Rich- 
tebriefes selbst wieder entdeckt wird. Das aber bleibt sicher, 
dass die drei Städte Zürich, Constanz und Schaff- 
hausen wesentlich denselben Richtebrief, mithin auch die- 
selbe Verfassung hatten. 

Der Züricher Richtebrief ist nach einem alten Manu- 
scripte der Scheuchzerischen Bibliothek gedruckt und da- 
neben noch eine Stumpfische Abschrift benutzt worden , 
welche Zusätze enthält, die sich in dem SchafThauseriscben 

211) Richte brief IV. 10. oben $.5. Anm. 17. initgetheili. 

212) Handveste tob $1. Gallen von 1271 (?) „Dax selbe reltt «lax isl 
alstis gishafFin , da/, allir daz guot , dar iurunt den vier enrein vnd von der 
obeuendi der berge bi der stst bis inhelde zilale lit — da/, daz in dem« el- 
bin reble stände alse Costin/er eigin an erbinne, an virkou- 
tinne, an virsez rinne, ane das, dar lenr eigin rnd dis lehin ist,’ 
— — „Wirt ouch et me dan ein vrteildc vber dar selbe gnot gisprochm vnd 
bilibint die hi vngisaminol , also dar der slrit hie niht inag gisheidin werdtn , 
so sol man/ darvmbr niene riebin , wan sol eht die di vrteilde guprochen 
hant xi Cojlinx eren Sondin. ir reht darvinbe da tirvnrne." Cnn- 
stanr, ist somil gegenüber St. Galten als Oberhof zu betrachten. 
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Richtebriefe nicht finden 2U ). Die Scheuchzerische Hand- 
schrift ist seither verloren gegangen , die Stuinpfische ist 
eine neuere Abschrift. 

Die zweite von dem Stadtschreiber Ni claus Man- 
golt bearbeitete Recension des Züricher Richtebriefes 
ist vom Jahr 1304 und noch im Original vorhanden 2U ). 
Sie ist bedeutend vollständiger als die erste und unterscheidet 
sich von derselben durch eine systematische Anordnung vor- 
teilhaft. Der eigentliche Richtebrief ist in fünf Bücher 
eingethcilt: 1) „Von manslaht vnd von freueli,” von 
den Verbrechen und deren Bestrafung, jedoch mit vornehm- 
licher Rücksicht auf die Thätigkcit des Rathes. 2) „Von 
urliige vnd von kriege,” grossentheils politischen In- 
halts und enthält Bestimmungen, welche den Fehden steuern 
und den innern und äussern Frieden wahren sollen. 3) „Wie 
man ein Rat nimt vnd von des gerihte,” von Be- 
stellung und Erneuerung des Rathes , von seinen richter- 
lichen Befugnissen, der Eintreibung der Bussen u. s. f. 

4) „Von der Stat vnd der burger ere vnd anderre 
ir vriheit,” behandelt dasVerha'ltniss der Stadt zum Reiche, 
sucht die Reichsuninittelbarkeit der Stadt zu sichern, be- 
schränkt den Ankauf von Liegenschaften durch die Klöster, 
enthält Vorschriften über die Bürgeraufnahme, den Bezug 
des Gewerfes, über Leibding, Bauten und polizeiliche Dinge. 

5) „Von antwerken, von spile vnd von einvngen, 
die über die antwerk gesetzet sind-,” umfasst viele 
Vorschriften über Gewerbe und Handwerke, darunter auch 
über Darlehen der Juden oder Lombarden (Caurtschin). 
Als sechstes Buch ist sodann die Satzung der PfafTheit und 
der Burger von 1304 angehängt. 

In dem ganzen Richtebriefe sind nur wenige Bestim- 

2(3) Hclv. Bibliothek. Zürich 1735. Th. I. St. 2. 

>214) MS. auf Pergament Quartband in dem Staatsarchiv, in der Sakristei 
des («rossinunstcrs aufbewahrt. H. H. Fit sali hat in «einer „Analyse de« 
Hu-hf «briete.« der Stadt Zürich“ »in Schweiz. Museum Jahrgang 1784 bis 
1787 diese Kecensioa benutzt und ausgewogen. Seme Arbeit war besonders 
für die damalige Zeit verdienstlich. Gegenwärtig litt sie keinen bedeutenden 
Werth mehr. .» • • • • , . 


Digitized by Google 



Die Rechisquellcn in diesem Zeiträume. 237 

mungen , die ein privatrechlliches Interesse haben. Wich- 
tiger sind die Zusätze desselben. Nach jedem Buche näm- 
lich sind eine Anzahl pergamentener Blätter leer gelassen, 
damit Zusätze ohne Schwierigkeit angchängt werden können. 
Und wirklich kommen nun auch solche nachträgliche Ein- 
schaltungen vor , zum Theil von etwas spätem Beschlüssen 
der Räthe und der Burger, zum Theil auch von ältern 
Freiheiten und Gewohnheiten, deren Aufzeichnung über- 
sehen worden war. Besonders sind die Anhänge des dritten 
Buches für das Güterrecht der Ehegatten und das Erbrecht 
von Bedeutung. 

Ich habe diese zweite Recension in dem gegenwärtigen 
Werke benutzt, zumal sic ihrer Entstehung nach nicht viel 
jünger ist als die erste und jene durchweg unverändert in 
sich aufnahm. 

3) Ausser diesem Richtehriefe muss noch als städtische 
Rechtsquelle erwähnt werden eine Sammlung von Erkennt- 
nissen des Rathes, die erst im Jahr 1636 veranstaltet wurde , 
aber aus ächten zerstreuten Blättern älterer Protokolle be- 
steht !IS ). Sic enthält anf neunzig Blättern eine grosse An- 
zahl von Beschlüssen und Willkiihrcn des Rathes, zum Theil 
von ganz vorüber gehender und administrativer Bedeutung, 
zum Theil aber auch von dauerndem Interesse für Geschichte 
und Recht. Sic fallen in die Jahre 1292 — 1371. Alle Stücke 
bis auf eines gehören aber in s vierzehnte Jahrhundert. Eine 
grosse Anzahl derselben ist vor die Brunischc Verfassungs- 
änderung zu setzen 216 ). 

4) Herzog Albrecht von Oesterreich crtheiltc der Stadt 
Mellingen im Aargau das Recht von Winterthur, 
worauf sich die Mcllingcr an den Rath von Winterthur 
wendeten mit der Bitte um Mittheilung ihrer Freiheiten 

215) Es ist das die Sammlung, welche grösstenlheils in chronologischer 
Ordnung abgedruckt ist in den Beiträgen zu Jak. Lauffers Historie der 
Eidgenossen. Zürich 1739. Th. II. 

216) Das ron mir benutzte Ms. gehört in das Staatsarchiv und ist mit 
No. 65 bezeichnet. Nach J. C. H. Dreycr gingen diese Erkenntnisse theil- 
weise Uber in die Statuten der schwäbischen Stadt Waldshat. Beitrage znr 
Literatur und Geschichte des deutschen Rechts. Lübeck 1783. S. 9. 
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und Gewohnheiten. Auf dieses hin stellte der letztere das 
Weisthum von 1297 aus. Darin ist zuerst aufgenommen ein 
Freiheitsbrief Graf Rudolfs von Habsburg von 1264, so- 
dann ein solcher König Rudolfs von 1275 und zuletzt eine 
Aufzeichnung anderer in Winterthur geltenden Rechtsge- 
wohnheiten 2,T ). 

5 ) Die Aufzeichnung von Öffnungen der Grund- 
herren und Vögte, wovon oben schon die Rede war, 
fällt meistens erst in die folgende Periode. Nur einzelne 
wenige gehören sicher schon in die gegenwärtige. Das 
Alter ist indessen gerade für die altern Öffnungen unge- 
wisser als für die jungem , weil jene weniger als diese be- 
stimmte Daten in sich aufgenoinmen haben. 

Anders ist es aber mit dem Inhalt. Dieser ist sehr häufig, 
selbst in Öffnungen des sechszehntcn Jahrhunderts uralt; und 
so trug ich denn kein Bedenken , sie schon in dieser Pe- 
riode zur Aufhellung der damaligen Rechtsinstitute viel- 
fach zu benutzen. Selbst in den ältesten Öffnungen , deren 
Abfassung noch in die erste Hälfte oder die Mitte des vier- 
zehnten Jahrhunderts fällt, heisst es oft ganz ausdrücklich, 
dass sie nur altes Recht und althergebrachte Gewohnheiten 
aufzeichnen. Es war auch gar nicht der Zweck dieser 
Öffnungen, neues Recht zu schaffen. Die Vorstellung von 
gesetzgebender Willkühr war überhaupt dem damaligenVolks- 
leben fremd. Das Recht wurde als ein bestehendes bloss 
ausgesprochen. Die ältesten Männer sagten, wie es bei 
ihnen, so lange sie zu denken wissen, gehalten worden, 
und das so geöffnete Recht wurde dann niedergeschrieben. 
Daher finden sich nur selten Bestimmungen eingeiniseht, 
durch welche ein Verhältniss neu regulirt werden sollte und 
gewöhnlich tragen sic dann mehr die Form des Vertrages 
an sich. 


21 7) Ich habe das gante merkwürdig« Weislhoni in der Beilage II *b- 
drucken lassen. Das Original davon ist verrauthlich noch in Mellingen. In- 
dessen findet sich eine alte wahrscheinlich gleichzeitige Abschrift desselben an! 
Pergament in dem Archive der Stadt Winterthur, welches mir rnr fleniitrwng 
■Htgetbeilt wurde. 
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Bei den Erneuerungen der Öffnungen wurde selten gar 
viel geändert. Meistenteils wurden nur Zusätze beliebt, 
die das Ganze ergänzten, zuweilen auch modificirten. Man 
schrieb gewöhnlich die ganze alte Öffnung wieder ab, statt 
ihr Materiale weiter zu sichten. So kam es, dass in den 
neuern Öffnungen, welche wir noch besitzen, öfters sich 
Stellen finden, die gewiss damals schon veraltet und un- 
praktisch geworden waren. 

Was die äussere Form und Sprache dieser Öffnungen 
betrifft, so ist ihr Werth sehr verschieden. Je älter sie 
sind, desto mehr scheint sowohl in der Sprache als auch 
in den Bestimmungen ein poetisches Element sich hervor zu 
thun. Es ist das um so auffallender, je mehr in der Folge- 
zeit nach der Reformation sich ein durch und durch pro- 
saischer Charakter in unserin Volke zeigt. Auf die Art 
der Entstehung der Öffnungen deutet zuweilen auch die Fas- 
sung derselben. Es werden nämlich in einigen die Hof- 
jünger und Hausgenossen redend eingeführt mit den Worten: 
Es sprechen die Hofjiingcr, die Hausgenossen. Und so 
findet sich auch die Frage des Herrn etwa erwähnt, auf 
welche hin jene das Recht finden und äussern. 

Einzelne Öffnungen haben die äussere Form des Ver- 
trages, jedoch nicht so fast zwischen Herrn und Hörigen 
als zwischen zwei Herrn, z. B. die Öffnung von Wiesen- 
dangen zwischen dem Grundherrn und seinem Meyer, der 
sich damals schon aus der Stellung eines gewöhnlichen Meyers 
erhoben hatte und das Meyerthum als ein eigenes erbliches 
Recht besass. Doch kommen auchVerträge zwischen Grund- 
herrn und den Hofgenossen vor, wie z. B. der von den 
Abgeordneten des Züricher Rathes vermittelte Hausbrief von 
Bubikon von 14S3. 

Ich werde am Schlüsse dieses Werkes ein Verzeichniss 
zürcherischer Öffnungen beifügen, die in sehr grosser Menge 
vorhanden, von denen aber nur ein Theil der neuern ge- 
druckt sind. So viel es anging, habe ich immer entweder 
die Originale selbst, oder doch alte Abschriften benutzt. 

6) Urkunden über Rechtsgeschäfte. Die Sa mm- 
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lung von IN cu gart, von der schon in der ersten Periode 
die Rede war, reicht auch ih die zweite hinüber. Doch 
ist sie für diese von viel geringerer Bedeutung. 

Desto tnehr sind die einheimischen Archive zu benutzen. ' 
Leider fehlen brauchbare auch nur cinigermasscn geordnete 
Nachweistiugen und Ucbersicbtcn. Und die Sammlungen 
von neuern Abschriften , die sich in den Archiven finden , 
sind, abgesehen von ihrer Dickleibigkeit, gewöhnlich voller 
Fehler. In dieser Hinsicht ist unzweifelhaft noch vieles 
nachzuholcn, was Berücksichtigung verdient, aber vön mir 
übersehen worden ist. Sehr brauchbar für die Rechtsge- 
schichte ist besonders ein altes Urbar der Propstei Gross- 
münster, welches ohne Zweifel im vierzehnten Jahrhundert 
schon angelegt wurde und von einer Menge wichtiger Ur- 
kunden gute Abschriften enthalt. Dieselben sind zu An- 
fang des sechszehnten Jahrhunderts mit den Originalien ver- 
glichen und jede einzelne Abschrift notarialisch beglaubigt 
worden 2ls ). Mangelhafter sind die Abschriften des Frau- 
miinsteraintes 2,!l ) und des Staatsarchivs ssa ). 

5- 23- Verbrechen und deren Bestrafung. 

Noch immer werden die meisten Vergehen mit Geld und 
ebenso oft, nach bestimmten Taxen, zuweilen auch nach dem 
Ermessen des Gerichtes bestraft. Und insofern erinnert das 
Strafverfahren noch fortwährend an das alte Compositioncn- 
system. Es waren diese Bussen nun aber zu ordentlichen 
Strafen geworden und das Fchderccht , ausser in den Fallen 
der Blutrache, wovon sich noch häufig Spuren finden J81 ), 

21S) Es ist das die Sammlung, welche ich als I) 1 p l o ma I a r d e r Pr o p s t r i 
bezeichnet und öfters benutzt habe. 

219) Ich habe die Urkunden, selbst wo sie mir norh sonst noch zn Oe- 
siebte gekommen waren, doch nach diesen Abschriften citirt, weil dort nicht 
bloss die Copie leicht zn finden ist, sondern eilen über den Ort, wo die 
Originale liegen , Auskunft rrthcilt wird. 

220} Corpus IVerdmüUerianttm uni . et noe, in einer Reibe vnn Bande». 

221) S U hn br i e f Ton 1255. im Laude Ur i bei T sch ad i Cbrouicon Ilet- 
reticon. 'Basel 1734. t. 155. Öffnung tou Neerecb s. d. »Ob aber 
der todschleger nit begriffen werden niiicht, so wird des todlen manschen lich- 
nams frilnden, die in Ton Sipschaft wegen zu riehen hebend, der 
I i b ertheilt vnd vnsern gnedigen harren rnn Zltrieh das gnol." 
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atlmälig untergegangcn. Auch sioti die Bussansätze viel we- 
niger nach dem objectiven Schaden detaillirt , sondern ge- 
wöhnlich allgemein gefasst und auf ganze Gattungen von 
Vergehen bezogen. 

ln den Städten waren sie, des grossem Reichthums we- 
gen, weit grösser als auf der Landschaft, in Zürich grös- 
ser als in Winterthur. Es ist in der That auffallend, wie 
gering die Bussen für die Bauern angesetzt sind, wenn die 
Sache in ihrem heimischen Gerichte von dem Vogte behan- 
delt werden kann. Die höchste Busse überstieg früher nie 
9 Pfund , später nicht IS Pfund , wie wir schon oben ge- 
sehen haben JS2 ). 

Zu den Vergehen, die am häufigsten erwähnt wurden, 
gehören immer noch Raufhändel in verschiedenen Formen. 
Ebenso wurde das Haus des Mannes noch fortwährend als 
ein in gewisser Hinsicht gefreiter Ort angesehen, und jedes 
Vergehen , das gegen einen andern durch Heitnsuche oder 
wie die Öffnungen gewöhnlich sagen, unter dem russigen 
Rafen (Vordach) begangen wurden, eben desshalb härter 
bestraft 131 ). 

Gefängnisse waren noch ziemlich unbekannt und Gefäng- 
nisstrafe als solche ungewöhnlich. Allgemein galt der Grund- 
satz : Wer die Busse zahlen kann, darf nicht in ein Ge- 
fängniss gebracht werden. Nur wenn Gefahr vorhanden nst , 
dass einer die Schuld nicht abtragen könne, fand Thiirmung 
Statt. Von vielen führe ich nur drei Stellen an. 

Zusatz zum ersten Ruche des Richtebriefs: 
Swelch I.antinan oder bürge r dekeinen andern I.autman oder 
burger — mit messern oder mit swerten oder mit solichen 
traffen anlouffet oder wundet ald zc tode slat : da so! man- 
gelieh es sin wirte oder ander lülc , die dabi sint , zuo ruef- 
l'en vnd die heften, die die vnzuht haut getan, so ferie 

232) Oben j. 21. S. 223. 

223) Richtebrief I. 32. 33. 34. Öffnung von Wipkingen s. d. 
„Wer aber See einer den endern frefTenhrh vnd scheikitcb re Imex oder te 
hoff rndern Ruossigen Raffen «aochli, der- aol einem eogt mit recht IX fib. 
eUrieber pfenini; (höchste Busse) verfallen sin rud dem eleger III lib. vnd der 
rno den eiegcr ebrelegen , a!s dann erber liit ritniieh vnd bescheiden dunrket." 

16 
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si mvgen , vnd beilab en vntz das eltelicher des Rates oder 
der Rdten daz.no fioment. Es enwere danne daz es solich 
Burger teten, vmbe die buntlicb were, das si wol ze 
buessennc heilen: wen die sol man n ich t beff ten. 

Öffnung von Meilen s. d. Wer och die XVIII pfund 
(höchste Busse) verschuldet , vindet er troslung , so sol in 
ein vogt nicnahin fuercn. vindet er och XVIII gesellen, 
ieglichen vmb 1 pfund trostung, oh er als hablos ist, des 
sol ein vogt henuegen vnd sol in nicnarhin fucren. wer och 
hie hus vnd hof hat in der vogty , den sol ein vogt nit vahen. 

Öffnung von Altorf von 1139. Es sprechent die hnf- 
lüt, welcrley buossen einer verschuldi, die erlich sygint, 
mag da einer trostung han , so sol inn ein herr nüt 
turnen. 

Ehrliche Bussen sind Bussen wegen ehrlicher Sachen. 
Unehrliche Sachen, als namentlich Diebstal und andere Ver- 
brechen, werden dann leicht nicht mehr als Frevel betrachtet 
und dem Blutgerichte überwiesen S2i ). Doch werden die 
geringem Diebstähle gewöhnlich noch von dem Vogte be- 
handelt und bestraft. 

Die erhöhte Strenge des gemeinen Rechtes, nach wel- 
cher eine bedeutende Anzahl von Vergehen todeswürdig wa- 
ren , scheint überhaupt durch widerstrebende Gewohnheits- 
rechte jeder Art, welche die Sache innerhalb der niedern 
Gerichtsbarkeit oder wie in Zürich durch den Rath abthun 
Hessen, gemildert worden zu sein. Wenn aber einmal das 
Blutgericht in einem Falle niedergesetzt war, so ist nicht 
zu zweifeln, dass doch das gemeine Recht anerkannt wer- 
den musste und so dann auch zur Anwendung kam. 

Gewöhnliche Frevel wurden überall nicht bestraft, wenn 
der Verletzte nicht Klage erhob. Die altern Öffnungen ent- 
halten daher durchgängig den Grundsatz, dass cs dem Be- 
leidigten und dem Beleidiger frei stehe, sich mit einander 
sonst abzufinden. 

Alte Vogteioffnung zu Thalwyl. Ist daz ieman in 
der vogtey slos krieg mishellvng mit dem andern hat , wer- 
den! dieselben mit enander bericht von ir fründen oder an- 

3»*) Vgl. obin $. 18. Anm. 174. »d 175. 
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■lern hüten , E da/, es einem vogt oder sinem amtman ge- 
klagt mit, So hat ein vogt noch sin amtman der Buoss niit 
nach ze fragen, du ßuoss si gross oder Mein. 

Öffnung von Wald s. d. : wellicherley frefli da be- 
schicht , ane das , das die Küchen anrneret , Ist das da/, ver- 
richt vnd übertragen wirt, das es nit ze klag kumbt , für 
ein herren oder sin auibliit, So sol ein kein herr noch ge- 
rickt für bas nit nachfragen noch suocheu. 

Öffnung von Binzikon von 1435.: Ist onch das einer 
oder me als vyl der ist , stüssig werdent , als vast das sy 
ein annder wundent oder uff den tod einannder schlachent , 
kunt da Jeman zuo, Es svend fründ, gesellen oder nach- 
buren vnnd sy darumb Inn ein bringend vnd richtend. Ec 
das die sach dein herren oder sinen amptlüten klagt wirt: 
So hat der her noch du amptlüt das nit ze werren nach 
dar zuo ze grillen , ob sy also verriebt werdent; Es treffe 
dann v ne r lieh Sachen an; die sol noch mag nicman 
richten, nach dar zuo Ihuou, dann mit des herren ze grue- 
ningen vnd der ainptliiten willen vnnd wissen. 

Dadurch wurde denn freilich das Strafrecht und der Ge- 
nuss der Bussen auf Seite des Vogtes beeinträchtigt, und 
so finden wir auch in altern Öffnungen schon die Bestim- 
mung, dass jedenfalls der Vogt zu seiner Busse gelangen 
soll. 

0 f f n u n g v o n W i p k i n g e n s. d. Wer ouch freffen oder 
kriegen in diser vorgenant vogty beschech , das mögend si 
wol vnder ein ander mit liebi vnd mit frUntschafif zerlegen 
vnd berichten , mit der secher willen vnd gunst , wie si wel- 
lend , also das allwcg einem vogt sin buoss vorab .mit dem 
flechten verfallen si. 

Wer ouch das einer — frefenty , — vnd ahor den der kle- 
ger nit klagen wölt, so mag in ein vogt wol zwingen ze 
clagen oder ein vogt mag aber ein an sin statt setzen vnd 
mag seih clagen u. s. f. (Oer letztere Satz ist vermuthlich 
etwas später als jener erstere, indem er noch weiter geht, 
als dieser.) 

I 

,5. 2'l. Gemeinden. A. Der Meyer. 

Völlig freie Gemeinden, welche keinerlei dauernder Herr- 
schaft unterworfen wären , finde ich schon in dieser Periode 
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keine mehr. Entweder war ein Grundherr oder ein Vogt 
an ihrer Spitze. Wo das letztere der Fall war, da erhielt 
sich indessen die ältere freie Verfassung noch in manchen 
Stücken. Namentlich mischte sich der Vogt nicht sehr in 
die eigentlichen bäuerlichen Verhältnisse. Desto mehr da- 
gegen war der Grundherr seiner Stellung zu dem Boden 
und den Besitzern desselben gemäss in der Lage auch auf 
die Landwirthschaft einzuwirken. In dieser Beziehung sind 
vornehmlich von Bedeutung die Stellen eines Meyers, Kel- 
lers und Försters. 

A. Dem Meyer (villicus roajor), dem Oberbauer wurde 
von Seite des Grundherrn die Aufsicht Uber die Bewirthung 
der Güter übergeben. Er ist der erste unter den sämintli- 
chen Hofgenossen, dem Stande nach aber keineswegs über 
sie gestellt in älterer Zeit. Wie diese selbst bald persön- 
lich frei, bald persönlich hörig waren, immer aber in Folge 
ihres Grundbesitzes dinglich unfrei, so waren es auch die 
Meyer. Und es ist wahrhaft lächerlich, in den altern 
Meycrn eine Klasse von vornehmen Leuten und Adelichen 
sehen zu wollen , wie das auch schon geschehen ist. Die 
Belege für die Hörigkeit mancher Meyer sind in der That 
gar nicht selten. Ich will nur einige anführen. Im Jahr 
1293 verkauft der alte Bilgrim , Burger von Zürich, der 
Acbtissinn zwei seiner eigenen Güter in Niederweningen. 
Das eine wird von Wernher dem Meyer gebaut, den er 
daher ohne Bedenken sammt dem Hofe veräussert 225 ). Im 
Jahr 1209 geben die Herren von Eschibach alle ihre Rechte, 
die sie hatten, „es si von eigeschaft oder von vogtey 
ald swas rechtunge geheissen mag,” anMechtilde, Rudolfs 
und Heinrichs, „der meier von seldeburren swe- 
ster, du elich wirtin ist Stephans des Meiers von 
hoengge, oder ze ir kinden, dü si ietz hat ald noch ge- 
winnet,” zu Gunsten der Propstei auf 226 ). Wenn sie eine 
Eigene war, so waren es aber ihre Brüder, die Meyer von 
Sellenbirren auch und nur einem andern Herrn zugehörig 

225) Fr aamUnsteramt I. 166. 

226) Diplom, dir Propstei S. 58. a. 
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auch ihr Ehemann, ln einer Urkunde von 1377, also noch 
ziemlich spät, heisst es: „in den Meyerhof — zuoden Meyer u 
hansen , Meyer Ruedin vnd Conrat, meyer Stephan von 
höngg, die vnsers Gotzhns eigen vnd gesworn lüt 
sint = 27 )." 

Wohl aber war die vortheilhal'te Stellung des Meyers 
geeignet, ihn wohlhabend zu machen und ihm erweiterte 
Rechte zu verschaffen. Ihr Amt, das ursprünglich ganz 
von der Gnade des Grundherrn abhing, wurde an manchen 
Orten erblich in der Familie eines gewesenen Meyers, und 
so der Wiilkühr des Herrn entzogen. Wenn dann, wie das 
hier und da geschah , der entfernte Grundherr gewöhnlich gar 
nicht mehr nach dem Hofe kam, um daselbst das Maien- und 
das Herbstding zu halten : so vertrat der Meyer hier seine 
Stelle und erhielt dadurch natürlich in den Augen der Bauern 
und seinen eigenen ein höheres Anselm und Würde. Wur- 
den dann endlich von Seite des Grundherrn, der dem Reiche 
berittene Leute stellen musste, etwa wohlhäbige Meyer ge- 
schickt und thaten sie Rciterdienst, so konnten sie sich so 
in den Stand der Ritter erheben. Auch davon sind die Spu- 
ren sehr häutig. Besonders glücklich waren die Meyer der 
Aebtissinnen gestellt , weil diese Damen weniger als adeliche 
Herrn befähigt waren, sie in ihrem frühem Zustande nie- 
der zu halten. Die Anfänge solcher Erhebung einzelner 
Meyer gehören in eine sehr alte Zeit. In der ersten Hälfte 
des zehenten Jahrhunderts schon sah sich der Abt Engel- 
bert von St. Gallen genöthigt, seinen Meyern, welche an- 
fingen, sich als Adeliche zu betragen, der Jagd obzuliegen, 
Schilde und glänzende Waifen zu tragen, solche Anmassung 
zu verweisen , ihnen derlei Beschäftigungen zu verbieten 
und sie zu ihrem ursprünglichen Berufe , dem Ackerbau und 
der Landwirthschaft, zurück zu führen !!S ). 

Dagegen finden wir in einem für die Geschichte des Meyer- 
amtes interessanten Schiedspruch von 12b0 einen Meyer, 
dem es bereits gelungen ist, gegenüber der Aebtissinn von 

227) Diplom, der Propstfi S. 15$. ' :~*:i 

228) ton An St. Gellen I. 2t«. 
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Zürich, seiner Grundherrinn , eine selbständige Stellung zu 
erlangen. Das Meyerthum ist in seiner Familie erblich und 
ein ihm zugehöriges Recht geworden. Er spricht einen 
'l’heil der Einkünfte, die dem Grundherrn zugehören, für 
sich an und sucht auf die Bauern zu seinen Gunsten neue 
Lasten zu verlegen. Daneben hat er die Ritterwiirde er- 
langt J29 ). 

In Wiesendangen hatte der Meyer ebenfalls ein erbliches 
Meyerrecht errungen, und die Fahrlässigkeit des Grund- 
herrn so sehr ausgebeutet, dass diesem von der eigentlichen 
Gerichtsbarkeit in der That nur noch der äussere Anschein 
übrig blieb, während jener das Reale, was darin lag, als 
eigenes Recht behauptete. Die öfters erwähnte Öffnung 
von Wiesendangen von 1473 ist nichts anders als ein Ver- 
trag zwischen Grundherrn und Meyer, durch welchen die 
gegenseitigen gerichtsherrlichen Rechte in dieser Weise an- 
erkannt wurden. Der Abt von Petershausen, Grundherr 
zu Wiesendangen, darr noch nach alter Sitte mit äusserer 
Hoffahrt an den Jahresgerichten erscheinen. Er nimmt auch 
den Gerichtsstab, das Zeichen der Gewalt, in die Hand, 
und lässt seine Öffnung verlesen. Nun soll er aber sogleieb 
den stab von Im gehen vnd furo nit richten. 

Dagegen hat nun Junker Hug von Hcgi 
als ein inayer ze richtend vinb aygen vnd erb , geltschulden 
vnd vmb alles das ze berechtend ist , vsgenommen über 
das plüt fräuel vnd die artikel vor von ainem herren von 

229) Ork, b«i N.ugait No 972. „ litil discepliooc inter rtver.nd.in i» 

Christo iUechtildaui abbatissain — tx uoa et lifiunconi , militem, Trllieum in 
Mure — super juribus et functiooihus ofjicii vilhcationis suae in dicta rill» 
et in aliis villulis eidein curti appendentibns , in quibus Heinricu * quondam 
pater dicti villici plus debito ueurpavit Für die Erblichkeit des Meyeram- 
tes in Mur ist auch noch eine Urk. v. 1348. FraumUnsteramt II. 339. 
anzuführen. Wo die Meyer sich so aufgeschwuugen , konnte doch wohl auch 
ein anderer Ritterbürtiger sich um ein Meyeraint bewerben. In einer Urk. 
t. 1369. Fraumünsteramt II. 499. zeigt sich dieselbe Richtung nach der 
Erblichkeit hin deutlich. Nach dem Tode des Meyers zu Horgen nämlich 
vertragen sich mehrere Erben durch Auskauf mit einander über den Besitz des 
Meyerhofes. Und es geschieht dies* ungeachtet darin der Hof als der Aebtis- 
sinn frei, ledig, eigen bezeichnet wird, weil die Erben „etlich ansprach tu 
demselben hatten.” 


Digitized by Google 



Gemeinden. Der Mever. 


247 


peter shusen vermerkt. — Item im gehörend zuo alle zwing vnd 
Bann Clain vnd grosz über hultz velde vvisen acker win- 
garlen wasscr wasserninsen Gcmainuierk wayde u. s. f. 23 °), 
Dieser Gefahr suchten einige Grundherrn dadurch vor- 
zubeugen, dass sie das Meyeramt nur für eine gemessene 
Zeit, oder doch nur auf Lebenszeit verliehen. In der 
Hönggeroffnung von 1338 heisst es daher: Wenn der Propst 
zu Gericht sitzt und die Öffnungen verlesen sind, 

so sol der ineiger des meigerhoffs ze hüngg vfgeheu den 
nieigerhoff in des probstes hand oder des der sin statt haltet 
mit hofl'ung , ist er niitzc demselben hoff, daz mau 
im in wider liehe. Vnd wenn er in vf git , so sol sich der 
probst ervaren mit den dorfliiten bi geswornen eiden , ob 
der ineiger dem hof mug nütze sin. Vnd wirt er funden , 
daz er dem hof nütz inug sin , so sol im der probst den 
hof wider lihen. Enpbindet cs sich aber, daz er dem hof 
vnnütz ist, so sol er von dem probst mit gunst des capitels 
ze Zürich von dem hof gestossen werden. 

Auch das Meyeramt von Knonatt war noch 1461 nicht 
erblich verliehen, und aus der Verlassenschaft des Meyers 
wurde der Fall bezogen , zum Zeichen seiner dinglichen 
(darum freilich nicht mehr persönlichen) Hörigkeit. 

Öffnung von Knonau vom Jahr 1461. Item es ist 
och ze wissend , das der ineygerhoff ze knonow vnd aller 
mcygerheiT , die das golzhus haut (das Gotteshaus Schanis) 
in dem Ergow nit Erblechen sind, wann es sind ampt- 
lechcn: vnd wann ein meyger abgaut voll tods we- 
gen, so mag ein Eptissin den ineygcrhofl' liehen, wem 
sy dunckt, oder Ir gerautten wirt, der Ir vnd dem golz- 
hus nützlich vnd fueglich ist, vnd sol enlhetn sin erb ent- 
hein ansprach han dar zuo , denn als ver sy es von einer 
Eptissin gchuon uiuogcnd von gnauden vnd nit von recht. 
Vnd wenn das beschicht, das ein Eptissin von tods wegen 
abgaut , so suud die meyger zuo einer andere Eptissin , die 
nach wirt gesetzt, kumen vnd von der cnphauchen vnd denn 
soll sy liehen, vnd sund die ir gen ein bescheiden erschatz , 
als sy cs an ihren gnauden findent. — Item cs sind och 
die meyger all fellig, die die ineygcrhofl’ hand , das best 


230) Öffnung ion Wicsendnngen r. 1173. 
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lebend hopt, des er baut oder sin hirnesch oder sin bost 
gewaml, ob er nit pferet oder liarneseb bette. 

Der Meyer, welcher gewöhnlich für sich selbst das 
grösste und beste Stück des alten Iloies zur Bebauung er- 
hielt, musste dann auch dafür, und für die übrigen Vor- 
theile, welche ihm aus dem Bezug der Gefalle und Bussen 
etwa zufielcn , zum Besten der samintlichen Hofgenossen 
Wucherthicre halten. So muss er z. B. nach der Öffnung 
von Fällanden ein Wuchcrschwcin halten und ein Wucher- 
rind. Von dem Meyer zu INicdcrurdorf heisst cs in einer 
Urkunde : 

Ist aber daz Chuonrat der meiger dirre stuken dekeiues 
brichet , also das er dü hüpter nicht vf dem koue 
hotte, als vor gedinget ist, ald den kof dekeinen weg ver- 
kümberte als ouch vorgeseit ist , oder den zins nicht richte : 
— so sol der — hof gcntzlich den korlierren aller dingen 
ledig sin 231 ;. 

An einigen Orten, besonders wo der Meyer zugleich im 
Namen des Herrn die Gerichtsbarkeit verwaltete, finden 
wir auch an die Stelle desselben einen Amtmann gesetzt, 
damit auch hierin wieder der Charakter eines Amtes im 
Gegensätze zu erblichem Rechte ausgedrückt werde J32 j. 


231) Dipl, der Propstei S. 139. Urk. ?. 1339. lu eiuem Fiucesse 
zwischen dein Gotteshaus Pfäfers Namens seines Meierhofs zu Mänidorf und 
der „Gebursaini " daselbst, die durch den Vogt vertreten wird, verlangt diese , 
dass der Meyer ein Wucherrind , ein Wacherschwein und einen grossen Kessel 
„da arm lilt ir habren inue sieden" haben solle, Urk. v. 1365 in Mänidorf. 

232) £ ich hör a theilt in eiuer besonder« Anmerkung zu Rechtsgesehieht* 
§. 343 eine Stelle aus dem Hofrechte der Abtei Ebersbeiin mit v« J. 1320 , 
die er, wie mir scheint, desshalb unrichtig erklärt, weil er den Ausdruck 
Meyer auf einen Bauern überhaupt, der ein Gut nach Hofrecht besitzt, be- 
zieht, statt auf den Meyer als Vorgesetzten der Bauern. Fasst man di» 
Stelle in dieser letztem Weise auf, so erhält sie einen ganz andern Sinn , 
der sich denn aber auch ganz natürlich ergibt und keinerlei Schwierigkeiten 
hat. Ich erkläre dieselbe so: Von einem gewöhnlichen Gotteshausmann be- 
zieht die Abtei das eiufache Beslhaupt • von einem Meyer, der zugleich dem 
Gotteshause zugehört, einmal das Besthaupt mit Bezug auf seine Hörigkeit, 
und ein zweites Besthaupt „von me ainbachtc d. h. von dem Meyeramte, 
welches der Meyer besessen hatte. Wenn er aber nicht ein Höriger dieses 
Gotteshauses war, sondern einein andtrn Herrn als Höriger zustand , so nimmt 
dieser das Besthaupt und da» Gotteshaus nur das Nächstbeste von dem Amte. 
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Öffnung von Meilen s. d. Wenne och ein ampt- 
man abgat , so sol ein probst ein andern ainptman setzen 
mit einer gebnrsami willen der merenteil, vnd derselh arnpt- 
man sol hie den luten richten vnd sol einem hofman 
für gebieten vmb I pfening, einem vssern vrnb II den. • 

§. 25. B. und C. Der Keller und Förster. 

B. Der Keller. Wir finden auf den grossem Höfen 
oft neben dem Meyer noch einen Keller, auf andern auch 
einen Keller allein, auf dritten nur den Meyer. Wo der 
eine oder der andere allein da steht, haben sie so ziem- 
lich die nämlichen Geschäfte. Nur steht der Meyer eine 
Stufe höher als der Keller, kommt daher eher auf gros- 
sem, dieser eher auf kleinern Höfen vor. Finden sich 
beide neben einander, so sehen wir gewöhnlich den Keller 
den Bezug der Einkünfte des Grundherrn besorgen , nament- 
lich insofern sie in Naturalleistungen bestehen ; während der 
Meyer dann eher anstatt des Grundherrn die polizeiliche 
und richterliche Gewalt ausübt. Auch für die landwirth- 
schaftlichen Bedürfnisse hat der Keller öfters zu sorgen , 
bald in Verbindung mit dem Meyer, bald allein. In Fäl- 
landen sorgt er für den Kuhhirten, der Meyer für den 
Schweinhirten 23J ). In Wiesendangcn muss der Keller 

dein dorff ain Eber haben : darvinb sollen sy im siner swin 
vergebens hüten 23 '). 

In Ossingcn muss er ein „Faselrind” halten für das 
Dorf * 3ä ). 

Wie der Meyer den Meyeiliof, so hat der Keller den 
Kellhof von dem Herrn zur Benutzung. Er besass den- 
selben, wie alle andern Hofleutc, ursprünglich aus Gnade 
des Herrn, ohne erbliche Rechte daran zu haben. 

Urkunde von 1J76. Es erschien vor dem Gerichte Job. 
Keller von Schwamendingen vnd vcrjach ofi’enlich , das er 

Ist er aber ganz ledig , so gibt er wieder das Besthaupt diessmal dein Able , 
weil er keiu anderes Bestbaupt an einen Herrn zu entrichten hat , nicht da» 
Nächstbeste , sondern das Reste. 

233) Öffnung von Fällanden s. d. 

234) Öffnung ton Wiesen dangen t, 1473. 

235) Öffnung von Ossingen s. d. 
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noch alle sin erben oder nachkomen enkein recht betlind 
zuo dem kein hof ze swabendingen , der die vorgenanl 
kilchen Zürich eigenlich aogehörrel , wau als vere si an dem 
prohsle vnd dem Capitel der vorgenant probstyg Zürich 
mit gnaden vinden mocktind, als ander lüle, (und dass 
der Propst ihm nun den Keluhof verliehen habe,) also das 
er vff dem hof haben sol zehen Ochsen drü ross vnd dri 
kuc , vnd sol den hof in eren haben niit hus mit hof vnd 
allen zitlickeu buwen vnd mit allem dem so darzuo gehört 
— vnd vvenne das ist, das er von dem hofc vert toter oder 
lebender , so sol er ze abzug gehen zcliin pfunt pfenning 
Zürich gengcr vnd gäber müntz vnd sol abzicchen nach 
huwes recht, vnd wen das geschieht, so sol der hof ledig 
sin der kilchen Zürich vnd habent sin erben da mit nüt 
ze schaffenne. 

Anderswo mochte es aber auch dem Keller wieder ge- 
lingen, sich in seinem Grundbesitze und seinem Amte erb- 
lich fcstzusetzen. Und so kam es denn , dass auch zuweilen 
ein Keller sich in den Stand der Ritterbiirtigcn hob, zumal 
da , wo er allein war und sogar die grundherrliche Ge- 
richtsbarkeit verwaltete 23ü ). Doch war es hier dem Herrn 
allerdings leichter den Keller als den Meyer nieder zu 
halten. Desshalb finden wir auch in der Öffnung von Wie- 
sendangen von 1473, woselbst der Meyer bereits eine eigene 
Gerichtsherrlichkeit erlangt hatte, die ausdrückliche Be- 
stimmung aufgenommen, dass der Abt als Grundherr, wemi 
er wolle , den Keller eines Tages dreimal entsetzen könne. 

C. Eine für die bäuerlichen Verhältnisse nicht unbedeu- 
tende Stelle ist die des Försters, der die Bewirthung des 
Waldes unter der Aufsicht des Meyers oder Kellers be- 
sorgt. Je grösser die unvertheilten Wälder waren, desto 
umfassender war seine Geschäftsthätigkeit. . Auf die Wahl 
der Förster scheinen schon sehr frühe fast allenthalben die 
Hofgenossen Einfluss erworben zu haben. Er stand ihnen 
näher noch als der Meyer und Keller, welche eben so sehr 


236) Öffnung von BojwiI bei Kopp Urk. S. 95. Von Ars St. Galltn 
I. S. 446. Urk. r. 1391 bei Zelweger Appenzeller Urk. No. 134. 
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utn des Grundherrn als um der Leute willen da waren 237 ). 
Doch wird das Amt wieder von dem Grundherrn verliehen. 

Öffnung von Höngg von 1338. Aber ist ze wissent, 
daz der meiger vnd die huober ze höngg ellü jar an sant 
Stephans tag kiesen süllent vnd erwellen einen lorst er 
vnd weli von dem meren teil wirt erwellet vnd von dem 
meiger genemmet, der sol vorster sin. wend si aber den 
nit erwellen ald ob si sich gelich teilent vnd zwen vorster 
in mishellnng erwellcnt, so sol der probst denn ze mal 
einen vorster geben , der in den dorflüten denn ze mal aller 
nützest dunket, also das er in derselben uiishelli ansech , 
wolr der merteil si an guot vnd an dren. 

Öffnung von Laufen s. d. Es ist ouch sidt vnd gc- 
wonlich , das man vorster sol setzen ze Sungichten , diesel- 
ben vorster sond die hoillüt kiesen by Ir eyd , die si die 
nutzistoten vnd die besten darzuo dnnkent. Denen sol es 
denn ains Bischofs plleger lilien. 

$. 26. Nutzung der gemeinen Mark. 

Obwohl der ganze Boden des Landes entweder unter 
die Grundherrschaft oder die Vogtei gebracht war, so be- 
stand doch die Almende, gemeine Mark, fort, und die 
Nutzung derselben hatte sich nicht sehr verändert. Was 
wir in der ersten Periode angedeutet haben , muss hiev 
näher angeführt und belegt werden. 

Die Benutzung der gemeinen Wiesen und Waldungen 
hing jederzeit von Grundbesitz in dem Dorfe oder Hofe 
ab, zu welchem die gemeine Mark gehörte. Wer keinen 
Grundbesitz hatte, konnte auch auf keine Nutzung Anspruch 
machen. Ja es stand sogar an manchen Orten die Grösse 
dieser Nutzungen im Verhältnisse zu der Ausdehnung des 
Grundbesitzes. 

Öffnung von Höngg von 1338. Aber ist es ze wis- 
sent: ist das der meiger vnd die huober ze höngg gernein- 
lich vnd einhelleklich kein holtz es si vil oder wenig gros 
oder klein ushowen wellint vnd verköffen , daz sol besehe- 

237) Urk. v. 1260 Neugart 972. „Officium nemorarii seu forestarn 
debet domina ahbatissa ad preeeniationem villia et edlanorum concedert et 
irdinare.’* 
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Iien mit dein meiger vnd zwen hnobern , die darzuo nütze 
vnd guot sigint , vud die im selber der ineiger darzuo kiesen 
vnd erwellen tvil. Vnd daz guot , daz von demselben holtz 
erlöset wirt, sol geteilt werden von dem meiger vnd 
zwen, die er darzuo nimet vnd er die hu ober nach 
teiltig der guter des hofs vud ieglichs huobers, 
An alle geuerd vnd missetrüw bi geswornent eid. 

Aber hier begegnen uns die weitern Fragen: Genügt 
der Grundbesitz innerhalb des Dorfbanns , sei es nun eige- 
ner, oder von einem Grundherrn abgeleiteter? Oder muss 
man ein Haus im Dorfe inne haben? Oder ist cs zureichend, 
dass der Grundbesitzer mit seiner Haushaltung im Dorfe 
wohne , wenn auch in fremdem Hause ? 

Es ist hier schwer, das Ursprüngliche zu erkennen. 
Doch glaube ich , darf man sich wohl durch folgende Be- 
trachtung leiten lassen. In der altern Zeit, als noch die 
gemeine Mark grösser und die Bevölkerung der Dörfer und 
Höfe geringer war , konnte die Benutzung jener leicht aus- 
gedehnter sein und gar wohl jeder zugelassen werden, der 
nur irgend durch seinen Grundbesitz darauf Ansprüche 
machen konnte. Später aber wurde die Genossenschaft aus- 
schliesslicher, je mehr sich ihre Bedürfnisse steigertet! und 
je geringer die Aussichten auf Befriedigung waren. Daher 
fing sie an , den Mitgenuss weiter zu beschränken und sorg- 
fältiger darüber zu wachen, dass kein neuer Antheilhaber 
erstehe. Die Richtigkeit dieser Ansicht wird, abgesehen 
von ihrer innern Wahrscheinlichkeit, auch dadurch unter- 
stützt, dass gerade die spätem Kechtsquellcn mehr von den 
Beschränkungen sprechen und zugleich sich von einander 
durch mancherlei Modificationen in der Art der Beschrän- 
kung unterscheiden. Man darf sicher aunehmen, dass die 
Behandlungsweise in der ältesten Zeit so ziemlich gleich ge- 
wesen und die Verschiedenheiten spätem Ursprungs seien. 
Nicht unwahrscheinlich ist es aber, dass schon in der ältern 
Zeit der blosse Grundbesitz ohne Wohnung innerhalb des Ge- 
meindebanns nicht zugereicht habe zur Nutzung der Al- 
mende. Es mochte diese Trennung auch damals faktisch 
nicht so leicht Vorkommen. Und später finden wir ent- 
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schieden allenthalben das Erforderniss eines engem oder 
weitern Wohnsitzes aufgestellt, um die Nutzungsrechte zu 
gestatten. Interessant ist in dieser Beziehung eine Urkunde 
von 1347. Das Gotteshaus Selnau kaufte von einem Uz- 
wiler von Zürich Wiesen zu Rieden, welche zu Erbe ver- 
liehen waren von der Propstei Zürich. Da heisst es nun : 
Ouch sulen wir (das Gotteshaus Selnau) die vorgenant 
wisen jerlich hiiwen vnd Emden vnd dar nach solcn wir 
enkein sunder weide haben vf dien selben wisen , wir siilen 
ouch dieselben wisen mit ziinnen noch mit graben nicht In- 
machen fürbas , danne vntz her bcschechen ist , wir verje- 
chen ouch , da z wir ein kein rcchtung haben ze 
holtze noch ze vclde des dorfes ze Rieden vor- 
genant, wan daz allein die vorgenanden wise 
vnser erbe sint von der vorgenant kilchen Zürich 238 ). 

Der Grund, warum das Kloster Selnau keinen Antheil 
habe an der Benutzung der gemeinen Mark, wird ausdrück- 
lich in dem Umstand gefunden, dass dasselbe nur Wiesen, 
nicht aber eine eigentliche Hofstätte in Rieden besitze. 
Wir wissen übrigens von demselben Dorfe Albisrieden, 
dass selbst voller bäuerlicher Grundbesitz nicht immer ge- 
nügte, um jene Nutzungsrechte zu haben. Es gab nämlich 
daselbst eine Hube, welche ordentlich bewohnt und bebaut 
wurde und doch kein Recht hatte , vielleicht eben dess- 
halb die wilde Hube genannt. 

Im Jahr 1332 hatte ihr Besitzer , ein Rudolf Börsen , 
Burger von Zürich , gerade darüber Streit mit der Gebauer- 
samc des Dorfes Rieden, indem er jene Nutzungsrechte „ an 
■' der holtzmark ze Rieden als ein andrü dhofstatt dii ze 
Rieden gelegen were ,” in Anspruch nahm und forderte , „ das 
man iin ze wiennachten holtz geben solle vnd ouch ze sinen 
vaden (Zäunen) so er sin bedürfte als man andern dhof- 
stetten vnd den husgenossen ze rieden holtz gewon- 
lich gebe,’* die Gebauersame aber solches versagte. Nach 
Anhörung der Zeugen erkannte sodann das daselbst nieder- 
gesetzte Schiedsgericht einstimmig: „das der Börse noch die 


234) Diplom, d#r Propst»! S. 29. b. 
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wilde huobe enkein recht hat an der holtzmark ze 
Rieden , weder ze wiennachten noch ze vaden noch dehei- 
nen weg — das der Börse oder swer die wilden imobe 
danne hat, so er bedarf holtzes , das guot /. c vadenne, das 
er das suochen vnd neincn sol an den liegen rmb sin guot 
ze wilden huobe. Were aber das er an den hegen nicht so 
vil funde, das er sin guot gcuadcn möchte, so mag er in 
dem fürholtze vnd in den Strübchen vor Rieder holtze suo- 
chen vnd neinen, das er die vade vmbe die wilden huobe 
gemache ane geuerde,- ob er solich holtz in den Strübchen 
vindet , also mit namen , das er den von Rieden an der 
rechten holtzmark keinen schaden tuon sol , noch das dü 
wilde huobe enkein rechtunge han sol an der vorgenant 
Rieder holtzmark. Ouch sol man wissen , das der Börse 
— das vehc , das dü wilde huobe ane geverde be- 
darf, nach zitlichen Dingen weiden vnd triben mag 
dar iar uf die weide der von Rieden ane geverde. — 
da wider mugen die husgenossen von Rieden triben 
vf die weide, die zer wilden huobe gehört vnge- 
varlich” J39 ). - 

Wir finden hier somit Beschränkung des Nutzungsrechtes 
durch Ausschluss eines innerhalb des Gemeindebannes liegen- 
den Gutes. .Zugleich ergibt sich aber aus der Stelle, dass 
schon damals die Nutzung der gemeinen Mark ein wahres 
Recht der Hausgenossen geworden war. Es mochte diese 
Entwickelung Schritt gehalten haben mit der Verwandlung 
des anfangs preeären Grundbesitzes , an welchen sich die 
Nutzungsrechte anknüpften, in Erbe. Eben desshalb aber 
weil diese Verwandlung der Gnade in ein Recht nicht durch 
«inen besondern Akt geschah, sondern vielmehr durch die 

239) Diplom, der Proptei S. 150. Ich füge Uber die Zaun- und 
Weideverhaltaisse noch eine alterlhiiuilicbe Stelle bei. Öffnung von We Hi- 
lf on s. d. „Der hoff ze bossikou ist ein beschlossen hoff gegen denn von 
wetzikon , vnd wenn desselben meyers vech gierige in der vou wetz.ikon guetler, 
»o sol inan des vech tryben zno dem schloss , vnnd daselb* für geben ein 
gelten mit steinen vnd ein zeinen mit wasser, vnd das so lang bis söllech 
v«ch erlöst wirt, jetlich hopt vmb III §. den. vnd ob sich begeh, das des 
vou wetzikon vech gieng in den hoff bossikon , so vnnverruft ist, so sollen 
*y nemen ein ierig schoss vnd das daruss tryben , wytter nit stallen nooU 
setzen , vnd söllenl z'iinen vor den von wetzikon, Vnd ob der tun nit hnlf . 
so mögen! sv wol ein inureu machen." 
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immer fester werdende Gewohnheit sich unvermerkt und all- 
mählich ausbildctc , ist es denn begreiflich, wie auch da- 
mals noch darüber Streit entstehen konnte zwischen dem 
Grundherrn und den Hofgenossen. Ein solcher Streit der 
Abtei Muri auf der einen und den Genossen zu Thalweil 
auf der andern Seite wurde im Jahr 1396 vor den Rath zu 
Zürich gebracht. Diese behaupteten ein Recht zu haben 
auf die Holzuutzung aus der Bannegg. Der Abt dagegen 
wies durch seine Urkunde nach , die Holzverthcilung ge- 
schehe „von gnaden vnd nicht von Recht” und die 
Waldung sei des Gotteshauses Muri „recht eigen.” Der 
Rath legte die Sache in Minne dahin bei , dass das Recht 
der Abtei anerkannt, zugleich aber von dem Abte für sich 
und seine Nachfolger verheissen wurde, den Thalwcilern die 
Nutzung auch fürder in der hergebrachten Weise ~ i0 ) zu 
lassen , so lange als sie das um das Gotteshaus verdienen 241 ). 

Jener Ausschluss der wilden Hube zu Rieden hängt nun 
aber vielleicht mit einem andern Principe zusammen , das 
wir öfters antreffen, nämlich, dass nur wer innerhalb des 
eigentlichen Dorfes und dessen Begränzung , innerhalb der 
Etter wohnt, zur Nutzung berechtigt sei, wer aber aus- 
serhalb wohne, nicht. 

Öffnung zu Berg s. d. Item alleEfaden, allmenten, 
wun vnd weid , ouch was nutzes davon körnen mag , sind 
der stiift , die ein probst beschützen vnnd beschirmen sol , 
damit der meyer vfi' dem kelnhoff, die vff des gotzhus 
gue t ter , vnd gotzhuslüt, so in dem älter sitzent, 
deren geniessen mögend. 

Öffnung von Wetzikon s. d. Es ist ir alt harko- 
inen , das nieinant zuo den von wetzikon weidguoss sin sol , 
so vsser älter sitzet, denn der so by Inen sesshaft ist. 

Auf launige Weise wird das Wohnen ausserhalb der 
Etter verboten in der 

Öffnung von Fällanden s. d. Item ouch sprechent 
die hofjünger, das sy habind das recht, das nicman sol 
husen usserthalb Etters. Duotz aber ieman , der sol 


240) Siehe darüber unlen die Stelle «ms einer ziemlich gleichzeitigen Öffnung. 

241) MS. 13 6 . a. S- 84. b. 
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vff den liest stau, vnd sol mit dem rechten Arm griffen 
runder dem lingen , vnnd sol das hdr in die rechten hannd 
nemen, vnnd sol ein sichlcn nemen by dem Spitz in die 
lingen hannd ; vnnd alss ver als er tvirfl , also ver sond sin 
huencr gan ; vnnd was sy fiirbas icinan schadgent , daz sol 
er von jedem drit mit III ff. bessren. 

Wenn nun aber eine Haushaltung, welche Grundbesitz 
hatte, innerhalb des Etters wohnte, so war sie wohl von 
Alters her nur insofern zum Mitgenusse befugt , als sie 
ein Haus daselbst zu Eigen oder Erbe besass. Mehrere 
Öffnungen fordern Hausliablichkeit in dem Dorfe, ein 
Ausdruck, der wörtlich gefasst, doch nur diejenigen be- 
zeichnet , welche ein Haus inne haben , nicht aber die , 
welche bei einem andern wohnen JW ). 

Öffnung von Riimlang von 1132. Item cs solle mit 
denen von Riimlang niemand wunn vnd weid haben noch 
niessen, denn der zuo Riimlang im dorff husha blich 
ist gesessen. Item wenn ein man oder fraw harkomt, 
wer der ist, also gen Riimlang körnet, vnd hnshabiieh 
da sin tvil, vnd übe macht zuo Riimlang ist, so 
hat derselbe alles das recht zuo der alinent, wie der 
der all sin tag zuo Riimlang ist gesessen. 

Nach der 1553 erneuerten Öffnung von Mur genügt 
die hausha'blichc Niederlassung erst nach Verlauf von Jahr 
und Tag. 

Aber sprechent die hofjiinger, wer ze fllnre hashab- 
lich ist gesin Jar vnd tag, wannen er körnen sy , der bat 
als vil Recht vnd teyl als ein andra , vnd wer hinnen zö- 
chet, so hat er kein recht daran me. 

Ehen darauf deutet auch der oft vorkonunende Ausdruck 
Ehchofstatt, wie in dem obigen Schiedsspruch von Al- 


242) In den Markordnungen am Oberrhein finden sich zwar auch solche, 
welche Genossen zulassen , die keinen Grundbesitz haben , sobald sie nnr 
einen eigenen Rauch fuhren, wenn auch in fremdem Hause. Von Löw 
Warkgenossen S. 26 ff. Indessen ist die Regel doch auch dort, dann aber 
viel sicherer noch in Westphalen , dass das Markerrecbt an eise Wohnung, 
die entweder zu Eigen oder zu Erbe besessen wird, geknüpft ist. Auch muss 
man sich hüten, bloss darum, weil die Ordnungen eines Erfordernisses nirhl 
gedenken , zu schließen , dasselbe sei ihnen unbekannt. 
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bisrieden. Darunter sind nämlich solche Hofstätten zu ver- 
stehen, welche volles Recht besitzen, im Gegensätze sol- 
cher, die dieses nicht haben. Nun ist freilich anzunehmen, 
dass ursprünglich alle zum Dorf gehörigen Wohnungen, 
wie später noch an vielen Orten, diese Rechte hatten, so- 
mit Ehehofstätten im spätem Sinne waren. Aber als man 
anfing, jene Rechte auf die bestehenden Häuser einzuschrän- 
ken und den neu errichteten zu versagen , wurden jene als 
Ehehofstätten von diesen unterschieden. 

Hieher gehört z. B. eine Stelle aus der Öffnung der 
zwölf Schupposscn in Thalwyl, die in’s sechszehnte Jahr- 
hundert fällt, worin gesagt ist: 

dass nur die , welche auf den ,,rcchten Ehehofstatten 
sitzen," das benüthigte Holz aus dem Forst begehren und . 
Brennholz hauen dürfen, und wenn „ in einem Haus etliche 
Personen vnd Stuben weron, die nit inehr als oh 
Einer allein were, brennen vnd neininen sollen." 

In einer altern Öffnung von Thalwyl heisst es: 

Item spreebent die G n o s s e n , daz ze 'l'ahvil z w e 1 f h o f f- 
stett ligent, dieBechtungin der Bannegg hant, daz des Golz- 
hus von Mure aratman Je kl ich er hoffstat ierlich ze 
sant Marthis tag geben sol vier Rcchtung Buochen, 
als vnlz har silt vnd gewonlich gewesen ist. 

Die Hauptnutzungen in dem gemeinen Wald gehören so- 
mit nur denen zu , welche Grundbesitz und zugleich eine 
Wohnung innerhalb des Dorfes haben. Als solche Haupt- 
nutzungen sind vorzüglich anzuschcn die Bcfugniss, für den 
Unterhalt oder die Herstellung der I-Iäuscr, Scheunen uml 
Ställe das nölhige Bauholz zu beziehen: 

Öffnung von Birmenstorf von 1347. Wer ein 
Ehofstatt buwen wil , dem sol der meyger vnd die ge- 
burssami nit versagen so vil hollzcs als er bedarf ze dem 
Buwe. Lat er aber das selbe holtz fulen in dem walde , so 
solle man im enkeines anders geben , vnd sol ez gebesseren 
dem gericht, das er sümig gewessen ist an dem Buwe. 

Alte Öffnung von Thalwyl. Item sprechent die 
gnossen, daz dieselben hofstet das Recht hant, wer vf die. 
selben hofstet dekeini ein hvs machen wil , dem sol des vor- 
genant Gotzhus (Mure) amtman vier holtz er geben ze 

ßluuUrlili Recht** esc hichtc. j ^ 
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einem Ringe vml ein holtz ze einem firstbom, dar 
nach er hasen »vil. 

Öffnung von Lauffen s. d. Ain keller ze loufl'en 
mag ouch ainem jeglichen genossen zimerholtz geben zu 
innen) halben hns vnd die htiober vnd die schupossen zuo 
dem andern hnlhlayl , doch also daz si vor mitenander ze 
Raut werdin, wa es den hofliiten aller vnschedlichest vnd 
vmvüstlichest sy ze geben. 

Ferner das Recht, Brennholz zu holen, ursprünglich 
wohl nur durch das Bediirfniss bcgränzt, später aber näher 
dnrch Masse bestimmt. 

Alte Öffnung von Thalwyl. Item hant dieselben 
hofstelt das Recht : vf weler ein Bvrnan sitzet , demselben 
Bvman sol des obgenanten Golzhus amtnian holtz geben vs 
der Banneg zno zwein Schiben als dih sin der Bvman 
bedarf, die sol ouch der selb Bvman slissen vnd nie- 
man geben noch verkoffen. 

Öffnung von Lauffen s. d. In sölicher mäss sond 
ouch die keller die huober vnd die schuposser Brennholtz 
vssgeben , mit dem geding , daz der keller sinen tail dez 
holtz howen mag, wa er wil , also daz sin told uft der 
andren Stumpen vall. Es ist ouch ze wissen , daz zuo 
ainer huob gehört IV fueder holzrechtz vnd zuo ainer 
Schuoposs zway fueder holzrccht. 

Öffnung von Wiesendangen von 1473. Item man 
sol vsz den höltzem geben dry hüwe vnd sol ainem yeden 
zuo yeklichem how geben dry hurdinen holtz. 

Ausser diesen Hauptnutzungen kommen noch mancherlei 
Nebennutzungen vor: Bald hat der Meyer, oder Keller, 

oder Förster, der letztere durchgängig, einigen Vortheil, 
der mit als Besoldung anzusehen ist. 

Öffnung von Birmenstorf von 1347. Windprüth 
vnnd schncbruch in den höltzern vnd das holtz, das jar 
vnd tag in dem holtz geht , vnnd doch vnniitz wer , ist ouch 
der vorster. 

Öffnung von Lauffen s. d. Wenn ouch ain vorster 
von der hiit gän wil ze hus, so mag er ainen Raitel holtz 
mit im haiui tragen, wie gross er wil. 

Auch die Armen hatten geringe Ansprüche, die so alt 
sind als die Rechte der Huber , wenigstens da , wo die 
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Waldung in dem Eigenthum eines Grundherrn stand J “). 
Jene wie diese beruhten auf der Gnade des Herrn, und 
wenn die Huber in der Folge allerdings Rechte erhielten, 
welche ihnen der Herr nicht wieder willkührlich entziehen 
durfte, so blieben doch auch die Armen fortwährend Jahr- 
hunderte hindurch in ihren Genüssen belassen und geschützt. 
Weil die Armuth selber veränderlich ist, somit bald diese 
bald jene Personen zur Nutzung zugelassen wurden, so 
konnten sich freilich hier weit weniger leicht bestimmte 
Rechte der Armen ausbilden, als diess auf Seite der Huber 
geschah. Und iiberdem hatte die Art der Nutzung selber, 
wie sie den Armen verstattet wurde , so deutlich das Ge- 
präge der Gnade, dass sie auch aus diesem Grunde nicht 
ohne weiters als Recht behauptet werden konnte. Indessen 
werden wir doch in der Folge sehen, dass an manchen 
Orten die Ansprüche der Armen als wahre Rechte später 
anerkannt wurden. Und immer darf es als Unrecht auge- 
gesehen werden, wenn die Selbstsucht späterer Zeit die 
Armen ohne Entschädigung ganz aus solchen Genüssen zu 
verdrängen sucht, ein Unrecht, welches um so grösser 
wird, wenn es von Genossenschaften verübt wird, deren 
eigene Rechte ursprünglich sich aus derselben Gnade her- 
reiten lassen , welche zugleich auch die Armen begünstigte. 

Öffnung von Meilen s. d. Wer ouch hie sitzet in- 
rend etters, der nit teil hat an holtz noch an veld, dem 
sol ein gebursami lassen gan ze holtz vnd ze veld ein kuo 
vnd ein swin. 

Endlich waren auch einzelne Nutzungen als eine Art 
Ehrengabe zu betrachten. 

Öffnung von Höngg von 1338. Aber ist ze wissent, 
daz der nieiger ze höngg iarlichen, so er weret sinen zins 
der kilchen ze Zürich, so er einen gumpost machet, wenn 
im ein jung kint wirt, zuo der ieglichen sol er howen ein 
fueder holtzcs. 


243 } Es mag hier «ach eine Stelle angeführt werden ans einer tli knndr 

von 905 bei Neugart No. 653: „hohem nqam — rt eurtile unum 

cum Vl» — Ulique usn ailvntieo , >1 qoi lilir sedeut. • Irrihu et fmrrnti* 
ligna liernler coliigant." n 
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Öffnung von Ossingen s. d. Aber ob dem egenan- 
ten heller von sinern Evvib ein bind (d. h. ein Mädchen, 
ejn Sprachgebrauch , der noch gäng und gäbe ist) wurd , so 
sol uian im aber geben vsscr dem egenanten holtz ein fuo- 
der holtz, wirt im aber ein knab, so sol im werden zwejr 
fuoder holtz. Vnd darnach so ist ein recht von vnserm 
gnedigen herren zc ossingen : weleiu man ein kint wirt , er 
sy arm oder rieh , daz er wol mag howen ein karren vol 
holtz. 

Öffnung von Wiesend angen von 1473. Item ainem 
gotzhusman , dem ain kind wirt , ist es ain knab , sol man 
in laussen houwen ain fueder holtz, ist es aber ain tochter , 
, , ain, karren vol holtz. 

In der alten Öffnung von Thalwyl findet sich ausser 
der Holzgabc für die Geburt auch eine solche für den Tod 
eines Menschen : 

Item hant die vorgenant zwelf hofsiet t daz Recht: wa vf 
derselben hofstat dekein Mentsch stirbet, Es si frow Man 
"" Jung Alt frömd hei tnsch, dann sol der vorgenant aml- 
man der selben hofstat so vil holtz geben daz derselben 
lieh Erlich ge wachet werd. 

Ist cs nicht möglich , dass sich hier noch das Andenken 
an einen Gebrauch erhalten hat, dessen wahre Bedeutung 
in eine vorchristliche Zeit gehört, und eine Form des Be- 
gräbnisses voraussetzt, welche damals schon lange unter- 
gegangen war? Es fallt wenigstens auf, dass das Holz 
nicht zum Zweck der Leichenbahre gegeben wird, sondern 
vielmehr zum Wachen bei dem Leichnam. 

Wo die Genossenschaft Eigcnthümer war, da versteht 
es sich, dass der Rest der Waldung von ihr beliebig ver- 
wendet werde. War aber ein Grundherr Etgenthiiroer , so 
konnte ihn auch damals noch niemand hindern, Uber das zu 
verfügen, woran die Hofgenossen keine besondern Erbrechte 
erhalten hatten. In der Folge suchten ihn diese aber auch 
hierin zu beschränken, und es scheint ihnen hier und da 
wirklich gelungen zu sein. 

Öffnung von W iesendangen von 1473. Von wegen 
der höltzer mag ein her von petershusen dem , so In darumh 
Bitt , wol ettwemänig holtz geben vngeuarlich , vnd wenn 
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um herr von petershnsen also lüterote , Sol er die wisen 
zue ainein mayer ; der sol sy dann wisen , wa es allervnschäd- 
lichest ist. 

Schon hier sehe ich eine Beschränkung , obwohl das alte 
Recht des Grundherrn noch ganz deutlich durchschiminert. 
Ganz unzweideutig aber tritt jene hervor in folgender Stelle : 
Öffnung zu Lauffen s. d. vnnd was iibrigs holtz ist, 
denn in die Imoben vnnd Schupossen da uor geschriben 
ist, das sol dein heller vnd den hofliiten warten vnd heliben 
vnd nieman anders. 

§. 27. Eigenthum. 

i . ; . 

1) Die alte und iin deutschen Rechte wichtige Unterschei- 
dung zwischen liegendem und fahrendem Gute ging 
offenbar ursprünglich von dem natürlichen Unterschiede zwi- 
schen Liegenschaft und andern Sachen aus. Als liegendes 
Gut erschien zunächst jedes Stück des Bodens und was orga- 
nisch init diesem verbunden war; als fahrendes Gut alle an- 
dern Sachen. Wenn wir daher Spuren linden, dass in al- 
lerer Zeit sogar die Hauser für Fahruiss gerechnet worden 
seien, so ist das eben daraus zu erklären, dass die Häuser 
beweglich waren , und ohne dass inan sie niederbrach, von 
einer Stelle auf eine andere geschoben werden konnten, wie 
das gegenwärtig noch im Appenzellcrlande etwa vorkommt. 

Öffnung von Meilen vor 1546. Aber ist kein hus 
gelegen an dem vold , daz schädlich mdht sin oder wer- 
den den dorflüten ze Meilaut , wenu sich des erkennet Wirt , 
das es schcdlicli ist, vud man dem, des cs ist, gehütet, das 
er es dannen ziecli, das sol er tuon inrent acht ta- 
gen nach dem gehotl , vnd mag das hus ziehen oder 
fueren, war er wil. 

Auch später darf man immer noch von den natürlichen 
Eigenschaften der Sachen ausgehen, um sic für liegendes oder 
fahrendes Gut zu erklären. Aber frühe schon finden wir 
doch eine künstliche Ausdehnung des Begriffs der Liegen- 
schaft auch auf wahrhaft bewegliche Sachen, nicht zwar 
so, dass eine fahrende Sache, nun ein für alle Mal und für 
alle Verhältnisse als liegendes Gut erklärt worden wäre, 
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wohl aber so , dass sic gegenüber gewissen Personen oder 
mit Rücksicht auf bestimmte Rechtsverhältnisse zu den lie- 
genden Gütern gerechnet werden soile. Jener Unterschied 
nämlich war besonders auch im Familien- und Erbrecht von 
Bedeutung; und da hatten nun diese Rechtsverhältnisse auch 
hinwieder einen rückwirkenden Einfluss auf jene Unterschei- 
dung. So kann es dcun freilich sich Fügen, dass eine Sache 
bald als fahrende bald als liegende Sache anzusehen ist, je 
nachdem sie gerade in einer Beziehung zu diesem oder jenem 
Rechtsverhältnisse steht. 

Öffnung von Stäfa s. d. Aber sprechen sy, das horru 
ligend guot Ist, byss das Es vnnder die wid kumpt, vnd 
win ligend guot ist, byss das Er vnnder die Reiff kmnpt. 
Aber sprechen sy , das Hüser farend goot Ist gegen 
d eu Fr iinde n vnd ligendguotlstgegendeinHerrn. 
Im Verhältnisse zu dem Rechte des Grundherrn werden 
die Häuser für liegendes Gut erklärt , damit dieser sie nicht 
mit der Fahrhabe ansprechen, sondern den Erben des ver- 
storbenen Hofhörigen lassen müsse. Gegenüber den Erben 
aber werden sie als fahrendes Gut angesehen, so dass der 
Besitzer derselben darüber frei verfügen kann, ohne deren 
Zustimmung. 

Öffnung von Dörnten von 1480. Man sol ouch wis- 
sen, was nach des hofl’s recht zuo ligendem guott hoeren 
sol. Des ersten harnesch , wegen, hären, hiisser vnnd alle 
vngeschliffen waffen. 

Hier würde man wieder sehr irren , wenn man aus die- 
ser Stelle den Schluss ziehen wollte , für die genannten Ge- 
genstände gelten nicht die Regeln über Eigcnthumsüberlra- 
gung an fahrenden Sachen, sondern die Uber Verbesserung 
von Liegenschaften. In der gleichen Öffnung wird ausdrück- 
lich bemerkt, in welcher Beziehung dieselben zum liegen- 
den Gute gerechnet werden. Es heisst nämlich daselbst: 

Wer das Seine nicht verschaffet hat, „ von dem erbt ein 
herr zegrueningen sin varent guott vnd gilt nitzit : 
doch vs gesetzt harnesch, hären, wägen, alle vn- 
geschliffen waffen, vnnd ob ein hast in einer wannd 
•tuend, der die wannd cerwyst , das erbt er nicht." 
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Uin somit Modificationen des natürlichen Unterschieds 
anzunehmen , müssen dieselben für das betreffende Rcchls- 
verhältniss immer speziel nachgewiesen werden , und man 
darf sich nicht durch einen scheinbar allgemeinen Ausdruck 
tauschen lassen. 

2) Das alte ächte Eigen, oder wie mau es später noch 
nannte, ledige Eigen, war in dieser Periode ausseror- 
dentlich vermindert worden. Die alten Geschlechter in den 
Städten besassen zwar noch öfters solches Eigen theils in- 
nerhalb theils ausserhalb der Städte, wie die Urkunden zei- 
gen; aber der gemeinen Gerichtsverfassung des Reiches wurde 
auch dieses Eigen entzogen, weil sich die Bürger nur ihren 
städtischen Gerichten fügten und fremde Gerichte mieden. 
Man fing daher an, auch achtes Eigen bald vor dem Rathe 
bald vor dem Schulthcisscn gültig zu übertragen J,< ). Auf 
dem Lande war noch Eigen in den Händen des Adels. Der 
hohe Adel aber hatte theils die Gerichtsbarkeit über das 
Eigen erblich an sich selber gebracht, theils verlor er sich aus 
unsern Gegenden mehr und mehr, und der niedere erwarb 
meistens Bürgerrechte in den Städten. So wurde auch hier 
das Eigen den gewohnten Reichsgerichten entfremdet. Von 
diesen Ucbergängen zeigen sich deutliche Spuren, indem 
bald verordnet wurde, man solle sein Eigen nicht an hö- 
here Personen abtreten, weil cs schwer halte, diese zu be- 
langen MS ), bald solche Eigenthiimer um die Urthcile der 
Grafschaftsgerichte sich wenig kümmerten, weil sie sicher 
waren, in ihrem Ungehorsam von Städten oder Fürsten, 
die nach eigener Landeshoheit strebten, unterstützt zu wer- 
den !W ). 

3) Weitaus das meiste Eigen wurde der Vogtei unter- 
worfen , wenn cs nicht dazu dienen musste , eine Grund- 

244) Vgl. oben 12. Anir». 136. In einer l’rk« r. 1277. Diplom, 
der Propslei S. 36. wird Eigen vor der Aelitissmu und (lalh über 
tragen ; ebeuso in einer Urk. ▼. 1342, a. a, O. S. 178. vir ßnrgermeisler , 
Kathen und Zunftmeistern. 

245) IJrk. v. 1277. Diplom, der Propslei Ü. 5b. 

246) Ein solches Beispiel enthalten die Urkunden über einen Streit zwischen 
der Arblissinn von Zürich und einem Hoppeier, Burger von Wiolerlhur, 
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Iicrrschaft zu vergrössern. Dadurch ward cs zu sogenann- 
tem vogtbaren Eigen. Es blich zwar noch fortwähren- 
des wahres Eigenthum, aber musste doch mancherlei La- 
sten auf sich nehmen , welche es dem erblichen von einem 
Grundherrn abgeleiteten Besitze näher brachten, auf ähn- 
liche Weise wie auch die freien, aber unter der Vogtei ste- 
henden Leute den Hofhörigen sich näherten. 

Von diesem vogtbaren Eigen galt es nunmehr als aner- 
kannter Grundsatz, dass dasselbe mit voller Wirkung nur 
in dem Vogtgerichte veräussert werden konnte, weil cs 
ja unter dem Schutze des Vogtes stand. Es war das eine 
analoge Anwendung des alten Grundsatzes, wornach Eigen 
vor dem Grafending veräussert werden musste, weil es un- 
ter dem Schutz der ganzen Volksgeineindc stand, auf ver- 
änderte Verhältnisse. 

Öffnung von Nossikon s. d. Alle die guctcr, die io 
die vorgenannt diugstatt gehoerrent, sol noch mag nieman 
vertgen vor de keinen ge richten, denn in der vorge- 
schritten dingst nt, (welche, wie wir oben gesehen ha- 
ben, die Dingstalt eines Vogtes ist.) 

Öffnung von Stäfas. d. Aber schprechent sy, tvclher 
ein guett hofft In dem hoff ze Steffen , vogtbär guett, der sol 
cs Einpfachen von Einem vogt , er sy Innder alder vsser In 
.Tars Frist vinb dry Schilling haller. tuet er das nit, so mag 
ein vogt das guett ziechen zue sinen handen vmb die dry 
Schilling. 

4) In späterer Zeit scheint es auch gewöhnlich gewor- 
den zu sein, lediges Eigen vor dem Vogtgerichtc 
aufzulassen. Das erklärt sich aus dem gänzlichen Verfalle 
aller Reichsgerichte. Auf dieselbe Weise, wie man in den 
Städten allmälig sowohl ursprünglich freies als abgeleitetes 
Eigen, und beide vor den nämlichen Gerichten übergab, 
konnte später auch auf der Landschaft, nachdem sich 
einmal der Begriff des vogtbaren Eigens festgestcllt hatte, 
das Vogtgericht benutzt werden zu Uebertragungen, ohne 
dass desshalb dieses Eigen nun auch zu vogtbarem Eigen 
geworden wäre. Es wurde vielmehr als freies, unbela- 
stetes Eigen von dem vogtbaren fortwährend unterschieden. 
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Urkunde von 1420. „Allen kiind ich Cnonr. Boppcnsol, 
sogt ze klottcn vnd dasclbs in dem ampt ze kyburg, von 
Enpfelkens wegen der edlen wolerborneu gnädigen frowen 
frö küngunt von Müntfort geboren von Toggenburg , jetz 
griifl' Wilhelms Brägentz von Bregenlz clichcn frowen, das 
für mich kam ze Basscrstorf an der statt, da ich von 
derselben ininer frowen wegen offcnlich ze ge rieht sas, 
heinr. licchti vnd uolr. liechty sin Bruder kattzen Rüty” und 
offenbarten, dass sie der Propstei Zürich mehrere Güter, 
die zum Theil vogtbar eigen , zum Xheil lediges Eigen seien, 
verkauft haben und nunmehr diese Güter der Propstei vor 
Gericht fertigen wollen, „vnd Hessen an Recht, wie sy das 
tuon selten, das es krafft haben miieht. do fragt ich 
vm, vnd wart nach miner frag von erbern lüten 
an gemeinem vrteil erteilt: won die obgenant liechtiu 
gebrueder Bcid für mich in gerächt dar stueden vnd den ob- 
genant herren die vorgesebribnen gülten vnd gueter alle mit 
aller zuegehürt, die frygen für fry, dievogtbern für 
voglher mit miner liand ledig vnd los vff gäben vnd sich 
des entzigen vnd loppten werren ze sinne , daz si daz wol 
tuon möchten , vnd das ouch es da mit nu vnd hernach guett 
krafft haben sult. 2|7 ). 

5. 28. Abgeleiteter Besitz. 

Viel Grundbesitz wurde als sogenanntes Erbe besessen. 
Dabei darf man durchaus nicht an Erbeigen denken. Viel- 
mehr wird der Ausdruck Erbe im Gegensätze zu dem Ei- 
genthum, welches dem Grundherrn bleibt, von dem Be- 
sitze gebraucht, welcher einem andern mit erblichem Rechte 
von jenem überlassen wird 2 * 8 ). Der Besitz der Hofgenos- 
sen ist nun fast allenthalben zu Erbe geworden , wenigstens 
insofern, als er sich auf die Dcscendenten vererbte. Allmälig 
dehnte sich das Erbrecht auch auf die Seitenlinie aus. Man 

247) Diplom, der Propstei S. 24t. Vgl. auch Urk. ▼. 1412. 
Ebenda S. 243. uud ▼. 1411. S. 228. 

248) Urk. v. 1251. Frauiniinstera mt I. 306. w ar«a in iluinitie Lin. 
dimaci dietn angia inferior juxta curiain, qut dicitnr in dem harde , ad mono - 
tterium abbatie Thuriccnsis proprielario , ad ipsot vero kommet jure herc- 
tfitari > spcclante.” Urk. r. 1262. (Ochs' I. 362.) ,, concessimus sub jure 
tmphitcotico sive hcreditario , quod vulgo dicitur Erbrecht." 
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darf sich diese Umwandlung der blossen Gnade des Herrn 
in ein erbliches Recht des Hörigen gewiss nicht als plötz- 
lich und auf einmal eingefiihrt vorstellen. Dieselbe ist viel- 
mehr fast unvermerkt vor sich gegangen und nicht anders 
zu erklären, als die vielfachen Beispiele von Verwandlung 
vorübergehender Aemter in erbliche Herrschaftsrechte, die 
wir schon getroffen haben. Derselbe Trieb , der sich von 
oben her gelten machte, zeigt sich auch von unten herauf 
und ist von ähnlichem Erfolge begleitet. 

Der Hofgenosse kann nunmehr sein Erbe unter gewis- 
sen Beschränkungen auch veräussern ; die Uebertragung be- 
darf dann aber nothwendig der Kenntniss und Einwilligung 
des Grundherrn, von welchem ja auch der neue Besitzer 
seinen Besitz hcrleitet. Die Auflassung geschieht somit ent- 
weder in dem Gerichte des Grundherrn oder an dessen Hofe. 

Öffnung von Höngg von 1338. Es ist oucli war: ist 
dar. keinii gucler verköft werdent, die jeman hett oder be- 
sitzet von erbes reht von der kilchcn von Zürich, vnd e 
daz dü selben guetcr vf werden geben in eines probsles 
h a n t von dem verkoffer vnd i der k 6 f f e r sin v e r l g u u g 
der selben gueter enphahet von eins p rohstes band, ein 
iar vnd einen tag sich verloffeu haut: dieselben gueter sind 
ledig einer kileben ze Zürich, es stand denn in krieg. — 
Kann der Verkäufer nicht zu dem Propste gelangen , so mag 
er die Vermittelung des Meyers nachsuchen. 

Urkunde von 1377. Der Ammann der Aehlissinn er- 
scheint vor dem Meyer zu Mur und fragt , ob Jemand berech- 
tigt sei , die Güter in dem Gerichte zu vergaben , versetzen 
oder verpfänden an Gotteshäuser oder anderswohin , ohne 
der Aehtissinn Willen und Gunst 1' Durch Unheil ehrbarer 
heute wird sodann gefunden, dass niemand das dürfe, und 
wenn er es thätc , so wären die Güter der Aehtissinn ledig, 
d. h. so würde sic dieselben ohne weiters wieder frei an 
sieb zichn 2 ‘ 9 ). 

ln der Kegel kamt aber der Grundherr die Einwilligung 
nicht mehr versagen , wenn nur in der Persönlichkeit des 
Erwerbers kein Bebinderungsgrund liegt :;o ) , noch Gefahr 

2 *9) F r a u in ti n s t ? r a in t ll. oM . 

250) Urk. v. 1277. Diplom. de» Propstci 5. 36. „ Item decictum 
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entsteht fiir die gehörige Abtragung der Zinse, noch end- 
lich die Gebühren im Rückstände sind. Durch diese Er- 
weiterung der Rechte des Hofhörigen kam sein Besitz in 
der That dem Eigenthum sehr nahe, zumal das vogtbare 
Eigen zum Theil den nämlichen Beschränkungen unterwor- 
fen wurde. Es kann daher nicht auffallen , dass derselbe 
schon früher zuweilen als ein nutzbares Eigen im Gegen- 
sätze zu einem blossen Obereigenthum des Grundherrn be- 
zeichnet wurde =s ')- 

5 . 29. Beschränkungen der Veränsseru ng. 

1) Nach gemeinem deutschen Rechte durfte Eigen nicht 
ohne die Zustimmung der nächsten Erben veräussert 
werden 2J2 ). Schon in der ersten Periode haben wir Bei- 
spiele von ausdrücklicher Zustimmung derselben gefunden , 
und auch in den altern Urkunden dieser wird ihrer zu- 
weilen , jedoch nicht gerade regelmässig, erwähnt. In un- 
sern Öffnungen dagegen ist davon selten die Rede. Bei dem 
abgeleiteten Grundbesitze, auch wo derselbe Erbe gewor- 
den war, mochten überhaupt die Verwandten weniger beach- 
tet worden sein, zumal dieser Besitz mit den Familienver- 
hältnissen in keiner engern Verbindung stand, sondern ur- 
sprünglich mehr von der Gnade des Herrn ausgegangen war. 
Doch findet sich in einigen Öffnungen wenigstens der Grund- 
satz ausgesprochen, dass man das Gut zuerst den Freun- 
den anbicten müsse, bevor man cs einem Fremden veräus- 
sern dürfe. 

est, quod poaaeaaore a doinua et aree (die Besitzer eines Hauses, welches der 
Propitei zu Eigen übertragen, von dieser aber wieder zu Erbe verliebeu war) 
secundum conauitudinem Thuric. servalain inter cif ca , nun inler ulliorca per- 
aonua , sicut sunt Ecclesie seu erclesiaslice persone et alie, que fix posaunt 
conveniri, sepedictas domnm et areain de consensti preposili et Capilnli pos- 
sint alienare, ila tarne», quod si prepositus et capitulum lantuin quantum aller 
emptor dare voluerint, eisdcin debcal remanere.” 

251) Urk. y. 1307. der Propstei. Ein Burger verkauft sein „jus 
iicreditarium aeu utile dominium" an einem Hause iu der .Sladl , woran das 
achte Eigen der Propstei zusieht, einem andern. 

252) Sachsenspiegel I. 52. Schwabenspir ge I 312. (r. d. Lahr.) 
Eichhorn deutsche nechtsgesrhiehtr §. 359. 
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Öffnung von Altorf von 1439. Wirt einem etn guott 
feyl, der sol das sinem ncchsten frtind erbietten. weit 
dersclb aber nit kouffen , so sol er es dem necbsten getbeilit 
vcyl bietten ; vnd weit er ouch nit kouffen , so sol er da* 
den bietten den hofllüten in die wit reity. 

Öffnung von Brütten s. d. Wer hie Inn disein ding- 
bof hab eigen oder Erb, das er verkoufl'en will, das sol er 
hiit veil pietten vff disem tag, ald wenn min hcrr von ein- 
sidlen will meygon teding han, vnnd vf St Cunrats tag, herr! 
vnnd sol das pietten syncn teylig. wils das kouffen , so sol 
ers im V f. den. neclier gen, den cs vff dem weg gölte, wils 
das theylig nit kouffcnn, so sol er es pietten den rech- 
ten Erben; wennd es die Erbenn nit kouffen, so soll er 
es pietten den kussgenossen; wennd die cs nit kouffen, 
so sol er sin gut daruinb nit vnuerkoufl't lassen , er solle es 
schlachen Inn die wyt Reite. Wer im allermeist gibt, 
dem sol er sin gut g£n. 

2) Diese Rücksicht auf die nächsten Erben scheint sich 
nun aber wirklich an manchen Orten frühzeitig verloren zu 
haben. Es begegnet uns nämlich weit häufiger die Bestim- 
mung, dass der Hofgenosse sein Gut zuerst seinen Geth ei- 
len anbieten solle, für sich hingestellt, ohne dass daneben 
auch der Freunde gedacht wäre. Unter den Gethcilen sind 
dann die zu verstehen, welche noch Stücke besitzen, die 
mit dem zu veräussernden früher ein grösseres Ganzes ge- 
bildet haben. Dieselben werden nun freilich faktisch in der 
Regel Blutfreunde gewesen sein, indem die Theilung eines 
Grundstücks gewöhnlich auf dem Wege des Erbganges vor 
sich ging. Allein das Erforderniss ist doch nicht von der 
Verwandtschaft hergenommen. Auch wenn die Theilung 
anders entstanden ist oder Getheile vorhanden sind neben 
Blutsfreunden ; so schliessen doch jene diese aus. Man sieht 
somit daraus nur, wie leicht jener alte Grundsatz durch den 
neuern , der ihn scheinbar ersetzte , verdrängt werden konnte. 

Wenn keine Getheilen vorhanden sind, oder sie das Grund- 
stück nicht wollen , somit die Ergänzung des ursprüngli- 
chen Ganzen vereitelt ist, so muss dasselbe bald dem Grund- 
herrn und dann den übrigen Hofgenossen, bald umgekehrt 
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diesen vor jenem angeboten werden. Und erst, wenn alle 
diese Versuche , das Gut innerhalb des gewohnten Kreises 
der Hofgenosscnschaft loszuschlagen, misslingen, darf es 
Fremden angeboten werden. 

Öffnung von Hüngg von 1338. ^Veli der dorflüten ze 
hoengg von weierlei sach wegen sin eigen guot ald das er 
besitzet in crbes wise wil verkoffen , das sol er z e in ersten 
veil bieten sinen geteilcn, vnd wil der oder keiner 
vnder in als vil geben als ein frümder, dem sol er es 
ze kouffent geben : wend si (die Getheilen) des nit enluon , 
so sol er es veil bieten einem probst vnd einem ca- 
pitel von Zürich (dem Grundherrn), vnd den es gdn ze 
kouffent, wellent si als vil gen als ander, wend si aber des 
nit tuon, so sol er es verkoifen lüten, die sin genos 
s i g e n t. 

Öffnung von Stäfa s. d. Ist das ein guett feil wurt In 
dem hoff ze Stefen, das sol man Erhielten den nesten ledi- 
gen , darnach den hofflütcn In der kilchen offennlich ; wil es 
da nieman hoffen , so mag crs gen in die witt reite , wo er 
wil. 

3) Wenn nun aber versäumt wurde, das Gut den näher 
Berechtigten anzubieten, so konnten diese binnen Frist das 
veräusserte Gut gegen Erlegung des Kaufpreises, zuweilen 
auch um etwas theurer, zuweilen uin etwas wohlfeiler an 
sich ziehn. Es stand ihnen somit ein dingliches Recht, bei 
uns Zugrecht genannt, auf das Gut selber zu. 

Offnun g v on II o ngg von 1338. Ist aber das keinü gue- 
tcr verkoft werdent, die vormals den geteilcn nit veil ge- 
botten sint, wenn sich das enpfindet, wil denn das getei- 
lit das guot haben vmb als vil geltes als es einen fröm- 
den verkoft ist dn alle geuerd, so sol das geteilit das 
selb guot vmb als vil geltes haben an alle widerred. 
wil aber das geteilit des guotes nit hoffen , so sol es der ver- 
koffer geben der kilchen von Zürich , ob si cs haben vnd 
kofi’en wil vmb als vil geltz as daz selb guot verkoft was. 

Öffnung von Altorf von 1439. Ist ouch das sich der 
gnetter eins oder mer hinvss vergat , mag da ein Indra 
so vyl guotz haben, als der erst kouff beschechen ist, 
vnd git dar zuo ein bescheidnen win kouff, so sol vnd 
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mag er das vergangen guott vrnb so vyl geltz widegvwh 
in ziechen mit dem rechteu , nach dem Kn uff in den näch- 
sten dry Jaren , vnd nit longer. vnd were das der vsser daz 
gelt nit von dem Indren in dem zit weite nemen, so sol er 
daz gelt in ein tuechli winden vnd zwen erber man zuo im 
nemen , die des- gezügen sigind , vnd sol dem vssren daz 
gelt zuo der hus seilen in werfen ; vnd das sol als guot Krallt 
haben , daz den Indren nitman dauon stossen sol , weder er- 
ben nach geteilit, vnd sol in daby schirmen ein herr ze 
grueniugen vnd das gericht. 

Öffnung von Stäfa s. d. Ist daz ein guett feil wurt, 
vnd einer einen dauon trengen wil mit bott , vnd es Einem 
vssern necher gitt, dann einem teilig, alder Einem hollinan, 
daz mag dann ein teilig alder ein hoJl'man an sich ziechen 
mit dem Rechten , ein boflinan gen dem anderen In dry Ja- 
ren vnd in dry tagen, vnd ein hoffinan gen Einem vssern 
In Nun Jaren vnd In Nün tagen. Ist das ein hoflman ein 
guett hofft, es sy gebotten alder nitt, hätt Ers in drü Jar 
vnd dry tag vnerfordert mit dem Rechten , daby soll In ein 
gewer schirmcnn , vnd liatt es ein vsser in Nün Jar vnd Nün 
tag , so sol in ein gewer daby schirmen , vnd wer das sich 
ain gütt vsshin vergieng , wie sich das vsshin vergautt vnd 
nit Erbottcn war , als Recht ist ; welher das innher zühett 
mit dem Rechten, der hett als wol gewergket, das in ein 
gewer daby schirmen soll vor teilig vnd vor aller Menglicb. 

O ffnung v on Noss ikon s. d. Beschech aber daz einer 
die guoter nit veil butte in vorgesekribner tvise , so miieht 
je der nechsle einem frömden die gucter abziihen mit dem 
rechten vnd den hoff bozaln vnd fünf Schilling plienning min- 
der geben alz denn vorgeschriben ist, denn der summ ist, 
als der vngenoss geliöft hat. 

Es kann nach diesen Stellen kein Zweifel übrig bleiben, 
dass diese Beschränkungen sich auch auf vogtbares Eigen 
erstreckten. 

4) Dem Erbe eigenthüinlich dagegen ist eine fernere Be- 
schränkung. Es soll nämlich die Gefahr , dass das veräus- 
serte Stück zu klein sei , um dem Herrn fernere Sicherheit 
für seinen Zins zu gewähren, beseitigt vnd gar zu grosse 
Versliickelung der Güter verhindert werden. 

Öffnung von Brntten s. d. Wer aber, herr! das diser 
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theyl, darab es vcrkoufft wurde, ze schwach , das mynem 
herrenn vonn Einsidlen sin zinnss nit gelten müchte, So ist 
die nachfrag mines herren von Einsidlen , wo er den erfra- 
gen kann die theyl, die darab sinnd verkoufft oder versetzt ; 
der sol diss theyl zu discin lassen , das mynem herren siu 
zinnss werd. 

Öffnung des Gotteshauses Sch Snnis zuKnonnn 
von 1461. Itein es soll och meinen kein guot des in den 
vorgenanten hoff gehocrl hoffen noch verkoffen o n zins: 
doch mag man es verkoffen mit zins , doch onscheidlich dem 
gotzhus. vnd wenn das beschcch, das einer ein guot verkofte 
mit einem pfenning minder oder me , das aber vil me mochte 
tragen vnd die anderen gietter als schwach wnrdend , das sy 
ir zins derselben huob oder schuoppis nit müchtind tragen : 
So mag ein amptman dieselben huob oder schuoppis m i t 
einander angriffen vnd z einend legen, also das jn- 
nen ir zins derselben huob oder schuoppis gcntzlich wiert. 
5) Alle diese Beschränkungen beziehen sich nur aufVcr- 
äusserung der Liegenschaften. Ucber die Fahrhabe kann selbst 
der Hörige nunmehr ganz frei verfugen und dieselbe belie- 
big veräussern. Er kann cs, wie wir nachher sehen wer- 
den, sogar auf den Todesfall hin; um wie viel mehr daher 
unter lebenden. 

Öffnung von Wald s. d. Item ein jeglich hoffman ze 
wald mag einem sinern kind geben (zu Aussteuer) vnd dem 
andern nichtz; vndoberwyl, so mag er daz sin einem 
liund an schwantz binden. 

S. 30. Lasten des Grundbesitzes. 

1) Nicht bloss der abgeleitete Grundbesitz , sondern auch 
das vogtbarc Eigen war mit mannigfachen Lasten belegt. Eine 
der ältesten und nur den ersteren eigenthüinlich ist der E li r- 
schätz, der in mancherlei Gestalten vorkommt. Seine Bedeu- 
tung ergibt sich zum Theil schon aus dem Ausdruck 253 ) : der 
Grundherr , vou dem einer seinen Besitz empfängt , soll dafür 
durch eineGabe geehrt werden. Der Ehrschatz kommt daher 


253) ürk. ▼. 1260. Neilgart No. 972. „Sed ab herede , qui suerr- 
dit, nomin« honoris s«n Ehrscha ? tantnm quntuor solido* monet« Thurictnsis.’ 
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wenigstens ursprünglich nur da vor, wo Jemand seinen Be- 
sitz von einem Grundherrn ableitet, nicht wo er Eigen er- 
worben hat. Gewöhnlich muss dann jeder, der, sei es 
nun als Erbe, oder als sonstiger Nachfolger, selbst unter 
Lebenden, z. B. durch Kauf in den Besitz des Grundstücks, 
kommt, dem Herrn den Ehrschatz entrichten. Der Ehr- 
schatz wird somit von dem neuen Erwerber und nicht von 
dem Vcräusscrer bezogen. Er besteht dann bald in einer 
kleinen Summe Geldes, bald in andern Dingen, öfters in 
einer Quantität Wein. 

Urkunde von'1319. Man soll dem Grundherrn bei jeder 
neuen Verleihung eines Grundstücks zu Ehrschatz geben: 
„einen köpf des besten wins , so man denne ze Zürich schen- 
ket, vnd nit incr, vnd von einer halben iuchert nid minder 
ein halben köpf desselben wins. Vnd swer des selben guo- 
tes st koufet ald vmb eins empfahet , vnd das dannan hin 
inrunt dem noesten inanode von mir (dem Grundherrn) ald 
minen nakotnen nit empfahet , der sol mir ald minen nako- 
men zc buoze geben vier köpfe des vorgenanden wins — 
vnd ensol darzuo niemer vf das guot körnen, t 
das der erschaz vnd die vier köpfe gesvert wer- 
den t*»).” 

Öffnung von Höngg von 1338. Und wer der ist, 
dem der probst semlichü gueter lihet vnd der si 
von einem probst enphahet, der sol einem probst ge- 
ben vier köpf des besten wins , so man denn ze Zürich ver- 
kofft an einem, vnd dem closte rkell er zwen köpf vnd 
dem meiger von höngg zsven köpf desselben svins. 

Urku n de von 1398. Abtund Conventvon Pfaffers (Grund- 
herrn) verleihen „volin vnd hänslin Oetiker gebruodern" in 
Mänidorf „reben vnd hofstatt,” die ihnen „in erbs wys an 
komm sint." In dieser Urkunde wird gesagt, svenn sie diese 
Güter verkaufen „ so sol vns (Abt und Convent) der der sv 
kouft, ein pfund pfeffers ze erschaz geben vnd sond wir 
denn demselben die reben vnd hofstatt liehen " J - 5S ). 

Einmal kommt auch eine von Zeit zu Zeit sich regel- 
mässig wiederholende Gebühr vor, welche der Besitzer* 

254; Dipl, der Propst ei S. 175. tirl. v. 1315. Kbeud* S. 131. 

255) Gemeindsnrrhi v Mäuidorf« s • « 
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eines Grundstücks dem Grundherrn zu entrichten hat, gleich- 
sam als Anerkennung der höhern Rechte des letztem, und 
welche ebenfalls Ehrschatz genannt wird. In einem Pro- 
ctssc nämlich zwischen der Abtei und der Propstei Zürich 
über die Reparatur der Kirche in Cham im Jahr 1442, 
wurde von den Schiedsrichtern der alte Ehrschatz , wonach 
jeder Besitzer des Mcycrhofes Cham der Acbtissinn als 
Grundherrn 

an de tu yierden Jar ze rechtem erschatz ein 16t goldc» 

geben vnd antwürtcu soll, - „ v , 

abgeschafft und dagegen die Acbtissinn auch anderweitiger 
Verpflichtungen entledigt. , , j .,{> 

. 2) Mit dem Ehrschatze darf der sogenannte dritte Pfen- 
ning' nicht verwechselt werden, obwohl das nicht allein 
von neuern Schriftstellern isa ) , sondern seihst von Rechts- 
quellen in der spätem Zeit geschehen ist t57 ). Der dritte 
Pfenning wird von dem Verkäufer, nicht von dem Käufer 
bezahlt und besteht in dem dritten Theile der Kaufsumme , 
welche er von dem Käufer erhielt. Diese bedeutende Ab- 
gabe, welche mit Recht auch der böse Pfenning genannt 
wurde, setzt auch keineswegs wie der Ehrschatz voraus, 
dass der, Welcher sie zahlen muss, das Grundstück von 
innem Herrn habe. Sie ist vielmehr eine Abgabe, welche 
dem Vogt, nicht dem Grundherrn zugehiirt. 

‘' ' In Meilen z. B., wo der neue Erwerber eines der 
Propstei Zürich eigenthiimlich gehörigen aber zu Erbe ver- 
liehenen Grundstückes dieser den Ehrschatz entrichten musste, 
hätte der Vcrh'usscrer dem Vogte den dritten Pfenning zu 
bezahlen * äS ). 

' • n 


: r, ■ ■■ » ■ /• ' ■<; . ■ • 

JJ#t) Z- B. van 4rz£t. Gallen t. 31?. 

r 85p Daa Grüniiigeramtsr.echt von 166S iiberarhreibt den Artikel 
42, der vom dritten Pfenning handelt: „Von E h r aebi tzen.” 

238) Die Bcsif7.tr der Grnndstilcke suchten dem dritten Pfenning nnch 
dl*'* dadurch «n entgehen , dass sie das Grundstück scheinbar mit Winter. 
tüalmgsriebt verpfändeten, statt für immer durch gewohnten Kauf »u rariua- 
aern. Daher beschloss der Halh im Jahr 1424, für die Güter, wo er auf 
48t flnUcn .Pfeflliing Apapfuci h«tt* , danselhe» «Mb bei solehau Verbindun- 
gen 7 u fordern. MS. 140. S. 03. a. 

.•.'is^ctiil (U9 uii iirihl'm iW ■<: i. • u .it ar 

Blnnlsi hli Rechtler, rbirl.t* IS 
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Öffnung des Vogtes von Meilen s. 4. Wer och 
: ein hns yerkpfftft yw der vogty , der sol einem vpgt 

gehen den dritten, den- , was .er löset von dein hüs, 
Öffnung zu Alt-Begensh.er.g von 1426. Item weyy 
das daz gotzhus von den cinsideln vnd daz gotzhus von 
sant ldäsy vnd daz gotzhus von schaiThusen Ir eigen guetter 
verküftind In miner hcrrcn gericht, da seit in inen her- 
11 ren (dem Vogte) der dritt pfäuning werden von denselben 
fünften. 

«iS 'Öffnung zu Breiti von 1439. Itein Junker Sehwend 
(der Vogt) hat in den jetztgenanden sinen gerichten das 
r.. Rächt , wass guetern Jeinan darin v-erkoufft, vnnd rittr- 
dint die eines tags nun malen vevhoufft , so gehend sy 


. (l n Im als dick vn n d vyl sy verlurnffit warelend , den dryt- 
| .; 2 ten J pfening , Es sigend hüsser oder ligendc gueter. 
. Worauf die Vögte . dieses Recht gründeten und wie «e 
es cinzufiihren wussten, ist nicht klar. Doch scheinen sie 
es mit, ihrem Scbutzreehte in V erbindung gebracht zu haben. 
Darauf weisen die mannigfachen Beschränkungen hin, welche 
hier oder dort eintraten. ]! », : > < i . j,|- ; ■ ,-r 

, Die Qffnung von Meilen fährt fort nach der ohigrn 
Stelle : es sye denn daz trostung gehe einem vogt , daz er 
inrend jarsfrist als ein guotz hus dar setz, als eins was. 

Durch das neu errichtete Hans wird der Vogtinann nicht 
allein wieder an die Vogtci gefesselt , sondern der Vogt er- 
wirbt darüber hinaus noch eine neue Hofstatt , von yvel- 
eher er die Vogtgelnihren beziehen kann, Daher sqll er 
in solchem Falle keinen dritten Pfenning fordern, (1 , |. . 

,a Öffnung von Nossikon s. d.., War nu der ist, der 
1,1 dieselben gueter verkofl vnd hin git , dersclb mag dasselb 
gelt essen , vertrinken , verzerren durch sincs Libes not- 
durft, Lust oder inuot willen , wie er wil ; mit geding, ist 
das er daz gelt also verzert in den gCrichtcn , 'so dann 
>’ gern Griffense oder in die dingstatt gehörrent In 
den hüsern vlF dein väld oder hinter einem zun, der gi» 
,J "‘kiInen dritten phening. Wil er aber das gelt vsser 
den geeichten oder der der dingstat in andri ge- 
licht zühen, so so) er den dritten phenning hi* 
...ifasaen einem herrn (dem Vogte) erhah ioch die gueter 
ze kouffen geben dem nechsten geteilid , einem husgenos- 
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seo , dem herren oder eines» vngenossen , doch also : ist 
: ''das ein genossen der gueter koft, so sol ein herr dester 
gnediger sin an dem dritten phenning. 

"* So lan S c d« Verkäuferin der Vogtei bleibt, kann doch 
der Vogt die Hechte, welobe er auf ihn besitzt, wcnigstfcns 
theilweise ausiiben. Zieht er aber fort, so ist der Vogt 
allerdings mit doppeltem Verluste bedroht, einmal insofern 
ein Vogteipflichtiger seiner direkten Herrschaft entzogen 
wird, und zweitens insofern auch das Vermögen der Vogtei 

durch den Wegzug verringert wird.' : “ . . i 6 

Ais spater die Stadt Zürich viele Vogteien erwarb, 
wurde das Recht zu veräussern, ohne den dritten Pfen- 
ning zu bezahlet), grösser, weil nunmehr das ganze Gebiet 
des Eandeshcrrn dem Voglcipflichtigen offen stand, ohne dass 
desshalb die Rechte des Vogtes irgend Schaden litten.' Diese 
Ausdehnung zeigt sich z. B. in der .1 ...<■ .m> , 

... ■, . Öffnung von Binzikon von 1436. WelKcher vss der 
ohgeseiten dingstatt hinder vom* herren von Zürich in lr 
statt oder iu iro geeicht ai» den Ziwichsee zu ge vnnd vn* 

.... an ? in lod lli,lde « - I “*“ dersclb sol kein dritten 

Pfennig gehen. 

Eine andere weiter gehende persönliche Beschränkung 
des Rechts auf den dritten Pfenning zeigt sich in Borsikon, 
nämlich die auf Vcräusserungen an Ungenassen. 

Öffnung Von Borsikon von l^Ä. Were ouch das 
cm genoss diser vorgeschobner gueter koufte vnd 
das gelt vnd das guot. In dem gerieht l.etd,e , so hetfdt „ 
-u *•;>» W" efeniRÄ. Jen sol eip herr dann nicht „emen 
Koflt aber ein vn genossen desselben guot*, der sol e.- 
nem herren den dritten pfening davon gehen. Gehn 
, ' aber dann dcr v.lgenoss dem herreu nil den dritte* pfe- 
nmg, so hessret der vngenoss all tag dem herren mit III 
f. dep. vntz das er Tm genuog getuod, wenn es ouch ze 
'V -W*" k “n‘. d «* «ff vpgenossex derselben guetren köfft, 
Ist euch dann das ein herr den dritten pfening genol 
von einem vngenossen nimpt vnd Im daran nür/it schen- 
ket, so sol dann das seih gpot da von der hitfr den 
dritten pfening genomen hclte , e wo nk.fi ch fjj.y sin 
Schenkte aber der herr Jcman nn dem driUen pf emn „ 
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,,, ytzit, es were wennig oder vil; so nimpt er aber 
dann darnach, ob es ze schulden kunt , den dritten pfe- 
ning als vor. 

Wenn in dieser Öffnung die Sache ausnahmsweise so 
ausgedrückt ist, dass der Erwerber den dritten Pfenning 
zahlen müsse, so darf das um so weniger befremden, als 
eben nur in dem Falle, wo an einen Ungenossen veräussert 
wird, um dieses willen die Gebühr bezogen werden soll. 
Dem Effekte nach verliert doch der Veräusserer so viel 
an dem Preise, indem der Käufer diese Last dann ausser 
dem Kaufpreise auf sich übernimmt und somit bei diesem 
schon in Berechnung bringt. 

3) Zu dieser Beschwerde hat die Vogteiherrschaft 
noch andere Lasten erzeugt. Dahin gehören ausser Frohn- 
den, welche auch etwa erwähnt werden, und andern V ogt- 
steuern, noch vorzüglich die sogenannten Fastnacht- 
hübner, welche alljährlich dein Vogte 'gebracht werden 
müssen. Schon der Umstand, dass der Vogt regelmässig 
ein solches Recht hat, beweist, dass diese Last nicht auf 
der Hörigkeit beruhte. Daher findet sich in einem alten 
Einkünfterodcl der Burg Kyburg aus österreichischer Zeit 
die Angabe: 

„ein fri guot, das giltet ze vogtrecht ein niiilt kernen 
n. s. f. vnd ein fassnachthnon **)'. 

Urkunde von 1281. Herr Jacob von Kienberg vnd sin 
naebkoinen, die an sin stat körnend, an die vogte ie über 
des gottshuses guott von Münster sond zue vogtstür vor- 
deren noch nemen nicht, wan von ieglicher Scbuo- 
posen ein viertel habern vnd ein huon 260 ). 

. Vogtoffnung zu Meilen s. d. Aber sol einem vogt 

von ieglicher hussriiebi jcrlich werden ein herbst huon 
l hie in der vogty. Derselb han sol sin in der niasse , daz 
er mag fliegen über ein geleitroten wagen, vnd ze vas- 
nacht sol man im geben ein hennen von ieglicher huss- 
röcbi in der vogty. 

259) leb verdanke diese Notiz Herrn Professor Heinrich E scher, der 
sie in eine leider noch nicht erschienene treffliche Geschichte der Grafschaft 
Kyburg aufgenommen hat. 

.260) Neugait No. 1026. 
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Off nun" von Berg s. <1. Ein gotzhusman, der ze 
Berg sitzet, huslicb vnd ha hl ich, vnd In das gcrieht 
da hurt , der sol dem vpgt da tuon zwen tagwan vnd 
ein vasnachthnon gelten. Ein gotzhusman, der vsser dem 
Ettern sitzet vnd doch in das gericht hört ze Berg, der 
sol dem vogt ein tagwaii tuon vnd ain vasnachthnon gehen. 
Ein gotzhusman, der in den Ettern sitzet, der sol dem vogt 
gdn von einer schuopposs ein halben miit Kernen vnd ein 
halben miit haber vnd irülz mer. Vnd sol ein vogt dannen- 
hin nüt mer vordren noch muoten weder diensten noch 
keindley sach von den gotzhusliiten noch von den giitern 
ze Berg. 

Öffnung von Nossihon s. d. Die vorgeschribnen 
husgenossen vnd hofjunger die söllent ouch jerlich einer 
herrschaft oder vogt ze Grifi'ense geben viertzig miit kernen 
vnd zwentzig ]>hund phening — vnd iekliche bussröichi ein 
fasnachtbuon , vnd söllent einer herrschaft hieiuit von der 
selben dingstatt wegen gedienet hin. Vnd hat Inen 6ch 
ein herrschaft von der dingstatt gueter wegen nit mer an 
ze muoten. Vnd liiervinb sol nu ein herrschaft die hof- 
junger all vnd ieltlichen besunder schirmen , tekken vnd 
bantliaben vor allermenklichem als ferr Im Lih vnd guot 
gelangen mag. 

Von diesem zuletzt genannten Gesichtspunkte des Schutzes 
ging die Herrschaft der Vögte aus. Weil die Vogteipflichti- 
gen, die vormaligen völlig Freien inbegriffen, seiner bedurf- 
ten, mussten sie sicli auch dergleichen Lasten gefallen lassen. 

Seltener kommen auch Fastuachtlpilincr vor ,, welche fiir 
die Grundherrn bestimmt waren. Diese machen keine 
Schwierigkeit, indem anfangs der Grundherr den von ihm 
verliehenen Besitz zu seinen Gunsteu mit beliebigen Ver- 
pflichtpngcn belasten konnte. So musste in Meilen, wer ein 
Erhielten von der Propstei hatte, ?iisser dem Fastnacbt- 
huhne an den Vogt auch eines an den Grundherrn entrich- 
ten. Ebenso legte Job. Thyie in der oben schon theilweisu 
initgetheilten Urkunde von 1319 s61 ) den verliehenen Stücken 
ebenfalls ein Herbst- und ein Fastnachtbuhn auf 202 ). 


261) Oben 5. 20 S. 217. 

2 62) Ebenso in einer L T rk. 1159. Pipt, der Propslei'S; 242<‘ 
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Dabei ist immer zu beachten, dass diese Gasten auf den 
Grundstücken haften und ohne weiters auf jeden neuen Be- 
sitzer übergehen. Dergleichen Reallasten erniedrigten frei- 
lich den Begriff des freien Eigenthuins und versetzten das- 
selbe in eine gewisse Abhängigkeit. Aber man war durch 
die mancherlei Zinse der Grundherrn schon an ähnliche 
Verhältnisse gewöhnt und die alte Freiheit konnte sich in 
der veränderten Verfassung eben nicht mehr erhalten. 

In einem Processe der Propstei Zürich und des Gottes- 
hauses Wuriuspach im Jahr 1431,, wurde das letztere ver- 
fällt, der erstem ein Fastnachthuhu von einer Ilofttcttc zu 
entrichten , weil die Zeugen erklärten : 

das sjr vvol wissent, da» min herren der probst vud das 
cappittel ein vaszn achthuon rf der von \v drin spach 
hofstall — hcl teilt vnd das mich Inen das Inion von der 
h« fs tat t geben w e re by dr i ss ig Ja ren *® J ), 

4) Zinse. Alle Zinse, welche von Gütern entrichtet 
werden mussten, rührten in der ältesten Zeit von Verlei- 
hung des Besitzes her, und setzten somit voraus, dass ein 
anderer, als der Zinspflichtige , der ächte Eigenthiiiner des 
Gutes sei. Es wird sogar in den Quellen ausdrücklich ge- 
sagt, dass kein Erbe ohne Zins sein dürfe. 

Urkunde von 1319- Ist oueb das der vorgepanden de- 
lieine von sim teile vt verkoitfet ald lihet vmb so vil cinsrs 
das im des guotes vt belibe äiie eins, der sol mir (dem 
Grundherrn) von dem teile der im helibet Aue eins, ein 
herbsthüon zc Cinse geben, Vünd ebhefii erbe 
An eins st An mag 2 * 1 ) 

Neue Zinse sind dann aber in der Folge durch die Vogtei 
entstanden (siehe die vorige Nummer), welche nun allerdings 
auch den Eigenthiiiner selbst betrafen und ohne sein Grund- 
stück in das Eigenthum des Vogteiherrn zu bringen, doch 
därauf hafteten. 

Die Art des Bezugs ist bald milder, bald härter. Immer 

aber kann der Herr, wenn der Grundzins überall nicht 

. 

263) Dipl, der Propstei S. 285, 

264) Dipl, der Propstei S. 175. Vgl. auch die oben S. 271 - mit- 

gelheilte Öffnung ton Knonnn. . » * • '** 
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entrichtet wird, und alle andern Mittel , sich bezahlt zu 
machen, fehlschlagen, auf das Gut greifen und dasselbe' ver- 
äussern. Man darf sieh dieses Recht nicht afs ein Pfand- 
recht denken, Wenn es auch dem aussern Scheine nach 
dem Pfandrechte auf Liegenschaften ähnlich sieht. Diese Vor- 
stellung muss schon darum gänzlich beseitigt werden, weil 
gemeiniglich der Eigenthiimer selber Zinsbercchtigter ist, 
somit kein Pfandrecht an seinem Grundstück haben kann. 
Auch besteht nicht eine Forderung an eine individuelle ,Per- 
son, wofür das Grundstück eingesetzt wäre, sondern die 
Forderung bezieht sich vielmehr direkte auf den jeweiligen 
Besitzer des Grundstücks als solchen. 

Ich will einige Bestimmungen über Zinsbezug aus den 
Öffnungen hersetzen sw ): 

Öffnung von Altorf von 1439. Wcri aber ob ieinan 
sin gueter liessi ligen für den herren zins , so sol einherr 
Vf denselben gu'etern vnd die darzuo gehürrent, den 
zins suochcn vnd niit vf hüsern noch vf anderm 
plundcr, das zuo irgendein gnot gehm-t. 

Öffnung von Hougg von 1338. Darzuo ist z'e Wisient,- 
wirt kein (ein) phant geben oder genoinen 1 vmb deV k li- 
ehen zins, ist das nit gnuo gut für denzinS, der' nif ver- 
golten ist , so sol me plicnder Saochen ; mag Ulan aber nit 
Hier rihden , so sol man der übriger zins beiten Vntz 
it den n li iv en friiehten. Vnd also sol inän Uiit allen 
zinsen luon. Ist enkein Zins vergulteu vnd maU nüwen 
vnd alten zins haben mag von den nechsten fruchten , mag 
man aber von den neclisten friiehten die zins VH Wit* Vergel- 
ten, so sol man vallen vff die gueie 1 !: 1 ; Voii den mau 
dch zins gelten sol als lang ‘tuid' rfls W! vntz daz die 
zins gar vnd getttzlich Vergulteu weedSnt. 

Offnu n g- v ö n F lillan d en l,, l 1 .' d. Aber spreCtieUl die 
hofjünger , das Sy habind das Recht ZUö iiiiner frdwen der 

Eptissincn , das sv Sv niCnhbin S61 weder laden noch Banen , 

. ‘ ' ad 

26 S) Sie sind doi-cliglingig milder lils das Reell des Schwaben spiegele 
6S . „Swee zrne Von guole geben aol-, def 'sol ui geben Vf den lie , der im 
bescheiden wirk, so man itu das guoi lihel , rnde git er im den uns das 
tage» iniit , er imiozeu /.vyivaltt:» gellen de» naesten Ingas dar nach,’ vnd« all« 
tag« als vil , die wsl« er de« /ih» tune hat. • Mt * n< • r *'ni r m -tv 
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vnnd wer des sy eins Jars nit mag beza It weiden ; 
So sol sy bcitten v nt» »Iff den dritten Blumen^ 
den mag sy den angryfleo ; vnnd mag sy damit nit bemalt 
werden, so mag sy fiirbas vmb p f a n u d g y y f.f e n ®f®) » 
yund die pfand trylien hinder ein heller im unschädlich vnd 
da lün acht tag. 

Öffnung von Lauffeu s. d. Es ist ouch gewonlicli , 
da 7. ains Bischofs pfleger sins herren zins sol gebiilten vor 
Sant gallen tag viertzehen tag vnd wer denn den zins in 
den tagen git vnd vff vertigot gen Costentz , wie denn dem 
xins mysslinget, da sol der Bischof den schaden hin. WSr 
aber, das sich die Lüt sumptin mit dem zins vntz nach 
Sant gallen tag, misslinget denn dem zins von vn weiter , 
so sond die huober vnd die schuoposser den schaden iian. 
— Wer aber, daz yemann sumsälig vvurd an dein zius , so 
mag ains Bischofs pfleger ainen vogt ald sineu hotten 
zuo Im nemen vnd mag darv,iub phenden. zuo dem 
hüs als zuo der hoffistaU, die In daz guot gehörrend, ob 
er da phand vindet, vnnlz daz er gewert wjrt; vnd da 
sol denn der vogt zc Buoss nemen V phening vnd des 
, Bischofs phleger III fj phening. Wer aber das si nit phand 
funden , so mugent si daz hus vnd die hoffstatt ayher, 
wisan vnd win garten oder was denn zuo dem guot 
gehört angriffen mit versetzen ald mit, yqrboaffen. als verr 
vntz das si der zins , die le denn vssland vnd d^r freflin . 
die denn von der zins wegen geuallen sind, gentzjich ge* 
wert werden. , „ „ 

Wer ouch, das dchein huober oder Schuoposser siuen zins 
gentzlich versäss dry Jar, daz cg niclitz dar^n geb , 
u so wer daz guot zinsuellig, vnd mpcht es den^» a,i,n bi- 
S1U seboff lieben vnder den genossen, we>n er weit. 

Öffnung von Briitten s. d, Herr! so Jsts aber vmb 
myns herren zinns vnnd spreebent : das er repht b»b zno 
disen hofen, wenn man geschnydt, so mag er sin zinns 
vorderen zuo den höfen — vnd dje sond Im zinnsen vn- 
vertzogenlichen vnd die huoben buwen vfl' S. michcls tag, 
t vnd die die Schuoppossenn buwen vff S. Otmars tag» vnd 
die die huoben vnd schnoppossen hand , die hand das recht ; 

‘ - ■ - i ■' . **■.»«.. ' t I I /* 

- 246) Schwab« nspi egcl 70. „Ein («glich man mag wol- )iimi4ea 4# 

>inem guot« , 44 man im tina ron git, In das rihtei\i «Hop.’ tk 
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ob 's i n it zinsen mögen eins Jars, so sol man si nit 
uertriben Ton ircm Erb vnntz an das dritl Jar. 
Bringen die Zinser ihren Zins gehörig, so gibt ihnen 
der Herr öfters ein Mahl oder kleine Geschenke. 

Öffnung von Lauffen s. d. Man sol ouch amemBi- 
, , 3 chof, sin zi n s iveren vnd antwürten gen Costeutz 
vff die pfallentz Au sinen schaden , doch mit der beschaiden- 
hait, das er den heller vnd ander Liit, die mit den zinsen vss- 
uaren seren vnd verkosten sol vif vnd ab vngeuarlich. 

Öffnung des Gotteshauses S c h ä n n i s zu K n o- 
nau von 1 i 6 1 . Item als vor ziten ein Eptisscu vnd ein 
gotzhus zc srehennis den zinsern jarlichen ein in a ul vff 
' den nächsten fleischtag nach sant andreas tag gcuallen gab 
vnd geben Solt, Sellichs maul nun mit wissen vnd mit willen 
der zinsliitten ab vnd hin getnon ist , doch das ein Ep- 
tissiu — den zipsern — fiir yeglichs maul abgezogen hautt 
Ul S/Cbillin pfenning. 

Öffnung zu W er in en t sc b w y 1 vou 1508. Item sy 
sprechent ouch , das die im dorff wcrentschwyl dem herreu 
alle jar zweu iniitt haber Züricher mess fuotter haher zuo 
geben schuldig syen , vnd den sol der herr allweg vf Sant 
Martins abend au si ervordern — vnd inen hy sinciu hotten, 
so den haber reicht vnd in zücht , schicken ein küpffige 
flaschen mit wyn , der desselben Jars gewachsen ist , vnd 
ein weggen , der drythalhen Schilling wert sye. Vnd wel- 
licher dann an sineui teil fuotcr habers zuo gehen sUmig 
, wen, vff den selbigen sol alltag dryg Schilling gau , so 
lang bis er sinen teyl habers ab iui rieht. — Vnd wellichs 
Jars aber der herr sollichep haber nit wie ob vff Sant Mar- 
tins abend an sy ervorderti vnd Inzuge vnnd ouch inen 
dann den win vnd den weggen nit schickti , dann sülten 
sy dem herren desselben Jars die zwen iniitt haber nit zuo 
geben schnldig sin. 

•4-' <4 Jf < » »t •••»«» v,»*» .. 

5- 3t. Güterrecht der Ehegatten. 

•n . . -t .f» i 

Oie eheliche Vormundschaft des Mannes über die Frau 
und ihr Vermögen dauerte fort 267 ), und auch die einzelnen 


267) S c h w » 1) e n s p i e g e I 59: „ Ein w»p mac m iri in n n n e s ti »• I o j> 
fr gnotes nifat bin gegeben , weder eigen noch lipgedinge noch zinsguot noch 
tarende gnot , daz ist dl ron daierfr roget ift .** Ebenda 10. 55. 60. 
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Vermögeusstückc , welche wir schon in der ersten Periode 
mit Bezug auf die eheliehen Verhältnisse von einander unter- 
schieden gefunden , scheinen grossem heiis in gleicher Weise 
auch jetzt besonders beachtet worden zu sein. An die alte 
Brautgabe erinnern die Gaben, welche als Hochzeitgeschenke 
der Braut von ihren Freunden überreicht werden , durch 
den Richtebrief auf eine einmalige Gabe beschränkt 268 ). 
Diese Sitte hat sieh bis auf unsere Tage erhalten. 

Sehr häufig wird ferner noch der Frau vonSeite des Mannes 
eine Lcibzucbt, hei uns Leikding genannt, an Liegen- 
schaften bestellt, wie man theils aus den Urkunden, theils 
aus ausdrücklichen Zeugnissen ersehen kann 209 ).. Zuweilen 
versorgte aber auch umgekehrt die Frau den Mann mit 
einem solchen Lcibgeding auf ihre Güter 210 ). 

Ueber das Recht an dem Leibding gibt vorzüglich fol- 
gende Stelle aus den Anhängen des Richtebriefes Auskunft: 
Der Rat vnd die bürgere gemeinlich Zürich kamt nach 
der Stal altem rechte gesetzet: was ieder man der Zürich 
in der Stat ald der btirger gorichten vnd twingen sessehaft 
'ist, sinem elichen wibe guotes fueget vnd machet ze lip- 
dinge, si sin eigen oder erbe, das doch die thanne alle 
die wile so si lelient dieselben guetor messen Vnd haben 
1 ‘ suln , vnd snln di frowen bi der Mannen lehenne enkein 
recht noch ge wer darzuo haben. (Freilich nicht so zu 
verstehen; als ob der Mann nun ohne Einwilligung der 
Frau nach Belieben das Gut veränssern dürfte.) ; Wanne 
aber der Mau erstorben ist , so sol du fronwe dannenhin 
dii gueter hallen rnd liicssen, so ir ze lipdinge verferwet 

■ - ■■ ■ ,. ;i , (>.l *•- ’e ,T, U <1 ' .. ÄIH ' 

■ ‘3W) Hielt I ebrief i. iäOi. III. 18. . t> ;uih!i 

.ji <269) Urk. v. 1255. Neegart 95J. »PrefeUf uxor ej*l5 »pefete renun 
ciavit omni juri , quod sibi in illo prtdio competebat vel postset compelere «o 
quod eidem concessum fuisse nuptiarum tempere ul mortg esi — . propter copu- 
Jani dicebatur." Urk. v.. 126 i im. Archiv der, Stift zum Grossmiinster. Der 
Meyer Riideger 7U Rieden seiner Frau Mechlild „diimdiam partem in omni- 
bus hereditariis butirs runlulrrat assignaverat in <fanatiofltettl>; ' qu« valgo di- 

c»Vuf Lipgettmg«". S c h w a he n sp i e g 1 1 20.,.,,, u . , . f ' c . I.» 

270) Zutal/, zum IV. Buch des Kicbtebriefes: ,, Dieselbe recht »ol 
den frowen gen deu Mannen versebriben sin vmb die gueter, so die frowen 
ir Menne /« lipdinge faegent viul machen* , als »ni* der burgtr reyhl« 
vnd gewonhcil heckemen ist.” JKii-cbte.hr ief IU. JS. *i •■m.» n t"i. 


Digitized by Google 



283 


(■üterrwlit der Ehegatten. 

vnd gemachet »int aber bi des Mannes lebenne , so mu- 
“cnt die Seiten . den dar uiau z* den aiten gelten sol , du- 
selben giitcr, so den fromve«. gemacbet sind, wol beklagen 
vnd des Mannes nutz messen alle dii wile , so der Man 
lebent ist. Wanne aber der Mau stirbet, so sol die frouwe 
die gueter haben vnd messen dü ir von dein Blanne ze 
lipdinge verferwet sint vnd svln des Mannes gelten si daran 

aller dingen vnbekümbert lassen. 

,(.• .• , ' • . . • 

So lange die Ehe fortdauertc , machte überhaupt das 
tilitcrrcclit der Ehegatten keine besonderen Schwierigkeiten, 
indem die ganze Verwaltung unter einigen Beschränkungen 
in die eine Hand des Mannes gelegt war. Erst wenn sich 
die Ehe trennte und das faktisch verbundene Gut wieder 
in verschiedene Theile zerlegt werden sollte, zeigte sich 
die Möglichkeit einer verschiedenen Bchandlungsweise. Un- 
sere Rechtsqncllcn haben daher in der Regel auch, wenn 
sic überhaupt von ehelichem Güterreehtc sprechen , den 
Fall der Trennung der Ehe im Auge. Und da zeigen sich 
denn schon in dieser Periode mancherlei Abweichungen. 
Während die eheliche Vormundschaft allenthalben bei uns 
die Grundlage der ganzen rechtlichen Auffassung der ehe- 
lichen Güterverhältnissc bildet, so stimmen die Quellen 
durchaus nicht überein in der Art und Weise, wie die über- 
lebenden Ehegatten zu bedenken seien. Daraus mag man 
erkennen , dass dergleichen Modiücatioaen nicht so leicht 
als charakteristische Zeichen von nationeller Verschiedenheit 
des Rcchtslebens angesehen werden dürfen , sondern inner- 
halb desselben Rcchtssystems bei demselben Volke sich 
leicht so oder anders gestatten können. 

Sehr oft mochten in früherer Zeit die Rechte der über- 
lebenden Ehegatten durch Vertrag (Gedinge), oder 
letzten Willen ( G errra'c hd c ) regulirt worden sein, und 
was nun an einem Orte gewöhnlich und zugleich billig 
schien, konnte denn auch leicht zu einer allgemeinen Rechts- 
norm erwachsen . die gerade dann zur Anwendung ge- 
langte, wenn aus irgend andern Gründen jene besondere 
Willenserklärung unterlassen worden war. 
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Der Schwabenspiegel scheint, da wo er nicht auf eine 
unorganische Weise Bestimmungen des Sachsenspiegels über 
die Gerade in sich aufgenommen hat, welche nicht zu sei- 
nem eigenen Systeme passen , folgende Theorie über das 
Recht der überlebenden Wittwe aufgestellt zu haben : Wird 
die Verlassenschaft des Mannes getheilt, so versteht es sich, 
dass die Wittwe ihre Liegenschaften, die ja selbst während 
der Ehe der Mann nicht ohne ihre Zustimmung veräussern 
durfte, zu Eigenthum beibehielt. Dagegen scheint aller- 
dings die gesammle vorhandene Fahrhabe beider Ehegatten 
als Ein Ganzes aufgefasst worden zu sein, welches nun zur 
Hälfte der Wittwe, zur Hälfte den Erben des Mannes an- 
heim fiel. Die Hauptstellen dafür sind : 

c. 8. ist der vatcr in 'geschäfede verfarn , da?, er nit ge- 
schafen hat von dem varenden guote , man sol der scle ir 
teil geben, vnde dar nach geliche teilen vnder wip vnde vn- 
der hind diu unuzgestiuret sint. 

c. 127. Stirbet einem wibe ir man, — — so nimt dtu 
vrowe ir morgengabe vor erdan vnde hat si varende guol 
da mit ir man niht geschafet hat an dem tode, so sol man 
der sele ir teil geben vnde daz ander gcliche teilen vnder 
wip vnde vnder kint. 

c. 143. Ist daz ein man ein wip hat, vnde kint hi irhat, 
si ir vil oder wenic; vnde er hat varende guot, vnde er lit 
an dem tode, vnde daz varende guot daz teilet er mit dem 
wibe vnde mit den kinden. 

c. 144. Vnde ist daz ein man verscheidet 4n geschefte , 
diu muoter vnde die friunde teilent daz guot als hie vor go- 
sprachen ist, , 

ln diesem Falle musste natürlich die Frau auch die Schul- 
den des Mannes zur Hälfte tragen. Daneben hinderte aber 
wohl nichts die Frau, wenn sie auf dieses Recht verzich- 
ten wollte, bloss ihre eigene Fahrhabe nach dem altern 
Rechte wegzunehmen. Oefters wurde durch Gedinge da- 
für gesorgt, dass die von der Frau zugebrachte Fahrhabe 
unversehrt bleibe und gleich ihrem Eigen nach dem Tode 
des Mannes htrausgegeben werde. Die gesammte Heim- 
steuer konnte auf diese Weise sowohl während der Ehe , 
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mit Bezug auf die Verfiigungsfahigkeit des Mannes, als nach 
derselben mit Bezug auf das Recht der Wittwc den Cha- 
rakter einer der Frau zugehörigen Liegenschaft annehmen. 
Wenn ich nicht irre , so erklärt sich folgende Stelle des 
Schwabenspiegels so, die sonst mit c. 10. kaum zu verei- 
nigen sein möchte. 

c. 29. Gibt jemant sinem wibe ze hcimstiurc varent guot 
oder ander guot , das guot tnac er nimmer ane werden die 
wile er ander guot hat. STwinget in aber ehaft not, er wirt 
ez wol ane mit rehte. — Wirt er ir daz guot ane daz si zc 
im hraht hat , vnde stirbet der inan , vnde mae si selbe dritte 
erziugen daz ez ir wille niht enwas: man sol ir ir guot wi- 
der lan. 

In Verbindung damit scheint der Ausdruck unserer ein- 
heimischen Rechtsquellen zu stehen ; wonach auch das fah- 
rende Gut der Frau von dem Manne „zu Eigen und 
Erbe” gesetzt werden kann. Dadurch erhielt die Frau 
das Recht nach dem Tode des Mannes, selber auf das lie- 
gende Gut des Mannes zu greifen, und darauf den Ersatz 
ftir ihr zugebrachtes Gut zu fordern 271 ). 

Es ist anzunchmen, dass das Recht des Schwabenspic- 
gels in dieser Hinsicht auch bei uns gegolten. Bald aber 
scheint ein bedeutendes Schwanken in diese Theorie gekotn- 


271) Zusätze zum IV. Buch des Richtebriefs v. 1304. Sweiher mau 
ZUrich wonhaft ist vnd sin wip mit varndem guote besorgen wil , das ir volge 
nach sinem tode , der inan sol ZUrich für einen Rat gan vnd sol dem sin rnei- 
nunge fürlegen’' u. s. f. — „Swa das ist das ein wip ir manne rarende guot 
zuo hat bracht, ald ir eigen guot ze varndem guote gemachet hat, gant dU 
beidii ftir einen Rat vnd machent ouch das vor in kuntlich, da sol ir ein Rat 
oder der mere teil vnder in, ist das si sin bittend vnd mit enander also Uber* 
ein körnen sint, ir brief darüber geben, das das guot so si iin zubraebte oder 
ton ir eigen guote darkomen ist, in des mannes hant stände, als ob 
es eigen oder an erbe lige; vnd swanne danne der man stirbet, so sol 
ir so vil guotes werden, so ir brief bat, ob an eigen oder an erbe so vil 
gnotes da ist, so inan den lUten vergütet. — Swa das ist, das ein frowe vnd 
ein man zesamen koment, die des ersten nicht hatten, van das si 
guot mit enandern gewannen harrt ald sust guot an si genallen 
ist, rnd wan ouch da das varnde guot des mannes ist, vnd nicht der 
frowen, davon ist gesotzet , nh ein man sin wip onch gerne versorget* _ 
du svln für einen rat gan. 
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inen zu sein, bis sich erst im vierzehnten und fünfzehnten 
Jahrhunderte festsetzte, dass die Frau ausser Heimsteuer 
Morgengabe und Eberecht auch noch auf einen Drittheil 
der Fahrhabe des Mannes Anspruch habe. 

Ucber das Stadtrecht von Winterthur ‘sind wir etwas 
besser unterrichtet. Hier wurde vor allem unterschieden 
zwischen Zugebrachtem und ehelicher Errungen- 
schaft. Wenn keine Kinder vorhanden sind, so erbt die 
Frau die ganze hinterlasscnc FaliVhabe des Mannes und iiber- 
dem auch das liegende Gut, insofern dasselbe während der 
Ehe erkauft wurde. Es fallt somit den eigentlichen Erben 
nur das Erbgut zu und was der Mann an Liegenschaften be- 
reits zur Zeit der Eingebung der Ehe besessen batte. Aber 
auch dieses kann von Seite des Mannes der Frau zu Lcib- 
ding vermacht werden, so dass erst nach ihrem Tode die 
Erben ihr Kocht daran in vollem Masse ausüben können 272 ). 
Wenn dagegen Kinder vorhanden sind, so fällt auch das 
in der Ehe errungene Eigen diesen zu. Die überlebende 
Wittwe hat aber Leibdingsrecht daran. „Der” (kint) „aigen 
ist cs vnd iro beder liptinge” 273 ). Wach diesem Ausdrucke 
sollte inan meinen, würde auch der überlebende Ehemann 
nur Leibdingsrecht erhalten ; allein das ist doch geradezu 
unglaublich, dass er sein Eigen thutn bei seinen Lebzeiten 
noch zu Gunsten der Kinder verlieren sollte. Es ist da- 
her eher anzunehmen, der Ausdruck sei ungenau, was sieb 
wohl begreifen lässt, wenn man die faktische Erscheinung 
bedenkt, wonach gewöhnlich der Wittwer ähnlich der Wittwe 
diese Liegenschaft bis zu seinem Tode bewerben und dann 
den Kindern hinterlassen wird, somit im Leben sich kein 

272) Stadlrecbt von Winterthur ,r. 1297. | II. $$. 13. 14« , Pie 

beiden letztem §§. enthalten keinen rechten Gegensatz. Es wir«) nämlich u« 
tersrhieden zwischen dem vor Eingehung der Ehe ererbten Eigen und Eigcu . 
«las wahrend der Ebo gekauft wurde. Das erste Glied des Gegensatzes aber 
ist offenbar zu enge gefasst, und zu uilerpretiren , wie es oben geschehen. Vgl. 
ferner auch III. 20. 4 , «... 

273) a. a. Ü. III- 19. Diese Bestimmungen gingen auch tu das Slndlrerlit 
van Billa eh Uber v. 1483. 
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grosser Unterschied zwischen seinem Eigeuthumsrecht und 
ihrem Lcibding zeigt. 

Starb die Frau vor dein Manne und war auch darüber 
nichts durch Gedinge oder Gemäcbdc verordnet, so darf 
»is gemeines Recht dieser Zeit angenommen werden, dass 
die ganze Fahrhabe dem überlebenden Manne verblieb und 
er lediglich das «Eigen herauszugeben hatte. Unsere Rechts* 
quellen enthalten darüber einige Bestimmungen, die offen- 
bar alt sind. ■ - « ' 

Öffnung von Altorf von 1439. Es spnechent die hof- 
!üt : wenn ir einer griff zuo der E , vnd das so ferr kom , 
daz sich die frow engiirt vor dem Bett., so syg all 
ir varend guot des nians. 

Nach dieser Stelle dürfte man zwar geneigt sein, anzu- 
nehmen , das Eigenthuin an der fahrenden Habe der Ehefrau 
sei auf den Mann schon während der Ehe übergegangen, 
worin denn eine Erweiterung des ursprünglichen Rechtes 
freier Verfügung läge. Der Ausdruck allein rechtfertigt 
indessen eine solche Annahme durchaus nicht; denn er fin- 
det sich mit denselben Worten auch in andern Öffnungen, 
und zwar in ciuem Zusammenhänge, wo man deutlich sicht, 
es soll nichts weiteres gesagt sein, als dass der Manu bei 
Lebzeiten der Frau das vollste Verfügungsrecht darüber habe 
und nach ihrem Tode die ganze Fahrhabc behalten dürfe. 
OffnungvonDürnten von 1480. Wo ouch zwey men- 
sehen dich zesauien koinent, wenn dann die frow zuo iro 
inan nider an daz bett koinpt vnd sich entgürt , was sy dann 
zeraal varentz guot hat , so bald sy sich entgürt , das ist des 
maus vnd stirbt sy vor dem inan ah, so erbt der man von 
iro alles ir varent guot. Wer aber da/, der inan vor 
der frowen absturhe, So sol die frow des ersten uemen iro 
v ersclir o t te n ge wand vnd iro beimstür, was sy zuo 
irem man bracht hat, das sye ligend oder varent guot, 
n ütz it vsgenomen, ouch iro uiorgengah , als ver daz 
.alles verbanden ist vnnd sy das zöigen kan. 

Ebenso in der Öffnung von Binzikon von 1436 * 74 ). 

274) Vgl. auch Öffnung von Lauffen *. H. „Wenn ouch u n man 
vnd ain frow, die In den hoff uto ImiflVn gehöre n I . «ich in der mainung enl- 
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Die übrigen Bestimmungen des Altorferhoirechts zeigen 
nun genauer, wie jener Satz zu verstehen sei. Die Frau kann 
nämlich entweder auf ihr Erbrecht verzichten. Dann er- 
hält sie nur ihre Fahrhabe wieder hinaus, in welchem Falle 
sich klar ergibt, dass sip strenge genommen das Eigentum 
daran nie verloren. Oder aber es steht ihr, wie nach der 
Lehre des Schwabenspiegels, frei, nach dem Tode des Man- 
nes die Hälfte der gesamtnten vorhandenen Fahrhabe zu be- 
ziehen , so dass es dann allerdings aussieht, als ob sie eine 
eigene Fahrhabe gar nie gehabt hätte. > 

Öffnung von Altorf. Stirbt aber der man vor dem 
wib, wii denn die friiw, so mag si erben die varenden 
hab halb ze eigen vnd gilt halben teil siner geltschuld , 
vnd mag halben teil des ligenden gnots messen ae eud ir wil 
mit verbundneui sak vnd sol oeb ir ereclit behalten. ... , ; a 
Si sprecheut ouch : ob einer frotven ir clicher man vpn 


Tod abging vnd weilt die frow den niit stan 7.0 gült vnd ,zg 
erb, als vorstatt, so mag si das ir nemen , wo si das er-, 
ziiigt nach des hoff recht vnd mag da mit varn wohin si wil. 
Wollte die Frau sich auf alle Fälle hin ihre Fahrhabe 

sichern, so bedurfte es eben hiezu nach dem Obigen des 

^ _ . ii •j 1 .™/ v ;.uii 

Gedinges. 

® * ; .> •'/ 1 -■ < ■ » 

Öffnung von Altorf. Si sprechent ouch: weli fröw 
/.uo der E kom in iren bof vnnerdingott, so ist irva- 
rend guot gantz. des in ans, als ob stdt. kuttipt Si 1 aber 
verdingot /.uo dem man, das daz. ir sölli ligen ah eigen 
Vnd an erb , so sy ir hoffrecht , das d a 7, v a r e n d gn ol t 7. u o 
dem ligenden gehörri vsgesetzt ir verschrotten ge- 
wand, ir tueclili ir bettstatt vnd das sy dann 7 .no im bringt 375 ). 
Ein ganz eigentümliches Erbrecht der Ehegatten ist 
in der alten Öffnung von Wald s. d. enthalten, womit 
die Öffnung von Fischenthal s. d. übereinstimmt. Nach 
diesen Statuten wird die beerbte Ehe von der kinder- 
losen unterschieden. Ist die Ehe kinderlos , so erbt die 


gUrten, das sy elich by ain ander liggen wellen , si «yen 7« »amen geben, 
oder sy haben ain notier selb genoinerii ab sind sy morn des sy vff- 
stond , ain ander geerb rnd genoss Uber alles das guot das sy 
yendert band, es sye ligend oder varend guot. «i. . . 

.275). Vgl. darüber Näheres Buch III. §. 23.- ■<! n • f m- - i« «•* bn* 
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Frau, die, wie die Öffnung sagt, ihr Eherecht besitzt, zwei 
Dritthcilc der Fahrhnhc des Mannes zu Eigen , und einen 
Dritthei! seiner Liegenschaft zu Leibding, 

vnd mag sy da/, (das Leihding) nit verendren noch verkouffen, 
es det Ir »len lips 110t an tiplicher narung , so mücht sy noch 
einander je vinb fünf Schilling Züricher münz da von ver- 
kauften vnd„/.c kouffen geben den rechten getheiliden , die 
wilc ir soliche lihcs not an lege vnd des guots vt were. 
Der Mann, welcher das Eherecht besitzt, erbt die ganze 
von der Frau zugebrachte Fahrhabe zu Eigen und eben- 
falls einen Drittheil ihres liegenden Gutes zu Leibding. Das 
Eherecht aber hat die Frau nur, wenn sic wenigstens eiu 
Jahr , sechs Wochen und drei Tage bei dem Manne in der 
Ehe gelebt hat und auch nach seinem Tode eine gleiche 
Zeitdauer im Wittwenstandc verbleibt. Der Mann besitzt 
cs, sobald er jene Zeit über mit der Frau verbunden war. 
Wach ihrem Tode aber darf er, seinem Ehercehtc unbescha- 
det, sich wieder verheirathen. 

Besitzt aber die Frau ihr Ehcrccht nicht, so darf sic 
nur ihre Morgengabe, ihr „verschroten gwand” und ihr 
Zugebrachtes bcziehn, erhält aber von der eigentlichen Vcr- 
lassenschaft des Mannes nichts. Der Mann erbt in diesem 
Falle 

von ir das veder gwand, das sy zuo im bracht hat vnd ir 
hus gerat vnd ein dritteil ir varenden guotz, es sye ir ver- 
licissen oder sy hab es von ir selber vnd sol der man des 
wibe* fründen die inorgcngab hin vis geben« 6 .) 

Wenn nun aber die Ehe beerbt ist, so stellt sich die 
Sache anders. Von dem Erbrechte des Mannes ist überall 
nicht die Iledc, vcrinulhlich dcsshalb, weil dannzumal die 
ganze Vermögensmasse beisammen bleibt und die Verwal- 
tung und Nutzniessung des Mannes ununterbrochen fortdauert. 
Stirbt der Mann, so 


276) Die Fischenlhalpi'oflutiiig behandelt den let/tcrn Fall nicht. Es ist 
aber bei der wörtlichen IJebereinstiimnung der beiden Statute in dein übrigen 
Systeme > welche in den ältesten Hrcensionen noch grösser ist als in den spä- 
tem, kaum daran zu zweifeln, dass derselbe Grundsatz auch dort gegolten 
habe. 


Rluntirlili (ltrlih;tirhichli. 
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sol die muoter eins kindes theyl nemen vnd sich des 
lassen benuegen, sy habind vil kind oder Kitzel, darzno sol 
sy Ir morgengab vor vs nemen, ob sy von den kinden wil. 

Es wird hier in der Tliat nicht weiter unterschieden - 
weder zwischen der Fahrhabe und dem liegenden Gute, noch 
zwischen dem Vermögen de» Manne* und dem der Frau. 
Sondern beide bilden zusammen auch jetzt noch Eine Ver- 
mügensmasse, welche mm den Kindern und der Frau zu 
ideellen Thcilen zufällt. Diese wird nunmehr wie ein Kind 
angesehen und succcdirt mit ihren Kindern in der Verfas- 
serschaft ihres Mannes, in welcher ihr eigenes Vermögen 
inbegriffen ist. Dass dieses die Auffassung des Statutes sei, 
geht besonder» deutlich au» einer fernem Bestimmung des- 
selben hervor: ’ ' ' ’ 

Nimbt die selb frow darnach ein andren mau in dem bof, 
der ein hofinan ist, vnd gewünl by dem ouch kind, die- 
selben kind siind ouch die frowen nach ir tod er- 
ben, vnd nit die vordren kindby dem ersten man : tven 
sy die muoter vorhin geerbt hand an den theylen. 
Dahin trieb allerdings die Conscqttcnz. Die Kinder er- 
ster Elie hatten die Mutter bereits in der Vcrlassensehaft 
des Vaters beerbt. Desshalb können sie uicht mehr concu- 
riren mit den Kindern zweiter Ehe, welche ihre Mutter 
noch nie beerbt hatten. 

Dieses ganze System erinnert einen an das der altrömi- 
sehen Manus, welche die Ehefrau in die Stellung einer Toch- 
ter brachte, die dann zugleich mit ihren eigenen Kindern wie eine 
Schwester derselben in die Verlassenschnft des Mannes und 
Vaters als Erbinn eintrat, zumal ihr ursprüngliches Vermögen 
zur Zeit der Eingehung der Ehe in das Eigenthum des Man- 
nes übergegangen war, somit sich ebenfalls upter jener Ver- 
lassenschaft fand. Und doch ist nicht daran zu denken, dass 
die Hofrechte von Wald und Fischenthal irgend mit Rück- 
sicht auf jenes alte Recht der römischen Republik sich so 
gestaltet haben. 

§. 32. Vormundschaft. 

So lange der Vater lebte, war er der Vormund seiner 
Kinder, die noch nicht abgesondert waren. Nur wo jener 
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selbst betheiligt schien bei einem Rechtsgeschäfte, konnte 
es eines für den speziellen Fall besonders bestellten Vogtes 
der Kinder bedürfen 277 ). 

War aber der Vater todt, so trat der nächste Vater- 
mag von Rechtes wegen als Vormund für die Kinder ein. 
Er hicss dann im Gegensatz zu dem erkornen Vogte ein 
rechter Vogt. 

Stadtrecht von Winterthur von 1297. III. 34. Swa 
aine vnser burger stirbz, 14t er kint, dii vogther sint, ist dar 
der Kinde nechsler vattermag, der iro vogit solle 
sin, inen ze vogte vnnüz ist, den git der Schultbaissc vnd 
der rat vife den aid einen pfleger über iro guot. 

Urkunde von 1363. Das ich — miner Vetter wegen, dero 
wizzenthnfter erblich er vnd rechter vogt ich bin, wan 
si zu iren tagen noch nicht körnen sint 2? 8). 

War der nächste Vatermag untauglich oder keiner vor- 
handen, dann erst wurde ein Vogt gerichtlich bestellt 27 *). 

Die Mutter konnte diese Vormundschaft um so weniger 
erhalten, als sic selbst unter der Geschlechts Vormund- 
schaft stand. Vielmehr konnte sie unter der Vogtschaft 
ihres eigenen zu seinen Tagen gekommenen Sohnes stehn. 

Urkunde von 1374. Fro Hedwig, Ulrichs Sigliscggers 
burgers Zürich seligen wilent eelichi wirtiu mit Rudolf Stüs- 
sin ireni elichen 1 S u n vnd rechten vogt offenbart vnd kla- 
get **°) u. s. f. 

Urkunde von 1516. Ich Eberhart Mlilner burger Zürich 
rechter vogt der vorgenanten fron annon Mülnerin vnd 
heinrichs ir sünes 2SI ). 

Das Gericht übte mithin insofern eine gewisse Aufsicht aus, 
als es einen Vogt setzte, wenn nicht schon durch das Erh- 

277) Eiii Beispiel der Art, wo der Vogt mit des Vaters Willen vor das 
Scliultheissengericht bestellt wurde, findet sich oben 5. 176. 

278) Neugart No. 1150. 

i .279) Stadtrecht von Winterthur III. 24. 25. 

280) Tschudi Schwoizerchronik I. 482. Ebenso Erk. v. 1325. Frau- 
miinsleramt U. 196. „Margaretha dicla Amman nin lilia Arnold! — Heu- 
ricus , Arnoldus etc. liberi ejusdem Margaretha? aurtorante henr. fratre eoruni 
U bevor mu , advocato et euratorc ip*orum uc dictc Dlargurcthe." Lu/eroische 
Urk. v. 1300. im Archiv der Propstei. 

281) Diplom, der Propstei S. 48, *, 
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recht hinreichend ftir einen solchen gesorgt war. Und selbst 
die von einer Wittvve oder anderen zu ihren Tagen gekom- 
menen Weibspersonen zum Behuf gerichtlicher Rechtsge- 
schäfte erkornen Vögte bedurften wenigstens der Bestätigung 
des Gerichtes 382 ). 

Urkunde von 1333. Frau Anna, „hem Johans seligen 
fiitschirs Ritters elich wirtin, du ein fryes will ist”, eröff- 
nete mit ihrem Fürsprechen vor dem Schultheissengerichte in 
Zürich, „das si nicht wiste, wer ir vogt von rechte 
were , vnd hat das man ir mit vrteil einen vogt gebe.” Darauf 
wurde geurtheilt , sie solle schworen , dass sie ihren rechten 
Vogt nicht kenne und dann einen Freien zum Vogte erkie- 
sen. Das that sie „vnd wart och ir der mit miner hant 
(des Schultheissen) ze einem erkornen vogte gehen." 
Der rechte Vogt konnte auch seinem zu seinen Tagen 
gelangten Pflegebefohlenen die Befugniss einraumen , einen 
solchen Vogt zum Behuf gewisser Geschäfte zu bezeichnen 
und ihn sich vom Gerichte bestätigen zu lassen. 

Urkunde von 1393. Ich Johans hopler von Winterlur 
liion knnt — als ich her matfaisen hopplcrs korherre der 
probsty Zürich in i n c s bruoders rechter Vogt bin, daz 
ich da dem obgenanten hern Mathisen hoppler mincin bnio- 
der vollen gewalt gib, im einen andern vogt ze 
ne men vnd da mit ze werben vnd ze Ilion was im (ueglich 
ist, es sy mit versetzen oder mit verhelfen — cs sy mit ge- 
richten oder an gericht, wau ich niit alle Zit bi im mag ge- 
sin , vnd gib och allen riclitern vollen gewalt, ob 
es ze schulden keine, daz si in hevogten mugent, mit 
wem er w i 1 2S1 ). 

So machte sich bereits in manchen Anwendungen ein 
Vormundschaftsrecht des Gerichtes geltend, welches allent- 
halben da ergänzend helfend und bestätigend einwirkte, 
wo die natürliche Vormundschaft nicht ausreichte. Es konnte 
daher auch die Ehefrau schon nach dem Rechte des schwä- 
bischen Landreehts sogar gegen ihren Mann als natürlichen 

282) Schwabenspiegel 59. „Meide undc wiltwen müeren re rehte 
vor jeglichem gerillte vndc in jeglicher klage ir vorimint bi en hän. — uf 
ieglichem gerihte niinet si wol einen vormuut unde lät jenen varen,'* 

283) Diplom, dev Propste» S. 203. 
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Vormund klagend auftrctcii vor Gericht, wenn dieser von 
seiner Vogtschart ungehörigen Gebrauch machte und ihr 
Vermögen verschwendete. Derselbe wurde sodann zur Her- 
ausgabc ihres Vermögens an ihren Gerir.htsvormund gezwun- 
gen. Noch eher nahm sich das Gericht anderer Bcvogteten 
an, wenn der Vormund deren Interessen verletzte 2S *). 

§. 33. Forderungen. 

1) Darlehen gegen Zins zu gehen isl nur den Judeu 
und Lombarden (den sogenannten Caurlschiu) gestaltet. Von 
diesen wurden wöchentlich Zinse gelorderl, für die der 
Halb ein freilich sehr hohes Maximum festsetzte. 

Rieh t ehr »ef V. 104. Swelc der tuden ald der Caurt~ 
scliiu dien bürgern ein March silhers /.ei wueliou lüro 
liel deniie viuhe sechs pfcnuitigc , vnd cm pfuul vmlic zweite, 
vnd zehen Schillinge vinh ein pfenuing vnd fünf Schilling 
viub ein lielbeling , als dicke ers luot gegen dien bürgeren 
vnd gegen dien, die ir getwioge sint, als dikke git er ein 
halbe March. 

Rathserk enntniss von 1324. Wo ein bnrger vf einen 
andern bnrger von den Juden ald von den Cauwerschm in 
vnser Stal guot enllelient nut des schuhleners wissende ald 
willen , ist das die Juden ald die Cauwerschm den beklu- 
gent vuib ir guot, da ist der Rat gebunden vf den eid , 
beide houptguul vnd gesuoch in zq gewiunene. Were aber 
das ein bnrger vf einen andern hurger gelt heisset an den 
Juden ald an den Cauwerschm schribcfi, da ist der Rat 
nicht geliiinilen das gell in zc gewiunene noch der Schult- 
heis davon zc richteinic *® 5 ). 

Die Sünde, welche der christliche Bürger beging, wenn 
er dem Verbote zuwider dennoch Geld auf Zinsen lieh, 
wurde indessen schon nicht mehr für so gross gehalten, 
dass das gauzc Geschäft ungültig geworden wäre. Bereute 
er den Fehltritt, zeigte er die Sache selbst dem Käthe an 
und (iberlicss diesem die Hälfte des empfangenen Zinses , 
so durfte er die andere Hallte behalten. Das war der 

284) Sr. b w .1 b e u s p i e gcl 60. Vgl. «lieh c. 44. 34. 55. 

285) MS. 65. 5. IS. b. 
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Ucbergang zu gänzlicher Aufhebung jenes kanonischen Ver- 
botes. 

R a t hser ken n t niss vertnuthlich von 1316. Swa d^- 
kein Burger oder vsman, der den Borgern guot hat gc- 
iihen, für ein Rat kumt vnd durch siner aele willen 
den guies, so an von deu Burgern worden ist, dem Rat 
antwiirtet, da sol iin der Rat den halben teil des 
genieses wider geben 286 ). 

2) Forderungen aus Spiel werden dannzumal aner- 
kannt, wenn der Schuldner dafür bewegliche Pfänder bat; 
ohne solche nicht nr ). 

Richtebrief V. 35. Swer ze Zürich vf spiel lihet , der 
sol pfant han das er ziehen ald tragen muge, libet er anr 
das, da stat enhein gericht über. 

3) Die Eintreibung von Geldschulden geschah sowohl 
in Zürich als in Winterthur durch die Vermittelung des 
Ratlies. Wenn die Schuld liquid war, so wandte sich der 
Gläubiger an ‘den Rath und zeigte diesem die Forderung 
zum Behitfc des Bezuges an. Man nannte das verlieren. 
Der Rath bestellt dann einige, gewöhnlich drei Männer 
aus seiner Mitte, Eingewinn er genannt, welche je den 
Bezug der in der Woche zuvor verloren gegangenen Schul- 
den leiten. Sie mahnen nämlich täglich den Schuldner zur 
Zahlung, das erste Mal ohne Busse, die fünf folgenden 
Tage aber bei einer Busse je von einem Pfund. Am sie- 
benten Tage J8S ) gehen sic dem Schuldner zu Haus und zu 
Hofe , ihn zu pfänden s85 ). Die Busse wird vorweg ge- 
nommen und der Rest verwendet, die Schuld zu decken. 


286) MS. <5. S. SS. a. 

287) Vgl. Richtebrief V. 36. 

288} Nach dem Scbwabenspiogel 66 werden die Pfänder auch nach 
Mcben Tagen rcr.iussert. • 

289) Auch des „Flu chtsals,” wie der S e h w a bc n s pi egcl c. 258 es 
nennt, wird in dem Ilichtcbncfc gedacht IV. 33: „swa d ehe in burger ald 
der in disem gcrihtc gesessen ist, sin guot cs si ligendes ald varendes eitn 
andern burger ald der in disem gcrichle sitzet dur schirn ald dur fristungr 
git ald enpfilt , der sol nicincr ine zc Zürich ze burger genomen noch cnpfan- 
gen werden." Vgl. IV. 34. II. H. FBssli im schweizerischen Museum 
1784. S. 978. 
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Sind weder genügende Pfänder noch Pfenninge vorhanden, 
so wird dem Schuldner sofort der längere Aufenthalt in 
der Stadt verboten. Jetzt erst zeigt sich das ursprüngliche 
Recht des Gläubigers, auf die Person des Schuldners eu 
greifen. Wem die Stadt verboten ist, den darf der Gläu- 
biger verhaften. Doch muss er nunmehr den Schuldner aul 
seine Kosten vorläufig ernähren, Will cT das nicht , so 
wird lediglich die Verweisung exc<\uirt. 

Ralliscrkeuntniss von 1332. Wil im dann« dekeiuci 
ander ze cssenne geben von dem iui die stat verholten ist , 
vnd von dein er an vnseriu buoche verschriben stat , so 
soll er alle die ivile helihen in dem Tvrne vutz da/, dei 
kteger gerichtet wirt; werc aber, daz im nieuian ze essenne 
wollte geben in dem tvrne , so sol man in lassen us swer- 
ren, daz er vor der stat si , alle die wile vnlz das die 
kleger ir giillc vnd die stat ir huossen mit pfcmleru mit 
pfennitigcn oder mit burgschnfl gerichtet werdent als och 
vnlzher bcscheclicu ist rao ). 

Das Wintcrthurcr Stndtrccbl lässt eine zwiefache Exc- 
eutiou zu, je nach der Wahl des Gläubigers. Entweder 
geht der Schulthciss dem Schuldner zu Haus und Hofe und 
weiset den Gläubiger in das Eigcu desselben ein, dieser 
erhält daun das Recht, das Eigen nach drei Monaten , wenn 
er inzwischen nicht befriedigt wurde, zu Verkaufen, und 
sicli aus dem Erlöse bezahlt zu machen. Oder aber der 
Selmllhciss gibt den Schuldner dem Gläubiger zu Gast, 
d. Ii. iu seine llaft, aber wieder so, dass der letztere den 
erstem ernähren muss :al ). 

4) Ein merkwürdiges Institut des Mittelalters , welches 
in unscru Quellen oft erwähnt wird und iin Heben häufig 
vorkam, ist das der Gisclscbafl (Eiulager), wodurch 
man suchte die Verträge zu verstärken. Die Giseischaft 
kommt durchaus nicht bloss bei Darlehen , sondern auch 

-90) Kat h sei k k ii b i ii i » * r. 1332. iu MS. 65. S. 13. b. Riebt«, 
briet III. 19. Kalb se rkcuutui ss ». 1311. WS. 65. S. 19. b, Kalks- 
erkenntniss v. 1344. MS. 65. S. IS. a. Nach der («Uten Verordnung 
neiden die Em&e wiuner ausserhalb des Kalbes genommen. 

291) Stadlre-.ht von Winterthur v. 1297. III. 6 — 11 
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für jt(lt andere Schuld vor 2 ‘-' 2 ), und besteh) darin, dass 
bald der Schuldner selbst und seine Burgen (Gisela), bald 
nur die letztem sich verpflichten, wenn nicht bezahlt werde, 
an einen zum Voraus bestimmten Ort sich zu begeben 2 ' Ji ), 
daselbst zunächst auf ihre, mittelbar dann aber wieder des 
Schuldners Kosten zu zehren und aus dieser freiwilligen 
Haft so lange nicht zu weichen, bis die Gläubiger, befrie- 
digt seien. Da sich auf diese Weise die Unkosten ausser- 
ordentlich steigerten , so wurde sowohl dadureh als durch 
die Hemmung der Freiheit, welche die Giseln erlitten, 
der Schuldner bewogen, allem aufzubieten, tim Zahlung zu 
leisten. Auch waren die Giseln wohl in manchen Fällen 
geneigt, statt Einlagcr zu leisten, sofort die Schuld vor- 
läufig abzutragen. Da das Gisclmal aber auch seine Freuden 
hatte und zu Au schweifun gen aller Art Veranlassung gab, 
so diente das Institut doch öfter dazu, den Hauptscliuldner 
zu ruiniren. Und oft mochten die Giseln selber zu viel 
ausgclcgt haben , um je wieder zum Ersätze zu gelangen. 
Wir vernehmen daher mancherlei Klagen über die grossen 
Nachtheile, welche die Giseischaft nach sich ziehe, wess- 
halb sic denn auch von Zeit zu Zeit in Zürich wenigstens 
ftir die Bürger verboten wurde I9 '). j. , . . 

Zum Schlüsse führe ich zwei merkwürdige Fälle von 
Giseischaf) aus Urkunden an, die sehr verschiedenen Zeiten 
angehören. 

292) R at h ser k c d u t n i s s v. 1370. MS. 138. a. 6. 9. 4. Verhol dass 
man „enkein giselscbaft dingen sol umb enkein geltschult noch viub ta- 
keln kouff” zwischen Burgern , weil daraus mancherlei Schaden entstanden- 
In einer Urk. v. 1255 Neu gart No. 948 ist ein Beispiel einer Giseischaft 
fiir eine in der Zukunft mögliche Schadensersatr.forderuiig. Tsrhndi Chronik 
1. S. 248. Vgl. Erhard in Hofers, Erhards und Mederns Zeitschrift 
für Archivkunde, Diplomatik und Geschichte. Hamburg 1834. Bd. I- S. 259 ff. 

293) Urk. v. 1313 bei Tschudi Chronik I. S. 261. 

294) Richtebrief III. 16. Rat h sc r ke n n tn i s s r. 1344. MS, 65. 
S. 33. a. Rathserk enntniss v. 1354. MS. 65. S. 28. a. Nevgart 
No. 1000. 1020* 1046. Der Abt von Mui-bach wurde vorzüglich von den 
Lasten, die ihm aus den Giselseliuften erwuchsen, gedrängt, die Stadt Ln« 
zern dem Könige Rudolf im Jahr 1291 zu veraussern. Vgl. auch MS. 140 
Abth. 1. S. 63. b. Verordnung von 1420, wodurch im Amte Rcgeusbcrg die 
Gisclschatt untersagt wird , au: genommen für Kaufschuldcn von verkauftem Eigen. 
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Urkunde vou 1255. Jakob der Mülner von Zürich ver- 
pflichtet sieb gegenüber deui Propst und Capitei von Zürich 
mit guten Treuen , dafür zu sorgen , dass sein Lehnsherr 
Berchtold von Schnabclburg das Lehen und die Vogtei zu 
Rieden (Albisrieden) dem Kiinige aufgebe, damit dieser die 
Vogtei dem Propste und Capitei leihe. Wenn er diess aber 
nicht von dem Könige binnen Frist erhalten kann, ,, wil der 
probist vnd daz Capitil von disem gesheffede vnd dem koufe 
mich ledig hin, so sol ich mich darnach ze dem zwelftin 
tage vnd min Ochein her h ein rieh von Schönen- 
wert vnd her chvonrat welle vnd her heinrich in dem huve 
dem probist vnd dem Capitil giscl ligen vnde vmbc 
n veilguotezzindn geverde , al die wile vnz wir dem 
probist vnd dem Capitil Sechszehin marg Silbers 
die si mir gegeben hant, wider gegebin.” Will aber 
der Propst das Geschäft weiter betreiben bei dem Könige , 
so soll er dazu ein Jahr lang Zeit bähen , dann aber hinuen 
Monatsfrist weitere zweiundzwanzig Mark an Müllner be- 
zahlen, und würde die Summe nicht entrichtet, „so svln 
mir (Jak. Mülner) gisel ligen her heinrich von chlotun , her 
merzen , her Bonoch , her vinke der livtpricstcr vnd 
her Ottc manez al die wile vnz ich gewert werde von dem 
capitei der zwo vnd zwenzig marg Silbers.” Will aber der 
Propst und Capitei binnen Jahresfrist auch jetzt noch das 
Geschäft fahren lassen , so haften Müllner und dessen Gi- 
seln wieder für die Erstattung von zweiundrierzig Mark 
Silbers, „so si mich vnd die Burgen des gemant darnach 
über ein manot. — Swcdirhalb aller dekein gisel stirbet, 
so soln sich die andern die gisel u vnd vinhe veil 
guot czzen, vnz si an geverde ein andern alse «Vo- 
ten an des stat gebin” 29 «). 

ln dieser Urkunde findet sieh also eine wechselseitige 
Gisclsehafl verabredet in Folge Kaufs. Auch zeigt der 
Ausdruck Bürgen, welcher von den Giseln gebraucht wird, 
dass die Giseischaft eben nur eine cigenthiimliche Art der 
Bürgschaft war. Den Ausdruck, um feiles Gut essen, er- 
kläre ich davon, dass die Giseln in ein offenes Wirthshaus 
ziehen und sich daselbst verköstigen mussten 296 ). Mcrk- 


295) SI iftsarchiv /um Grossmunsiei- 

296) lu der obeu Anm, 292 angeführten Urkunde bei Tschudi heust 
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würdig ist auch die Ergänzung der Giseln, wenn einer 
starb , wofür die Uebcrlcbendcn nach Gisclrccht hinwieder 
haften. 

Die zweite Urkunde ist vom Jahr 1550 und zeigt, wie 
sehr lange sich dieses Recht bei uns noch in einzelnen 
Fällen erhalten hat. Zugleich fällt es auf, dass hier die 
Giseln nicht wie im Mittelalter gewöhnlich Edle oder 
Ritter oder Burger waren, sondern dem Bauernstände an- 
gchörten. 

In einem Giikbrief vom Jahr 1550 nämlich aus der Graf- 
schaft Kylnirg findet sich folgende Stelle: Wann dann wir 
llonpt vnnd mitgiilten (nämlich: Hans Hägi von Gnblen inn 
der |>farr Bärentschwyl rechter hou|itgiilt, Jakob vnd voli 
die Spiiry midier ze Bouinan — beyd recht mitgiilten) vnnd 
vnuscr Erben gcmeinlich oder sonndcrlich ge man t werden 
ze hvs ze hof mviidtlich oder vnnderougen , so soll vnuser 
Jeder gemauter vnnd so vil gemannt werdenn allweg 
In acht tagen den ncchsten nach der inaming mit sin 
sclbs lyb vnd einem miissigen pferd oder welliclier 
nit leysten weit oder inöcht mit sinem Erhern knecht 
an siner statt vnnd miissegen pferd zu Zürich Inn 
der Statt Inn eins offen wirtzhuss, vnns Inn der 
manung bcstimpt , Intzicchen vnnd leisten Recht 
offenn gi ssel's chaft noch leystens recht vnd ge- 
wonheit vnnd darvon nit komen noch lassen, bis heincltri 
Junker Haus Edlihachs hvsfrow vnnd Ire Erben vmb Ire 
vsstennd vnnd verfallen zins gnnog beschicht sanipt costen 
vnnd schadcu , oder aber mit Irein erlouhen. 

§. 34. Erbfolge. 

1) Um <lic Mitte des dreizehnten Jahrhunderts wurden 
die Töchter für fähig erklärt, auch in die Leiten zu suc- 
ccdiren, wenn keine Söhne da waren. Vorher waren sic 
von solchem Erhc ganz ausgeschlossen. Durch diese Vcr- 

es . „alle zu ft »lern Gut in offne wiilzbüscr vnd da leisten Giselscbafl.’' Da- 
•.tlbit heisst es feiner : „ouch band die Gisel Inen selber vffgcnoiumcn , wenne 
sie sich band iu Gisclscbaft gcanlwurt, dass Ir (egklicbcr so Er will, sechr 
Mail» oder minder zu Im Uber Tisch laden mag vud bat ouik Gistlscbaft dn- 
ruit gelcist, als ob er selber beite so mauiguul geleist. " 
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Änderung wurde die Erbfolge nach Lehenrecht der nach 
Landrecht näher gebracht * 97 ). 

2) Ueber die Erbfolge in der Seitenverwandschaft 
sind wir nicht besser unterrichtet, als in der ersten Pe- 
riode. Nur tritt nun öfters die Andeutung hervor eines 
Vorzugs der Vatennagen vor den Muttermagen. 

Schon der Schwaucnspicgcl kennt einen solchen. 
Das Recht der Vormundschaft steht in der altern Zeit in 
enger Beziehung zum Erbrecht. Finden wir dort einen 
Vorzug der Vatermagen, so wird es nicht unwahrschein- 
lich , dass im Erbrechte ein ähnlicher zur Erscheinung ge- 
kommen sei. 

Nun heisst cs Schwabcnspiegcl c. 52: 

Der (der rihter) sol im einen pfleger geben, der ir gc- 
noz si, der kindc vndc irs vaters. — vndo Mnl si uihl 
vatersmage, so gebe in einen irer muolcr mac. 

Wir Raden aber tiberdem im Schwabenspiegel Stellen, 
die sich unmittelbar auf das Erbrecht in der Seitenlinie be- 
ziehen und auf einen Vorzug der Vater - vor den Mutter- 
magen hinweisen : 

Cod. Ambr. c. 223. Swer eines guoles erbe wil sin, 
der sol »wertes halben darzuo gehören , daz ist der vater 
mach. Swa ein vater mach vnd ein muotcr mach ebrigent 
vmb ein erbe, da sol der vater mach erben vor dem rnuo- 
ter mach. 

Es ist nicht unwahrscheinlich , dass hier die urspriing 
liehe Stelle, die sich ganz allgemein ausdrücktc, endigte, 
und der in der Handschrift folgende beschränkende Zu- 
satz 298 ) aus einer andern Rcclilsrpicllc , vielleicht mit Be- 
rücksichtigung des oben Cod. Ambr. c. 1'27 (Wackcrnagtl 
c. 12S) 2W ) Gesagten, angchäugt wurde, so dass in diesem 

297) Richtcbi ief IV, 19. oben $. 3. Anin. 17. SlAdlrecJit von Wti- 
U»lhm v. 1297. 11. 5. 

298) „Ist aber da/ guol von muoter inagcn dar chonicn , «o erbeut ez dei 
muotcr »tage. swer aber einer sippe naher ist, cz st von vater oder von muoter 
magen , der sol zc reble erben; 1 ’ 

299) e. 128 Schluss. 7 vnde ist daz guot vou vater magen dar körnen, 
so rrbcnl cz ie die nahsten die da zuo huren, vndc i:t cz von muoter wagen 
dar komen , so ist es daz selbe relit." 
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C.ipitcl, wie auch anderswo in diesem Rcchtsbuche, fremd- 
artiges neben einander gestellt wurde. 

Nach der St. Gail er liandvestc uin’s Jahr 1271 gehen 
die Vatermagen den Mutterniagen unbedingt vor: . 

, Swer dissis gvotis ihl hat, cz si man aide will, stubil 
der äno kint, den sol sin uahister vatermag ei'bin, es 
si will aide man; vindit aber man der enheiniu, so sol 
cz uiuotcr halb das nehiste (also der nächste Multcr- 
niage) tuen. 

In dem alten Hofrcchlc von Wald s. d. heisst es: 

Item es ist des hoff recht ze Wald, vnd hat die fryheit , 
das nieman weder herr noch gotzhus deliciii hofman noch 
hofwyh sol erben, denn der nechst vatermag; wenn aber 
inuottermag eines lides nechcr werind, denn vater- 
mag, so erbeut sy gclich mit einander; wo aber valter- 
mag noch muoltcrinag werind, da crlilind die so der guellcr 
gcleilit hettind. 

Öffnung von Stäfas. d. Aber sprcchent sy, wäre 
das Stöss wurde vinb Erb , wenn der miittermag eins hds 
nccher wer, denn vattermag , so Erbend sy mit einander 
glich, wereud sy aber glich, so ziieht vattermag für. 
Nach diesen Statuten erbten die Muttcrmagen auch neben 
den Vatermagen, aber so, dass jene, um concurireu zu 
können, um ein Glied näher stehen mussten als diese. Grös- 
sere Schwierigkeit macht 

das Hofrccht von Altorf von 1439. Si sprechen! aber, 
wer in ir hot von tod ahgat vnd stirbt, wer denn des seihen 
toten ltchain vatlcr aller nechst von hüntsebaft zuo ge- 
hürr, der seih erbt den loten lichain, wer aber da/.: ein 
muoler mag des toten lichain [vattcr] eines lides 
nccher wer, denn der v aller mag, so erbent bcid teil 
glich mit einander. 

Gas System scheint das Gleiche : das der Parcntclen ver- 
bunden mit dein Vorzug der Vatermagcu um ein Glied. Aber 
auffallen muss cs, dass die Erbberechtigung auch der Mut- 
termagen von dem Vater des Verstorbenen her berechnet 
wird, während doch nur ein Thcil der Muttermagen und 
zwar nur aus den fernem Parcntclen durch den Vater ver- 
mittelt sein können. Die mekrern Mutiermagen und zwar 
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gerade die nächsten der mütterlichen Parentel, sind nicht 
durch den Vater, sondern durch die Mutter mit dem 'i'odteu 
verbunden. Ob im Ausdrucke ein Fehler liege, oder ob 
die Muttermagen wirklich auf die durch den Vater ver- 
mittelten zu beschränken seien, wage ich nicht zu ent- 
scheiden. Doch ist das Erstere viel wahrscheinlicher und 
das eingeklammerte Wort „ vatter ’’ vielleicht nur durch Miss- 
schreibung beigefiigt worden. 

3) Uneheliche, welchen es, wenn sie keine Nach- 
kommen hatten, an Erben gebrach, da die Erbfähigkeit 
immer auf ehelicher Zeugung oder Geburt 30 °) beruhte , 
wurden vondemlmmunitäts- oder Landesherrn beerbt. In Zü- 
rich und auf den Höfen der Abtei erbte die Aebtissinn 30t ) ; in 
dem weiten Umkreise der Grafschaft Kyburg der Graf. 

Öffnung von Neerach s. d. Item alle ledige kind, 
die da sitzend in den gerichten des Twinghofs zuo nerach , 
die sind vnscr gnädigen herren von Zürich mit lili vnd 
mit guot, vnd welher derselben personen ahgüt on elicli 
lib erben, den erbent vnser herren von Zürich. 

4) Die gesetzliche Erbfolge blieb bei den fortwährend 
engen Familienverhältnissen Regel , und es hat sich auch 
später niemals, wie das im römischen Rechte der Fall ist, 
eine Erbfolge , welche auf dem freien Willen des Erblas- 
sers beruht, rechten Eingang in’s Leben verschafft. Wir 
finden zwar ausser den Gedingen, von denen oben die Rede 
war, und die in dem ältern Rechte allein vorkamen, auch 
noch eine andere neuere Form erwähnt, wie der Erb- 
lasser auf die Art der Beerbung Einfluss äussern konnte , 
nämlich die der Geschäfte, wie sic im Schwabenspie- 
gel 3M ) regelmässig, oder der Gcmächdc, wie sie bei 
uns genannt wurden. Aber alle diese Verfügungen sind im 
Interesse der rechten Erben sehr beschränkt. 

300) S c bw ab enspie gcl c. 33: ,,die aoclich geboren sint — die sint 
alle rehllos.” 

301} Urk, r. 1230. F r aura ü n s t er a in t. Die Ablei Zürich sprach die 
ganze Verlassenschaft eines unehelichen Hörigen an, Liegendes und Fahreudes. 
Das Kloster Wettingen bestritt die Ansprache, weil derselbe zu seinen tlun- 
slen eerfügl habe. In dem schiedricbterlichen Spruche wurde der Aeblissinn 
Recht gegeben. Ebenso Urk. v. 1313. 1376. 1333. 

302) S eh sv a b e n spi ege I 3. 16. 22. 30. u. s. f. 
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Insbesondere bezieht sich die Freiheit, zu Gunsten dritter 
Personen zu verfügen, gewöhnlich nur auf die Fatirbabe 3 ^). 
Das Eigen, wenigstens das ererbte Eigen, soll Jeder seinen 
rechten Erben lassen, und höchstens darf man zu Gunsten 
des Ehegatten daran Lcibding verschaffen. 

. Stadtrecht v on W interthur vou 1297. III. 20. Siebe 
oben §. 22. Anin. 206 30 '>). , 

Öffnung von I.auffen s. d. Hofhörig lüt mugent ouch 
ir varend guot vor ains herrn stab vnd vor ainem hue- 
ber vnd ainem Schuoposser vermachen, wem si wend, 
alle die wile si An fueren vsser irem hus an offen strauss 
gan mögend ; aber daz ligend guot sol ir deheiner 
den rechten erben endfrömhden. 

Die Gemächde sind darin den Testamenten des römischen 
Rechts h'hnlich, dass sic eine wesentlich auf dem einseiti- 
gen Willen des Erblassers beruhende letzte Willensverord- 
nnng sind. Sic unterscheiden sich aber von denselben doch 
in Form und Inhalt gar sehr. Sic werden nämlich in den 
Städten vor dein Rath 30i ) , auf dem Lande vor dem Ge- 
richte des Grundherrn, oder wo jener fehlt, des Vogtes 
erlassen und bedürfen der Bestätigung der Gemeinde, welche 
ohne weiters versagt wurde, wenn die Verfügung dcrVolks- 
ansicht zuwider auf eine ungebührliche Weise die Ansprüche 
der Erben kränkte 306 ), während das römische Testament 


303) Vgl. Kaiserrecht II. 36. 

304) Vgl. auch llf. 14. 20 — 23. 

305) Vgl. oben §.31. Anin. 271. die Zusätze zum Riclitebricf , ferner zwei 
Erkenntnisse von 1424. AIS. 151. S. 135 «. und Schtvabeuspiegel c. 22. 

306) Vgl. Finster über die angeblich unbedingte Testirfreihcit nach dem 
Hechte der Grafschaft Kyburg, des Amtes Criiningen u. s. w. in der Mo- 
na t s c li r o ii i k für zürcherische Rechtspflege Zürich 1S34. IV. S. 361 IT. Da 
wo inan sich auf römisches Hecht berufen konnte, fand natürlich diese Be- 
schränkung der Tc&tirfreiheit nicht Statt. Als daher Riidger AI aness seinen 
als Canonicus der Stift zu in Grossmiluster verstorbenen Sohn beerbe« wollte» 
beriefen sich die Chorherren, zu deren Gunsten derselbe testirt hatte, darauf: 
,,quod idem scolaslicus sanus ir.eote corpore licet ianguens, res unirersas saas 
tegavit et donavit ecclesie.” Da die Sache an das bischöfliche Gericht in Con- 
slanz kam, so ist cs begreiflich, dass der Bischof zu Gunsten der Stift uv- 
(heilte; „qui* clevici sani nienU de rebus suis tcslari possuut.** Diplom, der 
Propstei S. 14. t». 
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ganz auf dem Willen des Erblassers beruhte. Eine Ana- 
logie findet sich freilich auch im römischen Rechte, näm- 
lich in den alten vor den Volksversammlungen erlassenen 
Testamenten, welche in Form eines Privatgesetzes der 
öffentlichen Sanction unterlagen. Aber diese älteste Form 
wich im römischen Rechte schon frühe dem Grundsätze 
ungebundener Tcstirfreiheit, welche sich weit bequemer 
in der Form des Testamentes vor blossen Zeugen geltend 
machte. 

Nicht weniger verschieden ist der materielle Inhalt. Das 
römische Testament enthält immer eine Erbeinsetzung als 
einzig wesentliche Bestimmung, während das Gemächde in 
der Regel die Erbfolgeordnung nicht antastet , sondern 
blosse Verfügungen über einzelne Vcrmögensstiicke, nament- 
lich Fahrhabe 3I ’ 7 ) oder .Leihding an Liegenschaften enthält. 
So schliesst ferner von Anfang an die testamentarische Erb- 
folge der Römer die Intestatscrbfolgc unbedingt ans. Das 
Gemächde abei geht neben der gesetzlichen Erbfolge ein- 
her und entzieht der Succcssion der rechten Erben nur ein- 
zelne Rechte, die einem andern zugcthcilt werden. 

Zuweilen wird freilich verstattet, auch das liegende Gut 
zu verschaffen, doch gewiss nur dann, wenn keine Erben 
vorhanden sind, ausser dem Grundherrn, zur Zeit als die 
Rechte des letztem bereits sehr geschmälert sind. Ucbcr- 
haupt sind in den Öffnungen manche darauf bezügliche 
Stellen mit Rücksicht auf den Grundherrn geschrieben und 
cs wird den Hofgenossen in dringenden Fällen sogar ohne 
förmlich vor Gericht bestätigtes Gemächde verstauet, über 
das Ihrige noch vor dem Tode zu verfügen , nur damit es 
nicht dem Herrn anfallc. Nach dem Gesagten werden nun 
auch die folgenden Stellen klar werden: 

Altes Grafschaftsrecht von Kyburg 28 . Vnd die 
obgeschribnen lütte, die also ein berr zuo kyburg ze val- 
lent vnd ze erbent hat , die wife sy in der graffsehafft ky- 
burg sitzent, söllent ir guot ligendz vnd varendz nit ver- 

307) S e hwab • n sp i ege 1 8.: „Ist der vater 3n grsrhafede Terfarn , 
dar er nit gesrlufen hät von dem rarenden guote.” 145. 
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geben noch verordnen, denn mit eins her reu von 
kyburg erloben, willen vnd wissen. Vnd ob sy 
,1a 7. darüber tättend, so sol doch da z kein craü't noch 
macht haben. 

Der mächtige Graf von Kyburg und dessen Nachfolger 
hielten ihr Erbrecht noch fest und machten die Gültigkeit 
der Getnächde, durch welche dasselbe beschränkt wurde, 
unbedingt von ihrer Zustimmung abhängig. In der folgenden 
Stelle dagegen ist das Recht , gegenüber dein Grundherrn 
frei zu verfügen, schon durcligedruogcu. 

Öffnung von Em brach s. d. So halten die gotzhus- 
lüt das recht,, das ein jcgklicher gotzhusuian oder frow 
sine in genossen geben mag vnd gefuegen Alles das 
er hat, ligends oder varends, aber an den stetten 
als ir recht stat, das erb in dem meyerhoff. Vnd 
was anders guot ist, on ein erb, es sy ligends vnd va- 
rends, das sol bcschecben vor Eines bropsts stab, 
vnd das sol inen uieman weren , vnd sol inen ein bropst 
sin veraigelten brieff darüber geben. — Doch wa ein gotz- 
liusman oder ein gotzhus frow in kranckheit oder zno 
beit keine, vnd derselben krancken personen eine An stab, 
An stecken vngefuert , dry schritt für das tachtrouff, darin 
si husshablich sind , gan möge , das derselben gotzhuslüten 
eins das sin wol vor dry go t z husin an en möge v e r- 
schaffcn vnd vermachen, wie im das eben ist; vnd 
ob dieselb person desselben legers gestirpt, so sol cs dabi 
hüben, kommt aber dieselb person wider vif vnd zuo gc- 
suntheit, so hat es nit .krafft, vnd wil si dann das 
es krafft hab, mag si das gcinecht fiirer thuon vor 
eins bropsts stab.' 

Ausnahmsweise ist liier also schon ein formloses Ge- 
mäclide vor einigen Zeugen , statt vor dem Grundherrn ge- 
stattet. Sobald es aber möglich wird , die eigentliche Form 
vorzunchmen, soll dieselbe nachgeholt werden. 

Öffnung von Altorf von 1439. Es sprechent oucli 
die hofliit: Ist das man oder wib knaben oder toehtran in 
* das todhett koment , mngent si denn so vH , • das si an stab 
au Stangen an hilf siben schuoch für das obtach bekleit 
gand , so mugen si wol ir varend guot geben, wem 
s i w e 1 1 e n t , v in b das das es dem genanten lievrtu 
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nüt wcrd; rnd hat inan zwen hidenuan , die das sechcut 
vnd hörrent, vnd oh das vor dem herren gesagen kunnent 
als Recht ist in dem holl', so soll der herr das geloben, 

Si sprechen! och , wer ein kind so klein vnd es mit so 
vil Vernunft hetti vnd gan köndt oder sin wort brühen , 
won das es vogthar wen. So mag cs sin rogt an sin arm 
nemen oder der liechst vattermag vnd milcht das och 
für das obtach tragen siben schno vvitt vnd vergünsten 
das v a r c n d g u o t 7 . e geben war oder wem er w i 1 , 
An allein im selb 7.e hehaben , vnd sol das als guot kraft 
vnd macht han , als wer es vor dem Rechten be- 
sebechen. 

Öffnung von Binzikon von 1435. Vnd was sy im 
todbett begryffen miigent, mit ir henden an zuo tragen, 
das sollend vnd inugent sy geben, wem sy wellend. 

So sehr indessen dieses Gctnh'chde von dem römischen 
Testamente ahvvcicbt, so lässt sieb doch nicht bestreiten, 
dass die ihm zu Grunde liegende Idee keine ursprünglich 
deutsche war , sondern unter dem Einfluss des römischen 
Rechts hervortrat. Das ältere deutsche Recht kannte über* 
all keine einseitige und unwiderrufliche Verfügung auf den 
Todesfall hin. Wenn jemand einem andern Rechte zu- 
sichern wollte, die ihm auch nach des Vergällenden Tode 
verbleiben sollten, so konnte das nur so geschehen, dass 
er diesem schon hei Lebzeiten dingliche Rechte verschaffte. 
Grundstücke wurden durch die Auflassung in dem echten 
Dinge, Fahrhabe durch sofortige Ucbcrgabe verschafft. 

Dagegen kannte das römische Recht einseitige Willens- 
erklärungen , durch welche Jemand über seinen Nachlass 
verfügen und die der Erblasser jeden Augenblick nach Be- 
lieben ändern konnte. Das Bedürfniss nach einer bequemem 
Form , vorzüglich um den Ehefrauen mehrere Rechte zu 
sichern, oder um das Erbrecht des Grundherrn zu be- 
schränken, — ein Bedürfniss, welches mit dem steigenden 
Werth o der Fahrhabe in Vergleich mit den Liegenschaften 
und dem lebhaftem Verkehr zunehmen musste, — weckte 
Empfänglichkeit für die Aufnahme jener römischen Vor- 
stellung. Aber wie überhaupt die ältere Zeit noch mehr 

BiuiiUthli Strhli[,tchifhl, 20 
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Kraft in sich fühlte, auch fremden Stoff zu verarbeiten 
und ihm eine einheimische Färbung zu geben , als die neuere 
Zeit, welche sich nur zu lange einer gedankenlosen Knecht- 
schaft unter ein fremdes Gesetz hingab, so wurde auch 
das römische Testament durch den Einfluss deutscher Rechts- 
ansichten und Sitten zu etwas ganz anderem , und erhielt 
ein nationales Gepräge. 

j. 35. Einfluss der Herrschaft auf das Erbrecht. 

Je weiter wir in die Vergangenheit aufsteigen, desto 
ausgedehnter zeigt sich ein Erbrecht des Grundherrn gegen- 
über den Hofgenossen. Später wird dasselbe immer mehr 
nach allen Seiten hin beschränkt, bis es zuletzt ganz er- 
lischt. Dieses Erbrecht gründete sich wohl ursprünglich 
auf zweierlei verschiedene Verhältnisse, einmal das Recht 
des Leihherrn gegenüber seinen Hörigen, zweitens 
das Recht des Grundherrn gegenüber den Besitzern 
von einzelnen Stücken Land, die zu seinem Hofe gehörten. 

Der Lcibherr Hess zwar, vielleicht von jeher, den Hö- 
rigen so lange dieser lebte in dem Besitze seines Erwerbes. 
Aber wenn er starb, so hinderte ihn nichts, die Verlassen- 
schaft desselben an sich zu ziehn. Das mochte denn in der 
ältesten Zeit auch etwa geschehen sein. In weit den häu- 
figem Fällen iiberliess aber der Herr, wenn der Hörige 
Kinder (unterlassen hatte, die Fahrhabe diesen, die ihm 
auch ferner das Gut bebauten, und begnügte sich mit einem 
einzelnen Stliekc der Verlassenschaft , dem besten, was der 
Hörige besessen, dem sogenannten Besthaupte. Anders 
war es , wenn der Hörige keine Leibeserben hatte. In 
diesem Falle zog der Herr die ganze Verlassenschaft ein 
als erbloses Gut, und kümmerte sich nichts um die An- 
sprüche der allfälligeu Verwandten des Verstorbenen. 

Der Grundbesitz ferner, nicht bloss der Hörigen son- 
dern auch der Freien, hing gemeiniglich nur von der Gnade 
des Herrn ab, und wurde nach des Besitzers Tode diesem 
ledig, so dass er ihn behalten oder weiter verleihen konnte. 
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Freilich wenn der Besitzer zu dem Stande der Freien ge- 
hörte , so konnte der Herr auf dessen Unterlassene Fahr- 
habe so wenig Ansprüche haben als auf anderes demselben 
zugehöriges Eigen. Als durch die Ausbildung des Hof- 
rechtes dieser abgeleitete Grundbesitz ebenfalls zu einem erb- 
lichen Rechte, zu Erbe wurde, so beschränkte sich diese 
Folge doch gemeiniglich nach Hofrecht immer nur auf die 
üescendcnz, und die Seitenverwandten hatten auch darauf 
keinerlei Rechte. 

Deutliche Spuren dieser ausgedehnten Rechte des Grund- 
herrn, besonders da, wo er zugleich Leibherr war, sind 
in den beiden alten Engelbergerhofrcchten enthalten -’ 0a ). Da- 
selbst heisst es: 

Erste Öffnung von Fngelberg s. d. Oucli sol dii 
vorgüschribne ldn ein gotzhusmau von dem andern 
erben vnz an das nun de gü siechte. (Das neunte Ge- 
schlecht ist wohl nicht als Grenze der Erbfolge der N a.c h- 
ho in inen, denn von diesen ist hier allein die Rede, zu 
betrachten, sondern eher als Andeutung unbeschränkten 
Erbrechts der üescendcnz aufzufassen , etwa so , wie Ge- 
fängniss auf Lebenszeit auch ausgedrückt wird , Gcfängniss 
auf 101 Jahre.) „Wir (der Abt) hau oucli au Unsren liant- 
uestin vnd brieuen : Wer dn lip erben stirbet, daz wir 
den erben sullen, vnd sun die gnosaanii lieplich mit iins 
dem vorgiischribnem apte vnd gotzhus lan tegdingen." Das 
Erbrecht des Abtes wird noch anerkannt , wenn keine Leib- 
erhen vorhanden sind , aber zugleich angedeutel , dass er 
billig sich mit den übrigen Genossen desshalb vertrage und 
ihnen nicht alles entziehe. 

Zweite Öffnung von Engelberg. „Das gotzhus 
erbet ouch alle, die ftn liberhen stejhent , es sigen frowen 
oder man; vnd teilt der vatter von dem sun vnd stirbt 
der vatter, so erbt in das gotzhus;" (dieses schliesst 
somit sogar den Solm aus , wenn derselbe nusgerichtet war) , 


308) S eh wa b e n 5 p i ege I e. 29: ,,Swa ein mensehe stiebet , es si wip 
oder man, die ane erben (Kinder) slerbent , sirnE si hinderen giiotes fnnt 
ti si Tarende oder ander/ guot , haut si einen herren des si eigen «int «lern 
>o( r« aiilwiirten , oh er/ fordert. '* c. 145. 
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stirlit ouch der sun , so erbt in ouch daz gotzhus Wenne 
onch ein man stirbz , der ein Alich frowen lat vnd nit lan- 
den , da erbt das gotzhus den halb teil alle des guotes , so 
si mit enander hatten vnz an sinen tod, vnd sol ouch die 
frowe den andren halb teil erben vnd sollent das gotzhus 
vnd die frow och gelten was er gelten solt gelichlich des 
tags , da er erstarb, dü frow sol och ir vorus behaben 
das best bette vnd alles versnitens gwand das er 14t." 
Nach dem folgenden Gegensätze ist wohl von einem Ge- 
mächde die Rede, welches der Mann der Frau noch bei 
Lebzeiten auf die Hälfte des ganzen Vermögens verschaffte, 
und durch jene Bestimmung sowohl die Gewohnheit des 
Hofes als die Grenze der zulässigen Geinächde bezeichnet: 
„ Stirbt ouch ein man An liberben , vnd ein frowen lat vnd 
nüt enander ge machet hant nach des gotzhus recht, 
so erbt das gotzhus den man, vnd die frowe nüt." 
(Diese behält dann aber ihr Zugebrachtes.) „ also erbt och 
das gotzhus die frowen die ein man 14t vnd ouch enandern 
nüt gemachet hatten, vnd der man nüt. Ouch stirbt ein 
man vnd sin frow in zwiuel ist, ob si trag, so sollent des 
kindes fründe vertrösten , daz das guot bi enander belibe , 
vnd die frow ir notdurft bruchi vnz vf die stunde , daz 
man An zwifel inuge sin." 

Öffnung von Embrach s. d. „Si habent ouch das 
recht, welcher gotzhusman von todes wegen abgAt on lib- 
erbeu, der das sin nit verfüget hat sinen genossen 
in dem meyerhoff ald vor eins hropsts gericht, als recht 
ist, alles das er 14t ligends oder varends guot sond 
danuothin die Chorherren nemen." Hier geht bereits neben 
dem Recht des Grundherrn ein freies Recht zu verfügen , 
auf Seite des Erblassers her 3, °). 

In manchen Öffnungen wird das Erbrecht des Herrn 


309) Vgl. eine Urk. des eilftea Jahrhunderts Uber die Rechte des Klosters 
Weingarten gegen seine Zinsleute bei Kindlinger Hörigkeit No. 2. S. 220: 
,Si quis censualis , facta legitim« divisione reruin nondum uxoratus , absque 
filiis legitiinis migraverit , nec a fratre nec a sorore vel aliquo propinquorom 
beeeditabitur sed omnia tarn mobilia quam immobilia , quae reliqaerit, tat 
«tum eedunt aecclesiae. 

310) Oben $. 34, S. 304. 
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auf die Fahrhabe beschränkt. Das F.rbe soll dann jeder- 
zeit den Genossen bleiben. 

Öffnung von ßinzikon von 1435. Ist ouch das aiu 
man oder svib von todes wegen abgand, an liherben , so 
sol vnd mag der herr ze grueningen nemen ir varent 
guot, es sige dann das sy fry lüt syent" (diese wer- 
den von ihren Anverwandten beerbt) „oder das das guott 
vergeben sye, nach der dingstatt Recht.” 

Öffnung von Altorf von 1439. Die hofliit sprechent 
ouch: wer oh es darzuo keuii, das ein herr inan will 
knaben oder tochtran erben seilt inn oder vss , so erbt er 
des aberstorbnen varend guot vnd gilt niit doch vsgosclzt 
liarnasch , karren wägen vnd clli vngeschlifl’ni wallen , die 
sol er niit erben *••). 

Wein kam nun aber das liegende Gut zu , wenn der 
Herr nur die Fahrbabe erbte? Es ist auffallend, wie wenig 
in den Öffnungen von einem Erbrecht der Seitenverwandten 
die Rede ist, und man darf mit Sicherheit annehmen, dass 
es früher gar kein solches Recht der Seitenverwandten auf 
die Verlassenschaft der Hörigen gegeben habe. Nur die 
Familien derFreicn standen in einem Erbnexus unter einander. 

Später suchte man den Grundherrn , auch wenn keine 
Kinder vorhanden waren , doch von dem Erbe zu ver- 
drängen. Das geschah nun auf verschiedene Weise. Ent- 
weder, wie wir schon oben gefunden, der Erblasser ver- 
fügte zu Gunsten eines seiner Genossen durch Gemächde, 
oder man verstattete den G e t li c i I e n , oder den nächsten 
Nachbarn das Recht, das fällige Grundstück an sich zu 
ziehen. Oder endlich man dehnte die Erbfolge, die sich 
bei den Freien ausgebildet fand, die Erbfolge der nächsten 
Verwandten, auch auf die Hofhürigcn aus. Das Letztere 


311) Vgl. damit «ine gerichtliche Urkunde t. 1310 mi Sl.iellerrb] v , wo. 
n.ich der österreichische Vogt zu GrUningen toi dem Schutlheissen io Zürich 
dcu Beweis mit Zeugeu führte, dass der Herzog von Oesterreich für die 
Höfe Oürnten and MUncballorf das Recht habe , von Uofgcnossen , die ohne 
Leiberbcn abslerkcn , das ganze fahrende Gilt zu nehmen , hatten sie aber 
Leiberben, so soll er den Fall nehmen ,, vnd sol furhas mit demselben erbe 
nüt ze »rheffen haben.” 
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scheint indessen erst später zugelassen worden zu sein, sonst 
hätte sich das Erbrecht der Gctheilen und Nachbarn wohl 
nicht ausgcbildet. Als man nun aber den Verwandten ein 
Erbrecht gewährte, so war es natürlich, dass diese hin- 
wieder die Getheilen und Nachbarn von ihrem Platze ver- 
drängten und die Letztem dann oft in eine Zwischcnstel- 
lung kamen nach den Freunden (Verwandten) und vor dein 
Grundherrn. 

Nach der oben S. 300. mitgetheilten Stelle des alten 
Hofrechts von Wald erbten, wenn keine Vater- oder 
Muttermagen da waren , die nächsten Getheilen. 

Beispiele eines Erbrechts der Nachbarn enthalten fol- 
gende Stellen : 

Öffnung von Brütten s d. Vnd wer herr! das ein 
iiarkommender inan hie sesse , in discui dinghof vnd der 
absturbe an liberben vnd e das min herr vonEinsidlen 
erbti, so sol d sin nechstcr nachgcpur erben, vnd 
wer, herr der Richter! das lin zwe also sessen , das die 
stüssig werind , so sol man messen mit einer schnür vnd 
weder im den der allernechst ist, der sol in erben vor ini- 
ncin herren von Einsidlen. 

Öffnung von Kloten. Item wcller ouch gen Zürich 
an das frey gotzhuss gehört , stürbe der ab also , dass er 
kein fründ nit hete , der mn von Sibschafft wegen 
erbte, so sol Inn doch kein herr nit erben, vnd sol 
Inn der nechst nach geh ur erben, der an dassclh gotz- 
huss gehört. 

Öffnung von W ic s e n da uge n von l!i/3- Wäre och, 
das ain gotzhus inensch von tod abgieng vnd de ha inen 
angebornen fründ verlicsz, so mag vnd sol man ein 
laden an des abgegangnen manschen herberg tiirnagel bin- 
den vnd den stregken an des nächsten gotzhus manschen 
hus, der daby wonel vnd seshafft ist; derselb gotzhus inensch 
sol vnd mag die güter erben , die der abgestorben mensch 
verlausscn hat vnd sol dann die guetcr von ainem herren 
von petershusen emphahen verzinsen vnd vererschatzen. 
Wenn och aincr also am gotzhusgüt emphahen , sol er da» 
an In eruordren vnd ob ain her amen Ivhen verseitc ; So 
mag am gotzhus inensch ain lierlal des besten lanlwins. 
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su man zü Costeutz oder zu Winterthur schenkt, vngeuar- 
lich ainetn herren von pelershusen vil' den tisch steilem 
vnd sol das leiten damit emphangen haben. 

Item wäre oh ain gotzhusinan oder froe abgieng, das 
am ainigc band wäre, so erbt ein ber das varend guot 
gentzlich vnd gar. 

Nach dem Hausrodel von Bubikou erbten zwar auch 
schon die Seitenverwandten der Hörigen, aber nur bis 
zum vierten Gliede. Waren keine vorhanden in solcher Nähe, 
so trat das Erbrecht des Herrn ungeschmälert wieder ein. 

Hausrudel von ßtibikon von 1483. Zuo dem ein 
vnd dryssgesten : das die kind vatter vnd muotter erben 
süllend, vnd deren kindskind , vnd ein bruoder ob da nit 
kind werind ein ander, die alle des huses vorgenant eigen 
werind vnd sülichs erben bestan vnd hüben biss an das 
vierdt glid, vnd denn das erben also ussgan; vnd wenn 
cs also wyter über das viert glid kornpt , das denn dem- 
nach das huss vorgenant des huses eigen lüt so die ab- 
sterbent in irem verlassnen guot, ligendem vnd varen- 
deut fallen vnd erben mag, vnd dann der fal vnd lass 
zuo gehören sul. 

Nunmehr wird es auch leichter sein, die wahre Natur 
des Falles oder Besthauptes zu erkennen. Dasselbe war 
ursprünglich nicht so fast eine Beschränkung der natürlichen 
Hechte der Erben, als vielmehr eine Beschränkung des Erb- 
rechts des Grundherrn , sowie sich das Hecht der natürlichen 
Erben erweiterte. Sein Dasein schon zur Zeit des fränki- 
schen Reiches 312 ) beweist, dass schon damals den Kindern 
des Hörigen die Erbschaft des Vaters überlassen wurde und 
der Herr sich mit Einem — gewöhnlich dem besten — Stücke 
zufrieden gab : was auch ohnehin schon die innere Wahr- 
scheinlichkeit für sich hat. Denn so lange der Herr die 
ganze Erbschaft oder auch nur die Fahrhabe wegnahin, 
hatte das Besthaupt keinen Sinn. Es kaiu daher in dieser 


312) Siehe die von Grimm deutsche RechUgescluchte S. 365, mitgetheil- 
len Sielten. Grimm hat Überhaupt für die Lehre von dem Falle eine grosse 
Anzahl von Stellen gesammelt. In dem Resultate weicht aber die obige Auf- 
fassung von der seidigen einiger Massen ab. 
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Hltcrn Zeit auch nur in dein Falte vor, wo ein Höriger 
Kinder hinterliess. Diese behielten dann die Verlassenschaft 
gegen Auslieferung des Bcsthauptes an den Herrn, welches 
so gewisser Massen theils als Loskauf (darum freilich nicht 
mit dem Ehrschatz zu verwechseln) theils als Anerkennung 
seiner Erbrechte diente. 

Dafür sprechen wieder die beiden Öffnungen von En- 
gelberg, nach welchen nur die Kinder zum Erbe zugclas- 
sen werden. 

Erste Öffnung vou En gelberg: vnd wa vnsers gptz- 
hus man stirbet wer den dur reckt erben sol vnd des 
gotzhus eigen ist, der sol geben das beste houpf, das der 
man batte do er in daz tot bette kan , vnd sin gvwant alles 
als er zii kilebon gieng , von rechter eigenschefte. 

Zweite Öffnung von Engelberg. Wenne och ein 
man stirbet , der nät geteilt bet von sinen binden vnd kindt 
Ut du dich sint (also gerade der Fall, wo das volle Erb- 
recht des Herrn ausgeschlossen ist) so sol das gotzbns ze 
valle nemen das best houbt, das es lat, vnd söllent sint» 
kindt damit ir erb enp fangen han 515 ). 

Als sodann das Erbrecht des Grundherren noch weiter 
geschmälert wurde , so wurde auch den entferntem Erben 
gegenüber das Fallrecht des Herrn eingeführt. So erklärt 
cs sich vollkommen, warum sich das Besthaupt nicht bloss 
den Kindern gegenüber erwähnt findet. Näheres wird sich 
im dritten Buche noch ergeben in der Lehre von der Zu- 
sammcntheilung. Hier nur noch eine darauf bezügliche 
Stelle. 

Öffnung von Birmcnstorf von 1317. Wa ein gotz- 
hussman stirbet, der git das beste lebent houbt , das erbat, 
ze valle, vnd damit hat er sin erbe, das er von dem 
gotzhuss hate, sinen rechten erben verschätzet. — 
Stirpt ouch ein gotzhusman ane liberben , wenne von des 
wegen ein val dem gotzhus — gerichtet svirt, so sollen 


313 ) Vgl. damit llrk. 312 . bei Grunm fi. 33 $. ,,ophmum \mm\9a~ 
tum cum vestitu »uprriori tcclcsü h*bebi», $t filiut ejus (morlai) h*r*a hu bat 
• ril . " 
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sin nechsten erben, die genoss sint, ti gen des vnd 
varendes guot erben, das er gelassen hat. 

Von Anfang an war der Besthaupt ein sicheres Zeichen 
der Hörigkeit, eben weil cs mit dem Erbrechte des Grund- 
oder Leibherrn in die Fahrhabc zusammenhing. In der spä- 
tem Zeit ist aber das nicht mehr durchgängig der Fall, 
indem das Fallrecht nunmehr häufig an den abgeleiteten Grund- 
besitz geknüpft wurde und von jedem — auch dem freien 
' — Besitzer desselben gefordert wurde. Es konnte somit 
nicht bloss fällige Leute , sondern auch fällige Güter geben. 
Als daher im Jahr 1324 dem Kloster Selnau eine Schupposc 
von Seite der Abtei Zürich verliehen wurde , fand die Ver- 
abredung Statt, dass bei jedem Todesfälle einer Aebtissinn 
von Selnau der Abtei Zürich ein Pfd. Pfenning „ ze falle " 
gegeben werden solle 3U ). Ebenso war der Abt von 
Muri der Abtei Zürich in Folge abgeleiteten Grundbe- 
sitzes einen Fall von einem Miitt Kernen schuldig, wenn 
er verstarb 3l5 ). 

Zum Schlüsse mögen noch einige Stellen über die Art , 
wie der Fall bezogen wurde, folgen. 

Öffnung von Lauffeil s. d. Von der väll wegen. 
Wenn da ein man von tods wegen abgAt , sol ainem Bi- 
sch off ze houptval werden daz best houpt, daz dersclb 
man nach tod vnder sinem vyh denn gelassen hat. So sol 
ainem keile r werden der best mantel vnd daz gewand , daz 
er denn an hochzitlichen tagen ze kilchen vnder sinem mantel 
getragen haut vnd alli die geschliflni waffen , die er nach 
tod 14t, vntz an ainen gerter, den sol er der frowen lassen, 
das $i stubenholtz damit how. Wer aber daz er vnberaten 
Siin nach tod liess , den sond die wallen beliben. ald wer 
die frow eins Sans schwanger , so der man abgieng , als 
bald denn daz kind geborn wirt vnd die vier wend gesteh , 
so sölten Im ouch die waffen beliben. 


314) F r a u m ü n .i t c r .i m t II. 193. 

315) FraumUnsteramtlf. 543. Thk. r. 1377. Oben ($. 24. S. 247.) ha- 
ben wir auch gesebti , dass der Meyer von Knonau noch tu einer Keil das 
ßeslhaupt geben musste, als er gewiss mehl mehr für einen Hörigen gellen 
konnte. 
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Es sol ouch aiaem vorstcr von ainern inan ze val wer- 
den die best kapp , das best giirlel ge wand mit täschen vnd 
mit messer als er es denn getragen hat vngeuarlicb II bösen 
II schuoch ald II stiuel , weders er denn nach tod gelassen 
bat. 

Wenn ouch ain frow von tod abgat; so sol ainem Bi- 
schof f ze val werden das best bett, das si denn tod lAt , 
An die obern ziech, vnd ainem heller das best obergewand 
vnd vndergewand , als si an hochzitlichen tagen ze kilchen 
gAt, yettweder ge wand ains, vnd das best honptnoch daz 
si denn nach tod lAt. darzuo wirt ainem vorster von ainer 
frowen ze val II schuoch J hüll , ob si ain bullen gehept 
hat, vnd die gürtel vnd das gürtelgewand als si es denn 
getragen hat, vsgenommen die Schlüssel. 

GAt ouch ain frow ab , das si ainen man nach tod lAt vnd 
nit vnberauten tochtern , so sol das bett dem man bliben , 
(es wird also dem Herrn vorläufig entzogen) vntz das er 
ain ander wyb genimet. vnd sol denn ainem BischoiT wer- 
den 316 ). Nimpt aber er debain ander wyb , so sol im daz 
bett behben vntz an sinen tod , vnd sol denn darnach aher 
an ainen Bischof v allen. LAt aber ain frow vnberaten toch- 
tran nach ir tod, den sol der val gentzlich beliben. 

Wenn ouch hofhörig lüt den val lösen wend, den sol 
man inen V ft. lieber geben denn andern lüten. 

Öffnung von Meilen s.d. Wele och abstirbet uff des 
gotzhus guot von Zürich , von dem sol* min her nernen daz 
beste hopl daz er hatt lebentz vnd hat er anders nit , so sol 
er nemen den hann uff dem sedcl oder die kalzen bi dem 
für, ob er wil. 

Öffnung von Büschlikon s. d. Wer och der ist, 
der hinder uunen herren mit husröchi sesshaft ist, gAl der 
ab von todes wegen , der sol minen herren ein val geben, 
ist daz er fich hat , so git er daz best hopt mit gcspaltein 
fucss. Hat er aber nit fiches , so git er daz best gewant, 
so er hat , als er ze kilchen vnd zc markt gat. Wer aber 
vff den guctern nit sitzt , gat der ab von todes wegen , so 


316) Das drückt eine alte Öffnung von Andel fingen s. d. so aus; 
M Whr och das er ein frowen nam bv lebendem lib , wenn man im denn die 
frowen te der toi di en tut in fuorti . so sol man da« bell tc der hindren lür 
t» tragen md nüt i” 
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git er ininen herren ze fal so vil als er minen herren von 
sinen guetem zins git vnd hat sich gericht mit sinein herren. 

Öffnung von Brütten s. d. „Herr! dieselben feil die 
stand ouch also : Ists das ein man Vech hett , das so man 
mynen herren oder synen Amptlüten fürschlachen , die sond 
vngefarlich nernen vnhegriffen , nach den Ongen weder* sy 
wellcnl , das best oder das sehwechst , vnd was er benamset 
ze nemen , das soll er nemen vnd sol nit hindcrsich griffen, 
ob er ein bessers seclt vnd des armen mattes Erben 
damit gefelet han. Werc aber, herr! das sy vtz ver- 
seitind , oder hinder sich hübint , so ist die nachfrag mynes 
herren von cmsidlen. Wer aber das min herr vt erfragete , 
das ist mines herren one gnad. Wend das die Erben lösen . 
so sol man Inen es V p. den. necher ze lösen geben , dann 
es vff dem merckt gulti.” Ist kein Vieh da , so wird auch hier 
das beste Gewand genommen „vnd sol min herr von Ein- 
sidlen keiner Erbschaft nit fürbass nachf ragen.” 



DRITTES BUCH. 


Von der lirnnisehen Neuerung bis zur Feststellung der 
Reformation. Vom Jahr 1336 bis 1331. 


$. 1. Historische Einleitung. 

I 11 dem tragischen Kampfe (1er Hohenstaufischcn Kaiser 
mit dem Papstthumc war die alte kaiserliche Macht in ihren 
Grundfesten erschüttert worden. Sie vermochte sich nach- 
her nie wieder zu heben. Die allgemeine Richtung der Zeit 
ging auf Abtrennung einzelner kleinerer Staaten von dein 
römisch deutschen Reiche; und die Kaiser selbst, diesem 
Zuge folgend, waren mehr auf die Gründung und Feststel- 
lung einer eigentümlichen Hausmacht als auf die Erhaltung 
der Einheit des Reiches bedacht. Ein Bestreben, das für 
die Habsburger den grössten Erfolg hatte. 

Die Kreuzzüge, in welchen das Abendland sich mit dem 
Morgenlandc, das Christenthum sich mit dem Muselthumc 
■nass, bereiteten in doppelter Weise eine neue Zeit vor, 
indem sie zugleich viele Kräfte des Mittelalters aufzehrten 
und in die Zerstörung die Keime eines neuen Lebens über- 
trugen. 

Die schweizerische Eidgenossenschaft hat sich vorzüg- 
lich im Kampfe mit der österreichischen Hausmacht ausge- 
bildct. Gerade in den Erblandcn des Habsburgischen Ge- 
schlechtes wurde derselbe für dieses am unglücklichsten ge- 
führt. Die Landeshoheit der Grafen von Habsburg in den 
Bergländern war noch nicht entwickelt; aber die Anfänge 
dazu waren vorhanden , und hätten die Fürsten ein kluges 
und mildes Verfahren beobachtet, so wäre sie, wie überall 
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sonst, allmählig anerkannt worden. Aber die hochmiithige 
Gewalt wurde von dem, wenn auch rohen, doch kräftigen 
und entschlossenen Bergvolke zuriiekgestossen. 

Es gelang den Herzogen von Oestreich nicht nur nicht, 
die von ihnen angesprochene Landgrafschaflt in diesem Ge- 
biete zu befestigen. Der Widerstand breitete sich aus. Wer 
ihrer Herrschaft in der weiten Umgegend noch nicht unter- 
worfen war und wer sich derselben zu entziehen suchte, 
schloss sich an das tapfere Bergvolk an ; und bald sahen sich 
die Habsburgischen Fürsten selbst in ihren Stammgütern an- 
gegriffen. Sic verloren allmählig alle ihre ausgedehnten Graf- 
und Herrschaften auf dem Gebiete der gegenwärtigen Schweiz. 

Die Reichsstadt Zürich hatte sich schon frühe mit den 
Eidgenossen in Bündnisse eingelassen. Die den Geschlech- 
tern ungünstige Verfassungsänderung des Jahres 1336 brachte 
sie jenen noch weit näher , indem sich die vertriebenen Ge- 
schlechter, wie die Aristokratie des Landes überhaupt, mehr 
an das österreichische FUrstenthum anschlossen. Zwar wankte 
die Stadt noch mehrmals zwischen den Eidgenossen und 
Oesterreich, je nachdem die eidgenössischen oder österreichi- 
schen Interessen ihr oder vielmehr den städtischen Parteien 
und Führern näher zu liegen schienen. Aber die eidgenös- 
sische Richtung erhielt doch auf die Dauer die Oberhand. 

Die Landschaft, welche zu Anfang dieser Periode noch 
grossentlieils österreichisch war, wurde während derselben 
auch von dieser Herrschaft abgclöst. Und die Stadt be- 
nutzte die jeweiligen Unfälle der Oesterreicher klüglich , um 
ihr Gebiet zu erweitern. Sie brachte eine bedeutende Zahl 
von Herrschaften selten durch Eroberung, gewöhnlich durch 
Vertrag in ihre Gewalt. Besonders während des fünfzehn- 
ten Jahrhunderts gelang es ihr, sehr umfassende Erwer- 
bungen zu machen, unter denen der in Form einer Ver- 
pfändung geschehene Ankauf der österreichischen Grafschaft 
Kyburg vorzüglich zu nennen ist. 

Die ganze spätere eidgenössische Entwickelung war über- 
haupt dem Adel in der Schweiz verderblich. Der hohe Adel 
verlor nach und nach seine Gebiete, indem die fürstlichen 


Digitized by Google 



31 S 


Drilles Buch. §. 1. 


und gräflichen Rechte an diesen Landestheilen bald auf ein- 
zelne schweizerische Städte , bald in Gestalt gemeiner Herr- 
schaften auf mehrere eidgenössische Stände übergingen. Der 
niedere Adel wurde entweder ganz vertrieben und ausge- 
rottet, oder gezwungen, in das Bürgerrecht der Städte sich 
aufnehinen zu lassen. Und so verlor er schon in dieser Pe- 
riode alle wahre Bedeutung. Er konnte sich vor andern 
Bürgern höchstens noch dadurch auszeichnen , dass eine An- 
zahl niederer Gerichtsherrlichkeiten auf dem Lande einzel- 
nen adelichen Familien erblich zugehörten. Manche der- 
selben gingen aber auch auf bürgerliche Familien Uber, und 
die höchsten städtischen Aeinter, mit welchen weit grössere 
Macht verbunden war, waren angesehenen Bürgern ebenso 
zugänglich als Adelichen. 

Die Bündnisse der Eidgenossen fielen bereits in eine Zeit, 
in welcher die Centralkraft des deutschen Reiches sehr ge- 
schwächt war, und so nahmen dieselben, wenn sie sich 
gleich noch lange als Glied des römischen Reiches deutscher 
Wation betrachteten, doch schon frühe eine faktisch ziem- 
lich unabhängige Stellung ein. Die allmählige Lostrennung 
vom Reiche wurde tlieils durch die Lage der Schweiz au 
der äussersten Grenze Deutschlands, Italiens und Frankreichs 
tlieils dadurch begünstigt , dass sie öfters im Kriege waren , 
besonders mit dein österreichischen Kaiserhausc, und so den 
Kaiser selbst zuweilen als ihren Feind betrachten lernten. 

Ais Maximilian I. (1493 — 1519) durch Einführung eines 
höchsten Gerichtshofes, des sogenannten Reichskammerge- 
richtes und ähnliche allgemeine Reichsordnungen das zerfal- 
lende Reich wieder fester zusammenzubinden versuchte , war 
dieser Versuch für die Schweiz schon zu spät. Gerade 
weil man, was schon faktisch nicht mehr recht zusammen- 
passte, wieder vereinigen wollte, trat die Absonderung desto 
deutlicher hervor. Die Eidgenossen weigerten sich beharr- 
lich und mit Erfolg, das Reichskammergericht auch für sieb 
anzuerkennen. Wenn daher die Lostrennung der Schweiz, 
von Deutschland erst durch den westphälischen Frieden im 
Jahr 1648 .vollständig im europäischen Staatensysteme aner- 
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kannt wurde, so war der bedeutendste Schritt dazu doch 
schon anderthalb Jahrhunderte früher geschehen. 

Diese Lostrennung hatte auch für die Rechtsentwicklung 
die grössten Folgen. Man schlägt gewöhnlich den Einfluss, 
den das Reichskammergericht zu Gunsten der Herrschaft 
des römischen Rechtes in Deutschland geäussert hat, viel 
zu gering an. Zwar ist cs unläugbar, dass schon vorher 
auf verschiedenem Wege und in verschiedener Weise römi- 
sches Recht in Deutschland eingedrungen ist und sich daselbst 
gelten gemacht hat. Aber diese umfassende Gesetzesauto- 
rität des gesammten Corpus Juris und diese Zurückdrängung 
und Verkennung des einheimischen Rechtsstoffes gerade von 
Seite der höchsten Gerichte ist doch wohl grossentheils dem 
Reichskammergerichte zuzuschreiben. 

Eben desshalb ist auch die Schweiz, welche den frü- 
hem Einflüssen des römischen Rechtes kaum viel weniger 
ausgesetzt war als Süddeutschland überhaupt, von dieser 
direkten und zum Theil auch pedantischen Herrschaft eines 
fremden Gesetzbuches frei geblieben , weil ihr dasselbe nicht 
von dem obersten Reichsgerichte aufgezwungen wurde. 

Den Schluss dieser Periode und so auch den Uebergang 
zu den folgenden der neuern Zeit bildet das grosse Drama 
der Reformation. Es ist merkwürdig, dass die grösste Ge- 
fahr, welche die Hierarchie der Kirche erlebt hat, ihr nicht 
von Seite der höchsten weltlichen Macht her kam, sondern 
aus ihrem eigenen Schosse erstand. Niedrig gestellte Mönche 
und Pfarrer waren es, deren gewaltiges Wort das Papst- 
thum für immer erschütterte. Ein charakteristisches Zei- 
chen der neuern Zeit, in welcher so viele Bewegungen so- 
wohl in allen Richtungen menschlichen Wissens und mensch- 
licher Kunst als in dem Staatsleben von unten her erzeugt 
und gefördert wurden. 

Die schweizerische Reformation ging von Zürich aus, 
woselbst Zwingli lehrte. Durch dieselbe wurde der bis- 
herige kirchliche Organismus gänzlich umgcwandelt, und 
das Verhältniss der Kirche zum Staat geändert. Die Klö- 
ster wurden aufgehoben und ihr Vermögen in die Vcrwal- 
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tung des Staates genommen. Insbesondere gingen auch die 
Hoheits- und Hcrrschaftsreclitc der Klöster in Folge der 
Reformation auf den Staat über. 

Noch mehr Einfluss äusserte aber die Reformation auf 
die Standesverhältnissc. Es war durch sic in der "i’hat das 
ganze System des Mittelalters in weltlicher nicht weniger 
als in religiöser Hinsicht in Frage gestellt worden. Das 
Princip der individuellen Freiheit durchbrach die alten For- 
men einer organischen und corporativen Gliederung. Die 
grosse Bewegung theilte sich auch den niedersten Ständen 
mit und die verbreitete Lehre von religiöser Freiheit weckte 
in ihnen Ansprüche auf höhere persönliche Rechte. In den 
Bauernaufständen , die sich hier zeigten wie in Deutschland , 
wurden alle Lasten des Grundbesitzes und der Hörigkeit 
bestritten, und auch dabei die Aeusserungen der Bibel, als 
der Grundquellc aller Wahrheit, vielfach benutzt. Die Hö- 
rigkeit erhielt damals schon auf dem zürcherischen Gebiete 
die grössten Stösse und verschwand bald grösstentheils. Man 
war froh, die Ökonomischen Gefälle, welche auf dein Bo- 
den hafteten , noch aufrecht erhalten zu können. 

Die unglückliche Schlacht bei Kappel, in der Zwingli, 
welcher vielleicht grössere Anlagen noch zum Staatsmaunc 
hatte als zum Theologen, sein Leben verlor, setzte der 
weitern Verbreitung der Reformation und den kriegerischen 
Unternehmungen der Stadt überhaupt ein Ziel. Das Ver- 
hältniss zu der Landschaft, welche der Stadt und dem neuen 
Glauben in der Noth treu blieb, wurde durch den Kappe- 
lerbrief auf eine jener günstige und milde Weise dauernd 
festgestellt. Und so schliessen wir denn diese Periode am 
besten mit diesem wichtigen Akte. 

5. 2. Die Brunische Neuerung. 

Die von dem Ritter Rudolf Brun, einem angesehenen Ge- 
schlechter, geleitete städtische Neuerung (so wird sic von 
dem sogenannten geschworenen Briefe ') selber genannt) 

1) l>er erst« Schivdrbrief zu IJIm ist vom Jahr 1345. Jager S. 235. 
Er ging ebenfalls aus Streitigkeiten der Stande hervor. D|e beste auf Urkun- 
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griff in die Verfassung der Stadt tief ein und hatte dauernde 
Veränderungen zur Folge. Die Verfassung, welche durch- 
aus als das Werk Bruns anzusehen ist, wird aus der Ur- 
kunde, welche darüber aufgcstellt und beschworen wurde, 
dem sogenannten geschworenen Briefe völlig deutlich. We- 
niger die innere Bedeutung der Umänderung. 

Der geschworene Brief führt zwar auch die Gründe an, 
welche die Gemeinde bewogen haken, das alte Regiment 
abzuschaffen und ein neues cinzufiikrcn. Als solche werden 
angegeben wilklihrliche Rechtsverzögerung und Rechtsver- 
weigerung, übennüthige Behandlung der armen Leute, Ver- 
schwendung des Stadtvermögens, über welches keine Rech- 
nung abgelegt werde. Vergleicht man aber die neue Ver- 
fassung mit der alten und beachtet die ungefähr gleichzeiti- 
gen ganz analogen Erscheinungen in sehr vielen Städten 
Deutschlands, so wird man bald gewahr, dass nur die äus- 
sern Vorwände und Anhaltspunkte in der Urkunde bezeichnet 
werden , nicht aber die innere Richtung , welche gerade eine 
solche und nicht eine andere Verfassungsänderung hervorrief. 

Der Gegensatz zwischen den Geschlechtern , die al- 
lein des Regimentes fähig waren, und der Handwerker und 
aller andern , die nicht zu jenen erstem gehörten , hatte sich 
im Verlaufe der Zeit innerlich sehr verändert. Die frühere 
Hörigkeit der Handwerker vertrug sich mit dem Aufleben 
der Städte nicht und verminderte sich daher allmählig sehr. 
Der Wohlstand des gemeinen Mannes nahm durch Ausübung 
von Handel und Gewerben zu und mit diesem erhoben sich 
auch seine Ansprüche. An den zahlreichen Fehden der Stadt 
mussten sic Tlieil nehmen nicht weniger als die Geschlech- 
ter. Sie zogen mit dem gemeinen Banner der Stadt zu Feld 
und halfen die nöthigen Gelder herbeischaffen. Auf der an- 
dern Seite verminderten sich die Geschlechter in Zahl und 
Bedeutung. 

4«n gegründete Darstellung der Brunisclien Staatsveränderung in Zürich ist in 
nenester Zeit von J. J. Hotlingor erschienen jm schweizerischen Mu- 
* e n tu für historische Wissenschaften, U erausgegehen Ton tiei'lacb, 
Hottinger und Wackernagel. Frauenfelil f 537. I. S. “37. ß. 

Rluntirlili Rrrhfl jrsrhirhl». 2i 
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Es war daher eine naturgemässe Forderung der erstem, 
dass sie den letztem, denen sie nunmehr im Leben näher 
standen als früher, auch in der Verfassung näher gestellt 
werden. Und das erlangten sie nun eben durch die Bru- 
nische Verfassungsänderung des Jahres 1336 2 ). 

Diese innern Kämpfe der Gemeine mit den Geschlech- 
tern zeigen sich in sehr vielen deutschen Städten zu glei- 
cher Zeit in ähnlicher Form. Durchgängig erlagen die Ge- 


2) Der geschworene Brief ist datirt Dienstag vor Sant Maria Magda- 
ienatag. Die spätem Chronik- and Geschichtschreiber setzen die Bruniscbe 
Revolution in der» Frühling des Jahres 1335 und lassen die alten Räthe damals 
schon vertrieben werden. Joh. v. Müller behauptet sogar (eidgen. Gesch. 
II. 149.), Brun werde im Jahr 1335 schon Bürgermeister genannt. Dagegen 
führt nun Kopp (Urkunden u. s. f. S. 18S.) eine Urk. an, in welcher noch 
am 20. Jenner 1336 XI! Räthe der alten Ordnung Vorkommen. Er setzt 
desshatb die Uinwälzuug auf Pfingsten 1336. Ich kann der ersten Meinung 
überall nicht, der zweiten nur mit einer Modification znstimmen. Die Ver- 
fassungsänderung fällt sicher erst in’s Jahr 1336 und Müller hat jedenfalls sich 
geirrt , wenn er schon vorher einen Bürgermeister zu finden geglaubt hat. 
Aber die Aufregung und der Anstoss zu der Verfassungsänderung ist schon iui 
Jahr 1335 zu suchen. Darüber gibt eine Rathserkenntniss Aufschluss, welche 
unter den Herbsträthen des Jahres 1335 erlassen wurde. (MS. 65. S. 25. a.) 
„Anno dom. 1335 sub consulibus auctumpnalibus. Der Rat vnd die burgerr 
Zürich sint gemeinlich überein körnen, durch das vuser Stat geeichte beide 
armen vnd riehen vor dem vogte dem schultheissen vor andern richtern Zürich 
gefürdert werde , das die fUrsprechen vnlz her vaste gesvuset vnd gehindert 
hant, das die XXXVI. der Reten Zürich voran vnd dar zuo der 
bürge r so vil so den Rat guot dvchte , gesworn hant gelerte eide ze den 
heiligen, vnd fürbas heissen svln swerren swjn ein Rat dvnkct, daz es not- 
dürftig si , das man hinan ze der nechsten sant walporg tnlt vnd von dan- 
nen hin die nechsten fünf Jav weder von frouwen noch von man von Cri- 
stan noch von Juden von bürgern noch von gesten noch von meman eakeine 
miete neinen noch namzen STln noch mietewan, durch daz ieinau des andern 
rete tuo.” Damals galt die alte Verfassung noch und schien noch auf Dauer 
Anspruch zu machen. Aber wenn inan die von dem alten Rathe selbst zuge- 
gebenen Missbrauche in der Rechtspflege und die ausserordentliche Alassregel, 
sie zu beseitigen, vergleicht mit dein Eingang des geschworenen Briefes, so 
kann inan einen innern Zusammenhang nicht verkennen , und wird zugeben 
müssen, dass schon im Jahr 1335 die nämlichen Klagen sehr lebhaft laut ge- 
worden, welche bei der Verfassungsänderung von 1336 neuerdings hervortra- 
ten. Ulrich Krieg in seiner alten Chronik setzt den Brunischeo Aufruhr 
richtig in*s Jahr 1336 „an dem sibenden tag brachotz" MS. der Stadtbiblio- 
thek S. 12. b. Hottin g er a. a. O. S. 45. folgt der koppischen Ansicht, 
hat aber die eben mitgetheilte Rathserkenntniss von 1335 niebt gekannt. 
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schlechter dem aufstrebenden Elemente der gewerbetreiben- 
den Bürger. Im Einzelnen aber unterscheiden sich diese 
Verfassungsänderungen wieder sehr, je nachdem der Wi- 
derstand stärker oder geringer war. Während aus einzel- 
nen Städten die Geschlechter ganz vertrieben wurden, theil- 
ten sie sich in andern mit den Zünften in das Regiment. In 
dritten vermischten sie sich mit der Gemeine zu einer Masse. 

In Zürich wurde von Brun, der, selber ein Geschlechter, 
unmöglich daran denken konnte , alle seine Standesgenossen 
zu entfernen, der zweite Weg cingeschlagen. 

Die ganze Bürgerschaft der Stadt wurde nunmehr in zwei 
Hauptklassen vertheilt I) dieConstafel II) die Zünfte. 

I. In die C o n s t a f e 1 3 ) gehören alle Ritter und Edelleute, 
alle Burger, die von ihren Renten leben, die Kaufleute, 
Gewandschneider (die später sogenannten Tuchherren, nicht 
zu verwechseln mit den Schneidern, die als Handwerk zu 
einer Zunft gehören) , Wechsler, Goldschmide und Salzleutc. 
Diese alle werden als Burger im engern Sinne den Hand- 
werkern entgegengesetzt und fallen mit der freien Bürger- 
gemeinde vor der Revolution wohl zusammen. Alle alten 
rathsfähigen Geschlechter gehören zur Constafel, gesetzt 
auch, es sollten nicht alle Bürger, die in der Constafel ein- 
geschrieben waren, früher rathsfähig gewesen sein. Aus 
ihr werden auch später noch alle Räthe gewählt. Der Bür- 
germeister selbst steht vornämlich dieser Abtheilung vor 
und das Banner der Stadt gehört ebenfalls ihr zu. 

II. Dieser Constafel gegenüber stehen die 13 Zünfte der 
Handwerker, abgctheilt nach den einzelnen Berufskreisen. 
Der geschworene Brief zählt sie folgendcrmasscn auf : 1) Krä- 
mer; 2) Tuchschercr, Schneider und Kürschner; 3) Wein- 
schenken, Weinrufer, Winzer, Sattler, Maler und Unter- 
käufer (Mäkler); 4) Becker und Müller; 5) Wollenweber, 
Wollcnsehlager, Grautuchcr und Hutmacher; 6) Leinewe- 
ber, Leinwater und Bleicher; 7) Schmide, Schwertfeger, 

3) Constafel verkürzt aus comites stabil li. Regina n. Chrom» jui. *, 
SO;, bei Pertz I. 564. „ Rurrlinrtiutu cntnilmi slubuh sui, quod corrupte 

ronttabuhim »pptlliintB," 
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Kannengiesser , Glockengiesser, Spengler, Waffenschmide , 
Schärer und Bader; 8) Gerber, Weisslederer und Perga- 
menter ; 9) Metzger, Viehkäufer und Viehtreiber ; 10) Schuh- 
macher; 11) Zimmerleute, Maurer, Wagner, Drechsler, 
Holzkäufer, Fassbinder und Rebleute; 12) Fischer, Schif- 
leute, Karrer, Seiler, Träger; 13) Gärtner, Oehler und 
Grempler. 

Zwei Handwerke , das der Kammacher und das der 
„Vffbisewer” (?Tschudi hat Aufbrosener) , bildeten zwar Ge- 
sellschaften aber keine Zunft , und mussten dem Bürgermei- 
ster und dem Stadtbanner warten. Sie verblieben somit so 
ziemlich in derselben Lage, in welcher früher alle Hand- 
werksinnungen gewesen waren. Denn ungeachtet sie mit dem 
Banner der Stadt auszogen, so gehörten sie doch nicht als 
gleichberechtigte Bürger zur Constafel. 

An der Spitze jeder Zunft steht ein Zunftmeister, wel- 
cher je auf ein halbes Jahr gewählt wird, die Zunft im 
Rathc vertritt und zugleich die Zunftgenossen im Kriege 
anführt 4 ). Wenn die Constafel der Stadt Banner tragt, so 
hat hinwieder jede Zunft ihr besonderes Zunftpanner für sich. 

Jede Zunft ist auch in mancher Hinsicht wieder ein Ge- 
meinwesen für sich, und hat ihre eigene Rechtspflege für 
Handwerksstreitigkeiten. Sie wählt nämlich ausser dem Zunft- 
meister noch sechs Männer, die sogenannten Sechser 5 ), 
welche mit jenem die Angelegenheiten der Zunft besorgen, 
je auf ein halbes Jahr. Vor ihnen geschieht die Mcister- 
annahme. Und sie schlichten die Händel zwischen den Mei- 
stern, Gesellen und Lehrknaben der Zunft in Minne oder 


4) Daher wird in den Zunftordnungen der Schinide und Becker vom Jahr 
1336 dein Zunftmeister zur Pflicht gemacht, die Harnische der Zunftgenossen 
zu beschauen und Uber gehörige Bewaffnung zu wachen. Damit ist eine Raths- 
erkenntniss wahrscheinlich von 1336 MS. 65. S. 58. a. zu verbinden : „sweler 
runftbruoder sinem Zunftmeister nicht wolte gehorsam sin mit wachte oder 
mit andern dingen so er im gehütet von der zUnfte notdurft wegen , der buesset 
V g. der ZUnfte." 

5) Urk. r. 1346. Diplom, der Propste t S. 133. Zunftordnungen 
der Schmide und Becker v. 1336. In Basel kommen schon 1235 Sechser 
ror als Vorsteher einer Zunft. Ochs I. S. 352. 
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durch ihren Rechtsspruch. Aber weder Frevel noch an- 
dere Prozesse über civilrechtliclic Dinge dürfen von ihnen 
entschieden werden. Ausser den Handwerkssachen tritt so- 
fort wieder die gewöhnliche Rechtspflege ein. Es ist den 
Zünften unter Androhung von Bussen untersagt, ihre Com- 
petenz zu überschreiten 6 ). 

Unter sich stehen die Zunftbrüder in einem fainilienahu- 
lichen Verbände. Die Gemeinschaft durchdringt das ganze 
öffentliche und gesellige Leben. Sie ziehen zusammen als 
Kameraden aus in die Fehde, sie besprechen zusammen die 
Angelegenheiten der Stadt, sic vereinigen sich zu geselligen 
Festen und regelmassigen Gelagen. Und selbst im Tode 
noch stellt sich die Verbindung dar, indem alle Zunftge- 
nossen bei Busse verpflichtet sind, den Leichnam des ver- 
storbenen Zunftbruders oder seiner Angehörigen zum Grabe 
zu geleiten 7 ). 

§. 5- Bür ger mei s ter und Rath. 

Brun schuf für sich selber das neue Amt eines Bürger- 
meisters, der im Mittelpunkte der ganzen Verfassung das 
Gleichgewicht zwischen den Ständen erhalten und beide 

6) Ra t h s e »• k c u n l n is 5 wahrscheinlich t. 1336. MS. 65. S. 53. a. „dar 
enkeiu Zunft enkeinen Einung über sich selben setzen svln noch enkein Ding 
rüder in selben richten noch srhet/.en, wnn dar ouch ir zuuflbrieve bant, — - 
»ml swele 7 mift icht anders letc , die sol man dar viub buossen nach der ge- 
legenheit der sache vff den eil." 

7 ) Zunftordnungen v. J. 1336. Von diesen Sitten hat sich gegenwärtig 
noch manches erhallen , obwohl die Zünfte fast ihre ganze Bedeutung eilige* 
büsst haben und nunmehr ein veraltetes Institut sind. Noch immer bringt es 
die Sitte mit sich, dass bei den Leichenbegängnissen die Zunflgenosseu sich 
vor andern eiuslelleu. In Basel gab es im dreizehnten Jahrhundert Zünfte, 
die unter dem ilofreclite des Biscboffs standen. Dass damals schon diese reli- 
giöse Gemeinschaft der Zunflgeuosscn bestanden habe, somit aller sei als die 
politische Bedeutung derselben, beweist eine Stelle ans einer Urk. v. 1243. 
Ochs I. S. 323., die ich antuhren will „Pretcrea si aliquis ha rum confra* 
terniaruin decesserit onines confratres predicti sue^epullme cum ‘sacrificio in* 
tererunt quod si etiam extra civitalein ad spalium triuin miliarium quispiam 
fratruin obierit, si proprie desurit facultates de coininuni Zunfla adducetur, 
sepelietar et tricesimus in Anitne sue remediuin conferelm- et si quisquain f ra- 
truin sepullure cum sacrificio se absentaverit dimidiam libram Cere pro pena 
persolvet." Vgl. auch die Zunftordnung der Bajelermezgei r. J. 1218, bei 
Ocbs I. S. 319. 
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beherrschen sollte. Hier zeigt sielt vornehmlich der scharf- 
sinnige staatsmännischc Geist des Gründers dieser Verfas- 
sung. Man sicht deutlich, wie er die grossen Schwierig- 
keiten seiner Lage überschaute und mit welch sicherem 
Takte er zum voraus schon die Mittel in die Verfassung 
selber zu legen wüsste, welche die Gefahren der Zukunft 
beseitigen sollten. Allerdings hat Zürich spater vorziigli- 
lichere Männer erzeugt als Brun, aber sicher keinen Staats- 
mann, der jenem an Talent und Einsicht gleich käme. 

Zunächst sorgte er für persönliche Sicherstellung in sei- 
ner neugeschaflenen Würde, damit er als Haupt der Ver- 
fassung mit dieser selber verbunden sei und nicht, ohne 
Verletzung dieser, entfernt werden könne. Alle andern 
Stellen werden nur auf ein halbes Jahr übertragen. Er 
allein behält seine Macht lebenslänglich. Ja er sorgt schon 
zum voraus für den Nachfolger, vielleicht um so die Ge- 
fahr des Mordes, welcher von der erbitterten Partei der 
Geschlechter zu befürchten stand , zu verringern , wenn 
der todte Bürgermeister einen Nachfolger und Rächer hatte, 
vielleicht auch um die Dauerhaftigkeit der neuen Verfas- 
sung zu sichern. Es werden vier Freunde des Bürger- 
meisters, alle vom Stande der Geschlechter, als mögliche 
Nachfolger desselben bezeichnet. 

Sodann suchte Brun einen entschiedenen Einfluss zu ge- 
winnen auf die Bildung des Ratlies. Der Rath besteht aus 
je 26 Mitgliedern, 13 aus der Constafel genommen, und 
13 von den Zünften 8 ). Die erstem heissen Räthe im 
eigentlichen Sinne, die letztem sind die Zunftmeister 
der dreizehn Zünfte 9 ). Sie werden alle auf je ein halbes 

8) In den Verzeichnissen der Rath- und Rirhtebücher werden die Rätlic 
oft Conttties die Zunftmeister Scabini genannt. 

9) Fichard Geschieht« von Frankfurt nimmt an, schon in der Mitte des 
dreizehnten Jahrhunderts habe es zu Frankfurt im Rathe eine Bank der 
Zünfte gegeben. Die erste völlig sichere Erwähnung der Handwerker im 
Rathe fällt aber erst in's Jahr 1352 (S. 185). Alle übrigen von demselben 
beigebrachten Gründe scheinen mir ungenügend. Die Erwähnung der consute* 
um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts beweisst sicher nicht für die Auf- 
nahme der Handwerker in den Rath ; denn gerade so begegnet uns der Name 
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Jahr gewählt, von einer Sonnenwende zur andern, und 
keiner darf ein ganzes Jahr hindurch iin Amte bleiben. 
Mach einer halbjährigen Ausschliessung sind dann die alten 
Räthe und Zunftmeister wieder wählbar. Faktisch machte 
sich die Sache natürlich so, dass meist die gleichen Männer 
im dritten Halbjahre wieder gewählt wurden , so dass die 
Räthe und Zunftmeister je alle halbe Jahre alternirten. Ganz 
anders war nun aber die Stellung der Zünfte zum Bürger- 
meister als die Stellung der Constafel. Er hatte jene neu 
in’s Leben gerufen. Sie bedurften seiner Stütze und waren 
ihm natürlich ergeben. Er konnte daher ihnen grössere 
Wahlfreibeit lassen und war ihrer Zunftmeister ohnehin 
sicher. Die Zunftgenossen haben daher selber freies Wahl- 
recht. Aber wenn sie sich nicht vereinigen können, so 
sollen sie den Zwiespalt dem Bürgermeister vortragen und 
er wird ihnen dann einen Zunftmeister geben, wen er 
will, doch der dem betreffenden Handwerke zugehört. 

In der Constafel dagegen sassen die Geschlechter, welche 
es dem Bürgermeister nie vergeben konnten, dass er sie 
von der ausschliesslichen Herrschaft verdrängt und die Zünfte 
erhoben hatte. Wer eine Revolution erlebt hat, kennt den 
geheimen und offenen Hass der Parteien, der allen Le- 
bensgenuss vergiftet und fortwährende Kämpfe bereitet. 
Brun durfte, wenn er bestehen wollte, es nicht gestatten, 
dass die Gegner seiner Verfassung ihre Macht frei ent- 
wickeln und ihre Stellung zu seinem Verderben benutzen 
konnten. Daher brachte er die Wahl der Käthe ganz iu 
seine Gewalt. 

Er wählt nämlich aus dein abgehenden Rathe zwei Ritter 
oder Edelknechte und vier andere Burger , und dann ge- 

der Cnnsoln auch in Zürich um jene Zeit zuerst, uud doch kamen die Zünfte 
erst durch Bruu zum Regiment. Den Ausdruck uitirersi cives (S. 84. 88. 
4 1 5) aber kann ich eben so wenig als den Ausdruck jurali (S. 185) auf die 
Zunftmeister beziehen. Vielmehr nehme ich auch' für Frankfurt einen Zuzug 
der Bürger zum Rathe (grosser Ralb) an, worauf denn eben jene Aus- 
drücke gehn. Dadurch wird, wie mir scheint, jede Schwierigkeit gehoben 
und erhalt zugleich die allere Geschichte Ton Frankfurt neues Licht. Vgl. 
oben Buch II. Anm, 56a. 
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meinschaftlich mit diesen seinem Einflüsse unterworfenen 
Ausschüssen sechs Kitter oder Edelknechte und sieben ehr- 
bare Bürger aus der Gonstafel. Diese bilden dann den 
eigentlichen Rath des folgenden Halbjahres. Dabei er- 
hält der Bürgermeister sogar die Befugnis* , wenn es ihm 
nöthig scheint, einige Glieder des alten Rathes noch dem 
neuen zuzugeben, damit nicht die in den Behörden so 
wichtige Ueberlieferuug unterbrochen werde. Zugleich dien- 
ten dann aber diese Mitglieder wieder, den Einfluss des 
ständigen Bürgermeisters durch ihr Ansehen zu verstärken. 

Nachdem so die Rechte des Bürgermeisters Verfassung*- 
gemäss normirt waren, wurde seine Würde und der Be- 
stand der Verfassung noch durch das religiöse Mittel des 
Eides gewährleistet. Alle Bürger, ohne Ausnahme, muss- 
ten dem Bürgermeister Gehorsam schwören bis an seinen 
Tod, und es wird ausdrücklich bemerkt, dass dieser Eid 
allen andern Eiden vorgehe. Die Zunftmeister müssen 
überdem noch insbesondere ihm geloben, seinen Nutzen 
und seine Ehre zu fördern. Alljährlich zweimal wird der 
Eid von Seite der ganzen Gemeinde wiederholt und so- 
wohl dem Bürgermeister als dem Rathe Treue und Gehor- 
sam zugeschworen; doch wird auch hier aufs neue be- 
merkt, dass der Eid, welcher dem Bürgermeister geleistet 
werde, dem andern vorgehen solle. Später ertiess Brun 
darüber eine noch schärfere Verordnung, damit keiner, 
ohne meineidig zu werden, seine Verfassung gefährde. Wer 
es versäumt , in den Münster zu kommen und den Eid zu 
leisten, verliert sein Bürgerrecht; und überdem ist keiner 
schuldig, ihm weder vor dem Vogte, noch vor dem Schult- 
heissen , noch vor dem Rathe zu Recht zu stehen. Kranke 
oder Abwesende werden genöthigt, sobald sie wieder an- 
wesend sind und ausgehen können, sich vor dem Rathe zu 
steilen und den Eid dort nachzuholcn '“). 

Dagegen schwört denn freilich auch der neue Bürger- 
meister hinwieder den Zünften und allen Bürgern, sic ge- 

10) Hathsarkenntuis» s. d. MS. 65. S. 28«. In dam Register finde» 
sich da* Datum 1349 angegeben. 
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treu zu schirmen und ihnen gleich zu richten, den Armen 
wie den Reichen. 

Die alten Räthe und ihre zur Zeit der Neuerung leben- 
den Kinder sind unfähig , je wieder zu Rathen oder Zunft- 
meistern gewählt zu werden. Sie dürfen somit auch nicht 
einer Zunft beilreten. 

Man sieht, wie der Bürgermeister nicht frei ist von 
der Neigung zu städtischem Despotismus. Der Erfolg aber 
zeigt, dass dieser nöthig war. Denn ohne solchen wäre 
es wohl den gefallenen Geschlechtern, deren Verbindung 
in der Stadt noch lange mächtig blieb, gelungen, die Ver- 
fassung wieder zu stürzen. Die Dolche der Verschwornen 
waren daher auch gegen den Bürgermeister vorzüglich ge- 
richtet ; denn mit dem Haupte wäre auch die neue Ordnung 
für einmal gefallen. So aber wusste er seine Herrschaft, 
trotz mancher ungünstigen Ereignisse, bis zum Tode <1360") 
zu behaupten , und dadurch auch die Verfassung, deren 
Wesen mehrere Jahrhunderte hindurch bestehen blieb, zu 
sichern. Wahrlich keine geringe Aufgabe nach einer Re- 
volution und inmitten einer feindseligen Aristokratie und 
einer aufstrebenden Demokratie. Mag Brun als politischer 
Charakter auch nicht rein von bedeutenden Flecken sein, 
so verdient doch sein grosses Talent und seine geistige 
Kraft die vollste Anerkennung. 

Die Befugnisse des durch die Zunftmeister vermehrten 
Rathcs blieben so ziemlich dieselben wie früher. Und es 
zeigt sich auch der Zuzug auserwählter Burger zu dem 
Rathe in derselben Weise. Wenn sich daher die Formel 
findet: Der Bürgermeister, der Rath und die Burger Zü- 
richs, oder vollständiger: Der Bürgermeister, der Rath, die 
Zunftmeister und die Burger Zürich, so darf man wieder 
nicht an die Gemeinde denken. Unter den Burgern sind 

II) Eine, wie die Römer sagen würden, elegante Untersuchung Uber das 
Todesjahr Bruns, durch welche die irrthümliche Annahme, dass er im Jahr 
1375 verstorben sei, für immer beseitigt wird, findet sich in dem Archiv 
für Schweizerische Geschichte und Landeskunde. Bd. I. S. 29 s fi. von G. 
von Me iss. Das Verdienst, zuerst die Auflösung des Irrthums gefunden ru 
haben, gehört dem trefflichen Altei Ihuinsforschcr Job, Heinr. Schinr ru. 
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vielmehr auch jetzt die Zuschüsse zu verstehen, welche mit 
dem Rathc vereint den grossen Rath bildeten. Es ergibt 
sich das schon aus einer andern Formel mit Sicherheit. In 
einer Rathserkenntniss vom Jahr 1336 selbst heisst cs näm- 
lich: „Der Bürgermeister, der Rat vnd die bürgere Zü- 
rich vnd darzuo alle die gemeinde sint überein kö- 
rnen” 1 *). Demzufolge wird die Gemeinde, in welcher sich 
die ganze Bürgerschaft einfand, von den Burgern unter- 
schieden. 

lieber die Besetzung des grossen Rathes finden sich in 
dem geschwornen Briefe noch keine nähern Angaben. Der- 
selbe scheint überhaupt noch keine durch ein Gesetz der 
Zahl nach ftir immer beschränkte Organisation gehabt zu 
haben ; sondern es mochten auch da noch Bürgermeister 
und Rath beliebig eine Auswahl von Bürgern zu sich be- 
rufen haben. Jedoch wird derselbe beiläufig erwähnt in 
der Verfassungsurkunde. Die Sühne der vormaligen Rätbe 
können nämlich zu den Burgern besendet, nicht aber in 
den Rath gewählt werden. Die alten Räthe selber sind 
von beiden für immer ausgeschlossen. 

Zuerst finde ich den grossen Rath mit dem Ausdrucke 
die Zweihundert bezeichnet im Jahr 1370. Die Ge- 
meinde beschwert sich, dass der Rath sich nicht immer 
an den mit Einmuth oder Mehrheit gefassten Beschluss der 
Zweihundert kehre, ungeachtet jener doch selbst die Sache 
an die Zweihundert gebracht habe 13 ). Es wird demnach 
das Institut der Zweihundert als etwas Bestehendes aner- 
kannt und keineswegs eine neue Einrichtung getroffen. So 
mochte vielleicht schon zu Bruns Zeit der grosse Rath 
ebenfalls die Zweihundert genannt worden sein, weil die 


12) MS. 65. S. 58a. Es ist das «in Beschluss , weicher begreiflicher 
Weise, wie die Verfassung selbst, der Gemeinde mitgetheilt wurde. Mach 
demselben soll nämtielv Jeder, der ohne des Bürgermeisters oder Rathes 
Willen vou der Stadt entweicht, „von der nttwerunge wegen, so in rnser 
Slat beschehen ist oder von dekeines vriiiges vnd kvmbers wegen so der Stat 
gf'iueinlich vfriofTet” auf immer von der Stadt verbannt sein, 

J 3) Hirzel Zürich. Jahrb. I. S. 143. 
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Sitte allmählich diese Zahl feststellte ’ 4 ). Wie wir aber 
oben schon den grossen Rath gefunden haben als aus 212 
Personen bestehend, und auch in der spätem Verfassung 
die Zweihundert immer 212 sind, so war cs vermuthlich 
auch in dieser Zwischenperiode. Für diese können wir uns 
den grossen Rath etwa fotgendermassen componirt denken : 
a) Bürgermeister und die regierenden Ra'the und Zunftmei- 
ster 27 Personen, b) die abgetretenen 26 Personen, c) die 
säinmtlichen Sechser der 13 Zünfte; 78 Personen. War die 
Constafel als alte Gemeinde gleich repräsentirt, so lieferte 
auch sie 78 Personen und so blieben denn nur noch drei 
übrig zu völlig freier Wahl des Bürgermeisters , wie er 
ja auch befugt war, höchstens drei Männer dem engem 
Rathe nach seinem Belieben beizugeben. Bei dieser Ver- 
theilung nehme ich indessen an, hatte der Bürgermeister 
wieder auf die Ernennung der Glieder der Constafel den 
grössten Einfluss. Vielleicht bezeichuete er dieselben in 
Gemeinschaft mit den gerade regierenden Räthen, die ja 
ohnehin von ihm abhängig waren. 

Dieser Verinuthung, welche ich freilich nur als solche 
gebe, darf zum wenigsten nicht das entgegnet werden, dass 
die Constafel verhältnissmässig zu stark repräsentirt gewe- 
sen sei. Man darf nicht den Massstab späterer Jahrhun- 
derte anlegcn , um die Zahl der Mitglieder der Constafel 
zu berechnen. War, wie ich glaube nachgewiesen zu 
haben, die Constafel die alte Gemeinde, so war sie jeden- 
falls an Zahl mehreren Zünften zusammen genommen und 
an Ansehen allen Zünften überlegen. Und es dauerte noch 
über ein Jahrhundert, bis dieselbe zu dem Rang einer — 
wenn auch der ersten — Zunft hcrabsank. wie wir in der 
Waldmannischen Verfassung sehen werden. 

J. 4. Stellung der Stadt nach Aussen. 

Nach dem Richtebriefe war die Pfaffheit nur dann 
gehalten , die neuen Gesetze der Stadt anzuerkennen , wenn 
sie mit dem Rathe des Propstes und seines Capitcls erlassen 


II) Oben Buch II. {. 10. S. 164. 
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wurden ,5 ). Es wurde somit auch die neue von Brun ge- 
gebene Verfassung der Chorherrenstift mitgetheilt und von 
derselben gut geheissen. 

Die Aebtissinn ferner ertheiltc dem geschworenen 
Briefe ihre Genehmigung, aber diese freilich in anderm 
Sinne und anderer Form. Brun und die Gemeinde erlassen 
die Verfassung mit Gunst und Willen der Aebtissinn nnd 
mit dem weisen Rathe des Propstes und seines Capitels. 
Und so wie jene schon die Stellung der Aebtissinn und die 
des Propstes wohl unterschieden , so zeigt sich derselbe Ge- 
gensatz noch stärker in der Unterschrift. Die Aebtissinn 
erlaubt den ebrbareu bescheidenen Leuten, ihren lieben 
Burgern , alle ihre Gerichte , Zünfte , Einungen in ihrer 
Stadt zu besetzen und entsetzen für jetzt und in Zukunft. 
Sie thut das, indem sie sich auf ihr Fürstenamt beruft. 
Der Propst und sein Capitel hängen nur zur Bestätigung 
des Ganzen auch ihr Siegel an. 

Indessen geht selber aus der von der Aebtissinn ge- 
brauchten Formel hervor, wie sehr ihre Gewalt der Stadt 
gegenüber sich vermindert hatte. Sie gestattet, was sie 
nicht zu hindern vermag, und verspricht auch für die Zu- 
kunft alle Veränderungen in den Gerichten, den Zünften und 
Innungen der Stadt zu genehmigen. So blieb von ihren 
ursprünglichen Hoheitsrechten wenig mehr als die äussere 
Form zurück. Es ging ihr ähnlich wie in der alten rö- 
mischen Verfassung den ' Curiatcomitien , welche seit der 
lex Publilia nun zum voraus die Gesetze der iibrigeo Co- 
mitien ihrerseits gut heissen mussten, nachdem sie früher 
die ganze gesetzgebende Gewalt allein besessen hatten. 

Wichtiger war die Genehmigung der neuen Verfassung 
durch den Kaiser. Die Macht des Kaisers und Reiches 
gegenüber den einzelnen Reichsstädten war freilich im Laufe 
des vorigen Jahrhunderts sehr geschwächt worden. Aber 
wenn der Kaiser auf Seite der vertriebenen Geschlechter 
getreten wäre, hätte er doch leicht der Stadt die grössten 


15) Oben Buch II. $. 13, Anm. l il 
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Gefahren bereiten können. Der klugen Einleitung Bruns 
gelang es aber noch im Jahr 1336 die kaiserliche Bestäti- 
gung zu erhalten. In derselben sind die Klagen über die 
abgetretenen Räthe und ihre Willkiihr noch verstärkt und 
auch angedeutet, dass es früher schon in Zürich Zünfte ge- 
geben ,6 ). In beidem mag man Bruns Vorstellungen er- 
kennen, die mit Bezug auf das Vorhandensein vormaliger 
Zünfte freilich falsch sein mochten. Es musste ihm aber 
daran liegen, die Neuerung dem Kaiser so geringfügig als 
möglich darzustellen. 

Ebenso sehen wir später noch den Bürgermeister sich an 
den Kaiser Ludwig anlehnen und dessen Gunst für die Stadt 
gewinnen. Sie hatten auch in der Thal gemeinsame Interes- 
sen. Denn Ludwig war im Kampfe mit dem österreichi- 
schen Fiirstenhausc zum Throne gelangt, und die aus Zürich 
entwichenen Geschlechter fanden vorzüglich bei dem be- 
nachbarten österreichischen Adel Schutz und Unterstützung. 

Dasselbe antiösterreichische Interesse zwang den Bür- 
germeister Brun auch mit den Eidgenossen der drei Thäler 
Uri, Schwyz und Unterwalden, welche die österreichische 
Macht zu ihrem Hauptgegner hatten , sich näher zu ver- 
bünden. Der Versuch der verbannten Geschlechter, mit 
Hülfe ihrer äussern und innern Freunde sich der Stadt 
durch Ucbcrraschung zu bemächtigen und die Neuerung 
wieder abzustellen , war zwar missglückt (1350) und Brun 
selbst den persönlichen Nachstellungen seiner Feinde ent- 
gangen. Mehrere Geschlechter wurden hingerichtet , der 
Graf Hans von Habsburg blieb in der Bürger Gewahrsam 
gefangen. Aber der bei diesem Ueberfalle compromittirte 
Adel der Umgegend und seine Freunde arbeiteten nun um 
so eifriger, um durch ein gemeinsames Bündniss und na- 
mentlich auch mit ötserreichischer Hülfe wider die Stadt 
diese zu bezwingen. 

Schon früher hatte die Stadt einmal mit dem kräftigen 
Bergvolke ein Schutz- und Trutzbiindniss geschlossen, auf 


16) Urk. bei 'Ischudi Chronik I. S. 345. 
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St. Gallustag 1291 , nicht schon 1251 , wie die Chronik - 
und Geschichtschreiber behaupten *'). Dieses Biindniss hing 
mit dem Tode König Rudolfs zusammen (15. Juli 1291). 
Die drei Länder Uri, Schwyz und Unterwalden traten 
schon im August desselben Jahres, als es noch keinen Kai- 
ser gab und die ganze Gefahr der inuern Verwirrung und 
des Streites um die Krone wieder erneuert war , zusammen 
und beschwuren ein Biindniss , durch welches sie vornehm- 
lich eine von fremden Herrn unabhängige Gerichtsverfas- 
sung sich zu sichern trachteten und sich gegenseitig ge- 
lobten, die Verbrecher zu bestrafen und die innere Ordnung 
aufrecht zu halten l8 ). Der einige Wochen später auf drei 
Jahre mit Zürich abgeschlossene Bund in ) hatte zum Zweck , 
die verbündeten Länder und Stadt gegenseitig gegen feind- 
liche Ueberfälle durch das Versprechen bewaffneter Hülfe 
zu schützen. 

Mit diesen Ländern, welche inzwischen die österreichi- 
schen Landvögte vertrieben, ihre von diesen bestrittene 
Reichsunmittelbarkeit in der Schlacht bei Morgarten (1315) 
gegen den Herzog Leopold von Oesterreich siegreich be- 
hauptet und durch ein Biindniss mit der Landstadt Luzern 20 ) 
ihre Kräfte verstärkt hatten , schloss nun der Bürgermeister 
Brun und die Reichsstadt Zürich auf St. Walpurgentag 
1351 einen ewigen Bund, den Bund mit den vier Wald- 
stätten, welcher als die Grundlage der spätem schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft zu betrachten ist. 

Zürich war damals das anschnliclistc Glied dieses Bun- 
des und erhielt auch den Begriffen des Mittelalters gemäss 
als freie Reichsstadt den ersten Ilaug. Luzern war nur 
österreichische LandstadL und behielt auch in dieser Bun- 
desurkunde noch die Rechte ihres Herrn, des Herzogs von 


17) Hopp tJrk. S. 39. 

18) Eine Abschrift dieses Bündnisses habe ich durch die Ciüte des Herrn 
Landamtnann N. Ke ding von Schwyz, erhallen. 

19) Be» Tschad i, freilich mil falschem Datum, I. 148, genauer bei 
K.opp Urk. S. 37. 

20) T schudi I. 323. 
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Oesterreich , ausdrücklich vor , ungeachtet die Richtung der 
ganzen Verbindung offenbar dahin ging, sich dieser Herr- 
schaft zu entziehen. Die Länder waren zwar ebenfalls 
reichsunmittelbar, aber als Länder traten sie doch hinter 
den Städten zurück. Und so ergab sich denn die vorört- 
liche Stellung Zürichs von selber, ohne dass es jemanden 
einfiel, dieselbe durch Vertrag anzuerkennen , und noch 
weniger, sic zu bestreiten. 

Die Stände versprechen sich gegenseitig Hülfe. Wenn 
einer von ihnen angegriffen oder geschädigt würde, so soll 
er die andern mahnen, und diese dem Rufe unverzüglich 
und unweigerlich folgen mit aller Macht. Auch ungemahnt 
sollen die Eidgenossen dem durch raschen Angriff bedroh- 
ten Stande zu Hülfe ziehen. Streitigkeiten zwischen Zürich 
und Luzern oder einem der Länder werden durch Schieds- 
richter in Minne oder nach Recht entschieden. Jeder Theil 
erwählt zwei ehrbare Männer. Können sich die vier nicht 
vereinigen, oder bildet sich keine Mehrheit, so erwählen 
sie einen Obmann, der entscheide. Kein Laie soll einen 
andern aus dem Gebiete des Bundes wegen Geldschuld vor 
ein geistliches Gericht laden. Jeder soll bei dem Gerichte 
seines Wohnorts belangt , und nur wenn Rechtslosigkeit 
sich findet, bei höhern (kaiserlichen) Gerichten geklagt 
werden. Wer den Leib verschuldet hat und von seinem 
Gerichte geächtet (verschrien) ist, der soll innerhalb der 
Eidgenossenschaft keine Aufnahme finden. 

Weitere Bündnisse werden den einzelnen Ständen nicht 
untersagt. Doch soll dieses den spätem vorgehn. Die Bru- 
nische Verfassung wird noch besonders unter den Schutz 
der Eidgenossen gestellt. 

Je zu zehn Jahren um soll der Bund neuerdings be- 
schworen werden 21 ). 

8. 5. Der zweite und der dritte geschworene Brief. 

Eine Verletzung des Marktfriedens gab schon im Jahr 
1370 Veranlassung zu weiterer Ausbildung der Verfassung. 

21) ürt. bei Tiehudi I. 391. . 
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Der Propst Bruno Brun und sein Bruder fingen den Schult- 
heissen Gttndoldingen von Luzern, als dieser von dem Markte 
der Stadt weggeritten war, unterwegs und noch in der 
Nähe der Stadt auf. Darüber gerietli die ganze Bürger- 
schaft in Aufruhr. Die Gemeinde versammelte sich und 
der Propst wurde gezwungen, den Gefangenen frei zu 
geben, und da er sich der Gerichtsbarkeit des Rathes der 
Zweihundert nicht unterwerfen wollte, von der Stadt ver- 
wiesen. Hier zeigte nun aber die Gemeinde auch ihr Miss- 
trauen gegen die Räthe im engern Sinne. Die Zunftmeister 
nämlich standen der grossen Masse der Bürger näher als 
die Räthe der Constafel. Daher wurde ausdrücklich ver- 
ordnet: Wenn die Räthe säumig seien im Richten, so sollen 
die Zunftmeister befugt sein, allein zusammen zu treten, 
und bei ihren Eiden zu richten , und cs solle dann ihr 
Spruch gelten , wie wenn die Räthe mitgewirkt hätten. 
So erhielten die Zunftmeister bereits ein Uebergewicht in 
der Verfassung, indem ihnen eine Art Aufsicht über die 
Thätigkeit des Rathes und das Recht eingeräumt wurde, 
gemeinsame Geschäfte , wenn die Räthe ausblieben , auch 
allein abzuthun **). Uebcrdcm wurde das Ansehen des gros- 
sen Rathes der Zweihundert durch einen Beschluss der Ge- 
meinde gehoben und dein Rathe zur Pflicht gemacht, wenn 
die Zweihundert etwas erkannt haben, dabei zu bleiben 
und nichts daran zu ändern. 

Dieses Ereigniss hatte Einfluss auf die Revision des ge- 
schwornen Briefes vom Jahr 1373. Im Wesentlichen blieb 
zwar die Brunische Verfassung stehen , aber die Gewalt 
des Bürgermeisters wurde vermindert und seine Stellung 
zu dein Rathe und den Zunftmeistern geniedert. Es zeigt 
sich das schon in den Formeln. Wo es früher hiess : Ich 
der Bürgermeister, die Räthe u. s. f. , heisst es nunmehr: 
Wir der Bürgermeister, die Rätbc u. s. f. Wenn früher 
der dem Bürgermeister geleistete Eid allen audern vorging, 
so gilt ein solcher Vorzug nicht mehr. Die Constafel, 

22) flirtet Zürich. Julirli. Zürich 1SH. I. S. 30«. 
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welche früher in vorzüglichem Sinne dem Bürgermeister 
zu gehorchen hatte, wird nunmehr nur noch verpflichtet, 
dem Banner der Stadt zu warten. Werden die Wahlen der 
Zunftmeister streitig, so entscheidet nicht mehr der Bür- 
germeister allein, sondern er in Verbindung mit dem Ratlie. 
Die gewählten Zunftmeister schwören nicht mehr ihm be- 
sonders, sondern ihm und dem Rathe. Die Räthe von 
der Constafel werden ferner von dem Bürgermeister und 
dem ganzen abgehenden Rathe, die Zunftmeister inbegriffen 
erwählt, und die Minderheit im Rathe, auch wenn der 
Bürgermeister auf ihrer Seite stände, muss sich dem Willen 
der Mehrheit fügen. Ja wenn der Bürgermeister an der 
Wahl keinen Theil nehmen wollte, so sind die Räthe doch 
befugt, auch ohne ihn gültig zu wählen. 


Ferner wurde nun jener Gemeindebeschluss über das 
Recht der Zunftmeister, zu richten, auch wenn die Räthe 
säumten, in den zweiten geschworenen Brief aufgenommen 
und des grossen Rathes der Zweihundert ausdrücklich se 
dacht 13 ). ” 

Eine andere Veränderung, deren freilich der geschwo 
rene Brief nicht gedenkt, mochte in dieselbe Zeit fallen 
Wahrscheinlich hat schon Brun in manchen Dingen einiire 
auserwahlte Glieder des Rathes zur Vorberathun- für be 
sonders wichtige politische Dinge zugezogen. In den Rath 
und Richtbüchern finden wir von Anfang derselben, also 
von lu/5 an, gewöhnlich jedesmal wenn der neue Rath 
zusammen trat , auch die sogenannten fünf, zuweilen auch 
sieben Heimlicher gewählt. Sie wurden zum Theil aus 


- 3 ) S. Dipzct .. a. O. S. 319 ff. Hirz., mW uodl ejai wich 
hg* A.ad.rangen an, namentlich da.,, die Con.lafel „ufgehür! habe Zunft 
"""• U " d d “ ^»»»nacher eine neue Zunft geworden .eien e rEl “ " 
der dreizehn Zünfte. Allem e, hecht da, auf „„„„ Dit £„ “^ 

war in der Brun, , eben Verf.„„ng keine Zunft und die Schuh, uacher bU e,« 

n dem Abdruck de, er.len ge.chworenen Brief», i„ der bei, B , u , , , 

.• V, : I ? '■ * d « Schnhuiaclier rergr, M „ w „rde„ So d H m, 
nun bin» zwölf Zünfte der Handwerker und war ,o geno.biz, i„ a ' 
slafel noch eine dreizehnte xo „irhen. 6 ’ der Co "' 


UlttiiUt hli Ptfrhhgrjchichl«. 
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den neuen, zum Theil auch aus den alten Rathen und 
Zunftmeistern genommen und wechselten halbjährlich. Sie 
hatten wohl die Bedeutung eines Staatsrathes 2 ‘) , scheinen 
aber bald wieder abgekommen zu sein. Nach dem Jahr 
1393 finde ich sie nicht mehr. 

Als der zweite Bürgermeister Rüdeger Maness zehn 
Jahre nachher in hohem Alter starb, benutzte der Ratb 
diesen Anlass, um das Amt des Bürgermeisters noch wei- 
ter zu beschränken 2i ) und den übrigen Aemtern mehr an- 
zupassen. Räthe, Zunftmeister und die Zweihundert fassten 
nämlich im Jahre 13S3 den Beschluss, es solle in Zukunft 
mit jedem neuen Rathe auch ein neuer Bürgermeister gewählt 
werden und dieser nicht länger als sechs Monate ini Amte 
bleiben. Von da an gab es somit alljährlich zwei Bürger- 
meister, von denen jeder ein halbes Jahr regierte, und die 
gewöhnlich dann fortwährend in derselben Weise mit ein- 
ander wechselten 2Ö ). 

Wieder zehn Jahre später (1393) wurde der dritte ge- 
schworene Brief 27 ) erlassen. Es geschah diese Revision 
zur Zeit grosser Aufregung in der Stadt. Der Bürgermei- 
ster Schöno nämlich hatte in Verbindung mit dem Rathe 
ein Biindniss mit Herzog Leopold III. von Oesterreich vor- 
bereitet, welches dem eidgenössischen Bunde entgegenwir- 
ken sollte. Hier zeigt sich von Neuem das Schwankende 

24) lm Jahr 1393 heisst es: „vnd sol man inen fiirbringen ob Jeman 
fetiit vernäme , daz der Statt schaden oder bresten bringen möcht.” 

25) Maness hatte das Amt keineswegs tadellos verwaltet, und trug da« 
durch wohl bei, die Würde heraözuselzen. Es ergibt sich das aus einem 
Rathsbeschluss von 1370. MS. 138a S. 15a. Er hatte nämlich den Besitz 
des Stadtsiegels dazu missbraucht, der Stadt zugehöriges Eigen für eine 
Privatschuld zu verpfänden. Desshalb beschloss der Rath: er habe binnen 
Frist den Gläubiger zu befriedigen ; „won tatt er des nit, so duebt di« 
Burger, daz inen der Bürgermeister fürbaz vnnUtz wer vnd 
weltin och dannenhin mit iin nüt ze schaffen haben." Spater zog er einmat 
die Reichssteuer von 200 Golden ein und verbrauchte sie mit seinem Sohne „ 
worauf ihm der Rath mit Abzug an seiner jährlichen Besoldung von 100 
Gulden drohte. MS. 138. a. S. 23. b. 

26) Beschluss v. 26. Nov. 1383. MS. 138. a. S. 52. 

27) Er ist unter der unrichtigen Bezeichnung des zweiten geschworenen 
Briefes abgedruckt in der Helv. Bibi. a. a. O. S. 12. ff. 
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in der Lage Zürichs zwischen den Eidgenossen und Oester- 
reich. Im Käthe finden wir von Zeit zu Zeit mehr Ge- 
neigtheit sich mit diesem als mit jenen näher zu verbinden^ 
in der Masse der Bürgerschaft dagegen hatte die eidgenös- 
sische Gesinnung gewöhnlich die Oberhand. Das österreichi- 
sche Biindniss ist dem Bunde Zürichs mit den Waldstatten 
sehr .ähnlich , in manchen Stücken stimmt es wörtlich damit 
überein. Oesterreich verspricht Zürich durch seine benach- 
barten Landvögte Hülfe, sobald der Rath mahnt, bei gä- 
ben Angriffen auch ohne Malmnng. Ebenso umgekehrt Zü- 
rich den österreichischen Beamteten. Zürich behält sich 
zwar die eidgenössischen Bünde vor, doch mit der ausdrück- 
lichen Beschränkung, dass es sich in dem damaligen Kriege 
Oesterreichs mit den Eidgenossen neutral verhalten solle. 
Würde die Stadt von diesen desshalb angefeindet, so ver- 
spricht der Herzog Hülfe, erwirbt sich dadurch aber auch 
das Recht auf zürcherische Hülfe gegen die Eidgenossen 23 ). 

Den Letztem musste alles daran liegen, diesen feindli- 
chen Bund zu trennen. Als ihre Boten daher bei Bürger- 
meister und Rath kein williges Gehör fanden , wandten sie 
sich an die Mitglieder des grossen Rathes, die schon darum 
jenem Plane abgeneigt waren , weil derselbe ganz insge- 
heim, und ohne ihren Rath betrieben worden war, und an 
die Bürgerschaft. Es gelang ihnen , die öffentliche Meinung 
auf das lebhafteste zu Gunsten der eidgenössischen Verbin- 
dung und zum Hasse gegen die österreichischen Projekte 
anzuregeu. Der grosse Rath beschloss, die ganze Gemeinde 
zu versammeln und einstweilen jeden Abschluss des Bundes 
für nichtig zu erklären. 

Die Gemeinde verwarf denselben vollends, entsetzte den 
Bürgermeister und ermächtigte den Rath der Zweihundert, 
über die schuldigen Räthe zu richten. Eine bedeutende An- 
zahl angesehener Männer wurde verwiesen und ein neuer 
geschworener Brief aufgerichtet, dessen Bestimmungen deut- 
lich den Einfluss dieser Ereignisse nachweisen. 


2S) Der Vertrag bei Tschudi 1. 571. 
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Der grosse Rath der Zweihundert nimmt in dieser Ver- 
fassung eine viel bedeutendere Stellung ein, als früher; in- 
dem die Bürgerschaft in ihm vornäiulich eine Garantie zu 
finden glaubte gegen allfällige Anmassungen und missfällige 
Tendenzen der Räthe. Es wurde nunmehr auch den Zwei- 
hunderten von der gesammten Bürgerschaft Treue und Ge- 
horsam geschworen. Die neuerwählten Zunftmeister müs- 
sen jenen ebenfalls den Eid leisten, lieber streitige Zunft- 
wahlen entscheiden Bürgermeister , Räthe, Zunftmeister und 
der grosse Rath. Ebenso soll der Bürgermeister halbjähr- 
lich von dem kleinen und grossen Rathe erwählt werden. 
Denselben ist nun auch die Wahl der dreizehn Räthe über- 
tragen. Je zahlreicher der grosse Rath war im Vergleich 
mit dem kleinen, desto mehr mussten diese wichtigen Wahlen 
ganz in seine Hände kommen , und so bildete sich nach und 
nach in Verbindung damit, dass die wichtigsten Ratbsbe- 
schlüsse namentlich von allgemeinem Inhalt regelmässig vor 
den grossen Rath zur Entscheidung gebracht wurden, die 
Vorstellung aus, dass die höchste Gewalt in der Stadt bei 
ihm stehe. ^ 

Ausser den beiden Bürgermeistern, den alten und neuen 
Räthen, den alten und neuen Zunftmeistern und den Sech- 
sern der Zünfte gehörten noch eine ungewisse Anzahl von 
Gliedern der Constafel, die von dem regierenden Bürger- 
meister und Rath gewählt wurden , zum grossen Rathe. 
Die übrigen wurden, um die Zahl der Zweihundert (212) 
zu ergänzen, von dem grossen Rathe durch Ergänzung ge- 
wählt w ). 

Eine andere bedeutende Verfassungsänderung bezog sich 
auf die Räthe im engem Sinne. Nach althergebrachtem 
Rechte mussten diese aus der Constafel genommen werden ; 
die Zünfte als solche waren nur fähig Zunftmeister den Rä- 
then beizugeben, nicht aber auch aus sich Räthe hervor- 
gehen zu lassen. Von nun an aber soll die Wahl der letz- 
tem nicht weiter auf Constafel beschränkt sein, sondern 

29) Vgl. eine Rathsverordnung von 1401. in La u ffers. Beitragen zor Hi- 
storie der Eidgenossen. Zürich 1739. II. S. 144. 
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dieselben auch aus den Zünften und von den Handwerken 
genommen werden dürfen. 

Auf diese Weise sanken allmälig alle ständischen Unter- 
schiede innerhalb der Bürgerschaft zusammen. Und es wurde 
durch diese Freigebung der Wahl der Räthe die letzte Ent- 
wickelung vorbereitet, nach welcher auch die Constafel nicht 
mehr als die eine Gemeinde allen Zünften entgegen , sondern 
vielmehr als die erste Zunft den übrigen Zünften an die Seite 
gesetzt wurde. 

Auch dieser geschworene Brief wurde noch von der 
Aebtissinn kraft ihres Fürstenamtes bestätigt. Man schrieb 
die Formel noch hin, aber ohne sich dabei Vieles zu denken. 

Kaum war der grosse Rath durch die neue Verfassung 
als Träger der höchsten Macht anerkannt und im Gegen- 
sätze zu dem kleinen Ratlie von der Gemeinde gehoben 
worden, als er seine Macht auch dieser gegenüber festzu- 
stellen und zu sichern suchte. Es war wohl niemals genau 
ausgemittelt, welcherlei Gegenstände vor die Gemeinde ge- 
bracht werden müssen , und welche auch ohne ihre Mit- 
wirkung von dem Rathe abgethan werden dürfen. Aber 
aus der Erzählung von einzelnen Vorfällen ergibt sich doch, 
dass die Gemeinde , so oft ein Ereigniss die Gemüther der 
Bürgerschaft lebhaft bewegte, zusa minenberufen wurde, und 
dann ziemlich frei nach ihrem eigenen Gutdünken handelte. 
Besonders waren, seit der Brunischen Neuerung, die sich 
auf eine ähnliche Thätigkeit der Gemeinde gründete , die 
Beispiele nicht selten, dass die Gemeinden in die Behand- 
lung der Angelegenheiten der Stadt tüchtig cingrilfen und den 
Rath ihrem Willen unterwarfen. 

Dieser Gefahr. nun , dass einzelne Glieder des grossen 
Rathes, wenn ihnen die Beschlüsse desselben nicht gefielen, 
die Sache an die Gemeinde bringen und die Bürgerschaft 
in Bewegung setzen möchten, suchte der grosse Rath da- 
durch zu begegnen, dass er beschloss: Es sollen in Zukunft 
keine andern Sachen an die Gemeinde kommen als die An- 
gelegenheiten des heiligen römischen Reiches, der Eidge- 
nossenschaft, t.andkriege und neue Bündnisse, und auch diese 
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nur, wenn die Mehrheit des grossen Käthes es beschliesse. 
Wer ohne Erlaubnis Dinge, die der Rath verhandelt , aus- 
bringt, wird mit Strafe bedroht. Und macht er gar sich 
Umtriebe und reizt die Bürgerschaft auf, so wird sofort 
über seinen Leib und Gut (von dem grossen Käthe gerichtet. 
Jedes neu gewählte Glied des grossen Rathes soll auch die- 
sen Beschluss beschwören 30 ). 

Die Tendenz dieses Beschlusses liegt klar vor. Jedoch 
würde man irren , wenn man darin eine bedeutende Aende- 
rung in den Grundzügen der Verfassung oder gar, wie einige 
es ansehen , eine Abschaffung der Demokratie und Herstel- 
lung der Aristokratie finden wollte. Der Beschluss selber 
beruft sich auf das alte Recht und will bloss unruhige Auf- 
tritte verhindern. Man konnte in der That damals noch die 
Verfügung der Gemeinde in andern Dingen ausser den ge- 
nannten für missbräuchlich halten, indem sie auch früher 
nicht regelmässig, sondern nur dann an die Gemeinde ge- 
kommen waren , wenn irgend eiu F.reigniss die Leidenschaf- 
ten erhitzt hatte. 

So viel aber ist allerdings nicht zu bestreiten, dass der 
Rath, im Gefühle seiner Macht, diese nicht mit der Ge- 
meinde theilen noch viel weniger sic unter den entscheiden- 
den Einfluss der Gemeinde stellen wollte. 

8. 6. Erwerb der Landschaft. 

Die Stadt Zürich besass zur Zeit der Brunischen Ver- 
fassungsänderung noch kein irgend ansehnliches Gebiet aus- 
serhalb ihrer Mauern. Um dieselbe herum zog sich, wie 
um alle ältere Städte, ein Weichbild, dessen Grenzen durch 
Kreuze bezeichnet waren 3l ). Dieses vornehmlich ist unter 
dem Ausdrucke: der Burger Getwingc, der sich in dem 
Richtebriefe wiederholt findet, zu verstehen. Es mochten 
dazu auch noch die alten Ahnenden gehören, welche den 
Burgern offen standen. 

30) R a t h » v « r o r d n ti n g von 1401 bei Laitffer a. a. O. MS. liÄ. 
a. S. 1. ff. 

31) Sich« unt«n t- H. 
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Oie spätere Landschaft Zürich bestand damals aus 
einer Anzahl Herrschaften, in denen sich die Landes- 
hoheit bereits ausgebildct hatte, aus erblichen Vogtcien 
und aus Grund hcrrlichkeiteu. Diese Rechte nuu suchte 
die Stadt nach und nach an sich zu bringen und so sich 
ein Gebiet zu erwerben, welches ihr Ansehen und ihre 
Kräfte vermehre. 

Für die Erwerbungen in der nächsten Umgebung der 
Stadt waren besonders zwei Ereignisse günstig. Einmal 
nämlich der Kampf mit dem Freiherrn Liithold von Regens- 
berg in der zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts, 
dessen um die Stadt her gelegene Burgen von jener unter 
der Anführung des Grafen Rudolfs von Habsburg gebro- 
chen wurden. Sodann die Vernichtung des mächtigen Dy- 
nastenhauses der Herren von Eschibach in Folge der Blut- 
rache nach König Albrechts Tode. Bei dieser Gelegenheit 
erhielt di« Stadt das Sihlfeld und die Rechte jenes Hauses 
auf den Sihlwald ■'*). 

Die eigentlichen Erwerbungen von Herrschaftsrechten 
beginnen aber erst uin die Mitte des vierzehnten Jahrhunderts. 
Im Jahr 1362 verlieh König Karl IV. der Stadt die Herr- 
scbaftsrechte über den Ziirichsce bis zu den Hürden und 
gab den Burgern das Recht den See und die Fische darin 
zu bannen, zu besetzen und entsetzen. Auch einzelne Ter- 
ritorien erwarb um diese Zeit die Stadt. So erkaufte sie im 
Jahr 1358 die Vogtei über die Höfe T richtenhausen, 
Zollikon und Stadelhofen um 400 Mark Silbers von 
ihrem Bürger Gottfried Miillncr 33 ); im Jahr 1384 von dem- 
selben die Vogtei Küssnach und Goldbach, ferner iin 
gleichen Jahre die Vogtei Meilen, 13S5 die Vogtei Thal- 
wyl von dem Bürger Andres Seiler. Im Jahr 1384 ver- 
pfändeten Abt und Convent des Klosters Wettingen ihr die 
Vogtei Höugg. Dergleichen Pfandschaften kamen ge- 
wöhnlich dem Ankäufe von Herrschaftsrechten ihrem Effekte 
nach gleich , weil die Pfandrechte meistens nicht wieder 

32) ßlunttchli M* inorabiliA Tigurina. Zürich 17*2. u. d. W. Sihlfeld. 

33) Tic hu di 1. S. 44V. 
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abgelüst wurdet) , und spater nicht mehr losgckauit werden 
konnten. 

Ein anderer Grund zur Ausdehnung der städtischen Herr- 
schaft lag darin , dass einzelne Bürger der Stadt grundherr- 
liche oder Vogtcirechte auf der Landschaft hesassen. Da 
die Stadt sie in ihrem Besitze schützen musste und zugleich 
die betreffenden Grund- und Vogteiherrn als Burger der 
Stadt dem Käthe der Stadt unterwürfig waren , so ent- 
wickelte sich auf natürlichem Wege ein Hoheitsrecht, wel- 
ches die Stadt auch gegenüber den Dörfern und Höfen der- 
selben gelten machte. Als daher der Halh im Jahr 4403 
es ftir oöthig hielt, um den zerrütteten Finanzen wieder 
aufzuhelfen, die Steuer des Umgeldes, welches von dem 
ausgeschenkten Weine erhoben wurde und schon längst in 
der Stadt eingeführt war, auf die Bewohner der städti- 
schen Vogteien auszudehnen, trug er kein Bedenken, sie 
auch auf die Herrschaften der in der Stadt eingesessenen 
Burger zu erstrecken 

Diese Verordnung fällt in eine Zeit, wo schon die be- 
deutendsten Vogteirechte über die Dörfer am Zürichsee der 
Stadt zugehörten. Die natürlichen Interessen des Verkehrs 
hatten gerade diese Theile des spätem Cautons am frühesten 
in engere Beziehungen zu der Stadt gebracht' 35 ). 

Die wichtigsten Erwerbungen ausgedehnter Territorien 
gehören nun aber ins fünfzehnte Jahrhundert. Die Herr- 
schaft Greifeusec wurde im Jahr 1402 der Stadt von 


34) MS. 138. a. S. 107. n. und 1». „So haben wir ins — geeinbert 
vnd erkent, das Moni ich so iu vnseru voglyeu , Twinget» vnd gcrichten sitzen! 
vnd dien wir re gebieten haben, vnd dar zu o alle die, so in vnser 1 n- 
gaMSieu Burger vogtycn, gericliten vnd Twin gen seshaflsinl.’* 
Auf die ausser der Stadt gesessenen Würger und deren Herrschaften wurde so- 
mit die Verordnung nicht bezogen. Diese letzten» waren gewöhnlich angese- 
hene Adeliche, deren Stellung zur Stadt auf Vertrag, den sogenannten Burger- 
rechtsbriefen beruhte, so dass die Stadt hier nicht einseitig Herrschaflsreclite 
anspreeben konnte. 

3 $) Schon im Jahr 1313 heisst es in einem Vertrage zwischen Zürich und 
Sehwyr : „Was oueh das Goltshass ze Einsidlen au Rehen und andern guetern 
hat, widerselb dein Zürichsce, da die Borger Zürich Voegt oder 
Meyer sint." Tschudi I. 262. 
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Graf Friedrich von Toggenburg verpfändet fiir die Summe 
von 6000 Gulden und ist in der Folge nicht abgelbst wor- 
den. Bedeutender war der Erwerb der Herrschaft Grü- 
ningen. Im Jahr 1408 nämlich verpfändeten die Brüder 
Hermann und Wilhelm Gessler alle ihre Rechte auf die Burg, 
Feste und Stadt Grüningen, Landenberg, das Amt Griiuin- 
gen, die Dinghöfe zuStäfa, Hombrechtikon und Miinchal- 
torf mit grossen und kleinen Gerichten und allen Ge- 
fällen der Stadt Zürich für 8000 rheinische Gotdgulden. 
Und im Jahr 1417 erkannte König Sigismund, der sich da- 
mals auf der Kirchen Versammlung zu Constanz befand, nicht 
bloss die Gültigkeit der Verpfändung an, sondern iiber- 
liess den Zürichern überdem alle Rechte , welche das Haus 
Oesterreich von den Grafschaften (wie er sie nannte) Grü- 
nin gen und Regensberg verpfändet habe, auszulöseu 
und an sich zu bringen, nur die Wiederlösung des Reiches 
Vorbehalten, die indess nicht zu fürchten war. Es fällt das 
in jene für die Herzoge von Oesterreich so unglückliche 
Zeit, zu welcher sie die bedeutendsten Besitzungen in der 
Schweiz verloren, nachdem Herzog Friedrich von dein Kai- 
ser in die Reichsacht und von dem Constanzerconcilium in 
den Kirchenbann versetzt worden war und nun die Gegner 
dieses Fürsten überall rasch Zugriffen, um ihn zu schädi- 
gen. Die Gessler nämlich hatten die Herrschaft selber nur 
pfandweise besessen und als die wahren Landesherrn über 
dieselbe waren bis dahin noch die Herzoge von Oesterreich 
zu betrachten 3S ). So ward ihnen nun aber die Möglich- 
keit abgeschnitten, die Herrschaft wieder an sich zu brin- 
gen gegen Erledigung der darauf haftenden Summen J7 ). 

Die Herrschaft Regensberg wurde im Jahr 1409 von 
Herzog Friedrich von Oesterreich selbst an Zürich ver- 
pfändet für 7000 Gulden mit Vorbehalt der Auslösung bin- 
nen 40 Jahren. In dem Pfandbriefe heisst es: „Wem sy 
(die von Zürich) oucli die gericht ze Regensberg vnd ze 

36) König llutlolf hatte sie erblehcnswe ise seiner Zeit von dem Abte von 
.St. tialltu erhalten. 

37 ) Die l'rknnden finden sich in der Sakristei 7 um rossiniinsltr. 
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Bulach einpfehlcheii , dem sol der pan über das pluott 
von vnns (dem Herzoge von Oesterreich) verliehen syn." 
Auch auf sie bezieht sich die vorhergehende Urkunde Kö- 
nig Sigismunds. 

In dieselbe Zeit (1415) fallt die Eroberung des Frey- 
amtes jenseits des Albis durch die Zürcher, welches eben- 
falls dem Herzoge von Oesterreich seit dem Sturze des 
Eschibachischen Hauses zugehört hatte. König Sigismund 
iiberliess diese Herrschaft der Stadt im Jahr 1425 als Reichs- 
lehen und erneuerte 1433,, nachdem er inzwischen die Kai- 
serwürde erlangt hatte, die Verleihung der Hoheitsrechte, 
den Blutbann inbegriffen. . 

Die bedeutendste Erwerbung aber unter allen bezog sich 
auf die im alten Thurgau gelegene Grafschaft Kyburg. 
Noch im vierzehnten Jahrhundert hatte Herzog Liipolt von 
Oesterreich die Grafschaft zweimal in den Jahren 1384 und 
1386 seinen Vettern den Grafen von Toggenburg zuerst für 
die Summe von 7550 Gulden, später für weitere 1200 Gul- 
den verpfändet. In Folge dieser pfandweisen Benutzung 
kam die Gräfinn Kunigunde von Montfort, geborne von 
Toggenburg, 1405 in den Besitz der Grafschaft. Von da 
an Anden wir nun die Züricher ausserordentlich thätig, um 
diese wichtige Herrschaft an sich zu bringen. Der Gemahl 
der Gräfinn, der von den Zürichern gefangen ward, musste 
schwören , sich jener Grafschaft nicht zu unterwinden , noch 
selbst dort zu wohnen ohne der Stadt Wissen oder Willen. 
Seine Frau möge das thun. 

Nachdem gegen Herzog Friedrich die Keichsacht ver- 
hängt worden, zog der Kaiser Sigismund auch die Rechte 
des Hauses Oesterreich auf Kyburg zu seinen Händen ein. 
An ihn wendeten sich nun die Zürcher, und in der That 
gelang es ihnen, im Jahr 1424 das Recht der Auslösung 
der Toggenburgischcn und andern Pfandrechte, welches vor- 
mals dein Herzoge von Oesterreich zugestanden, von dem 
Kaiser zu erhalten 3S ). Die Gräfinn von Montfort wurde für 

38) Dir Unterhandlungen mit dem König fangen spatestem itn Jahre 1 4 1 8 
au. Damals boten die Züricher für rigenlhümliehe ITebertassang der Grafschaft 
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ihre Forderung ausbezahlt und nunmehr gelangte die Stadt 
Zürich in den erwünschten Besitz. Indessen war dieser 
Besitz noch nicht gegen weitere Ansprüche geschützt. Die 
Stadt war bloss an die Stelle der frühem Pfandinhaber ge- 
treten und die Grafschaft noch lange nicht so verschuldet, 
dass nicht die Möglichkeit einer W'iederlösung von Seite 
des Reichs gedroht hatte. Der König liess sich selbst zu 
wiederholten Malen ansehnliche Summen von den Zürichern 
bezahlen , welche dann wieder auf die Grafschaft geschla- 
gen wurden. Ebenso war die Stadt sorgfältig genug, die 
Kosten, welche sie auf eine Schlossbaute verwendet hatte, 
sich von dem Könige wieder auf die Grafschaft anweisen 
zu lassen. So wuchs die Summe, für welche das Land 
verpfändet war, zusehends und die Wiederlösung wurde 
schwieriger. 

Schon der erste Zürichkrieg im Jahr 1440, welcher sich 
zwischen den Zürichern und den eidgenössischen Ständen 
Schwyz und Glarus, die von den übrigen Eidgenossen un- 
terstützt wurden , über das Toggenburgischc Erbe erhoben 
hatte, brachte die sämmtlichen neuen Erwerbungen der Stadt 
in Gefahr. Wicht bloss wurde ihr ganzes Gebiet verwüstet. 
Die auf Vergrösserung nicht weniger lüsternen Schwyzer 
und Glarner Hessen nur uugernc das eroberte Gebiet fahreu 
und erhielten auch wirklich im Frieden die Dinghöfe zu 
Pfeffikon, Wolrau und Hürden am Ziirichsec abgetreten. 

Erbittert darüber näherte sich Zürich insgeheim wieder 
den Oesterreichern. Herzog Friedrich von Oesterreich wurde 
in demselben Jahre noch zum deutschen Könige gewählt , 
ein noch jugendlicher Fürst aber voll wohlüberlegter wirt- 
schaftlicher Plane. Es kann niemanden befremden , dass er 
daran dachte , auch die noch vor kurzem erst an die Eid- 
genossen verlorenen Länder wieder zu gewinnen. Mit Zü- 
rich schloss er in seiner Eigenschaft als Herzog von Oester- 


1 0,000 Gulden , und wenn der König ihnen nur die Auslosung der Pfandrecht 
rugestehe 2000 Gulden. Ungeachtet in dein Briefe von 1424 keine Rede da- 
von ist, dass der König Geld empfangen habe, so darf man das doch nach dem 
•ben Mifgetheilten als sicher voransselr.en. MS. 13Ä. b. S. 59. b. 


Digitized by Google 



MS 


Drittes Buch. S- #• 


reich fiir das angrenzende vorderösterreichische Gebiet einen 
Bund, welcher zu Aachen auf dem Krömuagstage unter- 
zeichnet wurde 5 ’), und wenn auch nicht den Worten doch 
dem Geiste nach den Eidgenossen feindselig war. Zürich 
hatte aber diesen Bund, der ihm doch nur neues Unglück 
bereitete, ohne einen wahren Ersatz zu leisten, nur durch 
das Opfer der Grafschaft Kyburg erkaufen können. Durch 
einen gleichzeitigen Vertrag nämlich hatte sieb Zürich ver- 
pflichtet, die Grafschaft Kyburg wieder dem Hause Oester- 
reich zu überliefern und für sich nur einen Einfluss auf die 
Wahl eines jeweiligen österreichischen Eandvogtes sowie 
das Recht erlangt, wenn je die Herzoge ihre Grafschaft ver- 
äussern oder verpfänden wollten , sie um den nämlichen Preis 
vor andern Erwerbern voraus an sich zu bringen ; ein Recht, 
welches auch auf andere Herrschaften ausgedehnt wurde , 
insofern diese durch das Haus Oesterreich wieder von den 
darauf zu Gunsten Zürichs haftenden Pfandrechten geledigt 
werden sollten. Würde die Grafschaft Baden, welche im 
Jahr 1415 von den Eidgenossen erobert war, je wieder in 
die österreichische Gewalt zurückkehren (aus welcher Be- 
stimmung sich deutlich die Tendenz des Bundes ergibt), so 
soll Zürich auch darauf dieselben Rechte erhalten wie auf 
die Grafschaft Kyburg. Nur der Theil der Grafschaft Ky- 
burg, weicher jenseits der Glatt nach Ziiricli hin lag, das 
sogenannte N e u a m t , wurde der Stadt bleibend überlassen ,l> ). 
Und die früher schon von der Grafschaft Kyburg abge- 
Irenntc den Herren von I.andenbcrg verpfändete Herrschaft 
Andelfingen, welche die Züricher auf ähnliche Weise 
von diesen losgckauft hatten, wie die Grafschaft Kyburg 
von der Gräfinu von Montfort , soll der Stadt auch ferner 
zu Pfand verbleiben , jedoch die Wiederlösung dem Hause 
Oesterreich Vorbehalten sein. 

Die von dem Bürgermeister Sliissi und dem Stadtschrci- 
ber Graf missleitete Stadt wurde in dem erneuerten Kriege 

39) Tschudi II. S. 335. 

10) Die Urkunden sind in der Sakristei /um Ciros.»mUnst< f r , Abschriften 
finden sich in den Urbarien. 
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mit den Eidgenossen hart mitgenommen ; die Landschaft hatte 
noch mehr zn erdulden. Der Kaiser nahm sich des Krie- 
ges nur lässig an und der österreichische Befehlshaber führte 
denselben planlos und unglücklich. Allgemeine, beidersei- 
tige Ermüdung bereitete indessen den Frieden vor (1446), 
aus welchem Zürich doch ohne neue Verluste von Land 
sich rettete. Bald darauf (1452), und zwar in Folge dieses 
Krieges, erwarb denn auch die Stadt die Grafschaft Kyburg 
wieder, und nun für immer. Der österreichische Befehls- 
haber hatte nämlich bedeutende Geldsummen in Zürich ent- 
lehnen müssen , um den Krieg zu führen ; und so blieb der 
Herzog Sigismund, der inzwischen die Regierung des vor- 
derösterreichischen Landes angetreten hatte, noch eine Summe 
von 17,000 Gulden der Stadt schuldig, für welche er ihr 
die Grafschaft Kyburg von neuem verpfändete. Ungeachtet 
er sich aber das Auslösungsrecht mit sehr grosser Bestimmt- 
heit vorbehielt für sich und seine Erben , wurde doch nie 
davon Gebrauch gemacht. 

Die Stadt Winterthur war durch die Aechtung des 
Herzogs Friedrich ebenfalls von der österreichischen Herr- 
schaft frei geworden und in die Stellung einer Reichsstadt 
gelangt. Mach König Sigismunds Tode huldigte sie aber 
freiwillig wieder dem österreichischen Hause, und kehrte 
so zu ihrem alten Landesherrn zurück. Selbst als schon 
die Grafschaft Kyburg, von der sic umgeben war, von 
neuem den Zürichern verpfändet war, wehrte sie doch, im 
Verein mit einer österreichischen Besatzung, die Belagerung 
der Eidgenossen auf das tapferste ab, als diese den Krieg 
gegen Herzog Sigismund von Oesterreich erneuert hatten 
(1460). Indessen musste doch die Unbaltbarkeit dieser Lage 
immer fühlbarer werden , und so war es Winterthur ganz 
recht, als der Herzog die Stadt im Jahr 1467 ebenfalls an 
Zürich verpfändete. Sie entging dadurch wenigstens der 
grossem Gefahr, eine gemeineidgenössische Herrschaft zu 
werden. Die Züricher bezahlten 10,000 rheinische Gulden, 
wovon der Herzog 8000 der Stadt Winterthur selbst über- 
Hess, um sie für die Unkosten des Kriegs dadurch zu decken. 
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In dem Vertrage wurde ausdrücklich bestimmt: „ daz die 
von Zürich die egemelten von Winterthur, Schulthcissen , 
Rat vnd gemeinde , vnd alle die so zuo In gehören , by 
allen Iren Rechten, Fryheiten vnd gnaden, so sy von Rö- 
mischen keisern vndkünigen, ouch vnsern vordem vnd vns 
(Herzog Sigismund) haben vnd by Iren alten löblichen her- 
komen gerueblich belyben lassen, vnd dawider nicht drin- 
gen, sunder daby vor anndern, die darwider teten, oder 
tnon weiten, handthaben schützen schirmen sollen nach al- 
lem Irem vertnugen.” 

Winterthur behielt somit seine freie selbständige Verfas- 
sung auch unter züricherischer Hoheit bei , wie sich dieselbe 
unter den österreischen Landesherrn ausgebildet hatte. Damals 
schon bestand neben dem kleinen Rathc von zwölf, dem noch 
immer ein Schultheiss Vorstand , ein grosser Rath von vierzig 
Mitgliedern 41 ). Zünfte gab es keine daselbst, obwohl sich 
zu Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts solche aus der Ge- 
meinde heraus bilden wollten. Diese Neuerung wurde aber 
im Jahr 1416 von den angerufenen Schiedrichtern auf das 
schwerste untersagt. Und cs blieb somit bei einer Gemeinde 
der ganzen Bürgerschaft, was auch bei dem geringen Um- 
fange der Stadt das natürlichste war. 

Von geringerer Bedeutung war der ähnliche Erwerb 
der Stadt .Stein am Rhein. Diese Stadt nämlich hatte sich 
selbst 1457 von ihren frühem Landesherrn, den Freiherrn 
von Klingen losgekauft und so den eigenen Besitz der Ho- 
heitsrechte über das Stadtgebiet und was noch sonst abge- 
treten wurde erworben. Dieser freie Zustand schien ihr 
aber später nicht ohne Gefahr , und so verkaufte sie jene 
Hoheitsrechte im Jahr 1484 um 8000 Gulden an Zürich, 
behielt sich aber unter dem Schirme dieser Stadt ihre städti- 
sche Verfassung vor. 

Endlich erkaufte die Stadt im Jahr 1496 von dem Edeln 
Johann Gradner die Stadt und Herrschaft Eglisau für 
10,500 Gulden ; 46 Jahre früher hatte sie die nämliche Herr- 


4i) Maller Geschichte der Eidgenossen III. S. £43. 
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schaft, welche sie von den Grafen von 'l'engen erworben 
hatte, um die gleiche Summe an die Familie Gradner ab- 
getreten und machte nunmehr von ihrem Rechte des Wie- 
derkaufs Gebrauch. 

So besass nun die Stadt ein sehr ansehnliches, ziemlich 
abgerundetes Gebiet. In allen diesen grossem Herrschaften 
hatte sie die hohe Gerichtsbarkeit, wie sie vormals von den 
einzelnen Landesherrn ausgeübt worden war. Daneben konnte 
sie auch die niedern Vogteirechte oder grundherrliche Rechte 
inne haben, je nachdem der frühere Landesherr auch diese 
besessen oder sie solche von andern Vögten oder Grund- 
herrn erworben hatte. 

Man darf sich indessen in der ersten Zeit dieses Gebiet 
durchaus nicht denken als eine einheitlich und gleichförmig 
regierte Landschaft. Vielmehr war cs ursprünglich nur ein 
Aggregat einzelner Herrschaftsrechte, die ihrem Umfange 
nach sehr verschieden sein konnten und immer trat die Stadt 
nur an die Stelle der frühem Herrn. Wohl aber musste 
die gemeinsame Beziehung aller dieser Theile zu der Haupt- 
stadt und die allgemeine Theilnahme an den öffentlichen 
Schicksalen des erweiterten Staates in Kurzem auch grössere 
Einheit und einen innern Zusammenhang der ganzen Land- 
schaft hervorbringen. 

8. 7. Der Bürgermeister Waldmann. 

Um dieselbe Zeit als der Graf von Toggenburg, über des- 
sen Erbe jener unselige Krieg der Züricher mit den Schwy- 
zern und Glarnern ausbrach, starb (1437), wurde Hans Wald- 
mann in Blickenstorf, einem Dorfe des Landes Zug, ge- 
boren, der grösste züricherische Held. Als armer Bauer- 
knabe kam er nach Zürich, wurde Rothgerber, kaufte das 
Bürgerrecht und zeichnete sich bald vor allen seineu Ge- 
nossen durch unternehmenden Muth und raschen Geist aus, 
wie er durch seine körperliche Schönheit den Frauen lieb 
und gefährlich wurde. Zum Zunftmeister erwählt, entwi- 
ckelte er in den burgundischen Kriegen seine kriegerischen 
Talente und erwarb eineu grossen geachteten Namen weit 
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uuiher. Sein Einfluss stieg in der Stadt mit seinem Ruhm 
und seinem Vermögen. Als oberster Zunftmeister hatte er 
auf den Zünften und unter seinen Amtsgenossen grosses An- 
sehen. Aber nicht zufrieden mit dieser Stellung, suchte er 
eine höhere zu erwerben. Von der Natur zum Haupte eines 
Staates geschaffen , wollte er seine angeborenen Herrscher- 
rechte, wenn dieser Ausdruck erlaubt ist, verwirklichen, 
und mit dem Einflüsse auch die Anerkennung seiner Ueber- 
legenheit verbunden sehen. 

Die Bürgermeister waren dem alten Herkommen gemäss 
bisher meistentheils aus der Constafel genommen worden. 
Waldmann aber gehörte nicht dieser sondern der Zunft zum 
Kameele an. Gerade damals waren zwei Bürgermeister aus 
jener Gesellschaft abwechselnd im Amte, von deucn keiner 
freiwillig dem Emporkömmling (denn so sahen ihn trotz sei- 
nes eminenten Talentes, trotz seiner Rittcrwiirde, die er durch 
eigenes Verdienst erworben hatte, und trotz seines Vermö- 
gens wohl die Meisten von den alten Geschlechtern in ihrer 
Beschränktheit an) weichen wollte. Doch Waldmanu wurde 
durch beide Schwierigkeiten von dem gefassten Entschlüsse 
nicht abgeschreckt. Er liess sich, statt des bisherigen Bür- 
germeisters Göldli, zum Bürgermeister wählen. 14S3. 

Die Plane, die er schon als Oberstzunftmeister verfolgt 
hatte , förderte er nunmehr noch rascher und kühner. Der 
Verwilderung und Sittenlosigkeit, welche sich während der 
unaufhörlichen Fehden und Kriege des fünfzehnten Jahr- 
hunderts über Stadt und Land verbreitet hatten, suchte er 
mit energischen Massregcln zu begegnen. In ihm selber 
waren die Leidenschaften und Tugenden jener Zeit im höch- 
sten Masse vereinigt. Im Gefühle seiner Uebermacht wollte 
er jene beim Volke bändigen, ohne sich selbst Gewalt an- 
zuthun, was grossen Charakteren öfters wiederfährt, von 
der grossen Mehrheit aber gewöhnlich bitter beurtheilt wird. 
Er wollte vor allen die Bewohner wieder an solide Thä- 
tigkeit gewöhnen. Die Städter sollten vornehmlich Handel 
und Gewerbe treiben , die Landbewohner sollten dem Acker- 
bau obliegen. 
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Aus Zürich gedachte er den Hauptmarkt des ganzen 
Landes zu machen, auf welchem alle Erzeugnisse des Bo- 
dens und des industriellen FJeisses umgesetzt würden. Kachl 
der Stadt sollten die Handwerker aus den Dörfern kommen 
und daseihst das Bürgerrecht erwerben. Die Handwerke 
wurden gegen fahrende Kramer geschützt, der öffentliche 
Verkauf von Lebensmitteln unter erneuerte polizeiliche Auf- 
sicht gestellt, die Arbeitslöhne taxirt. Im Innern der Stadt 
wurde grossere Reinlichkeit geboten, und durch öffentliche 
Bauten (die Wasserkirche und die Helme des Grossmünsters) 
ihr Aussehen verschönert 42 ). 

Für die Bewirtschaftung der Güter auf dem Lande er- 
hess er ebenfalls Verordnungen. Er verbot weitere Aus- 
reutung der Wälder und Verwandlung der Aecker in Wei- 
den. Das verderbliche unstäte Herumfahren von Ort zu 
Ort und das Reislaufen in fremde Kriege suchte er durch 
strenge Gesetze zu hindern. Fester Wohnsitz und bestimmte 
Beschäftigung sollte die Leiden des Krieges und die allge- 
meine Verderbniss wieder entfernen und dem Gemeinwesen 
zu neuer Bliithe verhelfen w ). 

Man würde Waldmann Unrecht thun, wenn man seine 
Verordnungen nach dem Massstabe des achtzehnten oder 
neunzehnten Jahrhunderts messen wollte. So einseitig und 
schroff sie uns erscheinen , so konnten sie doch für die da- 
malige Zeit von heilsamen Wirkungen sein. Und nur das 
zu rasche Durchgreifen des Bürgermeisters, der keinen Wi- 
derstand duldete, brachte sein ganzes System in Gefahr. 
Auch ist nicht zu übersehen, dass der Uebcrgang von dem 
Bauern- in den Bürgerstand damals äusserst leicht war. 
Jeder Einheimische, der in die Stadt zog, 3 Gulden für das 
Bürgerrecht bezahlte und sich eine Zunft wählte, warBürger 

Die Finanzen der Stadt hob Waldmann hauptsächlich' da- 
durch, dass er den Salzverkauf für ein Regal der Stadt er- 
klarte und alle, welche mit ihr steuerten und reiseten, nö- 

ncVM'm'ri: «\' Vild •• R, " r «■« »■ 

*3) Fiiisli «. a. o. S. 73. ff. 139, ff. 

HliiiiUrliti R«rliftge.«-hirlitt. 
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thigte, „sich von ihr zu Lesalzen.” Zugleich legte er in 
der Stadt und ihren Herrschaften die sogenannten Reis- 
btichsen an, in welche die steuerpflichtigen Bewohner der- 
selben jährlich einen Beitrag abgeben und mancherlei Bussen 
und andere Gebühren fallen sollten. Dadurch wurde zum 
Voraus auf den Fall des Krieges gesorgt , dass die Kosten 
desselben desto leichter bestritten werden können '■'*). 

In der Regierung des Landes suchte er grössere Gleich- 
förmigkeit zu bewirken durch Ausbildung des Stcuerwesens 
und Durchführung eines allgemeinen Mannschaftsrechtes. Die 
Rechte der Vogtei und Grundherrn wurden so viel möglich 
an die Stadt erworben und manches Alterthiimliche, was 
sich daran knüpfte, abgeschafft. Die Wahlen der Unter- 
vögte, welche faktisch seit längerer Zeit den Herrschafts- 
angehörigen zugestanden , wurden in Dreiervorschläge ver- 
wandelt, aus denen dann die Ober- oder Landvögte den Un- 
tervogt ernannten. Die niedere Strafrechtspflege wurde ein- 
geschränkt, die höhere erweitert und die Strafen verschärft 45 ). 

Seine Hauptgegner waren die Pfaffen und die Geschlech- 
ter. Die schlechten Sitten der erstem suchte er zu zügeln. 
Er wollte sie zwingen, wie sich eine Verordnung von 1485 
ausdrückt, zu „tuon als die so die wolust der zergengli- 
chen weit zuruck gelegt haben , vnd als sie geistlicher Würde 
vnd ir Pfrund wegen zu tun schuldig sind.” Die Veräus- 
serung liegender Güter an Kirchen und Klöster hinderte er 
wirksam und nöthigte den Klerus zu seinem grossen Ver- 
druss zum Bau der Thiirme am Grossmünster beizusteuern. 
Und obwohl er sich selbst früher mit übermüthigem Stolze 
geäussert, er wolle in Zürich Kaiser und Papst zugleich 
sein, so war er doch schon 1479 vorsichtig genug, urii bei 
Gelegenheit eines Bündnisses von Papst Innocenz VIII. der 
Stadt sehr ausgedehnte Rechte in kirchlichen Dingen und 
gegenüber der Geistlichkeit zusichern zu lassen 4S ). 

4t) FUs.l i S. 79. fT. Eine ausführliche Verordnung über diese BUchsen 
findet sieh MS. 140. Abth. II. S. 30. a. 

45) FUssli S. 82. ff. 

46) FUssli S. 54. ff. 
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B*r Bürgermeister Weidmann. 

Da er iu der Stadt den Geschlechtern verhasst war, so 
suchte er in den Zunftmeistern vornämlich seine Stütze. 
Durch sie liess er manche Massregel genehmigen, welche 
er bei dem Rathe nicht leicht durchzusetzen hoffen konnte, 
indem er die Bestimmung in der Verfassung, dass wenn der 
Rath säumig sei , die Zunftmeister allein zusammentreten und 
Beschlüsse fassen dürfen, benutzte und allerdings ungebühr- 
lich anwandtc. Die Wahl der inzwischen gesunkenen Con- 
stafel in den Rath wollte er auf 6 Mitglieder beschränken, 
und ihre Mitglieder hindern, auf andere Zünfte zu gehen 
und sich dort eintragen zu lassen, damit sie nicht als Zunft- 
meister gewählt werden und so das üebcrgewicht von neuem 
hersteilen können. Der Trinkgesellschaft zur Constafel setzte 
er eine andere entgegen, die sich unter seinem Vorsitze 
auf dem Schnecken versammelte und die vorzüglichsten sei- 
ner Anhänger vereinigte. Denn noch immer war es Sitte , 
beim Gelage die wichtigsten Dinge vorzubereiten”). 

Das ganze Verfahren Waldmanns hatte einen so ausge- 
prägten Charakter, dass wenn auch viele dieser Verordnun- 
gen nicht gerade seinen Namen tragen, man doch seinen re- 
formirenden Geist darin nicht verkennen kann. Sic passen 
alle zusammen und haben alle Einen Zweck. Eine Zeit lang 
schien dem thätigen Staatsmanne Alles zu glücken. Oeffcnt- 
hch wagte ihm niemand zu widerstehen. Er fing an, für 
sein Streben nach weitern Kreisen zu suchen. Er wollte in 
der Eidgenossenschaft herrschen, wie er in Zürich herrschte 
und so die von ihm mit Leidenschaft geliebte Stadt noch 
mehr verherrlichen. Allein zu rasch in seinen Planen fort- 
schreitend, vermehrte er die Kräfte seiner Feinde. Weil er 
ihre Personen verachtete, so verachtete er auch ihre Macht. 
Das führte seinen Sturz herbei. 

Ohnehin schon zu despotischen Massregeln geneigt, wurde 
er von seinen Feinden ira Rathe zu starkem Uebertreibun- 
gen hingedrängt. Die Härte und das Gehässige seiner Ver- 
ordnungen sollte noch Überboten und dann das öffentliche 

47) Füssli S. 64. tf. 
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Missvergnügen gegen seine Person, von der dieses Alles 
ausgehe, gelenkt werden. Das war der schlaue Plan seiner 
Gegner , an deren Spitze die von Waldtnann vielfach ernie- 
drigte Familie Göldli stand. Gegen Ende des Jahres 1488 
wurde ein sehr strenges Sittenmandat erlassen, durch wel- 
ches die Lustbarkeiten bei Hochzeiten, die Geschenke bei 
Wahlen und Kindstaufen u. s. f., das Tragen kostbarer Klei- 
der und Schmuckes bedeutend beschränkt, auf der Land- 
schaft auch die gemeinen Schiessen und Kegelschieben un- 
tersagt und nur an den Kirchweihen grössere Versammlun- 
gen gestattet wurden. Dieser Eiogriif in ^das häusliche Le- 
ben und die persönliche Eitelkeit verwundete tiefer als die 
frühem viel wichtigeren Reformen. Als aber gegen Wald- 
manns Willen, wenn schon unter seinem Namen, gar den 
Landleuten verboten wurde, grosse Hunde zu halten und 
Freunde Waldmanns den Auftrag erhielten und ausführten , 
die Hunde todt schlagen zu lassen ; da war die Unzufrieden- 
heit auf einen solchen Punkt gestiegen , dass sie bald darauf 
in offenem Aufstande losbrach. J. 

t « 

Schon hatte ihn Waldmann durch einige Concessionen 
und vernünftige Vorträge, welche er den Gemeinden halten 
Hess, wieder beschwichtigt, als sein Stolz 48 ), der sich selber 
kein auch nothwendiges Nachgeben gestehen und die Würde 
der städtischen Regierung mit übertriebener Sorgfalt wah- 
ren wollte, ihn verleitete, die Urkunde, welche die Land* 
schaft befriedigen sollte, in Ausdrücken niederschreiben zu 
lassen , welche für diese äusserst demüthigend waren und 
eine offenbare Lüge enthielten. Der Aufstand brach von 
neuem aus. Die Feinde Waldmanns in der Stadt Hessen 
alle ihre Minen springen und benutzten alle Mittel des Nei- 
des, der Lüge, der Verschwörung und des Verrathes, um 

48) Waldmanns Stolz darf durchaus nicht mit dein widerwärtigen Hoch- 
mulhe and der Eitelkeit verwechselt werden , die sich bei schnell aufgeschos- 
senen GlUckspilzen eben so oft finden , als bei den Nachkommen alter Ge- 
schlechter, welche nichts für sich haben als einen Namen, der vor Zeiten 
guten Klang gehabt. Er war gerade gegen Niedere äusserst freundlich und 
leutselig. Nur die HochmUthigen lies* er persönlich seinen Stolz schwer em- 
pfinden. 
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einen Mann stürzen zu helfen , dessen Grösse ihre Kleinheit 
desto Fühlbarer machte. Innerer Aufruhr begegnete dem 
äussern. Die einberufenen eidgenössischen Gesandten fan- 
den einen willkommenen Anlass, sich von dem gefürchteten 
Bürgermeister zu befreien. Waldmann wurde gefangen ge- 
setzt, von seinen Feinden gerichtet und am 6. April 1489 
enthauptet. Er starb als Held , grösser noch auf dem To- 
desgang, als je iin Leben 49 ). 

In Folge des Aufruhrs war einstweilen die ganze städti- 
sche Verfassung abgethan worden. Es wurde eine ausser- 
ordentliche Regierung, der Rath der Sechzig, die aber bald 
darauf auf 73 vermehrt wurden, bestellt, den Lazarus Göld- 
lin das Haupt | der Empörung, einen durch und durch 
schlechten Gesellen, an seiner Spitze. Dieser Rath machte 
indess die kurze Zeit seiner Herrschaft nur durch eine An- 
zahl Hinrichtungen, besser politische Morde genannt, be- 
merklich. In Kurzem, noch im Jahr 1789, wurde er wieder 
abgeschafft und die Grundzüge der neuen Verfassung fest- 
gesezt, welche dann 9 Jahre später in den sogenannten vier- 
ten geschworenen Brief niedergelegt wurde 50 ). 

§. 8. Der vierte geschworene Brief. 

Mit Recht hat schon Fiissli darauf aufmerksam gemacht, 
dass das bündigste Zeugniss für Waldmanns Streben darin 
lag, dass unmittelbar nach seinem Fall von seinen Feinden 
die Revision der Verfassung in demselben Sinne vorgenom- 
men werden musste , in welchem er sie vorbereitet hatte. 
Sie konnten sich dem Eindrücke der Zeit und seines Gei- 
stes nicht einmal da entziehn , als sie vor ihm sich nicht mehr 


49) Waldmann wurde in einer ziemlichen Anzahl von Trauerspielen schon 
gefeiert, zuletzt von Spindler. Nicht leicht eignet sich ein Stoff besser 
für die Tragödie als dieser. Doch finde ich die Geschichte, wie sie Joh. v. 
Müller im dritten Capitel seines V. Buches der Geschichte der Schweiz er- 
fählt , noch tragischer als die Poesien, za welchen sie begeisterte. 

jfl) Ob schon ein geschworener Brief iin Jahr 1489 errichtet worden set 
und oh und wodurch er sich von dein spätem von 1498 unterscheide , ist noch 
iinausgeinittflt. Jedenfalls konnten die Veränderungen nicht bedeutend gewt- 
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fürchten mussten. Dass er aber eine naturgemässc Rich- 
tung verfolgt hatte, beweist die dreihundertjährige Dauer 
der Verfassung, die wir, ungeachtet sie von Waldmanns 
Gegnern angetragen wurde , dennoch die Waldmannische 
nennen müssen. 

Der geschworene Brief von 4498 **) stellt den grossen 
Rath , der schon früher die höchste Gewalt inne gehabt , 
nunmehr auch forinel an die Spitze der Verfassung. Nicht 
bloss wird ihtn das Recht, allgemein verbindliche Beschlüsse 
und Verordnungen definitiv zu erlassen , zugeschrieben , son- 
dern er soll die Verfassung selbst mehren oder mindern 
dürfen, ohne dass ihm eine Verpflichtung, die Veränderun- 
gen an die Gemeinde zu bringen, auferlegt wäre. 

Er besteht wieder aus 212 Mitgliedern , welche nun fol- 
gender Massen zusammengesetzt werden : 

1) Gehören zu den Zweihundert die beiden Bürgermei- 
ster , der regierende und der abgetretene ; 

2) 24 Räthe, von denen je die Hälfte für das eine , die 
andere Hälfte für das andere Halbjahr gewählt werden, 
nämlich : 

4 von der Constafel aus derselben ernannt, 

2 aus den Achtzehnern der Constafel von dem gros- 
sen Rathe gewählt, 

12 aus den Zwölfern der 12 übrigen Zünfte ebenso 
gewählt, 

6 ganz frei aus dein grossen Rathe von diesem gewählt. 

24 Räthe. 

3) 24 Zunftmeister von den Zünften aus ihrer Mitte ge- 
wählt, von denen wieder die Hälfte halbjährlich erneuert 
wird. 

Diese 50 Mitglieder bilden die beiden abwechselnd re- 
gierenden engern Räthe. 

Dazu kommen nun noch 

4) die Achtzehner der Constafel , gewählt von den klei- 
nen und grossen Räthen der Constafel ; 


ii) Ahgedruekt in dtr helfet. RIM. VI. S. .»0. 
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5 ) die Zwölfer der 12 Zünfte, gewählt von den Zunft- 
meistern, Häthen und den übrigen Zwölfern jeder betref- 
fenden Zunft, zusammen 144 Mitglieder. 

Im Ganzen somit 102 grosse Rüthe im Verein mit den 
engern Käthen 212 Mitglieder. 

Der Wortlaut des geschworenen Briefes könnte freilich 
zu dem Irrthuine verleiten, dass sich die Zahl der Acht- 
zchner und Zwölfer durch Wahl in den kleinen Rath ver- 
mindert habe , wodurch dann der grosse Rath nothwendig 
kleiner würde. Allein es kann doch kein Zweifel sein, dass 
derselbe unmittelbar nachher wieder ergänzt wurde und die 
Urkunde sich nur nicht deutlich genug ausspricht äJ ). 

Von dem kleinen an den grossen Rath findet ein Zug- 
recht Statt, mit Ausnahme für gerichtliche Urtheile, welche 
definitiv von dem kleinen Rathe erlassen werden! Bei an- 
dern Beschlüssen des kleinen Rathcs dagegen steht es jedem 
einzelnen Mitgliedc aus den neuen Rathen oder den neuen 
Zunftmeistern frei , wenn auch zwei andere mit ihm in der 
Minderheit geblichen sind , die Sache an den grossen Rath 
zu ziehen und dessen Entscheid zu unterwerfen. Betrifft 
aher die Sache, wie der geschworene Brief sich ausdrückt, 
„der Statt Fryheit, Rcchtung, Eehaffte, alt Harkomnien , 
oder der Statt Gut, Brief oder Insigel,” so entscheidet 
die Mehrheit der Käthe und Zunftmeister, ob ein Zug an 
den grossen Rath zulässig sei oder nicht. 

Eine Anzahl Sachen musste an den grossen Rath ge- 
bracht werden. Darüber gibt eine Rathsverordnung nähern 
Aufschluss, die vermut hlich in das Ende unserer Feriode 
gehört und folgender Massen lautet: 

Wir hahont vnns erhenntb vnnd w dient das Rathen vnnd 
Burgern zuostan vnnd für sy ze richten vnnd entscheyden 
gehören, vff die St a tt vnnd die Iren eynich stür ze leg- 
ge u, I.annd vnnd Lüth zuo konffen ald frömbd herren vnnd 
Edellüth zuo Burger ze empfachen, ald niiw piintnuss 
vnnd Ky nun gen zuo machen oder krieg auzcfachen. 
Dessglychen Bürgermeister, Rath, ZunfVtmcystar vnnd Zwölf- 

52) Vgl. »uch MS. (4). S. 20. b. 
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fer Inn den grossen Rath zuo erwellen vnnd zuo bestatten. 
Ouch der Statt einpter vnnd vogtyen zeuerlychen, zuo 
den Tagleystungen zuo ferttigen vnnd müntz zuo 
machen oder zeendercn. Sunst all annder gmeyn täg- 
lichzuofallend Sachen, die betrcITcnd das Göttlich wort, 
gmeyn ald sonnder personeu an , nüt vssgenommen , die söl- 
lcnt vor dem Cleynen Rath vssgetragen vnd nit meer (ür 
Rath 'oder Burger gebracht werden. Doch Vorbehalten die 
Zng, luth des geschwornen briefls von dem Cleynen Rath 
fiir den grossen Rath ze thnond. Darz.no das die Cleynen 
Räth ye zuo zytten die Sachen , so Inen alleyn vsszuorichten 
überlegen vnnd bcschwärlich , für Räth vnnd Burger vvyseB 
mögend wie das von alter harkomiuen vnnd gebrucht wor- 
den ist 53 ). 

Aus der Composition des grossen und kleinen Rathes 
ergibt sich schon, dass die Constafel nun eine andere Stel- 
lung einnimmt als früher. In dein Urtheilc gegen Bürger- 
meister Waldmann wird es demselben zu einem Hauptvcr- 
brechen gemacht, dass er in Verbindung mit den Zunftmei- 
stern die Zahl der aus der Constafel zu nehmenden kleinen 
Räthc auf sechs beschränkt habe , was er durch seinen Ein- 
fluss auf die Wahlen des grossen Rathes hatte durchsetzen 
können. Und nun Anden wir dasselbe als Grundsatz der 
neuen Verfassung ausgesprochen, die von seinen Widersa- 
chern angetragen wurde. 

Die Constafel, wohin noch immer die Ritter, Edelleute 
gehörten, die keine Zunft hatten und kein Gewerbe oder 
Handwerk trieben, ferner die Goldschmidc, Seidensticker, 
Glaser, Gewandschneider, Salzleute und Eisenhändler, welche 
sich beliebig auf der Constafel oder in den Zünften eintra- 
gen lassen konnten, endlich die Hintersassen, diese indess 
wohl ohne Stimmrecht, war nun in den Rang einer Zunft 
berabgesunken, welche von den übrigen Zünften noch einige 
aber nicht bedeutende Vorrechte hatte, aber keineswegs mehr 
den übrigen säinmtlichcn Zünften an die Seite gestellt wer- 
den konnte. 

Die Verminderung der übrigen Zünfte auf zwölf wurde 
53) MS. 141. S. 5t. «. 
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schon im Jahr 1448 vorgenotntncn M ). Die Constafel bil- 
dete nunmehr wieder die dreizehente. 

Die Obristzunftineister , deren Amt früher schon 
bestanden, wurden nun in der Verfassung ebenfalls erwähnt 
und ihr Amt näher bezeichnet. Sie werden aus den 24 
Zunftmeistern von dem grossen Käthe auf drei Jahre erwählt, 
so dass alljährlich einer abtritt, und nie zwei aus einer 
Zunft gewählt werden dürfen. Sie sind befugt, die 24 
Zunftmeister allein ohne den eigentlichen Rath zu versam- 
meln, um mit ihnen über Streitigkeiten der Zünfte und Hand- 
werkssachen zu richten. Betrifft aber die Sache einer Zunft 
das gemeine Wesen , so sollen sic es vor den grossen Rath 
bringen. Sie sollen darüber wachen, dass Jedem gleiches 
Recht gehalten und keinem Gehör versagt werde. Ueber 
Unbill oder wenn irgend eine öffentliche Gefahr droht, ha- 
ben sie dem engern oder nöthigenfalls dem grossen Rathe 
zu referiren und ihre Anträge zu stellen. Sie sollen über- 
haupt gemeine Stadt und das Land und Männlichen vor Ge- 
walt und Beschwerde verhüten. 

In der Abwesenheit des Bürgermeisters vertritt der erste 
unter ihnen als Statthalter seine Stelle , dann der zweite und 
dritte. Mit den beiden Bürgermeistern zusammen bilden sie 
einen geheimen Rath; der bei plötzlicher Gefahr Zusammen- 
tritt um vorläufige Massuahmen zu treffen, dann aber die Rath 
und Burger (grosser Rath) beförderlich cinzuberufen hat 5S ). 

Am Schlüsse des Briefes wird das heilige römische Reich 
noch Vorbehalten. Dagegen findet sich keine Bestätigung 
der Acbtissinn mehr noch eine Zustimmung der Chorherren. 
Die erhöhte Gewalt des Rathes und der Stadtgemeinde machte 
beide ganz entbchL-Iich. 

t. 9. \V a 1 d in a n n i s c h c S pr n c h b r i e f e. C a pp e 1 e r br i e f. 

Der Aufstand gegen Waldmann war den Rechten der 
Landschaft sehr günstig , wenn auch manche heilsame Vcr- 

54) Vgl. da? Mich (buch v. J. 1441. und Bluntschli Mein. Tig. u. 
d. W. Zünfte. 

55) MS. 144. S. 30. a. K U s s I ■ Waldin. S. 253. Das Letztere findet 
aich nicht »in geschworenen Briefe, gehört aber in die gleiche Zeit. 
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ordming' bei dieser Gelegenheit den Begehren des Unver- 
standes und der Selbstsucht erlag. Durch die gemeinsame 
Erhebung und das Zusammenwirken aller Herrschaften wurde 
die Landschaft ihrer Einheit inne und der über Erwarten 
gelungene Erfolg des Aufstandes gab ihr ein Kraftgefühl, 
mit welchem die Schwache des neuen städtischen Rathes, 
der itipe Empörung erregt hatte und doch die Folgen der- 
selben für die Stadt nur ungerne sah, sehr contrastirte. Es 
entstanden von Seite der Landlcute eine Menge von be- 
gründeten und unbegründeten, gemeinschaftlichen und par- 
tikularen Forderungen. Ihre Erledigung geschah durch die 
sogenaunteu Waldmauuischen Spruchbriefe von 14S9, 
welche im Namen der Gesandten der 7 Orte der Eidgenos- 
sen ausgestellt wurden. 

Schon diese sowohl von der Stadt als der Landschaft 
anerkannte Vermittelung und die jenen Gesandten übertragene 
schiedsrichterliche Gewalt war für die Landleute günstiger 
ais.fiir die städtische Regierung. Unter den 7 Orten näm- 
lich befanden sich fünf Länder , deren Neigung und Inter- 
essen mehr für jene als für diese sprachen , und nur zwei 
Städte, bei denen die entgegengesetzte Gesinnung vorherr- 
schen mochte. Dazu kam, dass die damalige städtische Re- 
gierung nicht bloss ohnmächtig war, nachdem sie ihres wah- 
ven Hauptes beraubt worden, sondern sogar verächtlich 
sein musste. Sic fügte sich fast allen Forderungen der Land- 
leule gutwillig, und auf Zureden der Eidgenossen hin. Nur 
in wenigen Punkten liess sic cs auf einen Rechtsspruch an- 
kouunen. 

In diesen Spruehbriefen werden Stadt und Landschaft 
sich als zwei Gemeinden gegcnübcrgestellt , als gleiche Par- 
teien, die sich über ihre Rechtsverhältnisse entweder güt- 
lich vertragen oder den Spruch des Schiedsgerichtes anneh- 
mcn. Der Streit ist , wie sich die Briefe ausdrücken : „ zwi- 
schen den strengen, vesten, fürsichtigen und wysen Haupt - 
mann, Käthen und ganzer Gemeind der Stadt Zü- 
rich an einem, und den Ehrsamen und Wysen ganzer 
Gemeind vor der Stadt Zürich, si syent vom Zii- 
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richsec, Wädischwyl, Richtischwyl, uss der Grafschaft Ky- 
burg, uss dem fryen Ampt, Griiningeu, GryfFensee und von 
anderen Herrschaften und Aemptern der gedachten Stadt Zü- 
rich, als den ihren, an dem andern ’fheil.” 

Es ist das wohl das erste Mal, wo mit solcher Bestimmt- 
heit die gesammte Landschaft als ein Ganzes der Stadt ent- 
gegengesetzt wurde ; eine Idee , welche immer weiter um 
steh greifen und ein gleichinässigeres Regierungssystem för- 
dern musste, bis zuletzt auch die äussern Schranken der 
alten Herrschaften zusammenftelen. Trotz diesem Eingänge 
erhielt aber damals noch jede Landschaft einen besondern 
Spruchbrief. Es wurde einer dem Zürichsee ertheilt, 
einer der Grafschaft Kyburg (das Neuamt inbegriffen), 
ein dritter der Herrschaft Grün in gen, ein vierter der Herr- 
schaft Greifensee, ein fünfter dem Frey a in t e , ein sechs- 
ter der Herrschaft Andelfingen und ein siebenter der 
Herrschaft Regensberg 48 ). 

In den mehrern Hauptpunkten sind diese Spruchbriefe 
wörtlich übereinstimmend. Daneben kommen aber noch in 
jedem locale Abweichungen ebenfalls zur Sprache. Wir 
heben das Wichtigste heraus. 

Voran steht eine Veränderung der Eidesformel. Wäh- 
rend nämlich früherhin der Stadt als Landesherrn von ihren 
Unterthanen geschworen wurde: „irn herrn in allen' 
Sachen gehorsam zuo sind”, so sollen inskünftig die 
allerdings dem Missbrauch ausgesftzten und daher verfäng- 
lichen Worte „in allen Sachen” wcggelassen werdeD. Die 
Eidesformel schreibt somit einfach Gehorsam vor gegen 
Bürgermeister, Rälhe und grossen Raih der Stadt Zürich 
und ihren Vogt ’ 7 ). 


56) Der vom Znrieh.vee und Ausr/dge ..in denen filr Grilningen und dem 
Freyamt finden sieh Abgcdmckt in «Irr H el v e 1 i a von Balthasar. Kd. flf. 
Aarau 1827. S. 499. 

57) Ich kann mich nicht enthalten, sie Ran? hcr/nsel/en. sollen) 

iehweren vnnsern gnt-digen Herren Bürgermeister vnd Kellen vnnd dem grosen 
Kat den zweylmnderten der Statt Zürich triiw vnd Warhvit zuo halten vnd 
Inen vnd Ircin gegenwürltigen vogf ron Ir wegen vnd an Ir Statt gehorsam 
vnd gewertig ruo sinde , vnd ob im er deheiucr vfzit verneine, das den toi- 
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Die Waldmannischen Verordnungen über den Markt, 
die Bewirthung der Güter, die Verweisung der Handwer- 
ker nach der Stadt, die Veränderung des Wohnortes, die 
Festlichkeiten bei den Hochzeiten wurden abgescbaEFt. Auch 
seine finanziellen Massregeln wurden abgethan, der Salz- 
kauf wieder freigegeben, die Beiträge in die Reisbiichsen 
für jetzt und die Zukunft erlassen. Die Kriegesbeute, welche 
von Waldmann zur Anlegung und Ausrichtung eines Zeug- 
hauses verwendet worden, soll nun jedesmal unter die Stadt 
und die Angehörigen der Herrschaften, welche an dem Zuge 
Theil nehmen , vertheilt werden. Nur die Eroberungen 
sollen mit Städten, Schlössern, Landen, Leuten, Renten 
und Gülten und der erbeuteten Kriegsrüstung der Stadt 
ausschliesslich zufallen. 

Wichtig ist der aufgestellte Grundsatz über Besteurung , 
dessen Gerechtigkeit augenfällig ist: 

Itcin von wegen der stüren , so vff die lüt gelegt worden , 
die sy aber venneinen In sollicher gestalt wie bisshar zuo 
geben nit schuldig sin , haben wir ann allen teylen durch 
unser arbeit , So vyl erlangt, wenn hin für vnser Eyd- 


genant vnnsern gnedigeu herreu von Zürich Ir gemeinen Statt vnnd gemeinem 
Irern lande schaden oder gebresten bringen möcbt , das Inen oder Irein vogt 
für zuo bringen, ze warnen vnd ze wennden , Als veer Uwer Jecklichein sin 
lib vnd guot langen mng. Vnd wo Uwer einer by deheiner zerwUrfTnus ist, 
die sicht oder hört oder dazuo kompt, die zuo stellen vnntz an eyn Hecht, 
als veer Er kau oder inng , Vnnd oucli uwer deheiner In keinen krieg ze louf- 
fen , ze ritten nach ze gande , On der obgenanten vnser gnedigen herren von 
Zürich crlouben wiissen vnd willen , oucli ob Uwer deheiner Jeinan den ann- 
dern seche geuarlicli vinb fiteren oder vmb ?tichen , Es were lüt oder guot, 
das vflf zc beben ze banndlhaben vnd ze heflften zuo dem rechten, vnnd onch 
Uwer deheiner , Er sige Hich oder Arm den andern mit deheinen frömbden 
gerichlen , geistlichen noch weltlichen für ze neinen , vmb ze dribeo, nach ze 
hekumern , vmb dehein sacli , rnd uwer Jetlichcr von dem auudern das reckt 
zuo suochen vnd zuo Deinen , an den enndeu vnd lu den gerichlen, da die 
auspreebig gesaessen , vnd da bin geeicht zwingig ist oder vor den obgenanten 
vnsern herru von Zürich, ob die das Air sich nement, iiwer debeinein werde 
dann vou denselben vnusern herren annders oder wiler gegonnen vnd erloupt , 
vud das luue Ist iiwer vecklichein vssgelasen vnd vfgesetzt, Elich Sachen, die 
mit dem geistlichen geruht ze berechtigen , Als das von aller harkominen Ist , 
alles getrüwlich on arglist vnd Tngeuarlich." Ich habe die Stelle aus dem 
K yburgerin bar ausgeschrieben. 
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genossen von Zürich vffsichselbs ein stürlegen, 
nacblibvndguot, das s y danngewaltrnd macht 
habind, vfalledieJren, wa vnnd welchen enden 
die In Iren graff sch aften Herschafften, Aemp- 
tern, hochen vnd nidern gerichten sitzend , ein 
stür nach lib vnd nach guot leggen mugend. 

Zum Schutze persönlicher Freiheit wurde der alte Grund- 
satz, dass für geringere Vergehen Gefängnisstrafe unzulässig 
sei, sobald Sicherheit für das Rechtsverfahren geleistet werde, 
wiederholt. Ein Grundsatz , welcher unter Waldmann, der 
schonungsloser eingriff, nicht gehörig beachtet worden. 

Item von des va chens vnd t Urne ns wegen, Haben 
wir zwüschen allen teyllen so vyl erfunden vnd abgeret, 
welcher das recht vertrösten mag vmb Sachen, 
das nit das leben oder er beruert, das vnser eydge- 
nossen von Zürich die trostung neinen vnd die so 
also vertröstent nit türnen sollen t. 

Ueber die wichtigen Stellen der Unter vögte, welche 
die niedere Vogtei , wenn auch in beschränkterem Umfange 
als die Vogteiherrn verwalteten und den Gemeinden näher 
standen als die Land- und Obervögte, linden wir in meh- 
reren dieser Spruchbriefe eigenthürnliche Bestimmungen auf- 
genommen. In der Grafschaft Kyburg schlagen die in 
einem Amte gesessenen Leute drei Männer vor, aus denen 
dann die Stadt als Landesherr einen zum Untervogte wählt ; 
vnd allwyl sich derselb an vnsern eydgenossen von Zürich 
ouch an der gmeind in sinem ampt erlich vnd redlich halt, 
so mag man denselben vnuerendert beliben lassen. 
Dieselbe Bestimmung wurde auch durch Rechtspruch der 
Scbiedrichter auf das Freyaint ausgedehnt. 

Die Leute am Zürichsee dagegen werden für berech- 
tigt erklärt, die Untervögte frei zu erwählen. Die ernann- 
ten sollen dann aber auch so lange in ihrem Amte verblei- 
ben, als sie sich an der Stadt und den Gemeinden redlich 
und ehrlich halten. 

Ueberhaupt stehen die Bewohner des Zürichsees um eine 
Stufe höher und den Städtern näher, als die übrige Land- 
schaft. Ihre Verbindung mit der Stadt ist auch eine ältere 
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und engere, ihre Beziehungen zu ihr mannigfaltiger. Es 
zeigt sich das aus folgendem Artikel : 

Item : von desswegen , als sich die Gemeinden am Zürich- 
sec erhlagt habent, dass man sie tun Geldschulden an den 
Rath 7.u Zürich beschriebe vnd betage , das syg ihnen in 
mengen Weg eine Beschwerung, darin habent Wir zwischen 
beiden Theilen so Tiel erfunden und gütlich betragen , d i e- 
wyl die Gemeinden am Zürichsce Unserer Eid- 
genossen von Zürich yngesessne Burger sind und 
syn wollcnt, wie sie dann vornacher um Geldschulden 
an den Rath beschrieben sind , dass es auch hinfür by dem» 
selben blyben, und dieselben vom Zürichsee um Geldschul- 
den für ihre Herren und Räth beschrieben werden süllent. 
Wenn sie hier und in andern Urkunden eingessene Bur- 
ger der Stadt genannt werden, so darf man indess die Viel- 
deutigkeit des Wortes Burger nicht übersehen. Da sie we- 
der auf Constafel noch Zünften eingeschrieben waren, so 
waren sie auch nicht Bürger der Stadt im eigentlichen Sinne 
und werden daher in demselben Spruchbriefe auch öfter als 
Uutcrthanen der Stadt bezeichnet. Aber durch die alte 
Schutzverbindung mit der Stadt sind sie iin alten Sinne Bur- 
ger geworden und stehen so in manchen Dingen den eigent- 
lichen Burgern gleich.' 

Merkwürdig in diesem Spruchbriefe Tür den Zürichsee 
ist noch die Aufnahme einer verfassungsmässigen Bestim- 
mung, wie diese Gemeinden, wenn sie „mit böser Gewalt 
übersetzt werden wölltent”, sich dagegen zu verwahren 
haben. In diesem Falle dürfen sich zwei oder drei Kirch- 
gemeinden zusammenthun, sich über ihre Anliegen bespre- 
chen und eine Anzahl Ausschüsse, aus jeder Gemeinde 10 
bis 20, erwählen, welche vor den Rath in Zürich kehren, 
ihre Begehren zu eröffnen ; 

vnd sollen t sie aber in süllichen Gemeinden nützit rathen 
noch handlet! , das wider die ehgenannten Unsere Eidgenos- 
sen von Zürich und ihre Stadt syg und auch hinfür kein 
Ufrnhr mehr wider sie machen. 

Endlich verdient noch besondere Beachtung die Ten- 
denz, welche sich in allen Spruchbriefen zeigt, die Land- 
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leutc den Burgern der Stadt und umgekehrt diese jenen 
gleich zu setzen. Es stellte sich nämlich immer mehr die 
Ansicht fest, dass, die höchste Gewalt bei dem gros- 
sen Rathe sei. Ihm hatten die Bürger in der Stadt zu 
gehorchen, wie die Bewohner der Landschaft. Jene konn- 
ten daher auch als seine Untcrthanen betrachtet werden wie 
diese , und wenn nun in mehrern Hauptsachen , z. B. der 
Ausschreibung der Steuern, der grosse Rath die Landleute 
den Stadtbürgern gleich zu halten hatte, so förderte das 
jene Auffassung sehr. Dazu kam, dass manche Hoheits- 
rechtc doch von Anfang an nicht der Gemeinde, sondern 
dem Bürgermeister und Rathe der Stadt übertragen wur- 
den, somit, wenn die Bürger auch die Regierung aus ihrem 
Kreise wählten, doch die eigentliche Regierungsgewalt nicht 
bei der Bürgerschaft sondern bei dem Rathe stand, und 
dieser seine Herrschaft die Bürger nicht minder fühlen Hess 
als die Landleute. 

Das staatsrechtliche Vcrhältniss der Landschaft zu der 
Stadt wurde durch den sogenannten Cappelerbricf vom 
Jahr 1531 58 ) noch mehr gehoben. Als nämlich Zürich sich 
mit dem für die reformirten Stände günstigen Friedensschluss 
mit den fünf katholischen Orten vom Jahr 1529 nicht be- 
gnügte und die Ausdehung der Reformation mit zu unge- 
stümen und gewaltsamen Massregeln förderte, brach der 
Krieg von neuem los. Von den reformirten Ständen ohne 
rechte Uebereinstimmung und unvorsichtig geführt, endigte 
er mit einem für diese sehr nachtheiligen Frieden vom 24. 
November 1531 i9 ). Gleichzeitig hatte der ohnehin in sei- 
ner eidgenössischen Stellung bedrängte Rath auf neue Be- 
gehren seiner eigenen Landschaft einzutreten, welche über 
die Leitung im Kriege und dessen Ausgang missvergnügt 
war. In dem Cappelerbriefe entsprach er ihren Forderun- 
gen , so weit sie sich nicht auf persönliche Bestrafung der 
Führer bezogen , grossentheils. 

68) Abgedruckt in der Helvetia III. S. 490. fT. 

59) Abgedruckt bei Hottingcr« Fortsetzung v. Müllers Geschichte der 
schweizerischen Eidgenossenschaft. Zürich 1829. Bd. VII. S. 497. 
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Der Ratlt versprach , in dieser Urkunde , welche in schö- 
ner würdiger Sprache abgefasst ist, mit einigen Vorbe- 
halten 

weder BischölTen, Achten Prälaten noch andern frombden 
Pfaffen, Fürsten und Herren, so nit in Unserer Stadt und 
Landschaft gesessen — kein Schirm noch Bürger- 
schaft mehr zuzusagen auch kein Krieg mehr 
anzufangen, ohn einer L a n d sc h a f t Wis sen and 
Willen. 

Ferner wurde der Landschaft zugesichert: 

Und ob Wir mit etwas Artiklen oder grossen ehhaften 
Beschwerungen gegen Jemand beladen wärent , dass Wir 
gedächtint in Unserm Erlyden , auch Stadt und Land nit 
tragenlich zu syn , dass Wir Unsere biderben Lüt 
uff dem Land darum berathsamen und es ihnen 
anzeigen sollen t. 

Dadurch erhielt nun die Landschaft in der That in eini- 
gen der wichtigsten Sachen einen gewissen Anthcil an der 
Ausübung der Hoheitsrechte. Eine allgemeine Landesge- 
fahr sollte nicht ohne die Zustimmung der Landleute, ein- 
gegangen und über die Abhülfe grosser Beschwerden ihre 
Meinung cingcholt werden. Es war das schon vorher im 
fünfzehnten Jahrhundert und während des sechszebnten Jahr- 
hunderts öfters geübt worden. Aber jetzt finden wir zuerst 
das sogenannte Berichten der Landschaft als urkundli- 
ches Recht anerkannt. . 

Die Form dieser Berichtung bestand darin, dass der Rath 
Abgeordnete an die verschiedenen Gemeinden seiner Herr- 
schaften sendete, welche ihncu von der Lage der, Sache 
und der Ansicht des Rathes Kenntniss gaben und ihre Ant- 
worten einholten. Ein solches offenes Entgegenkommen und 
der Beweis des Zutrauens, welches die Regierung ihrer 
Unterthanen erzeigte, hatten gewöhnlich gute Folgen, und 
gaben der ohne die Geneigtheit des Landes immer schwa- 
chen Regierung einen festen Stützpunkt und Kraft 60 ). 

Eine andere Stelle des Cappclerbriefes bezieht sich auf 

60) Vgl. dar'über Ferd. Meyer. Pie evangelische Gemeinde in Locarno, 
Zürich 1 S36. Bd. I. Ä. 388. ff. 
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die städtische Regierung selbst und erfordert hier noch eine 
nähere Berücksichtigung. Es heisst nämlich daselbst: 

dass Wir nachmalen mit Grossen und Kleinen Rätlien wie 
von Alters har, auch mit Stadt- und Landes-Kin- 
dern von alten Stammen und Geschlechtern, so 
es an Vernunft, Ehr und Gut vermögent, so wyt man die 
geschieht und tugenlich linden mag , regieren und man auch 
dieselben vor Andern an das Regiment zu fördern , sich be- 
flyssen uud TTnscrn Rath nun hinfiir nach Untern 
geschwornen Briefen besetzen — söllent. 

Man hat daraus hcrleitcn wollen 61 ), dass dadurch ausser 
den Stadlbiirgern auch die Landleute für regimen ts- 
fähig erklärt worden seien. Allein daran dachte damals 
gewiss kein Mensch. Eine solche bedeutende Verfassungs- 
änderung hätte unmöglich auf den bestehenden geschwore- 
nen Brief basirt und als Folge desselben dargcstellt, noch 
hätte sie, ohne weitere Auseinandersetzung, in welcher Form 
denn die Landbiirger Mitglieder des Rathes werden kön- 
nen , nur so mit vagen Worten eingeführt werden können. 
Auch finden wir vor dem Jahre 1531, während desselben und 
nachher, den Rath immer aus Constafel und Zünften bestellt. 

Es muss daher jene Aeusserung in Uebereinstiminung 
mit der damaligen Verfassung erklärt werden, und da hat 
sie denn auch einen ganz guten Sinn. Die Aufnahme in 
die Bürgerschaft der Stadt war zu jener Zeit noch ganz 
unsebwierig und so auch den Landlcutcn das Bürgerrecht 
leicht zugänglich. Sie brauchten nur nach der Stadt zu 
ziehen, sich in eine Zunft eintragen zu lassen und wenige 
Gulden zu bezahlen, so wurden sie dann des Regimentes 
fähig. Und so gelangten auch viele ursprüngliche Landleute 
in den Rath , so dass man gar wohl sagen konnte , derselbe 
bestehe aus Stadt- und Landeskindern. Der Geist der Ab- 
schliessung und Beschränkung, der einer spätem Zeit an- 
gehörte , war denn freilich mit dem Geiste des Cappeler- 
briefes wenig verträglich. 

Jene Stelle hat aber noch einen andern Sinn. Durch 

SD Helvetia Ed III. S. 412. Anm. 

K'uiiUtMi E.rkl.seictii. Iil, — 1 
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den Einfluss Zwingli’s nämlich waren die Achtzehner der 
Constafel in dem grossen Rathe auf Zwölfer herabgesetzt, 
und ihre Zahl somit der Zahl der grossen Räthe aus den 
übrigen Zünften gleich gestellt worden 62 ). Das Missver- 
gnügen der Landschaft gegen Zwingli, den man als den Ur- 
heber des unglücklichen Krieges betrachtete und gegen die 
Pfaffen überhaupt wurde daher in jenem Momente von den 
beleidigten Constafelherren geschürt und die Forderungen, 
welche den Cappelerbrief zur Folge hatten , zum Theil von 
ihnen der Menge beigebracht. Durch denselben wurde da- 
her das alte Recht wieder hergestellt, und zugleich verdeutet, 
der Rath sollte aus Landeskindern von altem Stamme und 
Gcschlechte besetzt werden. 

Im Zusammenhänge damit versprach der Rath auch von 
den heimlichen Rathen, auf welche seiner Zeit Zwingli haupt- 
sächlich Einfluss ausgeübt hatte, abzustehen, und gegen die 
harrcrloflenen Pfaffen, ufrührigen Schryer und Schwaben 
wurde tüchtig geeifert. 

Die Pfaffen sollen sich der weltlichen Sachen weder in Stadt 
noch Land ganz und gar niitzit zu beladen, sonder das 
Gotteswort ziichtiglich und christenlich , darzu sie geordnet 
sind , zu verkünden. 

Gerade hier widerstand nun aber der Rath weise über- 
triebenen, theils von heimlichen Hassern thcils von dem vor- 
übergehenden Kriegsunglücke veranlassten Begehren der Ün- 
terthanen. 

Die Freiheiten und Gerechtigkeiten, Briefe und Siegel und 
die Hofrödel der Landschaft wurden ausdrücklich bestätigt. 

Auf solche Weise ward die Ruhe nun wieder auf lange 
gesichert. Und es war eine fernere ruhige Ausbildung eines 
freien und wohl organisirten Staatswesens möglich gemacht. 
Das Verhältniss der Landschaft zu der Stadt war auf eine 
Weise geregelt, die beiden Theilen Zusagen konnte und wei- 
terer Reformen fähig war; Regierung und Volk standen 
in freundlichen Verhältnissen. Die Stadt bcsass eine für 
sie passende zwcihunderljährige Verfassung, diÄ schon lueh- 

62) Hottinger Schwewerptscliichte VII. S. 245. 
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rcrc Revisionen und die gefährlichsten Zeiten überstanden hatte , 
ohne in ihren Grundfesten erschüttert worden zu sein. Die 
Verfassung der einzelnen Herrschaften des Landes war noch 
immer die uralt hergebrachte, über die keine Beschwerden 
laut wurden, weil sic den Bedürfnissen und Gewohnheiten 
noch immer zusagte. 

Das Mittelalter konnte ruhig seine Erzeugnisse der neuern 
Zeit übermachen. Es durfte von ihr erwarten, dass sie es 
verstände, dieselben zu wahren, weiter zu führen, umzu- 
bildet), wo es Noth that, ohne weder in starres Festhalten 
des Uebcrliefcrten zu versinken, noch zu wildem und plötz- 
lichem Umsturz des Bestehenden sich drängen zu lassen. 

J. 10. Die Abtei Zürich. 

Die Acbtissinn , der es schon in früheren ihr weit gün- 
stigeren Zeiten nicht gelungen war, alle Rechte der Landes- 
hoheit zu erwerben, biisste nunmehr im Verlaufe der Zeit 
auch noch die verkümmerten Rechte ein, welche sie vor 
dem alten Rathe der Geschlechter hatte retten können. 

Zuerst verlor sic ihre freie, selbständige Stellung, indem der 
Rath, im Gefühle seiner grössern Macht, ein Aufsichtsrecht 
auch über die Abtei ansprach, das sich immer weiter aus- 
dehnte. Schon der Bürgermeister Brun benutzte die Gele- 
genheit, welche sich ihm bei einer streitigen Wahl der Aeb- 
tissinn darbot, inzwischen das gesammte Vermögen der Abtei 
unter seine Obhut zu nehmen und Pfleger zu ernennen , 
welche dasselbe verwalten sollten. Und als nun der kai- 
serliche Abgesandte, Graf Berchtold von Greispach und 
Marstctten, sich für die Acbtissinn Fides von Clingen ent- 
schied, fand dieser für nöthig, mit des Kaisers Zorn zu 
drohen, wenn Bürgermeister und Rath der Acbtissinn nicht 
ihre Gülten wieder hcrausgeben M ). Erst ein halbes Jahr 
später aber scheint cs der neuen Acbtissinn gelungen zu 
sein, die Abrechnung und Herausgabe zu erhalten, nach- 
dem sie die dem Rathe von den Pflegern abgelegte Rcch- 

63) Neug«i t llrk. r. 18. Ute. 1341. No. 1130, Hoitiuger Sp, Tie 

S. 237. 
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nung ohne weiters anerkannte und nur für die seitherigen 
Einnahmen und Ausgaben der Pfleger sich selber Rechnung 
geben liess 64 ). 

Im Jahr 1373 verbannte der grosse Rath sogar, aufge- 
bracht durch die Begünstigung, welche die Aebtissinn dem 
mit der Stadt verfeindeten Propste Brun angedeihen liess, 
dieselbe auf zehn Jahre aus der Stadt und bedrohte sie, 
wenn sie dem Verbote zuwider sich in die Stadt oder den 
Umkreis einer Meile begebe, mit einer Busse von 10 Pfd. 
für jede Uebertretung , und habe sie die Busse dreimal ver- 
schuldet, so „mugent si die Raet vnd Burger an ir lib vnd 
an ir guot straffen nach ir erkantniss 65 ).” Eine Anmassung 
der Gerichtsbarkeit über eine nach der Verfassung des Reichs 
nur den kaiserlichen Gerichten unterworfene edle Frau, die 
um so mehr autfallen muss, als im gleichen Jahre die Aeb- 
tissinn den zweiten geschworenen Brief als Fürstinn mit 
jener bekannten hoheitlichen Formel bestätigte. So sehr 
stand die faktische Gewalt mit den noch formel und dem 
äussern Scheine nach geltenden Rechten früherer Zeiten im 
Widerspruch. 

Gegen Ende des vierzehnten Jahrhunderts ging der Rath 
noch weiter und setzte einer verschwenderischen Aebtissinn 
(Beatrix von Wolhusen) selbst weltliche Pfleger, welche 
nicht bloss ihr und ihrem Capitel , sondern auch dem Rathe 
über die Verwaltung des Vermögens der Abtei Rechnung 
ablegen sollten. Hierin lag nun keineswegs bloss die Aus- 
übung eines Aufsichtsrechtes, welches sich früher darauf grün- 
dete , dass es ungewiss sei , wer an der Spitze der Abtei 
stehe und die Geschäfte zu leiten habe, sondern eine wahre 
Bevormundung der Aebtissinn und ihres Capitels. Auch 
mischten sich die Pfleger sogar in die Verwaltung der Ge- 
richtsbarkeit der Aebtissinn. Wenn nämlich vor dem Hof- 
gerichte , welches über den Erbbesitz und andere Sachen in 
dem Hofe der Abtei gehalten wurde, ein Urtheil stössig ge- 
worden , so soll es io Schrift verfasst und den Pflegern Uber- 
■ ■ — « 

64) Neugart Urk. r. 24. Juli 1342. No. 1131- 

6$) MS. 1 3 S . a. S. 12. b. 
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antwortet werden. Diese sollen es dann der Aebtissinn rait- 
tkeilen und mit ihr und ihrem Capitel (Herren und Frauen) 
gemeinsam die stössigen Urthcile scheiden und Recht er- 
kennen M ). 

Das Gericht selber dauerte indessen noch fort und hatte 
auch für die Stadt fernere Bedeutung, weil das Eigenthum 
vieler Häuser immer noch der Abtei zustand und dieselben 
nur als Erbe an dritte Personen veräussert waren. Wir 
nehmen nun aber wahr, wie sich auch dieses Erbe allmälig 
ganz von der Abtei ablöste und in Eigeuthum der Besitzer 
verwandelt wurde. Dazu trug wieder die Stellung des Ra- 
thes , der seine Burger, den Hcrrschaftsrechten der Aebtis- 
sinn entgegen, schirmte und begünstigte, vieles bei. 

Das wird aus folgendem Vorfälle schon klar. Ein Bür- 
ger verkaufte ein Haus in der Stadt, welches er von der 
Abtei zu Erbe besass , an einen Dritten und wollte nun die 
Fertigung des Kaufes von Seite der Aebtissinn als Grund- 
herrn vornehmen lassen. Diese verweigerte nun aber ihre 
Zustimmung und die Fertigung. Der Rath schickte ihr eine 
Botschaft und liess sie bitten, von ihrer Weigerung abzu- 
stchn. Und als auch diese Bitte fruchtlos geblieben, so er- 
kannte der Rath auf den Eid , er werde nun doch den Käufer 
im Besitze dieses Hauses schirmen, bis diese oder eine fol- 
gende Aebtissinn das Haus gehörig leihe 67 ). 

Ein entscheidender Schritt in dieser Richtung geschah 
zu Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts. Der grosse Rath 
nämlich erliess eine allgemeine Verordnung über die Erb- 
güter, welche den Klöstern als Grundherren zugehörten. 

66) Die Buch II. $. 3. Note 18. erwähnte Pflegerordnung. 

67) Ratluerkenntnisi r. 1396. NIS. 13S. a. S. 85. b. „vnd dlicht 
vns, daz si tnaotwillea mit den egenanten Knechten beiden trib vnd dar vff ha- 
ben wir vns erkent vff vnsern Eid, da/, der vorgenanle heinlz Suter daz ege- 
nanle bus vnd hofslalt mit aller zuogehört, als er es köft bat, haben vnd 
messen sol vnd daz im das kein schaden Bring, daz iin nicht gefertgot ist 
vnd sKlent och wir Inn da bi schirmen als verr wir mugen , vutz vff die stund 
daz im von der obgenanten vnser frowen oder von einer andern Ebtischin dar 
tgenanle bus geliehen wirt als dann gewonlich vnd recht ist." — Auf ähnliche 
Weise schreitet der Rath ein gegen die Propstei Zürich im Jahr 1418. MS. 140. 
Abth, II. S. 22 . a. 
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Wenn die Angehörigen der Stadt solche kaufen , so soll der 
Erbzins jederzeit genau in der Fertigungsurkunde angege- 
ben und nachher nicht wieder erhöht werden. 

Rathserk enntniss von 1415: Was guctern hinnanhin 
leman der vnsern kouffent , die von deheinem gotzhus In vnd 
vmh vnser Statt erb sind, daz denn ein jeklich gotzhns von dein 
denn daz selb guot erb ist den erbzins nämlich war an 
vnd wie vil des sye In die vertgung brief eigenlich sol 
schriben vnd von disshin enheinen vertgung bricl vmb kein 
semlich guot machen mit denen Worten, daz das guot so 
man denn vertgen sol , erb sye vmb ainen semlichenzins 
als an des selben gotzhuss Hoedcln oder Zins 
Büchern vcrschriben sye. — Were aber daz die ob- 
genanten gotzhüser dise vnser erkanlnüss nit also halten 
oder da wider tuon weilten oder täten , so meinen vnd wel- 
len wir Jeklichen der vnsern bi semlichen koiffen vnd gue- 
tern die si also gekouft hettin ze schirmen 68 ). 

Das Miinzrecht der Aebtissinn wurde früher schon 
in der Regel von züricherischen Bürgern unter Aufsicht 
des Rathes beworben. In der Folge konnten so die Rechte 
des Rathes und der Aebtissinn leicht verwechselt werden 
und so finden wir, dass in der ersten Hälfte des fünfzehn- 
ten Jahrhunderts König Sigismund in einer Urkunde bereits 
dem Rathe ein eigentümliches Miinzregal bestätigt und sich 
darauf beruft, dass des Rathes und der Aebtissinn Munzrecht 
von langen Zeiten hergebracht sei 69 ). 

Auch der Zoll wurde im Jahr 1463 der Stadt auf zehn 
Jahre zum Bezüge verliehen und dem Rathe gewisse La- 
sten, welche darauf hafteten, iiberbunden. Von Alter her 
nämlich hatte der Vogt das Recht, wöchentlich einen Griff 
Salz zu nehmen. Ebenso erhielten die Sigristen der Abtei 
und Propstei monatlich einen solchen, der Henker wöchent- 
lich 1 fj. Pfd. und alle Monate auch einen Griff Salz. 
Ferner musste die Galgen! eitcr auf diesen Einkünften des 
Zolles bestritten und dem Nachrichter zwei wcissc Lederhand- 


68) SIS. 138. b. S. 26. b. 

69) t.Irk. ». 1625. WerdmtiUsr C. 1). N. V. S. 267. Vgl. Neu- 
ga r I No. 1151. 
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schuhe gekauft werden. Alle diese Abgaben, welche gros- 
sentheils mit der Blutgerichtsbarkeit und dem daherigen 
Schirme des Reichsvogts in Verbindung stehen, hafteten auf 
dem jeweiligen Zoller. Und so musste damals auch der 
Rath dieselben zu entrichten übernehmen 70 ). 

Das Recht des Marktes und die Bestimmung der Ge- 
wichte war natürlich schon sehr frühe auf den Rath iiber- 
gegangen, indem diese Befugnisse von der polizeilichen Ge- 
walt des Rathes, die sich am schnellsten und am leichte- 
sten entwickelte, bald absorbirt werden mussten 7 *). 

Dem Sturme der Reformation konnte der morsche Bau 
nicht widerstehen. Die letzte Acbtissinn Catharina Frciinn 
von Zimmern, die einzige Stiftsdamc, die noch in dem Klo- 
ster lebte, übergab im Jahr 1524 alle noch übrig gebliebe- 
nen Rechte der Abtei an Leuten und Gütern der Stadt Zü- 
rich und erhielt dagegen die Zusicherung bedeutender Nu- 
tzungsrechte für Lebenszeit 72 ). 

$. 11. Die Stände. 

Die ständischen Verhältnisse hatten sich nunmehr, seit- 
dem die persönliche Freiheit oder Hörigkeit keine genü- 
genden Unterschiede mehr zu begründen schien, so gestal- 
tet, dass man gewöhnlich vier weltliche Stände aus einander 
hielt, nämlich I) die Herren, II) die Edclleute, III) die 
Bürger und IV) die Bauern und diese alle als Laien den 
Geistlichen entgegensetzte. Sehr klar ergibt sich jene 


70) Werdmüller G. D. N. V. 321. Frauiniloslcramtfurkonden 
II. 619. 

71) MS. 138. b. S. 107. b. Beschluss von 1424., in welchem der Rath 
die Gewichte normirt. Aehnüche Bestimmungen schon im Richtebrief. 

72) Neugart N'o. 1176. und 1177. In der ersteu dieser Urkunden findet 
sich die merkwürdige Stelle: „Die weil nun aus der Ordnung Gottes diser 
Zeit Ir Guad die letzt vnd einig iu dem Gottshaus Gewaltsame hab, so sie Ir 
Gnad des genanten Goltshauses guten willens gegen einer Sbitt von Zürich 
wegen den Gutbaten, so Irn Gnaden vorher geschehen, auch um Ruwen bei- 
der (heilen , vnd besonders darum, dass ein Statt von Zürich ir 
turne m uien gegen andren dergleichen diedannoch in minderer 
Achtung sigend dann Ir Gnad, dester mit besseren fugen enden 
mögend, solich ihres Goltshauses freyheiten — — — — übergeben.” 
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Einteilung aus der Ordnung des ziiricherischen Hofgerichtes 
von 1383. Daselbst heisst es: 

Welcher och in das Achtbuoch geschriben wirt, von was 
sach das ist, l.unt er vsser Acht, so git er dein Landrichter 
sinen Achtschilling, Ein herr X March silbers, Ein 
Edeltnann V March, Ein Burger drij March, vnd 
Ein gebnrEin March, si mugcn dann bas mit dem Richter 
getaedingen n ). 

I. Die Herren. Durch die Ausdehnung der züricheri- 
schen Landeshoheit musste notwendig der Herrenstand aus 
ihrem Gebiete grosscntheils , und insofern die Herren da- 
selbst eigene Landeshoheit ausgeiibt hatten, ganz verdrängt 
werden. Die gesammte schweizerische Entwickelung war 
diesem Stande überhaupt nicht günstig, indem die Selbstän- 
digkeit der Länder und die Herrschaft der Städte gleich- 
mässig mit der Hoheit jener unverträglich waren. Es wur- 
den zwar immer noch Bündnisse und Burgrechte mit Her- 
ren abgeschlossen, aber ihre Zahl und ihr Ansehen war 
doch im beständigen Sinken. 

II. Die Edelleute, welche sich durch ritterlichen Ge- 
werb gehoben hatten und dem eigentlichen und alten Adel 
der Herren als neuer wenn auch minderer Adel an die Seite 
traten, waren ziemlich zahlreich über die Landschaft ver- 
breitet, besonders als Vogtei- und Grundherrn. Manche 
derselben hatten sich aus blossen Meiern zu Gerichtsherrn 
aufgeschwungen. Immer mehrere wurden aber durch die 
Gefahren des Krieges und aus Schutzbedürftigkeit genothigt, 
das städtische Bürgerrecht anzunehmen , wodurch ihr Stand 
indess nicht geniedert wurde. 

Im Jahre 1362 hatte sich die Stadt von Karl IV. das 
Privilegium zu erwirken gesucht und es wirklich erhalten, 
dass sie wohl Edelleute auf dem Lande zu Burgern aufneh- 
men dürfe , sie haben Festen oder nicht und dass diese dann 
in der Stadt oder auf dem Lande sitzen mögen, nach ihrer 

73) MS. 138. a. S. 51. b. Vgl. damit «inan Abschied des Tages zn Ba- 
den vom Jahr 1539, worin es heisst: „Wandet einer einen Edelmann, »st 
die Buss 100 Pfd., Einen Burgsassen 75 Pfd. vnd einen Bavrtn 37 Pfd.” 
Meyer’ s Locarno I. S. 116. 
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Wahl 7,i ). Es war eine solche Aufnahme freilich schon frü- 
her auch vorgekommen ; aber jetzt wurde sic durch die 
kaiserliche Autorität unterstützt und gegen Anfechtungen 
gesichert. Gewöhnlich wurden indessen diese Burgrechte 
mit Edelleuten , die Land und Leute besassen , nur auf eine 
Anzahl Jahre, nicht auf ewig geschlossen. Und es haben 
dieselben weit eher die Bedeutung wahrer Bündnisse als 
blosser Biirgcraufnahinen im gewöhnlichen Sinne. 

So z. B. wurde 1363 mit Friedrich und Jakob von Berg, 
den Lamparten von Roth ein Burgrecht auf zehn Jahre ge- 
schlossen, mit Gottfried von Hiinaberg eines auf fünfzehn 
Jahre, mit Diethelm Blarer von Wartensee wieder eines auf 
zehn Jahre u. s. f. Die Edelleutc wurden sodann Burger 
genannt, und genossen als solche den Schirm der Stadt, 
sowie sie hinwieder auch ihre Festen und Schlösser den 
Burgern , wie man sich ausdrückte , als offene Häuser halten 
und sich überhaupt städtischen Anordnungen und Gesetzen 
in mancher Hinsicht unterziehen mussten 7S ). 

Gerade diese Burgrechte trugen viel zu der Erweiterung 
der städtischen Herrschaft bei, wenn sie auch auf der an- 
dern Seite die Stadt in mancherlei Händel verwickelten 76 ). 

Als ferner die Stadt später ausgedehntere Hoheitsrechte 
erwarb über ganze Landschaften , mussten manche Edelleute, 
die zuvor unter einem andern Landesherrn gestanden hatten , 
unter ihren Schutz und ihre Hoheit kommen, ohne dass 
sie darum Burger wurden. Solche Edelleute mussten dann 
aber schwören, der Stadt Treu und Wahrheit zu halten, 
und so lange sie in ihrem Gebiete wohnen, keinen andern 
Schirm , Landrecht noch Burgrecht anzunehmen ohne Wis- 
sen und Willen der Stadt. In der Folge mussten sic sich 
auch verpflichten, keine Angehörigen der Stadt mit aus- 


74) Die Urkunde in der Sakristei zum GrossmÜDster. 

75) Vgl. eine grosse Anzahl Beispiele in d. Corp. Dipl. Not. Bd, VI. 

76) Zur Vorsicht wurde 1410 beschlossen es dürfe kein einzelner An- 
gehöriger der Stadt für einen Herrn oder Edelmann Bürge werden, bei XX 
Mark Busse. Eben weil dadurch die Stadt leicht in gefährliche Verwickelun- 
gen hineingebracht werden konnte. MS. 138 a. S. 121 a. 
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wärtigen Gerichten zu plagen, die Urtheilc des Raths an- 
zuerkennen und die Verfassung der Stadt und ihre Bünd- 
nisse aufrecht zu halten 71 ). 

III. Die Burger. Durch die Brutiische Neuerung hatte 
die Bürgerschaft eine grössere Ausdehnung erhalten, indem 
nun auch die Handwerker in den Zünften als Burger an- 
gesehen wurden. Der Bürgerverband fiel aber desshalb 
doch nicht zusammen init der Einwohnerschaft, sondern 
cs blieb derselbe als ein persönliches corporativcs Verliält- 
niss fortbcstchen. Es konnten somit immer noch Leute in 
Zürich wohnen, ohne Burger zu sein. 

Wie fliessend noch gegen Ende des vierzehnten Jahr- 
hunderts übrigens diese Gegensätze gewesen, ergibt sich 
aus folgender Stelle deutlich. 

Ein „Chueni haller” hatte 1378 den Bader in einer Bad- 
stube todt gestochen. Nun behaupteten die Freunde Hallers , 
cs sei der Fall als Todschlag eines Gastes zu behandeln, 
weil der Bader selig nicht vff der Statt Buoch für 
Ein Burger gesell riben was. 

Es wurde somit die Eintragung in das Burgerbuch schon 
damals als nothwendiges Merkmal der Erwerbung des Bür- 
gerrechtes von Einigen betrachtet. Der Rath aber nahin 
darauf Rücksicht: 

daz der selb Bader vil ziten in vnscr Stal mit husrüchi 
wonhafft was gewesen, vnd ouch in einer Zunft 
was vnd ouch vnscr Statt vnd siner zunft mit stü- 
ren vnd mit andern Sachen gedienet hatt, als ein ander 
vnser burger 

und behandelte den Fall als Todschlag gegen einen Burger 
verübt. Zugleich crliess er damals folgende allgemeine Ver- 
ordnung : 

Wer her in vnser Statt körnen ist, oder noch hinnen hin 
her kumt, vnd Ein zunft hie bi vns empfahet vnd fünf 
gantze iar an enander in vnser Stat wonhafft ist vnd och 
dieselben fünf iar vnscr Statt vnd siner zunft stüret vnd 
mit allen Sachen dienet , vnd och swerret , vnser brief vnd 
vnsrü gcricht ze halten vnd dem Bürgermeister vnd dem 

77) MS. 140. Ablh. II. S. 21 ». 
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Rat Zürich gehorsam ze sine als ein ander vnser burger 
vnd das vor dem Bürgermeister vnd den Räten kuntlicb 
wirt gemacht, das och der oder die nach dien selben 
fünf iaren -vnser burger sin vnd bi vns Burgrecht 
haben sülent, vnd was die selben die ir Bergrecht mit den 
vorgesehen fünf iaren also erfolgent vnd besitzent , danncn- 
hin tuond oder was inen beschicht , das sol man Richten , 
als von andern vnsern bürgern , Es wer dann das derselben 
keiner für ein Rat Zürich gieng vnd vor dien versprech , 
das er vnser burger nicht sin w o 1 1 7 >). 

Fünfjähriger Wohnsitz in der Stadt und eben so langes 
Steuern und Dienen mit einer Zunft gaben somit das Bür- 
gerrecht. Von einer Einzugsgebühr war noch keine Rede. 
Ein Einkauf in das Bürgerrecht wird zuerst erwähnt im 
Jahr 1407. Damals nämlich wurde festgesetzt, dass keiner 
zum Burger angenommen werde, der nicht mindestens drei 
Gulden bezahle, welche fiir Kriegsbedürfnisse der Stadt 
zu verwenden sind , 

vnd darzuo sol dann der so burger werden wil, an vnser 
Statt buw so vil geltes geben, als man dann mit im über- 
ein körnen mag n ). 

Von da an ist der Einkauf in das Bürgerrecht ein we- 
sentliches Erforderniss seines Erwerbes ; dagegen wird keine 
Dauer des Wohnsitzes in der Stadt mehr verlangt. Die 
Einkaufssumme wurde von Zeit zu Zeit etwas erhöht, 
blieb aber während der blühendsten Zeit unserer Stadt im- 
mer nur gering. 

Noch während dieser Periode wurde dieselbe für Aus- 
wärtige auf zwanzig Gulden, für Eidgenossen anf zehn 
Gulden und für Angehörige der städtischen Herrschaft auf 
drei Gulden festgesetzt. Die Fremden und die Eidgenossen 
mussten überdem urkundlich nachwcisen, dass sic aus ihrer 
frühem Heimath mit Ehren geschieden seien. Die Unter- 
thanen der Stadt bedurften dessen nicht 80 ). , Wohl aber 

7S) MS. 138 ». S. I* «. 

7*)) MS. 138 a. S. 114 a. lu Ulm war die Eiakaufagebiibr Anfänglich 
Gulden, seit 1376 ebenfalls drei Gulden. Jager S. 315. 

30) MS. 144. S. 35 a. „Doch Vorbehalten .»b trcffennlich wergklulh rnnd 
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musste jeder zuvor dem Zunftmeister und den Zwölfern 
der Zunft, in die er aufgenommen werden wollte, seinen 
Harnisch und Gewehr vorweisen. Dann erst konnte er 
in das Burgerbuch eingetragen werden 8I ). 

Schon vorher, 1409, war die Aufnahme in eine Zunft 
und in das Bürgerrecht in den engsten Zusammenhang ge- 
bracht worden. Das eine ohne das andere war unmög- 
lich 82 ). Und iin Jahr 1425 ,wurde das Verhältnis einer 
bedeutenden Anzahl von Einwohnern, die nicht in das Bür- 
gerbuch eingetragen waren, sich aber dennoch für Burger 
hielten, geregelt, und der Constafel und den Zünften von 
dem grossen Ratbe Vollmacht gegeben, sie entweder als 
wirkliche Burger ohne weiters anzuerkennen, oder sie au- 
zuhalten, die Einkaufsgebiibr zu bezahlen 81 ). 

Sonst geschah Aufnahme und Ahsagung des Bürger- 
rechts in der Regel vor dem grossen Rathe 84 ). 

Unter den Burgern selber werden sodann unterschieden 
die Inburger von den Ausburgern. Inburger heissen 
die, welche innerhalb des städtischen Weichbildes, des- 
sen Granzen durch Kreuze bezeichnet waren, wohnten, 
Ausburger die, welche ausserhalb der Kreuze sassen. Wenn 
nämlich gleich das Weichbild sich über die Stadt hinaus 
erstreckte, und sich ein Gegensatz zwischen dieser und 
allen, die vor der ßtadt wohnten, zeigen musste, so waren 
doch die Spuren des alten Rechtes, wonach das ganze 
Weichbild zur Stadt gehörte, keineswegs erloschen. So 
wird namentlich von denen, welche innerhalb der Kreuze 
wohnen , kein Zoll bezogen 8S ) , und cs können dieselben 

ineftter sundriger künsten dero mau Inn vnser Statt notlitrfftig sin , hat kom- 
men vnnd vmb vnser Burgkrechl bitten wurden, das die genommen vnnd 
empfangen werden mögent (nämlich ohne alle Gebühr) ye nach «rkannluuss 
eins Raths vnnd gelegenheit der sach." Eine viel zweckmäßigere Bestimmung 
als die spätem Auischliessungs - und Hemmungsdekrete. 

81) MS. 144. S. 23 a. 

82) MS. 118 a. S. 116 b. MS. 144. S. 22 b. 

83) MS. 138 b. S. 127 b. 

84) MS. 143. Abth. !!. S. 40 a. 

85) MS. 65. S. 29 b. * Imenthalb Zürich horue rnd (len Crutzen." 
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auch füglich in den grossen Rath gewählt werden, sobald 
sie nur nach Vorschrift des Tierten geschworenen Briefes 
zehn Jahre lang in der Constafel oder in einer Zunft ge- 
dient hatten S6 ). 

Dem ursprünglichen Stande nach konnten die Burger 
Edelleute sein ; dann wurden sie zu diesen gerechnet. Sie 
konnten aber auch Gemeinfreie und selbst Hörige sein; in 
beiden Fällen wurden sie abjr gleichmä'ssig als Burger be- 
handelt, indem der abnehmende Unterschied zwischen Hö- 
rigen und Freien von dem Begriff des Biirgertliumes ver- 
dunkelt worden war. 

Es lag in der Bedeutung der Städte eine Kraft, welche 
die Hörigen von ihren Lasten und ihrer Niedrigkeit be- 
freite. Wie anderswo die Luft eigen machte, so machte 
die Luft der Städte frei. 

Ein Privilegium , welches Karl IV. im Jahr 1362 der 
Stadt ertheilte , verordnete : 

Wer zu In in ir Statt koinpt von vvibs oder mannes 
narnen vnd der einen Tag und ein Jar wonhafliig hv In 
ist, er diene oder habe selber bus, vnd er von ey- 
genschaft des libs in Jarsfrist von nieman versprochen noch 
geuordert wird, das och der furbaser ledig vnd lose gentz- 
lich sin vnd bliben sol aller vordrung vnd ansprach, so 
von eygenschaft des libs ieman zu In oder derselben lüt 
kindem, die in der Stat sitzent, gehalten inücht > 7 ). 

Dieses Privilegium schloss freilich die Fortdauer der 
Hörigkeit innerhalb der Stadt keineswegs aus, aber zer- 
störte sie doch in einer Masse von einzelnen Fällen. Noch 
später finden wir Hörige als Burger aufgenommen. So 


MS. 138 b. S. 136 a. WtrdmUller C. D. N. V. 573. I» tiner Ork. 
». 136 6 FraumUnsteramt II. 479: „an der spanweid enbalb dein criitz.” 

86) MS, 144. S. 33 a. 

87) Ein ähnliches Privilegium erhielt die rtiricherische Stadt Elgg in der 
Grafschaft Kybnrg von den Herzogen von Oesterreich. Elgger Stadtrecbt 
Art. 62. bei Pestalutz Sammlung der Statute des eidsgenössischen Kantons 
ZUrich. Zürich 1830. Bd. I. S. 364. Andere Städte haben viel ältere 
Ähnliche Privilegien, z. B. Bremen eines v. J. 1186. Donau dt Geschichte 
des Bremer Stadtrechts. Tb. 1. S. 114. 
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heisst es in einem Burgrechts vertrage mit Herrmann von 
Hohenlandcnberg vom Jahr 1407 : 

Die vorgenanten von Zürich cn sullent och nu noch her- 
nach inin Luten ir keinen nicht zc burger einpfachen noch 
nemen in dehein wisc, es wolle ir dann deheiner in ir 
stat züchen vnd darinne hushahlich sin anc Geuerdc. Wer 
aber das derselb mincr luten in ir stat hushahlich sin vnd 
ein burgerrecht von inen cmpfachcn wollte, der min ei- 
gen werc, den mugent si wol zc burger nemen, mit 
solichcm geding , das dieselben min eigen lüt mir herus 
dienen vnd tun sullent als ander ir inges essen bur- 
ger, die eigen sind, iren herren tund vnd dienent 
ungefarlich **). 

Erst dureh Erkenntnis» des grossen Rathes vom Jahr 
1540 wurde verordnet, dass künftig kein Eigener mehr zum 
Burger angenommen werden solle, sondern wer das Bür- 
gerrecht zu erwerben wünsche, habe zu erweisen, 

das er ledig vnd nyemands eygen syge ouch Itcyn 
nachjagenden herren habe 89 ). 

So wurde in gewissem Sinne das alte vorbrunischc Recht 
wieder hergestellt und persönliche Freiheit für ein wesent- 
liches Erforderniss des Bürgerrechtes erklärt. 

IV. Die Bauern. Die freien und die hörigen Bauern 
sind nun einander in ihren Zuständen so nahe gebracht 
worden, dass man sie füglich für einen Stand halten konnte. 
Durch die Ausdehnung und Erblichwerdung der Vogtei 
wurden auch jene mit Basten aller Art Frohudcn und 
Zinsen beschwert. Und auf der andern Seite milderten sich 
mancherlei Lasten der Hörigkeit immer mehr. Der Grund- 
besitz auch der hörigen Bauern war zu Ende unserer Pe- 
riode schon durchweg ein erblicher, wenig anders als der 
der freien Bauern. Sie fingen an, durcheinander zu liei- 
ralhcn, wie sie neben einander in dem Dorfgeriehte waren 
und zusammen in’s Feld zogen. 

Besonders war das sechszehntc Jahrhundert der persön- 


88) W'erdmilller C. I). N. VI. S. 681. 

89) MS. 144. S. 35 b. 
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liehen Freiheit günstig, indem theils eine grosse Anzahl 
von Hörigen geradezu die Freiheit erhielten, theils manche 
Lasten der Hörigkeit abgeschafft oder verringert wurden. 

Durch die Waldmanniscben Spruchbriefe wurde der 
freie Zug schon als gemeines Hecht anerkannt, und nun 
auch von den Hörigen angesprochen , ungeachtet ihrer die 
Briefe nicht gerade ausdrücklich gedachten. 

Die Verehelichung mit Ungenossen war zwar immer 
noch untersagt bis in’s sechsz^hnte Jahrhundert hinein, aber 
die Folgen der Ungenossame geringer als früher und die 
Kreise der Genossenschaft viel weiter gezogen. In dem 
Waldmannischen Spruchbriefe für die Grafschaft Kyburg 
von 1489 werden die Kinder aus einer ungenosseu Ehe be- 
reits für vollkommen erbfähig erklärt. 

Item von eygnon luten wegen , die in der graflschafft ky- 
bnrg sitzent, sy sigend geystlichcr oder weltlicher, Edler 
oder ander lüteu , wa derselben cygnen Mannen eyner wi- 
der sinen halshcrren wybott , der sol zechen pfund ze buos 
verfallen sin, vnd ob der bind über hem, wenn der den 
darnach abgatt , so - sollen desselben erben sinem berren 
nit mer denn den houblvall zuo geben schuldig sin , vnd 
dannethin das guot von den hern vngesumpt erben, nach 
des gerichtz recht, dar In der abganngen gesessen gesin ist. 
Wie sehr im sechszehnten Jahrhundert der Rath der 
Erweiterung persönlicher Freiheit geneigt war, ergibt sich 
daraus, dass er im Jahr 1514 bei Gelegenheit eines Pro- 
zesses den Grundsatz, dass das Kind aus ungleicher Ehe 
der ärgern Hand folge, ungeachtet derselbe in der zur An- 
wendung kommenden Öffnung ausdrücklich anerkannt war, 
doch im Interesse der Freiheit der Kinder verwarf M ). 

Diese Richtung wurde durch die Reformation bedeu- 
tend verstä'rkt. Die Erschütterung der althergebrachten Au- 
torität der Kirche , die Lösung der gewohnten Bande des 
Gehorsams, die erregten Hoffnungen einer neuen bessern 
Zeit, der kühne Aufschwung der neuen kirchlichen Frei- 


90) Es war das ein Prozess zwischen der Abtei Frauinilnster Sir ihre 
OoUeshausleute und dein Propste von Embrach als Herr von Eigenen. 
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heit erregten eine Menge von Begierden und Wünschen je- 
der Art im Volke, unter welchem die Reformation grossen 
Beifall erworben hatte. Wie im südlichen Deutschland, so 
entstand auch in der nördlichen Schweiz ein Bauernaufrubr, 
von ähnlichen Trieben geleitet und mit denselben Tenden- 
zen. Insbesondere wurde die Leibeigenschaft als unver- 
träglich erklärt mit dem Worte Gottes und der natürlichen 
Freiheit des Menschen, und der Versuch gemacht, alle 
Lasten abzuschütteln. So wenig wusste man indessen da- 
mals schon zu unterscheiden zwischen den Lasten, wel- 
che in der Hörigkeit ihren Grund hatten , denen , welche 
aus abgeleitetem Grundbesitze lierrührten, und denen, wel- 
che die Vogtei auferlegt hatte, dass in den Beschwerde- 
schriften der Bauern Alles dieses durch einander gemengt 
wurde. Sie verlangten gleichsam in einem Athemzuge Auf- 
hebung der Fastnachthühuer, des Falls, der Gelässe, der 
Ungenossarae, des dritten Pfennings, der Vogtgarben, der 
Frohndienste, des Zehntens, (den Korn-, Haber- und Wein- 
zchnten wollten sie gutwillig noch geben), der Gerichts- 
herrlichkeit, der Lcibstcuer, Loskauf aller erkauften Zinse 
u. s. f. 9I ). 

Da die Stadt viele Rechte von Leibherren an sich ge- 
bracht hatte, so konnte der Rath auf diese verzichten. 
Wirklich hob er 1525 die Leibeigenschaft auf, so weit 
die Rechte darauf ihm zustanden. Er erliess seinen vor- 
maligen Leibeignen in den meisten Herrschaften die Fälle, 
Gelässe und die Strafen der Ungenossenschaft für immer, 
als welche aus der Hörigkeit hervorgegangen. Dagegen 
wurden die Rechte der Voglei und die grundherrlichen 
Rechte im engern Sinn noch aufrecht erhalten. 

In der Herrschaft Griiningen, wo der Aufstand am zü- 
gellosesten und die Forderungen am trotzigsten gewesen, 
liess der Rath zur Strafe die Hörigkeit fortbestchen. Auch 
an andern Orten erhielt sie sich noch eine Zeit lang, in- 
dem der Rath über die Rechte fremder Herren nicht ver- 

91 J H. H. Füssli Geschichte dea Aufstande« der Bauern von <525 in 
dessen handschriftlichem Nachlasse. 
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feigen konnte. Indessen wirkte er doch auf die unter sei- 
nem Schutze stehenden Gerichtsherrn in demselben freiem 
Geiste, und vermochte manche, auf ihre Rechte zu ver- 
zichten, oder sich dieselben loskaufen zu lassen. 

V. Der geistliche Stand. Das Verhältniss der Pfaf- 
fen zu den Burgern der Stadt Zürich war, wie wir oben 
gesehen hatten, durch den Vertrag vom Jahr 1304 gere- 
gelt worden und blieb längere Zeit noch das nämliche. 
Insbesondere ist nicht zuzugeben , dass dasselbe durch den 
Vertrag mit den Eidgenossen vom Jahr 1370, den soge- 
nannten Pfaffenbrief, wesentlich verändert worden sei 9 *). 
Dieser Vertrag wurde allerdings hauptsächlich auf Zürichs 
Antrieb hin geschlossen und mochte Bezug haben auf die 
widerrechtliche Gefangennehmung des Luzernischen Schult- 
heissen durch den Propst Brun von Zürich, welche diese 
Stadt so sehr in Aufruhr setzte. Allein cs wurden durch 
denselben doch nur die in der Eidgenossenschaft gesessenen 
Pfaffen genöthigt, den Städten und Ländern Treue zu 
schwören, gezwungen, sich an die einheimischen Gerichte 
zu halten und verhindert, in andern als geistlichen Dingen 
den Schutz eines auswärtigen Gerichtes anzurufen. Eine 
Tendenz, welche sich in der gesammten Eidgenossenschaft 
von Anfang an zeigte, von fremden Gerichten möglichst 
frei zu bleiben. Damals mochte in der Stellung des Prop- 
stes Brun zu dem Kaiser und der Gefahr, dass er sich 
an kaiserliche Gerichte um Schutz wende , ein besonderer 
Grund liegen, sich durch einen neuen Vertrag besser zu 
sichern , zumal die Stadtgemcinde Zürich durch ihr Ein- 
schreiten in dieser Sache die Gränzen ihrer Competenz be- 
deutend überschritten und sich eine Gerichtsbarkeit ange- 
masst hatte, die nur insoweit gelten konnte, als sie ihren 
Willen mit Gewalt durchzusetzen entschlossen und fähig 
war. Dass aber jener Vertrag von 1304 noch später fort- 
bestand, ersehen wir daraus, dass noch nach dem Pfaffen- 


92) Abgedruckt bei Tschudi I. 472. 

Ri unter lil i Rtclifigeichtchte. • 
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briefe im Jahr 1407 die drei Pfaffenrichter als geltendes 
Institut erwähnt werden * 3 ). 

Durch Vertrag des Rathes von Zürich mit dein Bischöfe 
von Constanz vom Jahr 1506 wurde sodann auch das 
Rechtsverhältnis zwischen Pfaffen und Laien ausserhalb 
der StadtZürich, aber in ihren Gebieten, festgestellt. Ueber 
alle von Pfaffen gegen Laien oder umgekehrt von diesen 
gegen jene verübten Frevel und Vergehen soll der Rath 
von Zürich selber richten. Und wenn auch nicht geklagt 
wird, ist er dennoch befugt, das Vergehen von Amtswe- 
gen zu ahnden. Im letzten Falle soll aber „nach der tat 
und nit nach dem anlass,” also ohne Rücksicht auf die 
subjective Veranlassung, sondern lediglich nach der äussern 
objectiven Erscheinung des Vergehens, gerichtet werden. 
Die den Pfaffen auferlegte Busse fällt dann dem Bischöfe 
von Constanz zu , die der Laien der Stadt Zürich. Nur 
über todeswiirdige Verbrechen der Priester hat der Bischof, 
über die der Laien der Rath zu richten 9 -<). So ausgedehnt 
waren schon vor der Reformation die Rechte des Rathes. 
Sein Ansehen mochte hauptsächlich durch Waldinanns Be- 
streben gegenüber den Geistlichen verstärkt worden sein. 
Die Reformation zerriss nun auch den letzten Zusammen- 
hang mit dem Bisthume Constanz und stellte die Geist- 
lichen überhaupt den Laien gleich. Jener Vertrag wurde 
dem Bischöfe im Jahr 1524 aufgekündigt 9S ). Die refor- 
mirten Pfarrer wurden in eine kirchliche Synode vereinigt 
und unter die Hoheit des Rathes gestellt 96 ). Die Aufhe- 
bung der Klöster blieb nicht aus. 

Die Propstei Grossmünster , welche von König Karl IV. 
im Jahr 1363 auch die hohe Gerichtsbarkeit, oder wie 
man sich damals ausdrückte, „Stock und Galgen” in ihren 
Dörfern zu Fluntern, Rieden, Rüschlikon und Rufers er- 
halten hatte 97 ) , musste nun auch ihre hohen und niedern 

93) Diplom, der Propstei S. 127. 

94) MS. 140. Abth. II. S. 44. a. 

95) MS. 140. Abtb. II. S. 44. b. 

96) Cappelerbrief Art. 4, Pradikantenordnuageu. 

97) Erneuerte Privilegien von 1384, 1404 und 1415. 
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Gerichte im Jahr 1525 an den Rath abtreten, ein Jahr 
später als die Rechte der Abtei Zürich an die Stadt 'über- 
gegangen waren« 

Gerichtsverfassung A. der Stadt. 

8. 12. Das Landgericht und die R e ichs v ogtei. 

Wenn wir auf der einen Seite gesehen haben, wie die 
Stadt sich allmählig zu einem von König und Reich unab- 
hängigen Gemeinwesen zu erheben suchte , so zeigt sich 
doch auf der andern Seite der Zusammenhang mit der 
Reichsverfassung noch keineswegs ganz zerstört. Die Er- 
richtung eines königlichen Landgerichtes in Zürich 
war der Stellung der Stadt zum Reiche zu verdanken. 

Ungeachtet der Ausbildung der Territorialhoheit, behiel- 
ten doch die Kaiser fortwährend auch auf die losgetrennten 
Theile alle Rechte, und zumal die Städte, welche als 
Reichsstädte keinem Landesherrn unterworfen waren , schie- 
nen in vorzüglichem Masse ihnen noch anzugehören. Ins- 
besondere war der Kaiser noch oberster Richter im Lande, 
und wo er erschien, konnte er auch sein kaiserliches Ge- 
richt hegen, welches dann an Ansehen alle andern Gerichte 
überragte. Wurde irgendwo kein Recht gehalten, oder 
war die Execution eines Urtheils unmöglich, so konnte 
man sich an dieses höchste Gericht wenden, welches dann 
die Schuldigen ächtete. 

Aber auch wo der Kaiser nicht erschien, liess er sich 
früher durch seinen Pfalzgrafen, später auch durch einzelne 
Hofrichter vertreten, und so wurden einige Reichsstädte 
vorzugsweise zum Sitze stehender Hof- oder Landgerichte 
erhoben, welche in des Kaisers Namen die oberste Rechts- 
pflege verwalteten. 

Eines der berühmtesten Hofgericlte dieser ^\rt war das 
zu Rotweil. Diesem nacbgebildet bestellte Kaiser Karl IV., 
der den Zürichern überhaupt günstig war, im Jahr 1362 
auch ein Landgericht zu Zürich und ertheilte ihm alle 
Rechte, Freiheit, Gnade und gpte Gewohnheit, „die das 
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Landgericht zu Rotweil habe und von Alters her gehabt 
habe 38 ).” 

Der Kaiser bestellte dann selber den Land-, oder wie 
er auch genannt wurde, Hofrichter, bis König Wcnceslaw 
1384 dem Bürgermeister und Rath der Stadt das Recht er- 
theilte, nach Absterben oder Abtritt des alten Landrichters 
einen neuen zu wählen, der dann von Reiches wegen den 
Bann haben solle über das Blut und um alle Sachen zu 
richten 33 ). Nur soll derselbe jederzeit ein Graf oder Freier- 
herr sein. An seiner Seite sassen dann als Schöffen zwölf 
Richter, welche der Rath in oder ausserhalb seiner Mitte 
ihm beiordnete, wie sich aus einer im Jahr 1383 verfass- 
ten Ordnung um das Hofgericht ergibt *°°). Nach alten 
Rechtsgrundsätzen müssen von diesen zwölf Richtern we- 
nigstens sieben anwesend sein , damit der Hofrichter richten 
darf. Auch zeigt sich der Zusammenhang mit der alten 
Verfassung darin, dass neben diesen Schöffen noch andere 
Freie in dem Gerichte erscheinen uod ebenfalls Urtheü 
finden dürfen. Nur müssen diese nunmehr dem Ritterstande 
zugehören, indem sich inzwischen die alten ständischen 
Verhältnisse verändert hatten. Es genügt das einfache Bür- 
gerthum schon nicht mehr. Ob aber diese Ritter erschei- 
nen oder nicht, ist insofern gleichgültig, als es ihnen völlig 
frei steht, sich einzufinden oder wegzubleiben, da auch 
ohne sie die Rechtspflege ihren Fortgang hat. 

Ordnung von 1383. Es sol ouch vor dem gericht nie- 
man kein vrteil sprechen noch erteilen dann dieselben zwelf 
Richter, vnd all Ritter die da vor gericht sint. 

Es inugen och dieselben Richter die Lüt wol in Acht er- 
teilen mit den Rittern vnd och ane Ritter ob zuo dien ziten 
niena Ritter da wer , doch also das der vorgenant Richtern 
nicht minder vnder ogen syen dann siben. 

Ueber die Art, wie das Urtheil gefunden wird, gibt 
folgende Stelle dieser Ordnung Auskunft: 

ti 

98) Werdmtlilir C. T). N. V. S. 12». • Vgl. Tsr ho#i‘ I. 456. 

99) W erdmiiller -C. ». 19. V. S. 168. 

100) MS. 138 a. S. 51 ff. 
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Wer ouch von dem Richter einer vrteil gefragct wirt vn- 
der den Rittern oder den Richtern, der selb nimet dann 
zuo im die andern Ritter vnd Richter an sinen Rat vss- 
w endig dem Ring, vnd wes si sich da geeimherent oder 
das merteil vnder Inen, das belihet ouch statt, doch wer- 
dent si selten misshell, vnd was do das mcr wirt, darnach 
sol man Richten , won es sol noch mag die vrteil von 
dem gericht nieman fürbas züchen. 

Ein Zug kann unmöglich Stalt finden, weil das Gericht 
eben den Rang eines höchsten kaiserlichen Gerichtshofes 
hat. 

Das Verfahren war durchgängig auf die kaiserliche Acht 
gerichtet, indem man sich in der Regel an dicss Reichsge- 
richt nur daun wendete, wenn man bei den gewohnten 
Landesgerichten kein Recht fand , denn wenn gleich das 
Hofgericht befugt sein mochte, von Anfang an bürgerliche 
oder strafrechtliche Streitsachen an Hand zu nehmen, so 
war doch damals schon allenthalben der Grundsatz, dass 
man vorerst die gewohnten lieimathlichen Gerichte auzu- 
gelicn habe, so verbreitet, dass fast jeder Kläger, tlieils 
sobald er diese überging in seinem Gerichtshöfe Strafe zu 
fürchten hatte, thcils geringe Aussicht auf Exccution gegen 
seinen Gegner erhielt. Dcsshalb stellte es sich faktisch, 
wenn auch anfangs nicht rechtlich, so her, dass nur aus- 
nahmsweise, wo das hcimathliche Gericht einem entweder 
Recht nicht schaffen wollte, oder nicht konnte, die Sache 
bei dem kaiserlichen Hofgericktc anhängig gemacht wurde. 

Der Besitz eines solchen Hofgcrichtcs scheint in der 
Stadt selbst zu verschiedenen Zeiten verschieden geschätzt 
worden zu sein. Der wichtigste Vortheil lag wohl darin, 
dass das Ansehen der Stadt gegenüber dem Adel sowohl, 
als der umliegenden Landschaft, gehoben wurde, indem 
das kaiserliche Gericht keineswegs auf die Stadt und ihre 
nächste Lhngebung beschränkt war , sondern als ein allge- 
meines Reichsinstitut für das ganze Reich Bedeutung hatte 
und auch entfernte Herren und Edle daselbst verklagt und 
geächtet werden konnten. Auch finden wir in den Acht- 
büchern, besonders im letzten Jahrzehende des vierzehnten 
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Jahrhunderts, eine bedeutende Anzahl von Städten und 
Edlen verzeichnet. 

Gerade darin lag aber anf der andern Seite auch eine 
Gefahr für die Stadt, indem die Aechtungen des Gerichtes 
ihr selbst Streit und Feindseligkeiten zuziehen konnten. 

Nachdem daher der Rath einmal die Reichsvogtei er- 
worben hatte, schien das Hofgericht von geringerer Be- 
deutung und ging sodann bald völlig ein '°'). Indessen 
verzichtete die Stadt doch nicht auf das Recht, wenn cs 
ihr nützlich schiene, das Hofgericht wieder neuerdiugs zu 
bestellen und liess sich noch 1422 von Kaiser Friedrich 
dieses Privilegium ausdrücklich bestätigen m ). 

Die Reichsvogtei hörte nun endlich ebenfalls auf. 
König Wenceslaw, welcher der Stadt auch die Reichs- 
steuer pfandweise überlassen hatte, verlieh 1400 dem Rathe 
das Recht, in Zukunft, wenn es nöthig sei, einen Vogt \ 
zu setzen 103 ). Als Grund der Verleihung wird angeführt, 
dass es in der Stadt Zürich oft an einein Vogt fehle , weil 
diese Vogtei an Zinsen und jährlichen Rechten so schwach 
und krank sei, dass sich ein Vogt damit nicht ernähren 
möge lo; ). 


101) Im Jabr 1400 erwarb die Stadt die Keichsvogtei. Von 1404 nn 
mangelt in den Rath- und RiehtbUchern das Verzeichniss der Rathe, die an 
das Hofgericht gehen. 

102) Werdmüller C. D. N. V. S. 305. 

103) Di« Urkunde gedruckt bei Hottinger Spee* Tig. |>. 132. 

104) Diese Verminderung der Einktiufte mochte tbeils daher rühren, das» 
der Rath durch sein faktisches Uebergewicht dem Reichsrogte mancherlei Ein- 
künfte, wie namentlich von den Busse^, welche schon zur Zeit des Richte« 
briefes in der Regel ganz von dem Rathe bezogen und Tür die Stadt verwende! 
wurden, zu entziehen wusste, theils dass andere Gefall« veräussert worden. 
So z. B. hatte Karl IV. 1370 das Gew«rf, welches bisher der Reichsvogt be- 
zogen hatte, an den Ritter Maness veräussert. Hirzel Zürich. Jahrb. I. S. 
310. Dass schon früher ähnliche Verausser ungen vorkamen, beweist eine 
Urk. t. 1298, in welcher König Adolf dem Abte von St. Gallen verpfän- 
det : omnes ulilitatea et proventu* univerto * de advocacia Imperii , quoad 
ipsnm Monastcrium homines et bona ipsius ubicunque fuerint, cedentes, et 
qni haberi seu ezigi et conquiri quo modo übet poterunt de endetn, txwp- 
tis videlicet et nobi s et imperio retervatU Judicio et jure Advocaticio anii- 
yuo.” Die Gerichtsbarkeit blieb unveräitsserl. Die nutzbaren Rechte der 
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Desshalb übergibt der König dein Rath und der Stadt 
seine und des Reiches Vogtei zu Zürich. Diese mögen 
von nun an selbst, so oft sie wolle», einen Vogt kiesen 
und die Vogtei besitzen und gemessen. Auch soll der Vogt 
bei ihnen in ihrem Rathe sitzen, wenn man über 
schädliche Leute und über das Blut richten soll und will. 
Von da an wurde daher vermuthlich das Blutgericht nicht 
mehr auf dem Liudenhof im Freien gehalten , wie wir es 
noch 24 Jahre früher in einem Beispiele gefunden haben. 
Sondern der Rath als solcher richtete unter dem Vorsitze 
des von ihm bestellten Vogtes. Wohl aber scheint auch 
-damals noch das Gericht öffentlich gewesen zu sein, indem 
wohl noch Jeder zu dem Gerichtssaale Zutritt hatte. In 
dem Privilegium Karls V. von 1521 heisst es aber schon 
von demVogte, er möge „bi inen im Rate mit beschlos- 
sener tür über schedlich lüte nach erkantnuss des mcrer 
teyls der Reten über das Blut richten" 10ä ). 

Zwar bedurfte auch jetzt noch der Vogt des königlichen 
Bannes. Das Blutgericht konnte nur wirksam gehegt wer- 
den, wenn die Gewalt dazu vom Reiche verliehen war. 
Aber schon 1365 hatte König Karl IV der Stadt, in Form 
eines widerruflichen Privilegiums das Recht crtheilt, alle 
Reichslehen bis auf drei Meilen rings um die Stadt im Na- 
men des Reiches zu leihen, ausgenommen Fürsten-, Gra- 
fen- und Freierleheu ,00 ). Jetzt wurde dem Rathe von 
König Wenccslaw anch die Befugniss eingeräumt, dem je- 
weiligen Vogte in dem Namen des Kaisers und Reiches 
den Blutbann zu leihen. 

Vou nun an wurde der Vogt gewöhnlich von dem 
Rathe aus seiner Mitte bezeichnet. Und bis 1798 hiess 
das Rathsglied, welches die Execution des Todesurtheils 
leitete, noch immer der Reichsvogt. 

Vogtei aber wurden von ihr getrennt. Zellweger Urk. zur Appens. Gesell. 
No. 47. Leber die spatere kärgliche Besoldung des Vogtes tu Zürich vgl. 
Rathsverordnung von 1405. MS. 138 a. $. 110 b. 

105) Werdmüller G. D. N. V. S. 361. 

106) Wer dm littet C. D. N. I. 134. 
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*• tu ,! . i ' . ii* :lt • tf* • ■ '• is. • 

{. 13. Der Schultheiss. 

k ^ .111* 

> An der Spitze de* Schultheissengerichtes , welches bald 
auch Stadtgericht in vorzüglichem Sinne genannt wurde , 
stand fortwährend der von der Aebtissinn ernannte Schult- 
heiss. Als in Folge der Reformation 1524 die Rechte der 
Abtei an die Stadt tibergingen, so besetzte von da an der 
grosse Rath die Stelle des Schultheissen. 1 

Weder die Personen noch die Zahl der Urlheiler in die- 
sem Gerichte waren Anfangs näher bestimmt. Nach der 
vorbrunischen Verfasslmg durfte gewiss jeder Burger in 
dem Gerichte erscheinen und wenn er von dem Schultheis- 
sen angefragt wurde, auch urtheilen. Nach derselben hin- 
derte auch die Handwerker, insofern sie wenigstens per- 
sönlich frei waren , nichts neben den alten Geschlechtern zu 
urtheilen , obwohl der Schultbciss der alten Sitte huldigend 
noch lange weniger geneigt sein mochte , von jenen als von 
diesen Rechtsfindung zu verlangen. 

Die Befugniss, Urtheiler zu sein, und als Fürspre- 
che für den Kläger oder den Beklagten zu reden, beruhte 
auf den nämlichen Gründen. Die Fürsprechen wurden aus 
denen genommen, welche zugleich auch urtheiltcn. Und so 
darf man mit Sicherheit aus der verbreiteten Befugniss Für- 
spreche zu sein auch schliessen auf die eben so grosse Ver- 
breitung der Befugniss als Urtheiler zu fungiren. WenB 
daher noch im Jahre 1335 nicht bloss alle 36 Räthe son- 
dern auch die zugezogenen Burger schwören müssen, als 
Fürsprechen vor dem Schultheissen keine Miethe zu neh- 
men, so ersieht man daraus, sowie dass alle diese möglicher 
Weise Fürsprecher als auch dass sie Urtheiler sein konnten! 07 ). 

Brun scheint zuerst für eine regelmässige Besetzung des 
Gerichtes gesorgt zu haben, indem zu seiner Zeit ein Ge- 
setz erlassen wurde , dass jeder neue Rath vier ehrbare Bur- 
ger erwählen solle, welche, so lange die Gewalt des Kä- 
thes dauert, also die nächsten sechs Monate, an das Schult- 

107) Vgl. die oben E, III, §. 1. Aura. I. mitgelhailU 
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heissengerieht regelmässig gehen und da fiir die Leute reden 
und ihnen Recht finden. 

Dieselben vier siilent dien Lüten irü wort tuon , sprechen 
vnd ir red tnon mit guoten triiwen vngevarlich , als si ir 
Ende vnd ir Er wise daz das best vnd daz gerechtest sy 
nach gelegenheit der sach ,0J ). 

Diese vier Fürsprechen, wie sie im Verlaufe der Ge- 
richtsordnung ausdrücklich genannt werden, sind verpflichtet, 
dem Rufe des Rathes Folge zu leisten. Neben ihnen kön- 
nen aber auch noch andere Fürsprechen erscheinen : 

Wer aber daz ieman andre für gericht käme, durch 
daz er iemans Red do täte, der sol och dauon kein Miet 
nämen 109 ). 

Da überhaupt jeder ehrbare Burger, der vor dem Ge- 
richte erschienen, verpflichtet ist , auf die Frage des Schult- 
heissen zu antworten, als Fürsprecher zu dienen, wenn er 
den Auftrag erhält, und das Urtheil zu finden, so können 
ausser jenen vier Fürsprechen auch die andern Burger zu 
beidem genöthigt werden. 

Urkunde von 4348. Ouch soln die drye bisitzer den 
gcwalt haben, daz si einem fürsprechen oder sust einem 
erbern Manne gebieten nvvgcn , daz er an dem gerichte 
belibe , bi den Sachen , so si danne notdürftig dunket. 

— Wer der ist, der Zürich an dem gerichte einen für- 
sprechen vordert sin wort vor dem gerichte ze tvonne , dem 
sol der Schultheisse gebieten , daz er das wort tuo , vnd ist 
daz der fürspreche ald der erber man über das gebot 
ab dem gerichte gat, der gilt V fj. dem Rat ze buosse vnd 
sol darzuo eines Manodes an das gerichte nicht komen , vnd 
daz gericht verbotten sin ll °). 

Brunische Gerichtsordnung s. d. dieselben vier 
sülent och dien Lüten irvrteilen vertigen, die s i o der 
ander Lütt sprcchent, ob si ir geuolget hant vnd sis 
Recht dvnket. 

— Wer für gericht kamt vnd vrteil sprichet — 

108) Gerichtsordnung 3 . d. aber »or 1360 erneuert 1397. MS. 13S. a. 
S. 10. b. 

109) Ebenda. 

110) Ordnung von 1348. MS. 65. S. 16. 17. 
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daz och dein Ein Schultheis* gebieten sol die vrte il ze 
offenne vnd och ze vertgenne. wolt aber der de* 
von des Schultheissen gebottes wegen nit tuon, so sol er 
dein Schultheissen sin Buoss geuallen sin, vnd suln danne 
die Vier, die Ein Bat an daz Gericht gesetzt hat, gewalt 
haben dem ze gebietenne vntz an Eia Mark Silbers die vr- 
teil ze offenne vnd ze vertgenne , Er moecbt danne mit dem 
Eidevssgan, daz in Ein andrü vrteil Rechter düchte, 
dann die so er gesprochen hat’ 11 ). 

Gerichtsordnung von 1370 (?): siilent och dieselben 
zwen oder die vier , so dann da sitzend von demRat den gewalt 
haben, daz si den fiirsprecben zuo dem gericht gebieten ob 
es notdürftig ist; vnd mugent och ein Jeklichen fürspre- 
chen oder sus Eim Erbern burger, der an dein 
Ring stat, gebieten vntz eine Mark, daz si der lütten 
red tügen vnd vrteilen für den Rat vergen, ob es 
notdürftig wirt an gevcrd ,l2 ). 

Diese Stellen lassen keinen Zweifel übrig, dass die Fä- 
higkeit zn urtheilen nicht auf einzelne Personen beschränkt 
war, sondern für alle ehrbaren Burger überhaupt erhalten 
blieb. Auch beweisen diese Gerichtsordnungen des vier- 
zehnten Jahrhunderts, dass damals noch zuweilen Einer aus 
dem Riuge, oder, wie cs anderswo genannt wird, dem Um- 
stand Urthcil sprach. In der Regel aber wird sich der 
Schultliciss begnügt haben, die vier beiwohnenden ordent- 
lichen Urtheilcr anzufragen. So wurde nach und nach eine 
Mitwirkung der übrigen Bürger bei der Urtbeilfiadung un- 
gewöhnlich und es gcrieth zuletzt das Recht derselben zu 
urtheilen in Vergessenheit. 

Die Aufsicht des Rathcs über das Schultheissengericht 
wurde während der Brunischen Zeit durch Beisitzer aus- 
geübt, welche der Rath überdem zu demselben sandte. Wö- 
chentlich nämlich kezeichnetc er drei Mitglieder des alten 
Rathes, einen von den Edeln, einen von den Constafeln 
und einen von den Zunftmeistern , oder andersausgedrückt, 
einen Ritter, einen Burger im alten Sinne und einen von den 


1H) Oben Anm- 
112) MS. 65. S. 65. a. 
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Zunftgenossen , welche die nächste Woche neben dem Schult- 
heissen sitzen und darüber wachen sollten, dass allen gleich 
gerichtet werde und keine Unordnung entstehe. Diese 
Beisitzer sind durchaus nicht für Urtheiler zu halten. Sie 
repräsentiren lediglich den Rath und es wird ihnen aus- 
drücklich untersagt, für einen andern Fürspreche zu sein 
oder mit einer Partei zu Rathe zu gehen. Nur ausnahms- 
weise ergreift einer von ihnen das Wort 115 ). Das ganze 
Institut dieser Beisitzer scheint indessen nur eine vorüber- 
gehende Bedeutung gehabt zu haben. Die Brunische Re- 
volution stellte die Mängel der Rechtspflege als Hauptmotiv 
in den Vordergrund. Der zu den alten Geschlechtern ge- 
hörige Schultheiss und die Urtheiler, welche regelmässig 
erschienen, nach alter Gewohnheit gewiss noch grossen- 
theils Geschlechter, wurden vielleicht um dieser politischen 
Stellung willen von dem Bürgermeister mit schelcn Augen 
angeschn und so einige Anhänger desselben ihnen zur täg- 
lichen Aufsicht an die Seite gesetzt. 

§. 14. Der Rath. 

Die Gerichtsbarkeit des Rathes wurde während dieser 
Periode sehr bedeutend erweitert, sowohl gegenüber der 
Stadt als vorzüglich mit Rücksicht auf die Landschaft. Von 
der letztem werden wir aber erst in dem folgenden Para- 
graphen reden. 

Die strafrichterlichen Befugnisse des Raths, welche 
schon zu Brun’s Zeit sehr ausgedehnt waren , haben sich 
besonders durch Erwerbung der Rcichsvogtei sehr vermehrt. 
Doch erhielt sich noch lange in der äussern Form des Ge- 
richtes der Unterschied, dass, wo der Rath in Folge sei- 
ner altern Compctenz richtete, der Bürgermeister den Vor- 
sitz führte, wo derselbe aber als Blutgericht über todes- 
würdige Verbrechen (Malefizgcricht) sass, der von dem 
Rathe bezeichnete Reichsvogt die Verhandlungen leitete ,M ). 

113) J. Gerichtsordnung von 1348. MS. 65. S. 16. 

114) J. Simler’s Regiment der lob!. Eidgenossenschaft. Zweite Auflage , 
besorgt Ton H. J. Leu. ZUricb 1735. S. 46 6. 
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Auf die bürgerliche Rechtspflege hat nun der Rath 
eine doppelte Einwirkung. Einmal nämlich erscheint er als 
obere Instanz gegenüber dem Schultheissengerichte, freilich 
nicht so , dass ein Appellationsverfahren Statt gefunden hätte, 
sondern so, dass auf dem Wege des Zuges eine von jenem 
vorläufig entschiedene Sache an den Rath zu definitivem 
Entscheide gelangen konnte. Beides ist wesentlich verschie- 
den. Denu die Appellation hängt ihrer Natur nach ganz 
ab von dem Willen der Parteien, die, mit demürtheile des 
untern Gerichtes nicht zufrieden, den Entscheid des hohem 
Gerichtes anrufen. Der Zug dagegen ist nicht in die Will- 
külir der Parteien gesetzt und geht nicht von ihnen , son- 
dern von den Richtern aus, welche das Urtheil der Mehr- 
heit anfechtcn. Er kann somit nur Vorkommen, wenn die 
Meinungen in dem untern Gerichte selber getheilt sind. Ist 
das ganze Gericht einig, so steht den Parteien kein Mittel 
offen, sein Urtheil anzugreifen. 

Gerichtsordnung von 1318. 8. 7. Es sol ouch en- 
kein für spreche (also der Richter, nicht die Partei) en- 
keinen Zug von dem gcrichte tuon , wan durch gerichtes 
willen vnd viah enkein verzihen , vnd wanne ein fürsprcche 
einen Zug swerren wil , so sol im der Schultheisse in den 
eit geben, daz in du vrteilde als recht danket, daz er von 
der rechlekeit den Zvg tuo, vnd dvreh enkein binderuug 
noch durch enkeines Verziehens willen der Sache vf den 
Eit. 5. 8. Wann ein Zug ab dein gerichle für den Rat 
gezogen wirt, so süln der so den Zug getan hat, vnd ouch 
der, so des Zuges wartende ist (in der Folge werden beide 
als Fürsprechen bezeichnet) beide für den Rat raornen dess 
komen , ald so ein Rat ieuier schieresl sitzet vnd süln ir 
Züge dem Rate fürlegen ,lS ). 

Abgesehen von den Zügen übte der Rath auch dadurch 
Einfluss aus auf die bürgerliche Rechtspflege, dass das Schult- 
heissengericht in Fällen, deren Behandlung ihm besondere 
Schwierigkeit zu haben schien, sich an den Rath wendete 
und denselben um eine Rechtsweisung bat, welche dieser 
selten verweigerte und die sodann immer massgebend war. 
115) MS. 65. S. 16. fc. und 17. «. 
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§. 15. Gerichtsverfassung B. der Landschaft. 

Die Stadt hatte nunmehr auch Uber ein weites Gebiet 
im Laufe des vierzehnten und fünfzehnten Jahrhunderts 
Landeshoheit erworben. Diese verwaltete der Rath zum 
Theil selber, zum Theil Hess er sie durch Vögte verwal- 
ten. Insbesondere finden wir den Rath sowohl als Blut- 
gericht sich gegenüber der Landschaft qualificircn , als 
die Stellung einer Appellationsinstanz ansprechen. Als 
Blutgericht konnte der Rath um so eher auftreten, als er 
die Reichsvogtei zu Ende des vierzehnten Jahrhunderts nun 
auch erworben hatte. Wenn er somit befugt war, mit Be- 
zug auf die Bürger und Einwohner der Stadt über das Blut 
zu richten, so machte eine Ausdehnung dieser kaiserlichen 
Gerichtsbarkeit auf die erworbenen Herrschaften keine Schwie- 
rigkeit, zumal wohl auch früher schon der Reichs vogt Uber 
Verbrecher der Umgegend gerichtet hatte, die unter keinem 
besondern Landesherrn standen. 

Nur in den sogenannten äussern Vogtcien, Kyburg, 
Eglisau, Grüningen, Greiffensee, Andelfingen, Regensberg 
und Knonau, welche durch Landvögte im Namen der 
Stadt regiert wurden und wo früher schon ein landesherr- 
liches oder freies Blutgericht gehalten worden, sowie in 
den Städten Winterthur und Stein wurde das Blutgericht nach 
alter Sitte in den Herrschaften und Städten selbst abgehal- 
ten. Darauf bezieht sich schon ein Privilegium König Si- 
gismund’s vom Jahr 1431 , 

dass fürbascr mer ein Bürgermeister zu Zürich , der zu Zi- 
ten sin wirdet, den ban über das bluot Zürich vnd zu Grü- 
ningen zu Pfeffikon vnd zu Meilen in den gerichtcn vnd iren 
gebieten einem frommen Manne , so offt vnd dicke des noth 
geschieht, befehlen, reichen vnd verliehen sol vnd mag, 
damit zu volfiiren — als des Riehes recht vnd gewonheit 
ist *'•). 

Und ein Privilegium Karl’s V. vom Jahr 1521: 

»also das sy (Bürgermeister und Rath) den pano über das 
plut zuo richten in allen vnd icglichcn iren Stetten , Graf- 


116) Vgl. auch oben Buch 111. $. 6. S. 346. 
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schäften und Herschaften , Merkten , Dörfern hohen Und ni- 
dern Gerichten , die si jetzo Kaufs pfsnds oder in ander wise 
besitzen haben, und den iren Vögten und ambtlüten 
oder denen die si zu solchem verordnen , fürbaser mügea 
bevelchen.” — Auch ihre Hauptleute im Felde sollen den 
Blutbann haben dürfen. 

Die Möglichkeit war somit vorhanden , in jeder Herr- 
schaft nötigenfalls ein Blutgericht zu hegen. Viele Gründe 
wirkten abeä zusammen, um selbst in manchen grössern 
Landschaften, welche zu den äussern Vogteien gerechnet 
wurden, das Blutgericht später eingehen zu lassen und die 
schweren Verbrechen in Zürich vor dem Rathe zu beur- 
theilen “ 7 ). 

Wichtiger aber noch war die Stellung des Rathcs als 
Appellationsinstanz, welche er nach und nach gegen- 
über dem ganzen seiner Hoheit unterworfenen Gebiete ein- 
zunehmen wusste. Denn am Ende waren doch die Blut- 
gerichte sehr selten und der Einfluss auf die Rechtspflege 
von daher nur gering , während der Rath als Appellations- 
gericht sehr bedeutend auf die ganze Gestaltung der Rechts- 
pflege einwirken und dieser wieder grössere Einheit geben 
konnte. 

Es kann freilich auf den ersten Blick auffallen , dass nicht 
auch gegenüber den Gerichten der Landschaft nur ein Zugs- 
nicht ein Appellationsverfahren eingeführt wurde , wie jenes 
in der Stadt mit Rücksicht auf das Schultheissengericht sich 
noch lange erhielt. Aber wäre nur der Weg des Zuges 
an den Rath offen gestanden , so hätte dieser in seltenen 
Fällen seine höhere Stellung geltend machen können. Denn 
die Urtheiler in den Landgerichten waren immer angeses- 
sene Leute der betreffenden Herrschaft, welche gewiss in 
der Regel lieber ihre in der Minderheit gebliebene Meinung 
fahren Hessen als die Unabhängigkeit ihres Gerichtes da- 
durch gefährdeten , dass sie den Zug an den städtischen Rath 

117) Besonders sorgfältig zeigt sich indessen die Stadt Winterthur, das Recht 
eines eigenen Blatgericbtes za wahren. Im Jahr 1464 erbaten sieb di« Win- 
terthurer Ton dein Rathe za Zürich das Recht ihren Gatgeu wieder aufiu richten. 
MS. 140. Abthl. II. S. 25. b. 
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thaten und von diesem sich ihr Herrschaftsrecht Weisen Hessen. 
Eine Partei aber, welche ihren Prozess verloren und Hoff- 
nnng hat, ihn bei einer zweiten Instanz zu gewinnen, ist 
weit weniger scheu, das Mittel der Berufung zu ergreifen, 
gleich viel an wen, wenn er nur die Macht hat, das ihr 
missfällige Urtheil zu ändern. Schon die blosse Absicht, 
den Gegner zu chikaniren und wenigstens Aufschub in die 
Sache zu bringen, bestimmt jene oft zur Appellation, auch 
wenn sie dadurch Gefahr lh'uft, sich selber grössere Ko- 
sten und Schaden zu bereiten. 

Der Rath musste daher schon 1507 dieser Trölerei ent- 
gegentreten und erliess eine Verordnung, dass wer appel- 
liren wolle, dieses thun müsse 

ze stund, derselben tagzit, E das gericht vifstatt vor dein 
richter vnd gericht, da die vrteil gegangen ist, 
und iiberdem genöthigt sei, ein Appellationsgeld zu ent- 
richten, und wenn er verliere, der Gegenpartei Entschädi- 
gung für die Kosten zu bezahlen 1,s ). 

Die Stadt Winterthur, welche sich auf ihre alte Selb- 
ständigkeit berief und ihre städtischen Gerichte von der Apel- 
lation an den ztiricherischen Rath frei erhalten wollte, drang 
nicht durch, sondern wurde im Jahr 1506 ebenfalls genö- 
thigt , den Grundsatz anzuerkennen , dass eine Berufung zu- 
lässig sei, 119 ). 

Und selbst das Kyburgergrafschaftsgericht konnte sich 
der Appellation nicht auf die Dauer entziehen, wie sich aus 
einem Beschlüsse des Rathes von 1560 ergibt, dessen wir 
hier doch erwähnen müssen, ungeachtet er allerdings in eine 
etwas spätere Zeit fällt und eine einiger Massen geänderte 
Gerichtsverfassung voraussetzt. Während des sechszehnten 
Jahrhunderts nämlich wurde in den verschiedenen Herr- 
schaften die Civilrcchtspflegc mehr centralisirt und die nie- 
deren grundherrlichen und Vogteigerichte vor den neuen 
Amts- und Herrschaftsgerichten zurückgedrängt. Nun ge- 
langte auch in der Grafschaft Kyburg ein Erbstreit vor das 

118) HS. 140. Abthl. II. S. 51. b. 

119) Werdmiiller C. D. N. XVII. S. 34. 
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Grafschaftsgericht der zwölf Richter und die verlierende 
Partei wollte an den Rath zu Zürich appelliren. Dem wi- 
dersetzten sich der Vogt und die Grafschaftsrichter, indem 
die Appellation ihrem alten Herkommen entgegen sei. Der 
Rath zog von den alten Landvögten Bericht ein, welche 
erklärten: , , ' ■ r ■. I i !•*'** • <-i., 

das sulliche Graffschafftgiicht wenig in Ucbnng gewäsen, 
noch etwas für dieselben gewysst, Sonnders syge das der 
grncyn bruch , das die parthygen ein anndern vmb eigen 
vnd erb , vnd derglych Sachen , vor den ordcnlichcn ge- 
richten , da die guetter gelegen , oder dahin einer grichts 
zwingig syge, fiirnemmen vnd rechtfertigen Süllen, diesel- 
ben Richter mögen der vrteylen Inn ald vsserthalb der Graff- 
schafft Rath suochen , von denen dann die zllg, Appellatio- 
nen vnd wyssungen Iren ordenlichen gang wyter für die 
recht Oberhand ald gerichte habind, Aber was malelltz 
hendel die gehürind für ein Landgricht oder gineyn Graff- 
schaft gricht , vnnd was dieselben Inn söllichen handle» geur- 
teilt vnd gericht, darby syge es on alles Appellieren oder 
zühen pliben. 

Es war somit schon lange eine Appellation von , den nie- 
dern Gerichten der Grafschaft, welche aber die ganze Ci- 
vilrccbtspflegc an sich gebracht hatten, an die Qberhand,, 
d. h. den Rath gestattet. Und nur von dem Grafschafts- 
gericht, insoweit cs sich als Biutgericht darstellte und die 
Befugnisse eines kaiserlichen Reichsgerichts hatte, war keine 
Berufung zulässig. Als nun aber die Grafschaftsgerichtc 
auch ihre civile Kompetenz wieder zu erneuern suchten , 
konnte es allerdings in Zweifel gezogen werden, ob dadurch 
das Recht der Appellation ftir die Parteien verloren gehe. 
Der Rath bestätigte mit Rücksicht auf das Blutgericht daa 
alte Recht, gestattete dagegen die Appellation in Ciyilsa- 
chen auch gegenüber dem Grafschaftsgericht ,M ). 

Die sämmtlichenVügte, sowohl di« Landvögte, welch.« 
ihren Sitz in der Herrschaft nahmen, als die Ober vögte, 
welche in der Stadt blieben, wurden später, sowie alle be- 
deutenderen Stellen überhaupt von dem grossen Halbe ge- 


120) Kyburgerurbar in dei* Finantlmnzlei S. #5 3. 
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wählt’ 21 ). Sie stehen immer, wie das schon bei den älte- 
sten Beamtungen sich zeigte, zugleich an der Spitze der 
Rechtspflege und fuhren die zur Herrschaft gehörige Mann- 
schaft der Stadt zu. 1 

Da das Mannsc haftsrecht (Rcisspflicht) mit zur 
hohen Gerichtsbarkeit gehört ’ 22 ), so werden in der Regel die 
Dienstpflicht und die damit in Verbindung stehenden Steuern 
von den Land vögten gefordert, welche jene Gerichtsbarkeit 
verwalten. Indessen gibt es doch davon Ausnahmen. So Anden 
sich in der Grafschaft Kyburg Edcllcutc, welche als Bur- 
ger der Stadt in direkter Verbindung mit dieser stehen, 
und daher sammt ihren Gerichtsangehörigen unmittelbar der 
Stadt ihre Leute Zufuhren und mit ihr steuern. ,Ein Ver- 
hältniss, welches sich jedoch vermindern musste, je mehr 
eine glcichmässige Verwaltung von Seite der städtischen 
Beamten durehgefiihrt werden konnte ,23 ). 

Von dem Beste urungs rechte der Stadt war oben 
schon die Rede. Die Steuern wurden dann wieder von den 
Vögten eingcsaininclt l2 *) und dem Rathe überliefert. Die 
älteste Vermögenssteuer, welche ich kenne, fällt in’s 
Jahr 1417. Und cs lohnt sich wohl der Mühe, die betref- 
fende Verordnung des grossen Rathes im Auszuge hier mit- 
zuthcilcn: Sie war auf drei Jahre angesetzt, 

vnd sol iederman alles sin guot beide li gen des vnd fa- 
rendes hus plunder kleider vnd ge wand niit/.it vs- 
gelassen versturen nach sinem werd vnd sol je von einem 
pfunt einen pfennig geben, doch so ist her Inne vsgelassen, 
das nieman sinen harnesch da mit er gemeiner statt wartet 
oder der zuo sinem lib gehöret nit sol verstüren. — Was 
ouch luten ist , die sich köstlich Iragent mit kleidern oder 4 
guoten gewerb hand, es sye mit ir antwerch oder an- 
ders vnd doch lützel guotes band , da snllent die sturer ge- 
walt bähen , von denen ze ncinen nach gelegenheit des ge- 

121) MS. 144. S. 21. b. Ihr Amneid findet sieh MS. 140. Abtbl. 11. 

S. 9. b. 

122) MS. 140. Ahlh. H. S. 42. a. 

123) MS. 140. Abth. II. S. 31. 34. b. 33. ». 

124) Vgl. MS. 135. a. S. III. a. 

UUlntx hli Ist«* 2o 
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werbet. Darzuo süllent Bürgermeister vnd die Rät gewalt 
haben, die Gotzhuser vnd die klüster, die dann In vn- 
sern gebieten gelegen oder vnser Burger sind ze bitten , vnd 
anzekomen , daz sy vns oucb die sturen heißen tragen, vnd 
ist dann daz die Rät dunket, daz sy vns so vil geben oder 
schenken wellen, daz es vf ze nement sye, daz sy es dan 
vf neinen, ist aber des nit, daz sy es dann wider für die 
burger bringen w ). 

Die Vögte waren dem Rathe für ihre Verwaltung ver- 
antwortlich. Wenn daher die Herrschaftsleute Beschwer- 
den zu führen hatten, so stand es ihnen frei, sich an den 
Rath zu wenden und die Vögte dort zu verklagen ,I6 ). 

Was wir von der niedern Gerichtsbarkeit in der 
vorigen Periode ausführlich besprochen , findet seine An- 
wendung auch hier , wcsshalb wir nicht weiter darauf ein- 
gehen. Nur scheint schon gegen das Ende des fünfzehnten 
und zu Anfang des sechszehnten Jahrhunderts sich eine vor- 
herrschende Neigung auszubilden , diese Herrschaftsgerichte 
zu beschränken und allmählig zu beseitigen; eine Tendenz, 
die sich in. den Waldmannischen Spruchbriefen zeigt, noch 
mehr aber in den mit ausgedehnter Civil- und Strafcompe- 
tenz versehenen Herrschafts- und Amtsgerichten, welche 
wir gleich zu Anfang der folgenden Periode antreffen werden. 

5- 16. Die Hechts que llen. 

1. Zu der schon oben Buch II. §. 22. angeführten Samm- 
lung alter städtischer Rathserkenntnissc kommen nun noch 
einige andere von spätem Verordnungen nämlich: 

a) Sammlung von Erkenntnissen der Jahre 1363 — 1433. 
I Band MS. 129 Blätter im Staatsarchiv aufbewahrt, 
mit No. 1S3 a. bezeichnet und mit dieser Nummer auch 
in unserra Werke öfters citirt. 

b) Sammlung von Erkenntnissen aus den Jahren 1412 — 1428. 
I Band MS. 13S Blätter ebendaselbst, mit No. 138 b. 
bezeichnet. 


125) MS. 138. b. S. 64. b. Vgl. S. 56. und S. 128. b. 

126) MS. 138 b. S. 5 n. Erkenntnisse von 1413. 
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c) Sammlung von Erkenntnissen der Jahre 1412 — 1515. 
in zwei Abtheilungen. I Band MS. 95 und 56 Blätter. 
Ebenda unter Wo. 140. 

Alle diese Sammlungen wurden gegen die Mitte des sie- 
benzehnten Jahrhunderts von dem damaligen Stadtschreiber 
VVaser veranstaltet. 

d) Sammlung von Erkenntnissen aus den Jahren 1422— 1534. 
MS. auf 75 Blättern, früher auf der Obergerichtskanzlei 
verwahrt, mit Nummer 77 bezeichnet ,27 ). 

e) Sammlung von Satzungen und Ordnungen der Stadt, 
zusammengetragen von dem Stadtschreiber Wernher By- 
gel (Beyel) im Jahr .1539. Das sogenannte schwarze 
Buch, MS. in dem Staatsarchive mit No. 144 bezeichnet. 

Dazu kommen nun noch 

f ) die sogenannten Rath- und R i c h t b ii c h e r vom Jahre 
1375 an, zuweilen auch libri malcficiorum genannt. Pro- 
tokolle theils über die strafrichterliche Thätigkcit des 
Rathes, theils über den Einzug der Schulden durch die 
Eingewinner. 

g) die Ra t hsman u al e, Protokolle des Rathes, vom Jahre 

1484 mit geringen Unterbrechungen fortgeführt bis auf 
die Gegenwart. > 

2. Von den Öffnungen, deren Abfassung grossentheiis 
in diese Periode fällt, haben wir bereits im zweiten Buche 
ausführlich gesprochen. Charakteristisch ist es , dass alle 
diese Rechtsquellen noch immer eine Beziehung haben auf 
ein einzelnes grundherrliches oder vögtliches Gericht, oder 
doch nur auf einzelne Dörfer und Gemeinden. Nur eine 
Öffnung kenne ich aus dieser Periode , welche sich auf eine 
ganze Herrschaft bezieht, nämlich das alte Grafschaftsrecht 
von Kyburg, welches noch in das Ende des fünfzehnten 
Jahrhunderts zu gehören scheint ,5 *). Es war diess gewis- 
sermassen der Vorläufer der spätem Ilerrschaftsrechte , 

127) Der Band muss seit einigen Jahren sieh irgendwo verschoben haben , 
indem ich seine Einsicht nie habe erlangen können. Ich halte aber die Aus- 
riige des Herren Obergerichtsprasidenten Dr. Finsler benutzen können, 

128) Jedenfalls nach 1483. Vgl. MS. 140. Ahthl. II. S. 31. a. und vor 
1506, dem Zeitpunkte der Revision, 
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welche um die Mitte des sechszehoten Jahrhunderts fast al- 
lenthalben eingefiihrt wurden , und von denen in dem vierten 
Buche die Rede sein wird. Hätte Waldmann länger ge- 
lebt, so wäre wohl schon zu seiner Zeit eine bedeutende 
Veränderung eingetreten. Er hatte nämlich im Jahr 1487 
den Auftrag übernommen, die sämmtlichen Iiofrpdel der 
niedern Gerichtsherren einznfordern, zu prüfen und nöthi- 
genfalls die Gerichte selbst der Stadt anzukaufen ,!9 ). Sein 
durchgreifender Geist hätte unzweifelhaft grössere Einheit 
in diese Rechtsqucllen gebracht, wenn er je dazu gelangt 
wäre, den erhaltenen Auftrag zu erfüllen. 

$. 17. Von Verbrechen und deren Bestrafung. 

1. Die Idee, dass es im Interesse des Staates liege, die 
Vergehen, auch ohne Klage des Verletzten, von Amts we- 
gen zu ahnden, verbreitete sich nun auch auf der Land- 
schaft mehr. In der Stadt war sie schon lange zuvor an- 
erkannt worden. Begreiflich, denn hier war das Bediirf- 
niss gegen Verbrecher einzuschreiten, schon darum viel grös- 
ser, weil die Gefahr von Unordnungen mit der zusammen- 
gedrängten Bevölkerung stieg. Alle Räthe, die neuen und 
die alten, waren verpflichtet, dass sie 

all frällnen, Sy sygent daby, sechent die oder vernemints 
ald wie Inen die fiirkoinmCnt , leyden vnnd angebe n sol- 
len! by dem Eyd , so sy geschworen haben , als das von 
alter harkoinmen vnnd gewonlich gewesen ist 13 °). 

Aber schon in der ersten Hälfte des fünfzehnten Jahr- 
hunderts mussten auch alle Angehörigen der Grafschaft Ky- 
burg der Stadt schwören: 

Es sol och Jederman den andern einem vogt oder vndern 
vogt vmb alle frefinen leiden by sinem Eid ,JI ). 

Am Zürichsee batten wenigstens die Weibel schon 1415 
die Verpflichtung, alle Zerwürfnisse und Frevel zu leiden ,3J ). 

129) Ra tb s in a n u a I e von' 1437. I. S. 15. 

130) MS.* 144. S. 31. a. Bei Don an dt Geschichte des Bremer Stadt- 
rechts I. S. 174. ff. findet man eine interessante Untersuchung Uber die all— 
mahlige Verdrängung des reinen Anklageverfahrens in Strafsachen, welche be- 
sonders während des vierzehnten Jahrhunderts in den Städten vor sich ging. 

131) MS. 140. Ablhl. II. S. 15. a. 

132) MS. 140. Abthl. I. S. 35. a. 


Digitized by Google 


Drittes Buch. g. 17. Von Verbrechen und deren Bestrafung. 405 

Waldmann, welcher nach allen Richtungen hin einen 
festen geordneten Zustand förderte ,33 ) , scheint auch darauf 
strenger gehalten zu haben, dass keine Vergehen unbestraft 
bleiben. . Daher wurden nach seinem Fall auch darüber 
Klagen laut und die Waldmannischen Spruchbriefe suchen 
das Leiden (Angeben) wenigstens auf schwerere Vergehen 
zu beschränken. Die Ausdrücke scheinen indess hier ab- 
sichtlich nicht sehr stringent gefasst worden zu sein, so 
dass man , ohne in direkten Widerspruch mit den Spruch- 
briefen zu kommen, leicht die unabweisbare neuere Ansicht 
wieder geltend machen konnte. 

Immer aber wurde es noch als Regel angesehen, dass 
der Beleidigte selber die Klage führe. Und nur ausnahms- 
weise, wenn eine Klage nicht auf diesem Wege eingeleitet 
wurde, nahmen in Zürich (und Winterthur) der Rath, auf 
der Landschaft die Vögte und Untervögte, von sich aus die 
Sache an die Hand. Die Verschiedenheit der Einleitung 
hatte auch Einfluss auf die Beweisführung. Im erstem Falle 
nämlich lag der Beweis zunächst dem Kläger ob, so jedoch, 
dass wenigstens später auch von Seite des Gerichtes die 
mangelnden Beweise von Amts wegen ergänzt werden konn- 
ten. Im letztem Falle hatte das Gericht den ganzen Be- 
weis von sich aus herzustellen. 

Für Zürich gibt darüber nähere Auskunft ein Statut s. d. 

Unud ob ein sach darumli dann fräfel beschecken nit clagt 
wurde , So soll doch nüt destiuynder von eym Rath dem 
nachgeganngen werden vnnd also ein Bürgermeister vnnd 
Rath so denn gewalt hat darüber richteun vinb der Statt 
buoss ,J4 .) 

133) Vgl. Aathserkenalaiis von 1484. tut R atlia in a n u nl e S. 62.: 
„Es Ist von beyden Raten erkennt. Das ftirer kein vogt gewallt haben Sol an 
den Buossen , so ininen lierren vuder Inen vervallen oder bekannt werden , 
vtzit 7.tio schennken , abzuotassen oder zuo tadingen. — Ob aber ein vogt bf - 
dünken wdlt, das die Buosaeu eioem armuot halb zuo zwar oder die lieder- 
lich verschuld! vud lichllich zuo ganngen were , So mag ein vogt das an nun 
berren bringen. — Vud als In ettticken b e r r s c b a ff te n vnd vogtyeu 
gar Ring Buossen vnd bisshar vil missordnuugen dar Ingebrucbt, 
sind geordnet darumb zuo Rat alagen Herr Goeldli, 

,, WiUinsa, 
i, Roeist." 

134) MS. 144. S. 25. a. 
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— Ob eynich fräfel vn/.ueht oder buoMwirdig Sachen Tags 
oder nachts fiirgicngen, da ein Rath bedungkte das dem 
nachganngen werden solle. Das mag ein Rath also an gloub- 
wiirdigen personen , die dess ein wüssen haben erkennen 
' vnnd die dammb by den Eyden verhören. Doch das 
denselben zögen vor vnnd ee sy schweeren croflnct vnnd 
fürgehalten, vmb was sach sy also gehört werden sollen, 
vnnd ob man nit annder zögen fynndet, So mag man die 
sächer selhs darumb by geschwornnen Eyden fragen vnnd 
verhören ,3S ). 

Gewöhnlich wurden dann einige Mitglieder des Bathes 
dazu verordnet, den Freveln nachzugehen und die Untersu- 
chung einzuleiten. Diese Rathsglieder wurden später Nach- 
gänger genannt' 36 ). 

Die Ausdehnung dieses inquisitorischen Verfahrens hatte 
denn eben die Tortur zur Folge. Einmal war es ftir die 
untersuchenden Richter bequemer, durch Anwendung kör- 
perlicher Leiden ein Geständniss dem Beklagten auszupres- 
sen, als durch eine mühevolle Sammlung der Beweismittel 
sich zu belästigen. Und tiberdiess fing man an, das Ge- 
ständniss für ein wesentliches Beweismittel zu halten, ohne 
welches man nicht verurtheiien dürfe. Nach der im zwei- 
ten Buche mitgetheilten Landgerichtsordnung ftir das freie 
Amt 137 ) war dieses noch nicht nothwendig. Bald aber ist 
immer nur von der Vergicht (Geständniss) die Rede, auf 
welche das Urtheil begründet wird. Schon der Bürger- 
meister Waldmann wurde von den ergrimmten Feinden auf 
die Folter gespannt, ein sicheres Zeichen, dass sie früher 
schon für geringere Leute gebraucht wurde. 

In der Ordnung eines Landtags zu Wädischwyl s. d. , 
aber aus dem Anfang des sechszehnten Jahrhunderts, ist deut- 
lich von der Folter die Rede. Wenn erst gegen den ver- 
klagten Verbrecher die Zeugen abgehört sind, wird ein 
Rathschlag gehalten, was weiter zu thun sei. 

Vnd wann sy vermeinend , das der arm inäntsch übel ge- 

J35) MS. 144. S. 37. «. 

136) MS. 138. ». S. 38. .,. MS. 144. S. 38. ». 

137) Oben Ruch II. 18. S. 303. 
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handlet . das noch witter ettwas hinder Im stäcky , wirtt 
erkäntt, den nachrichter luo beschicken vnd Ine 
witter witt der martter beffragen lasen u *) 

Mit demselben Grundgedanken., dass der Staat dafür zu 
sorgen habe, dass kein Verbrechen unbestraft bleibe, steht 
es in Verbindung, wenn der Rath im Jahr 1424 die Ver- 
suche der Freunde eines gefangenen Uebelthäters , in Masse 
vor Rath zu gehen und denselben um Freilassung zu bitten, 
beschränkte und nur zehn der nächsten Freunde desselben 
zu diesem Gnadengesuche zuliess 139 ) 

2. Die gewöhnliche Strafe für die meisten Vergehen 
ist noch immer die Busse. Doch werden andere Strafen 
allmählig häufiger. Insbesondere die Gef än gnissstrafe. 
Besonders in der Stadt ist das „Thürmen” sehr häufig. 
Den Versuchen aber, es auch auf der Landschaft weiter 
auszudehnen, widerstrebten die alten Gewohnheiten sehr, 
und sowohl in den Walduiannischen Spruchbriefen 11 °) , als 
in den Öffnungen wird öfters dagegen geeifert. Nur für 
schwerere Vergehen und insbesondere die sogenannten un- 
ehrlichen Sachen wurde dasselbe leichter ertragen. Dadurch 
hatte diese Strafe aber in vielen Fällen den frühem Cha- 
rakter eines Nothbehclfs, wenn die Busse nicht erhältlich 
war, verloren, und trat nuu von Anfang ein als wahre 
nicht durch Geld abzulüscudc Strafe. Daher konnte der 
Rath von Zürich im Jahr 1309 schon einen gewissen An- 
dres Seiler wegen grober Verleumdung zu ewigem Ge- 
fängnisse bis zu seinem Tode verurtheilcn U1 ). 

Um desto sicherer zu sein vor weiterer Anfechtung, 
liess der Rath gewöhnlich den Gefangenen, bevor er frei- 
gelassen wurde, Urfehde schwören. Derselbe musste näm- 
lich beschwören, dass er des Rathes und aller, welche zu 
seinem Gcfängniss geholfen oder gerathen, in Zukunft 


138) Vgl. Ed. Henke Gründet.,* einer Geschichte des deutschen peinh 
rhen Rechts. Stllzbaeh 1809. Bd. !. S. 237. ff. 

139) MS. HO. Abüi. I. S. 60. 

HO) Oben B. III. 5 . 9. S. 363. 

Hl) MS. 133. a. S. 93. b. 
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guter Freund sein und keinen vor fremden Gerichten , son- 
dern wo der Angesprochene gesessen sei , belangen wolle. 
Zudem wurde in der Regel auf den Fall hin, dass der 
Losgelassenc dem zuwider handle, eine Conventionalstrafe 
in Geld verabredet und dafür Bürgen gesetzt ,M ). 

3. Die Anwendung der Todesstrafe nahm besonders 
im fünfzehnten Jahrhunderte sehr zu. Verbrechen und 
Strafen scheinen überhaupt damals einen roheren Charakter 
angenommen zu haben und der sittliche Zustand tief ge- 
sunken zu sein. Die vielen Kriege uhd Fehden trugen ge- 
wiss nicht wenig bei zu dieser Verwilderung. Ausser der 
Todesstrafe durch das Schwert des Scharfrichters™), 
kommen vor das entehrende Hängen am Galgen beson- 
ders für Diebe 14 *), das Verbrennen ,4J ), das Erträn- 

142) Beispiele aus dem vierzehnten Jahrhundert in MS. 138. a. S. 48. ». 
48 b. 50. b. 55. b. 64. b. 91. b. Ein ausführliches anderem vom Jahr 
1372 in dem Diplomatar der Propslei S. 248. Es schwor nämlich vor dem 
Vogtgerichte 2 u Fluntern ein „heinrich Stroli vom Meilan offeafieh — - arnen 
eid ze den heiligen mit vffgehepter band vnd mit gelerten Worten fr »lieh 
lediklich vn b e t w u n ge n 1 i ch v n g e b u n d e n 1 i c h vngevangen vnd 
vn it wolbedachtem muote vinb die «ach vnd inisstät, als win hinder im 
funden wart, der mit nasser veruiert was, das ein offener falsch was, — 
darum!» in des obgeoant gotzhus gericht in fangnussen genomen hat, gentzlich 
frUnt ze sin aller dero, so in des obgenant golzhus gericht gesessen sint,” u. s. f. 

143) Richtbach v. 1415. S. 213. „Darumb ist von demselben Clausen 
gericht nach gnaden , daz man Inn sol dem nachriebter enpfolcben ; der sol 
Inn hin vs für die Stad an die watslad In die grüben füren vnd im sin 
boupt von sinern lip «lachen , daz man ein wagen Rad zwüsebent dem corpel 
vnd sinem boupt gestellen inug (in ändert» Formeln : daz ein Karren zwiU 
sehend sinem houpt vnd dem Lip gan mug) vnd Inu also lassen sterben vnd 
verderben.” 

144) MS. 140. Ablb. i. S. 64. a. Richtbuch v. 1410. S. 82: „vmb 
dis sach vnd dybstal hat der vogt der Bürgermeister vijd die Rät vff fr Eid 
gericht — daz Man hans von Bibrach sin hend hinder sich vff dem Ruggen 
zesamen Binden Inn dem nacbrichter einpfolhen sol vnd daz man Im sin öget» 
verbinnden vnd hin vs fueren vnd Inn an den gafgen henken sol vnd Inn da 
in dem Infft lassen sterben vnd verderben.” 

145) Ricbtbuch v. 1416. S. 7. Wegen unnatürlicher Wollust wurde 
Uber einen „gcrichted, das man Inu sol dem nachrichler enpfelen , der sol 
Inn hin vs fueren an die Silen. Sol Inn da an ein Sul binden vff ein hurd 
setzen vnd da ein für vnnder Inu machen vnd anstossen vnd sol also Cuon» 
koch da an der Sul vff der hurd vnd In dem für sterben vnd verderben vnd 
sin Lip vnd gebein ze Eschen verbrinnen.” 
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kcn lM ), das Radflechten sogar in Verbindung mit dem 
Galgen 147 ). Das Nähere ergibt sich aus den in den An- 
merkungen ausgezogenen Formeln der Todesurtheile. 

4. Auch andere körperliche Strafen mit einem grausa- 
men Charakter finden sich nun häufiger, als Abschnei-' 
den eines Ohres, einer Hand, durch die Stadt und zu 
den Thoren hinaus geissein, das Halseisen in Verbin- 
dung mit Brandmarkung durch ein glühendes Eisen, das 
Schwemmen in der Limmat unter den Brücken durch ,4S ). 

5. Besonders häufig wird des Todschlags gedacht. 
War er von einem Burger gegen einen Burger, oder seit 

• der Ausdehnung der Landeshoheit anch von einem zur 
Stadt gehörigen Landmann an einem Burger verübt wor- 
den, so blieben bis in’s sechszehnte Jahrhundert hinein 
zwanzig Mark die regelmässige Busse. Und nur in schwe- 
reren Fällen, den sogenannten schändlichen und unredlichen 
Todschlägen im Gegensätze zu den sogenannten gemeinen 
und ehrlichen 145 ), behielt sich der Rath vor, nach Gestalt 
der Sache 15 °) zu richten. Wenn dagegen von einem Frem- 
den der Todschlag verübt ward, so richtete man über ihn 
„mit dem Schwert” ,sl ). Nur von unredlichen Todschlä- 

146) JRichtbuch t, 1422. S. 321. „Der (nachrichter) soll Ion fuereo 
vff daz wasser vff daz hütly sol im da sin hend vnd fuess zesatnen binden vnd 
also gebnndnen über das hUtili ab In daz wasser werffen, sol dar Inn er- 
trinken vnd sterben vnd vsser dem wasser nit komen , £ er mit einem tod 
den egeoant frefel vnd daz unrecht gebuesset hat." 

147) Hiehtbuch v, 1429. S. 337: „der (Nachrichter) sol Im sin fuess 
zesamen vnd dem Ross ao sin swantz binden , sol lun also binvs vff die wall- 
stad Schleipfen vnd so! Iin dann da der nachrichter sin Ruggen sine bein vnd 
Arm mit einem Rad zerstossen vnd sol Inn dann in daz rad flechten, er sol 
ouch ein galgen vff daz Rad setzen vnd einen helsing volr. zimbermaon an 
sin hals striken vnd den ouch an den galgen binden vnd sol also vo. z. vff 
dem Rad vnd an dem galgen sterben vrtd verderben vnd da mit dem gericht 
gebuesset haben.” Vgl. MS. 144. S. 23. a. 

148) Vgl. MS. 140. Abtb. 1. S. 1. b. u. S. 7. a. und die Richtbu- 
cher. Eine Ehrenstrafe kommt z. B. vor Richtbucb v. J. 1421. S. 115: 
„der (Nachrichter) sol si vff ein karren setzen, sol man vor ir anbin blasen 
ein horn vnd durch die Statt fueren." 

149) MS. 144. S. 54. 

150) MS. 144. S. 26. 27. Vgl. MS. 138. b. S. 29. a. 

151) MS. 144. S. 27. a. 
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gen ist wohl die Rede in dem alten Kyburgergrafschafts- 
rechte, wenn es heisst: 

Artikel 3. Item wer den andern von dem leben zuo 
dem tod bringt mit sim selbs gewalt , wirlt der begriffen . 
so sol man richten bar gegen bar vnd dem herren das 
guot erteilt werden. 

Artikel 4. Ob aber der todsleger nit begriffen werden 
mochte , so wirtt des totten lichnamcn inentschen friinden , 
die inn von sibschafft wegen ze rechent hand der 
lib erteillt vnd dem herren zuo kibnrg das guot. 

Durch Rathsbeschluss vom Jahr 1448 werden die Per- 
sonen bezeichnet, welche das Recht haben, den Todschlag 
zu rächen und an dem Thäter Wiedervergeltung zu üben, . 
wenn ihnen dessen Leib znertheilt ist. So rächen darf 
ein vatter sine kind, die kind Iren vattcr vnd änyn, der 
äny siner kinden kind, und derselben kindzkinde. Ein ge- 
swistergitt das ander, derselben geswistergitt kind einau- 
dern vnd dero kindzkinde ouch einandern ,s2 ). 

Sobald der Leib des Uebclthätcrs verwirkt ist , so fällt 
dann das ganze Vermögen desselben, liegendes und fahren- 
des , dem Landesherrn zu. Das Kyburgergrafschaftsrecht 
spricht sich darüber sehr deutlich aus ,ä3 ). Aber auch die 
Grüninger erhoben vergeblich bei Gelegenheit der Wald- 
mannischen Händel Einwendung dagegen. Sie wurden durch 
den Spruchbrief von 1489 angewiesen, das Recht der Stadt 
auch auf die Liegenschaften des Todschlägers anzuerkennen, 
wie cs schon vorher durch die zu Bern verfassten Spruch- 
briefe für Grüningen von 1441 geschehen war ,si ). 

Redliche Todschläge wurden aber gelinder bestraft und 
nicht selten mit Zustimmung des Rathes von den Parteien 
gütlich beigelegt ,ss ). Fand der Todschläger eine unmittel- 
bare Rechtfertigung seiner That durch den Ehebruch seiner 
Frau, so wurde es noch viel leichter genommen und es 
trat eine blosse Scheinstrafe ein. 

152) In den Richtbiichern heisst es gewöhnlich von dem Verbrecher, 
gegen den die Blutrache gestattet ist: .,er sol sich vor den friinden hüten." 

153) Art. 1. und 2. 

154) Vgl. Helvetia Ilf. S. 517. 

155) Eine solche Richtung in MS. 440. "Abth. I. S. 59. 
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Wellicher den anndern by einer Eefroweu fyndt , an 
oder vff sincin schand vnnd lasier, vnnd der dess die Ee- 
frow ist, die frowen lybloss thuot, oder dein, den er by 
einer frowen an der thaat fanden hat, So soll dersclb Ee- 
man , so dero eyns oder sy beyde lyblos gethan hat , Acht- 
zechen h al 1er vff den todten Lychnain leggen, 
vnnd damit dem gericht vnd Rechten gebuesst haben ,5S ). 

Der Selbstmord wird für ein schweres Verbrechen 
gehalten und mit dem Todschlage mehrfach in Verbindung 
gebracht. Auch das Vermögen des Selbstmörders fallt nach 
dem Kyburgergrafschaftsrechte dem Landesherrn zu 1S1 ). 
Merkwürdig ist in dieser Rücksicht folgende Stelle : 

Anno domini 1417 — sind Bürgermeister Rät vnd die 
burger einhellenklich über ein körnen , das man pfaff Schen- 
nis vss dem kilchhof graben vnd in ein vas slahen vnd daz 
wasser ab Richten sol von des wegen , das er sich selb er- 
trenkt vnd ertodet hat. Vnd süllen heinr. Suter Bcrhard 
Eilend vnd Jos. Kiel von den Räten vnd den Burgern zuo 
den Chorherren gan vnd die Bitten, das sy es nit für übel 
haben , won es heschehe nit in keinem irenel , dann dar 
vmb daz vnser Eidgenossen vnd gemein land dar vf schryen 
vnd meinen , das sy daz gross vnwetter , so ietz lang zit 
gewesen ist , da von haben , daz man einen sülichcn men- 
seben, der sich selber ertüdet hat, in dem gewichten ertrich 
ligen lasse. 

6. Die oben erwähnten Todesstrafen wurden meist auf 
Mörder, Räuber, Diebe, Kindsmörderinnen, Brandstifter, 
Betrüger, zuweilen auch auf Leute angewendet, welche 
sich widernatürlicher Wollust schuldig gemacht hatten. Po- 
litische Vergehen wurden nicht selten ebenfalls mit dem 
Tode durch das Schwert bestraft ,is ). 


156) Aus dem secbszelinten Jahrhundert. MS. 144. S. 29. a. 

157; Art. 2. 

158) Zur Zeit des sogenannten Züricbkrieges wurden die Bürger Hans 
31 eis, Hans Bluntschli und Ul inan Zörndli enthauptet, weil sie sich 
auf einem Tage zu Baden den Eidgenossen zu sehr genähert. L. Meyer 
von Knonau Handbuch der Gesch. der Schweiz. Eidgenossensch. Zürich 1826. 
B. I. S. 198 und die RichtbUcher. Eben dabin gehört die Enthauptung 
Wal d m a n n s. 
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7) Wichtig ist die alte Sitte des Friedegebictens. 
Wer na'mlich einen andern verletzte, mit welchem er iu 
einem besondern Frieden stand, wurde sehr viel härter be- 
straft, als wenn kein Friede unter ihnen gewirkt war. 
Schon darauf waren ganz ansehnliche Bussen gesetzt, wenn 
einer den ihm gebotenen Frieden ausschlug. 

Bussenrodcl von Slaininheim s. d. Wcllicher frid 
zuo geben widert, oder verseit, denn sol man des mit ge- 
walt zwingen, vnnd derselb frid Versager darzuo gebuesst 
werden vmb V pfund haller, 

Ky hurgergrafscha f t sr ech t Artikel 17. Item wer 
, frid verseitt , der ist veruallen X lib. 

Rathserkenntniss von 1528. Wir habend vnns ouch 
erkennth: Wellicher hynfür Stallung versagt, vnnd das mit 
cynein Eerbaren man knndtlich wirt, der soll gemeyner 
Statt zwo march Silber bar zuo geben verfallen sin, vnd 
süllichs von Im on gnad inzogen werden ,B ). 

Für einen Bruch dieses Friedens mit blossen Worten 
musste nach der Öffnung von Stammheim 5 Pfund, in der 
Grafschaft Kyburg 18 Pfund Busse bezahlt werden. Wald- 
mann hatte, wie es scheint, 50 Pfund zur Strafe einge- 
ftihrt , um desto strenger den Frieden zu halten. In dem 
Spruchbriefe für Kyburg von 1489 aber ist diese über- 
mässige Busse wieder vermindert worden. 

Wer im Frieden den Andern verwundete, wurde als 
Todschläger behandelt; der Todschlag während des Frie- 
dens wurde dem Morde gleich bestraft. 

Kyburgergrafschaftsrecht Art. 7. Item wer mit 
gewaffnoter band in friden den andern wundet oder bluot- 
ruonssig machet, das sol gericht vnd gebiisst werden als 
ein todslag. 

Rathserkenntniss von 1529. Wellicher aber Stallung 
bricht mit den wergken , also das er den , mit dem er inn 
frid vnnd Stallung Staat, mit gewappneter hand bluottrunss 
schiacht oder wundet on zuin Tod , vnnd das kuntlich ge- 
machet wirt , der soll nach Recht gericht werden vom leben 
zum Tod mit dein schwert. Wellicher aber den aundern 


159; MS. 144. S. 27. b. 
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über frid vnnd Stallung vom leben zum Tod bryngt, vnnd 
das kundtlich ist, zuo desselben Thäters lyb vnnd lebenn 
soll nach Recht mit dem Rad als vmb ein mord gericht 
werden ,6 °). 

8. Es kann somit ein Vergehen, dessen Beurtheilung an 
sich der niedern Gerichtsbarkeit angehören würde, darum 
iu den Bereich der hohen fallen, weil es im Frieden ver- 
übt wurde und als Friedebruch eine höhere Strafe erfor- 
dert, als das niedere Gericht aussprechen darf. 

$. 18. Die Gemeinden. 

Ueber die Gemeinden und ihre Verhältnisse lässt sich 
wenig Neues berichten. Was wir in der vorigen Periode 
angeführt haben, gilt grossentheils auch für die jetzige. 
Nur zeigen sich bereits Spuren der spätem Gemeindever- 
fassung, die dann im sechszehnten Jahrhunderte fast überall 
sichtbar hervortritt. 

Grundbesitz war fortwährend noch das einzige und Haupt- 
erforderniss für die Genossenschaft in den Dorfgemeinden. 
Wer solchen besass, war denn auch in der Regel berech- 
tigt, „Wunn und Weid, Holz und Feld” zu geniessen. 
Und wem dieser Genuss zukam , der war eben dcsshalb 
verbunden, mit den übrigen Genossen Steuern zu bezahlen 
und Kriegsdienste zu thun. 

Es zeigt sich das schon in der unmittelbaren Nähe der 
Hauptstadt. Von Alters her gehörten viele Leute, welche 
ausserhalb der Mauern und Thore der Stadt wohnten, doch 
zu den Bürgern derselben. Sic waren auch in den Zünften 
eingeschrieben und hatten als Zunftgenossen gewisse Lasten 
zu tragen. Daneben aber waren sie durch ihren Grund- 
besitz auch wieder mit den umliegenden Dorfgemeinden ver- 
bunden und genossen mit den übrigen Bewohnern der letz- 
tem Wunn und Weid. Aus diesem Doppelvcrhältnisse ent- 
stand nun oftmals Streit. Diese Bürger weigerten sich 
nämlich bei mehrern Gelegenheiten, die Dienste und Steuern 
der Ausgemeinden tragen zu helfen und es kam die Sache 


160) MS. 144. S. 28. a. Vgl. Meyer r.oearno. I. S. IlT. ff. 
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dann zur Entscheidung an den Rath. Dieser blieb sich 
freilich nicht conscquent bei seinen Beschlüssen ; aber man 
sieht doch, dass die ältere und in der Regel festgehaltene 
Ansicht dahin ging, dass beides, der Genuss der Ahnende 
und die öffentlichen Lasten, mit einander unzertrennlich 
verbunden seien, somit die Lasten der Zünfte die betreffen- 
den Doppelbürger (wenn hier schon ein der spätem Zeit 
angehöriger Ausdruck erlaubt ist) nicht befreie ,6 ‘). 

Das nämliche Prinzip wurde aber auch für die Land- 
schaft während des fünfzehnten Jahrhunderts wiederholt an- 
erkannt ,6! ). 

In der äussern Verfassung der Gemeinden aber bereitete 
sich allmählich eine Veränderung vor. Das Schicksal der- 
selben hat eine offenbare Aehnlichkcit mit dem Schicksale 
grösserer Gaue und Landestheilc. 

Die alten Gaue wurden während des Mittelalters durch 
eine bedeutende Zahl eximirter Bezirke durchschnitten, bis 
sich im Verfolge eine neue einheitliche Landeshoheit auf 
den Trümmern derselben erhob. 

So wurden auch die kleinern Gebiete des Centgrafen 
und die Dorfgemeinden durch eine Menge Grundhcrrschaf- 
ten durchzogen und getrennt, bis sich im Verfolge wieder 
eine gewisse Einheit der Gemeinden herstclltc. 

161) MS. 13S. .i. S. 114. b. T. J. 1408. „Wir haben ms einhellen- 
klich erkent : — welicher in den geuant wachten vnd kreissen (7,e fluntrein , 
r.e hottingen , ze hirslanden , ze Kiespnch vud an dem Seueld) gesessen vnd 
hushablich ist, das och der selb mit dien so in der selben wacht sint , dienen 
Reiseu vud inen mit allen Sachen hilflichen sin sol nach March/al als er daun 
angeleit wirt vnd ensol sich des nicht sperren, er sie in einer zuntt oder 
nicht.” Dieser Beschluss wurde 1415 wieder aufgehohen, ebendaselbst ; im 
Jahr 1425 aber das alle Recht wieder hergestellt. MS. 138. a. S. 40. a. 
Hintersassen im engern Sinne heissen daher gerade die, welche keinen 
Gruudbesilz haben und darum auch nicht an der Genossenschaft als vollbe- 
rechtigte Glieder Anlheil haben. Urk, v. 1264 — 1268 bei Kiitdlinger 
Hörigkeit S. 296 : „est jus curie in Moore, quod illi homines , qui dicuiatur 
Hindersesse sive eynleffigede Lüde in villa Bujchwinden dal quilibet duos 
pullos annuatiin et sunt tales homines sic vocali illi , qui non habent beredi- 
tnlem vel agros vel possessiones in villa.” 

162) MS. 138. b. S. 46. a. für das Maschwander - und Freiamt. MS. 
140. S. 66. b. für die Grafschaft Kvburg. 
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Die Beziehungen der Meyer als Vorsteher der Bauer- 
scliaftcn im Namen und aus Auftrag des Grundherrn zu 
dem letztem verminderten sich, und ihr Verhältniss zu den 
übrigen Bewohnern des Dorfes wurde enger. So entstan- 
den nach und nach an vielen Orten mehrere eigene, von 
der Bauerschaft gewählte Vorsteher des Dorfes, welche 
ebenfalls Meyer, oft Dorfmeyer genannt wurden. Diese 
leiteten dann die gemeinen Angelegenheiten und Interessen 
der Genossenschaft und besorgten auch die niedere Orts- 
polizei. 

Hofrodel zu Wetzikon s. d. , mit dem Hofrodel 
von Gryfenherg von 1475 übereinstimmend: Mer ist ir 
alt harkomen , das sy söllin setzen zwen dorffmeyer , die- 
selben zwen sollen einem herren schweren des dorfs ze 
wetzikon nutz vnd ere , Iren nutz ze fördern vnd schaden 
ze wennden als vere si mögen , das an geuerd , dieselben 
dorifmeyer sollen zuo gebietten haben Steg vnnd weg ouch 
efaden ze machen , vnd In cren ze halten. 

Es schloss sich somit die neue Bcamtung noch ganz an 
an die alte Grundherrschaft, bis sic auf dem Boden des 
Dorfes eigene Wurzeln schlug und sich von jener allmäh- 
lich ablöste. 

8. 19. Eigenthnm. 

1. Was wir oben von dem Unterschiede zwischen lie- 
gendem und fahrenden Gute gesagt, gilt fortwährend und 
hat sich bis viel später hinab erhalten. Die Häuser wur- 
den nun aber allmäblig solider, so dass sie nicht mehr 
leicht in irgend einer Rücksicht als fahrendes Gut behan- 
delt werden konnten. Daher verordnete im Jahr 1410 der 
Rath : 

Daz alle hüser vnd trotten , So in vnser Statt in vnsera 
gerichten vnd gebieten stand , Si standen vff gueter oder 
vsserhalh dien guetern Ewenklich ligend guot sin vnd heis- 
sen sol , vnd sol man es für ligend guot erben vnd verstü- 
ren Ine alle widerred vngefarlich ,S5 ). 

Dagegen werden nun andere Vermögensstiicke wieder 

163) MS. 138. a. S. 121. «. 


Digitized by Google 



416 


Drittes Buch. 19. 

,11 if • H» < .*■'/ - t *• ' #l « ** 

in gewissen Beziehungen zum liegendeu Gute gerechnet. 
Vor allen werden die Gülten in mehrfacher Hinsicht den 
Liegenschaften so sehr gleich gestellt, dass man hier in der 
That zweifeln kann, ob nicht diese Gleichstellung wenig- 
stens ursprünglich ganz durchgreifend gewesen. Dafür 
wirkten mehrere Gründe. Einmal nämlich waren die Lie- 
genschaften, besonders für die Städter, nicht mehr das ein- 
zige bedeutende Vcrniögenslück , dem gegenüber alles übrige 
fast nur als Zubehördc erschien, wie in frühem Zeiten. 
Sondern durch die Ausbildung des Verkehrs hatten insbe- 
sondere auch die Gülten die Bedeutung eines Capitalver- 
mögens erhalten, welches den Liegenschaften füglich an die 
Seite gesetzt werden konnte. Ferner lag in den ewigen 
Gülten eine ähnliche Dauerhaftigkeit und Unbeweglichkeit, 
wie in dem Eigenthum von Liegenschaften selber, wesshalb 
denn auch zuerst nur die ewigen Gülten im Gegensätze 
zu den aufkiindbaren , für liegendes Gut erklärt wurden. 
Endlich ging das Recht auf das Gut, dessen Besitzer den 
Gültenzins oder die Rente alljährlich zu entrichten hatte , 
wieder dem Rechte des Eigenthiimers parallel. Es war 
ein dingliches Recht auf das belastete Grundstück selbst. 

Nun zur Beweisführung und Erläuterung einige Stellen: 
Rathserkenntniss von 1419. Item so haben wir vns 
erkennet vmb guot, so man liehet vff Stett, vff gueter — 
vnd man jcrlich gult in kouffeswise oder suss darvmh ge- 
ben so] — — — darinn der so daz gelt liebet vnd die giilt 
kuft, vmb daz hoplguot oder den widerkouf nit inanen 
mag , wie wol der verkoffer den widerkouff vnd die Lo- 
sung tuon mag, das dasselb guot sol heissen vnd sin ligend 
guot vnd nicht varend guot. 

Wo aber jeman — im selben vorbchept vmb sin houpt* 
guot vnd den widerkouf ze inanen , vnd man im daz ge- 
bunden weri ze geben ob er wiilt, Es sye über kurtz oder 
lang, Sölich guot sol heissen vnd sin varend guot vnd 
nicht ligend guot ,6i ). 

Es kommt demzufolge nur darauf an, ob der Renten- 
verkäufer (Gläubiger) aufkiinden könne oder nicht, gleich- 

164) MS. 138. b. S. 68. b. und 69. ». 
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viel ob dieses Recht dein Verkäufer (Schuldner) zustehe oder 
entzogen sei. In jenem zweiten Falle darf bei der Erb- 
thcilung die Giilt zum liegenden Gut gerechnet werden, im 
ersten wird sie zum fahrenden gezählt. 

Viel laxer ist schon das Kyburgergrafschaftsrecht der 
zweiten Recension : 

YYytter so ist hierby zno wissen , das der graffschafft 
bruch vnd recht ist, das alle huser schüren vnd spicher 
zuo dem gelegnen guot gehören sollen vnd des glich die 
wyl l;ern vnd haber Im feld stat oder an seinloten lit, vnd 
das hüw nit an birgling koinpt, so heist vnd ist das och 
ligend guot. Zuo glychcr wyss wo gelt vmb zins vss- 
gelichen wirt, vnd einer zinss dauon nimpt, es syg 
verbriefft oder nit, das hört och zuo dem gelegnen 
guot , vnd hat ein frow an deren stucken dehein nutz zuo 
erben. 

Hier werden alle verzinslichen Darlehen schon der Frau 
gegenüber zum liegenden Gute gerechnet. 

Dieser relative Begriff des liegenden Gutes ergibt sich 
noch aus einer andern Stelle dieses Grafschaftsrechtes sehr 
deutlich : 

Item was och ein frow Irern emann zuobringt In heinstür 
wyss, es sig bar gelt oder sust varende hah, das sol 
ligend guot heissen vnd sin vnd nit varendts; 
offenbar nur gegenüber den Erben des Mannes, welche 
das Alles unvermindert heraus zu geben haben. 

2. Die Fertigung der Grundstücke ging in derselben 
Weise fort, wie in der vorigen Periode. Das Erbe wurde 
vor dem Gerichte oder in dem Hofe des Grundherrn, das 
vogtbare Eigen und in der Regel auch das freie Eigen 
vor dem Vogtgerichte übertragen. In der Stadt wurde im 
Jahr 1432 dem Stadtschreiber Michael Graf von Seite des 
Rathes zugesichert : 

„daz man frye gueter niendert vertigeu sol, 
dann vor einem Rite. 

Eine Verordnung, die sich aber wohl nur auf die freien 
Güter in der Stadt mit Nothwendigkeit bezieht, im Ge- 
gensätze theils zu den Erbgütern, deren Eigen der Abtei 

27 
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oder Propstei zustand , theils zu dem Schultheisseogerichte , 
vor welchem vormals auch solche Fertigungen geschehen 
waren, ln demselben Beschlüsse ist auch eine Taxordnung 
aufgcstellt für die Kauf-, Gemecht- und Satzbriefe, welche 
unter dem Siegel der Stadt von dem Stadtschreiber ausge- 
fertigt werden ,6S ). 

In Winterthur war cs ebenfalls nöthig, Käufe oder Ver- 
pfändungen von Grundstücken vor dem Ratlic fertigen zu 
lassen, widrigenfalls beide keine Kraft haben, d. h. zum 
wenigsten keine dinglichen Rechte wirken sollen ,66 ). 

3. Die deutsche Eigenthumsklage auf Fahrhabe (der so- 
genannte Anfang) unterscheidet sich mit Rüchsicht auf 
den Umfang ihrer Anwendung von der Eigenthumsklage 
des römischen Rechts (rei vindicatio) hauptsächlich dadurch, 
dass, wo immer der Eigenlhiimcr seine Sache freiwillig 
aus seiner Gewere gelassen, einem audern geliehen hat, 
jene ihren rein dinglichen gegen jeden Besitzer gerichteten 
Charakter verliert, und nur eine persönliche Klage gegen 
den Empfänger zurückbleibt; während diese auch dann 
noch fortbcstcht und in allen Fällen dient, wo die Sache 
sich im Besitze eines Dritten statt des Eigentümers findet. 
Wenn aber die Sache ohne den Willen des Eigentümers 
aus seiner Gewere kam , sei es nun , dass sie gestohlen , 
oder geraubt, oder durch Zufall, z. B. durch iiberfliessen- 
des Wasser weggeschwemmt, oder sonst einem Dritten zu- 
getrieben wurde, so kannte auch das deutsche Recht aller- 
dings eine dingliche Klage, welche dem Eigentümer wieder 
zu seinem Besitze verhalf. So war er auch berechtigt, 
Vieh, das sich verlaufen hatte, zurück zu begehren, ein 
Fall, der in den Öffnungen mehrfach erwähnt wird. Zu- 
nächst konnte aber wohl jeder Eigentümer diese dingliche 
Klage anstellen, und erst wenn von Seite des Beklagten 
nachgewiesen wurde, dass der Kläger die Sache freiwillig 
aus seiner Gewere gelassen , wurde er mit seiner Klage 
abgewiesen. Es ergibt sich das auch aus einer Entschei- 

165) MS. 1 40. Abth. II. S. 8. n. S. 56. a. 

166) Freiheitsbrief von 1497. 
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düng des Züricher Rathes vom Jahr 1422. Es klagte näm- 
lich ein gewisser Hans Ammann auf ein Weinfass, welches 
iin Besitze eines Minner war, aber das Zeichen trug des 
Vaters von Ammann. Der Rath sprach ihm das Fass ohne 
weiters zu, insofern nicht Minner bevveise, dass sein Vater 
es gekauft und bezahlt habe ,6r ). 

Dagegen widerspricht eine andere Entscheidung, welche 
ihrer Wichtigkeit wegen vor den grossen Rath zur Bestä- 
tigung gelangt war, den reinen Grundsätzen sowohl des 
ältern deutschen als des römischen Rechtes. Gestohlenes 
Gut konnte sonst nämlich nach deutschen Ansichten immer 
angesprochen werden. Davon wurde nun eine Ausnahme 
gemacht in allen Fällen, wo eine gestohlene Sache auf 
offenem Markte in gutem Glauben erkauft worden sei. 
Zwar wurde die Eigcnthuinsklagc gegen den Besitzer in 
gutem Glauben nicht ohne weiters versagt , aber cs konnte 
der Eigenthiimcr doch nur unter der Bedingung wieder zu 
seiner Sache gelangen, dass er dem Käufer den bezahlten 
Kaufpreis vorerst vergüte ,6S ). 

Wer das kein bvrger von Zürich oder der zv Inen ge- 
hört, keiner leig ding vff einein offnen markt kofl'te, das 
verstoln were vnd er aber das nüt wisseti , Es wer Ross 
oder ander ding, kvmpt da yeman nach solichem verstolnen 
guott vnd machet kvnthch , das es sin was , E es iin ver- 
stoln ward, dem sol inan sülich verstoln guot wider geben 
ob er das begert , also das der, dem das guot verstoln ist , 
dem koffer, der es hofft halt, so vil geltz dar vmb geb, 
als er dar vmb geben hält vngefarlich. 

Ebenso wurde die Sache behandelt, wenn Jemand Waaren 
zwar nicht auf offenem Markte, aber doch durch Ver- 
mittlung der öffentlichen Mäkler gekauft hatte 169 ). 

J 67) MS. 140. Attti. I. S 55 . a. 

168) Verorduiing von 1431 in MS. 77. S. 14. a. 

1 69) Vgl. eine Verordnung v. 1486. Kathsman. II. S. 21, welcher 
zu Folge aller Handel, der Zölle und des Umgeldes wegen , durch Unterkaufe r 
(Macklei* , Sensale) vermittelt werden soll: ,, darxuo ob yemans hinder den 
vnnderköiffern ichtiit kouffle vnd sich dem nach erfände, das e« ver- 
stolen guot were, das der sölichs widergeben vnd In vmb sin v s s- 
geben gelt nirht/it werden solle.” 
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Diese Ausnahme erklärt sich nur aus der übergrossen 
Sorgfalt, den Markt- und Handelsverkehr zu begünstigen. 
Sie konnte sich aber nicht in die Dauer erhalten ; wir 
finden nämlich schon in dem Gerichtsbuch von 1553 ent- 
gegen gesetzte Entscheidungen, und die eidgenössischen Ab- 
schiede sprechen im secbszchuten Jahrhundert den Grund- 
satz, dass jeder die ihm gestohlene Sache, ohne irgend 
einen Ersatz , von jedem Besitzer ansprechen könne , auch 
wenn dieser sie auf offenem Markte erkauft habe, als gel- 
tendes Recht der Eidgenossen geradezu aus * 70 ). 

Ich bin geneigt, aus unserer obigen Stelle aber noch 
weiter zu folgern , dass sich vorher schon hei uns die 
Lehre vom anvertrauten Gute verändert und der gegen- 
wärtigen Gestaltung derselben genähert habe. Das ältere 
Recht gab nämlich in den Fällen der freiwilligen Veräus- 
serung einer Sache dem Eigcnthümer überall keine ding- 
liche Klage. Er war genüthigt sich an den zu halten, 
dem er die Sache geliehen hatte. Wenn ihm dieser nicht 
wieder zu seiner Sache verhelfen konnte , so erhielt er 
sie nicht wieder, da er den dritten redlichen Besitzer nicht 
unmittelbar belangen konnte, sondern musste sich mit dem 
Werthe der Sache begnügen m ). Der Einfluss des römi- 
schen Rechtes modificirte nun diese Grundsätze in der 
Folge. Es wurde nämlich, wie das im römischen Rpchtc 
von jeher gestattet war, die Eigenthumsklagc in allen 
Fällen gegen jeden Besitzer zugclasscn und diese Klage 
nur im Sinne der deutschen Rechtsansicht da beschränkt, 
wo a) der Eigenthümcr die Sache einem andern geliehen, 
anvertraut hatte; b) ein dritter redlicher Besitzer sic inne 
hatte. Dannzumal muss zwar dieser Letztere die Sache dem 
ansprechenden Eigenthümcr herausgeben, aber nur insofern 
ihm von diesem der Kaufpreis, den er dafür bezahlt hatte, 
vergütet wird. Die Lehre vom anvertrauten Gut hatte 

l7ü) H. J. Leu Eidgenössische* Stadt- und Landrecht. Th. III. Zitrich 
1730. S. 351 . 352 . Mittermaier deutsches Privutrecht. Landshut 1330. 
§. 13S. Amu. 21. 

17J)A!brechl Gevrere §. 10. 
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somit ihren frühem dinglichen Charakter, nach welchem 
sie die Eigenthumsklage ausschloss und nur eine Forderung 
des Eigenthiimers gegen den, dem er geliehen, zuliess, 
verloren und einen mehr persönlichen angenommen, indem 
nunmehr die Eigentbumsklage gegen den dritten Besitzer 
unversehrt blieb , diesem dagegen eine F orderung verstattet 
wurde, mit welcher er von dem Eigenth'timer Ersatz fiir 
alle seine auf den Besitz der Sache verwendeten Kosten 
verlangen konnte. 

Wenn es demnach in dem Falle des gestohlenen, 
aber auf otfenem Markte gekauften Gutes ebenso gehalten 
wurde, so lässt sich daraus mit grosser Sicherheit schlies- 
sen, dass das nur die Ausdehnung jener früher schon bei 
dem anvertrauten Gute anerkannten und ausgcbildctcn Grund- 
sätze gewesen sei. Denn wenn der Besitzer einer gestoh- 
lenen Sache sie, insofern er in gutem Glauben war und 
mit gehöriger Vorsicht gekauft batte, dem Eigenthiimer 
nur gegeu Ersatz des Kaufpreises hcrausgehen musste , so 
wird man weit eher dem Besitzer und Erwerber einer an- 
vcrtraulcn Sache denselben Schutz gewährt haben. Und 
hätte dieser nicht schon eines solchen Schutzes bedurft 
und ihn erhalten, so hätte inan wohl nie für den erstem 
einen solchen eigens neu eingeliibrt. 

§. 20. Gülten. 

Die Gülten reihen sich in den Urkunden unmittelbar 
an die Verleihung von Grundstücken zu erblichem Besitze 
gegen einen Zins, so dass die Uebcrgängc von dem einen 
Rechtsgeschäfte zum andern zuerst ganz uumcrklich sind l73 '). 
Die Erbzinse, welche der Hintersasse an den Gutsherrn 
zu entrichten hat, werden daher auch zuweilen Gülten ge- 
nannt. Noch im Jahr 1411 finde ich die Errichtung einer 
Gült, in welcher beide Verhältnisse in einander übergehen. 
Ein Bauer von Zumikon nämlich erhielt von der Propstei 
Zürich ein bisher zu Handlclicu beworbenes Gut „ze einem 


172) Vgl. darüber besonders auch AI brecht Gewere S. 174. ff. 
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rechten erbldn, vmb ein stäten Ewigen zins.” „Die- 
selben jerlicbcn giilt vnd zins” von „drittbalb Malter 
babern siben viertel kernen vnd ein Malter väsen ” wer- 
den theils auf vogtbares Eigen, das ihm zugehört, tbeils 
auf das zu Erblehen verliehene Grundstück gesetzt. Der 
Entstehung nach und mit Bezug auf die Verhaftung des 
Erbes ist diese Bestellung nichts anderes als Bestellung 
eines Grundzinses des Hintersassen für seinen Grundherrn 173 ). 
Insofern der Zins aber darüber hinaus noch auf vogtbares 
Eigen versetzt wird, nähert sie sich der Errichtung einer 
gewöhnlichen Gült. Doch ist die TSatur des Grundzinses 
hier immer noch vorherrschend. 

Betrachten wir nun aber die Gült in ihrer Ausbildung, 
so besteht das Charakteristische darin: Der Eigenthiimer 
oder Erbbesitzer eines Gutes verkauft einem andern das 
Recht auf einen jährlichen Zins von diesem Gute um eine 
gewisse Summe. Da die Gülten später in die Schuldbriefe 
übergehen und von Einfluss gewesen sind auf die Gestal- 
tung dieser, so ist es um so nöthiger, die beiden Institute 
vorerst ganz aus einander zu halten. 

Die Gült hat zunächst einen durchaus dinglichen Cha- 
rakter. Während nämlich dem Schuldbriefe, d. h. dem 
zinsbaren auf Liegenschaften versicherten Darlehen ein per- 
sönliches Schuldverhältniss zum Grunde liegt, wofür ein 
Pfandrecht auf eine Liegenschaft bestellt wird , so haftet 
dagegen die Verpflichtung, den Gültenzins zu entrichten, 
unmittelbar auf dem Gute selbst und gehört zu den Real- 
lasten, welche den Besitz des Gutes beschränken. Der 
Gläubiger im Schuldbriefe braucht sich , wenn ihm der 
neue Käufer des verpfändeten Grundstücks nicht zusagt, 
nicht an diesen zu halten , sondern kann verlangen , dass 
ihm sein bisheriger Schuldner, der Verkäufer des Grund- 
stücks, auch ferner noch persönlich hafte. Der Giiltgläu- 
biger (Rentenkäufer) aber hat sich immer au den jeweiligen 
Eigenthiimer des Grundstücks zu halten, welcher ihm die 


1 73 ) D i p I o in. Ser IVopstei S. 223. 
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Gült schuldet. Er steht somit in viel engerer Beziehung 
zu dem Grundstücke und in viel laxerer zu dem Schuldner 
als jener erstere. 

Eine blosse Folge davon ist es, wenn wir in deutschen 
Kechtsquelleu die Ansicht ausgesprochen finden, dass der 
Gültschuldner für die Gült uur mit dem Grundstücke und 
dessen Zubchörde, nicht aber mit seinem übrigen Vermö- 
gen hafte m ). 

Das ganze (Kreditwesen war somit ursprünglich noch 
auf die Liegenschaften allein gebaut und löste sich nur 
allmählich davon ab, um auf die Person übergetragen zu 
werden. 

Zunächst ging das Recht des Giiltgläubigers auch nur 
auf den Zins. Das war seine Hauptforderung, und eine 
Ablösung des Zinses durch Capitalzahlung war entweder 
überall nicht zulässig, oder doch in die ausschliessliche 
Willkiihr des Schuldners gesetzt. Anders wieder beim 
Schuldbriefe, in welchem die Kapilalforderung als Haupt - 
und der Zinsvertrag als INcbenforderung erscheint. 

Schon frühe änderte sich aber die Natur der Gülten 
bedeutend. Der Kaufpreis für den Gültenzins wurde schon 
zu Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts öfters als Dar- 
lehen betrachtet, die Gewere auf das Grundstück als ein 
Unterpfand des letztem für Hauptforderung und Zinse an- 
gesehen , ein bestimmter Zinsfuss zu 1 von 20 also 5 von 
100 festgesetzt, und selbst dem Gültgläubiger eine einsei- 
tige Ablösung gestattet. Wurde dann der Gültgläubiger 
nicht befriedigt, so konnte er nicht mehr, wie nach älterm 
Recht, selbst Pfändungen vornehmen und den säumigen 
Schuldner zuletzt ganz von dem Gute vertreiben, sondern 
er musste sich nunmehr an das Gericht wenden und öffent- 
liche Vergantung des Grundstücks verlangen ,7ä ). 

In der oben schon ,76 ) erwähnten Verordnung von 1419 

174) Albrecht Gcwer* S. 170., dessen Ausführung Über den Renlen- 
kauf überhaupt vortrefflich ist. 

175) Eichhorn Rrchtsgeschichlc §. 459. Züricher Urk. v. 1502. 

176) B. III. $. 19. S. 416. , 
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-werden die Gülten, welche der Gültgläubiger nicht auf- 
kündigen, kann zum liegenden, die andern dagegen, wo es 
auch jenem freisteht, Ablösung zu fordern, zum fahrenden 
Gute gerechnet. Eben daraus zeigt sich aber auch, dass 
eigentlich nur die erstem wahre Gülten sind 177 ). 

Die Gültenzinse konnten in Geld, sie konnten aber auch 
in Naturalien bestehen. Für die ältere Zeit waren die 
letztem , insofern sie aus Früchten des zinspflichtigen Gutes 
bestanden , die natürlicheren und dem eigentlichen Charak- 
ter der Gült angemessenem. Denn wenn das Grundstück 
als der eigentliche Schuldner angesehen wurde, so war es 
passend, dass von dem Gute ein Theil seines Fruchtertra- 
ges entrichtet werden musste. Der freiere und bewegliche 
Verkehr aber war dieser Gült von Kernen, Wein u. s. f. 
nicht günstig, indem man bald bemerken musste, dass in 
Theurungsjahren ein sehr viel grösserer Werth an den Gläu- 
biger abgeliefert werden musste als in fruchtbaren Zeiten, 
ungeachtet auch eine verhältnissmässig gleiche Abgabe dein 
Schuldner in jenen weit schwerer fiel als in diesen. Sie 
kamen daher in Misskredit und durch Verordnung vom Jahr 
4529 17S ) wurde es verboten, neue Fruchtgülten zu be- 
stellen. 

Die Bestellung, und im ältesten Rechte wohl sogar die 
Uebertragung einer Gült auf einen neuen Erwerber, ge- 
schahen vor denselben Gerichten , wie die Uebertragung 
von Eigen. 

§. 21. Ehe. 

Bis zur Zeit der Reformation und sogar nach Durch- 
führung derselben finden sich noch deutliche Spuren, dass 
die Ehe, deren Vollzug freilich gewöhnlich eine kirchliche 
Einsegnung folgte, doch schon vor dieser als vollendet 
angesehen wurde, somit wesentlich auf dem ehelichen Zu- 
sammenleben beruhte. Die Reformation, überhaupt einer 

177) MS. 138. b. S. 69. 

178) Im Gerichtsbuch von 1553. Vgl. Stadl- und Laudrecbt 
Th. V. $. 8. 


Digitized by Google 



Dritte» Ducb. §. 21. Ehe. 


425 


grossem Strenge in sittlicher Hinsicht zugethan , wirkte 
auch hier wohlthätig ein. In einer Verordnung über den 
„Kilcbgang” vorn Jahr 1530 wird bestimmt: 

Daby sind oucbetlieh, die nach bezog ne v Ee lange 
zyt on kilchgang hy einandern sitz ent, dardurch 
die gcmeynden nit wenig argwünig vnd geergert werdend, 
Soliclis zuo fiirkununen , So wellend wir die Satzung , so vor- 
naher des Kilchgangs halb von vns gemacht vnnd vssgangen , 
widerumh ernüweret vnnd mengklichem in kraftt derselben 
zum ernstlichesten gcbottcn haben , das all vnnd yede per- 
sonen , so sich also mit einander vercelichcnd, sülich ir - 
bezogne Ee mit offnem Kilchgang vor der Kü- 
chen in bysin der nachpurschafft vnnerzogcnlioh offnen 
vnd bestatcn. Ouch sülichen Kilchgang zum tninslen 
zwürend nämlich dess nächsten Sunntags darvor vnd einest 
inn der wuchenn , wenn man das Goltswort vcrkiindt offen- 
lich durch ire pfarrer an der Canlzel verkünden vnnd vss- 
ruefl'cn lassen. Sunst sol der Pfarrer zuosanipt der geineynd 
diseu Kilchgang on vorgandcn rnoff zuozelassen vnd die 
vereelichten by einander woncn ze lassenn nit schuldig sin. 

Auch hier geht die Vollziehung der Ehe noch der kirch- 
lichen Erklärung und Einsegnung voraus. Indessen sollte 
diese, wenn sie auch anfangs nur als eine öffentliche Er- 
klärung und Bestätigung der Ehe vor der christlichen Ge- 
meinde angesehen wurde, doch ohne Verzug vorgenommen 
werden. Und so wird cs begreiflich, wie man in der 
Folge die kirchliche Einsegnung als den wahren Anfangs- 
punkt der Ehe nicht bloss in kirchlichem , sondern auch in 
bürgerlichem Sinne auffasste. Diese Form hat ohnehin sehr 
bedeutende Vorzüge vor jeder andern. Es wird nämlich 
einmal dadurch der Zeitpunkt der eingegangenen Ehe genau 
fixirt. Ferner äussert sich in ihr die wahre und ernste 
Absicht, eine Ehe einzugehen, sehr unzweideutig. Und 
endlich weist die Form selbst schon auf die höhere Be- 
deutung der Ehe, die Heiligkeit und Innigkeit dieses Ver- 
hältnisses hin, dessen Wesen offenbar nicht innerhalb des 
Kechtsgebietes , sondern ausser demselben zu suchen ist 
und das passend dem religiösen Cultus zur Beachtung an- 
heim fällt. 
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Ehen mit Kindern ohne Einwilligung ihrer Eltern oder 
Verwandten waren verboten und mit Strafe bedroht. Wenn 
das Kind noch nicht zu seinen Tagen gekommen „nämlich 
das vnder XIII (wohl die Tochter) oder XIV (der Sohn) 
Jaren ist” ’ 7 ®), so soll, der es zur Ehe beredete, jeden- 
falls nichts von dessen Erbe oder übrigem Gute haben 
vnd sond Im (kann kaum anders als von dem Kinde ver- 
standen werden) vatter muotter oder sin fründ nütz ver- 
bunden sin ze gebeut, si tuegend es denn gern vnd mit sun- 
derm willen. 

Ueberdem erleidet er noch Geld- und Gefa'ngnissstrafe. 

Es hangt dieses zusammen mit einem Grundsätze des 
alteru deutschen Rechts , wonach der Mündel , der ohne 
Willen des Vormundes heirathet , sein Erbrecht einbiisst ,8 °). 
Hier ist man freilich bereits weiter gegangen, und hat die- 
selben Wirkungen auch gegenüber der Mutter, die nie die 
Vormundschaft hatte, ausgedehnt. Aber auch wenn das 
zu seinen Tagen gekommene Kind sich verheirathet ohne 
seiner Eltern und Verwandten Willen und es kann nach- 
gewiesen werden , dass der andere Ehegatte die Ehe be- 
trieb , um seines Vermögens habhaft zu werden, so treten 
ähnliche Folgen ein 1SI ). 

Eine Satzung von 1535 ,ss ) bestimmt sodann, dass wenn 

179) Schwabenspiegel 48: „Als ein jungeliuc ze vierzehn jAreu 
körnen ist, so nimpt er wol ein 6lich wjp Äne sines vaters willen. — So 
diu junefrowe kuuiet ze zwelf jaren , so ist si ze ir tagen körnen, vnde niint 
si einen Aman wider ir vater vnd irer vriunde willen, diu £ ist slnele.’* Stadt- 
buch von Wesen v. J. 1564. Art. 112: „Wer sich milt einem döchterli« 
so vnder zwölff Jaren oder mit einem kuaben , der vnder viertzechen Jaren 
allt were , zur Ee vermachtete , one vatter vnd muoter vnd der RecMgebueu 
vögten wiissen vnd willen , — — der ald die sind dem vogt vnd den Bur- 
gern ze buoss ou alle gnad verfallen Funfftzig pfund hallet*. — Vnd die wyl 
es nach Geystlichen rechten alters halb noch nit ein Ee sin möcht , So mo- 
gent vatter vnd muoter ald die rechtgebnen vogt das kind wol wider hchn- 
schen.” Rathserkenntniss v. 1498. Min. S. 19: „Ob sich findt, das 
das ein Töchterly , so den Jungen Biintzly genomen hat, zwöllff Jar allt 
oder darüber ist, — so sol es dabv bliben , wo sich das nit findt, so sol 
es uit für ein Ee geachlet werden.” 

180) Vgl. Kraut Vormundschaft S. 320. IT. 

181) Rathserkenntniss v. 1435. MS. 140. Abth. TI. S. 12. b 

182) MS. 144. S. 230. ff. 
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eine Ehe von einem Kind unter 19 Jahren ohne den Willen 
seines Vaters, Mutter, Vogtes eingegangen wurde, diese 
ungültig sein solle. Wenn aber die Eltern oder Vor- 
münder 

süinig wärind , vnd ire Kind nit versiihind innerthalb den 
Nünzehen jaren, so mögend sy darnach sich mit der hilff 
Gotts selbs von yedennann vngehindert vnd one alle ent- 
geltnass verhyraten vnd versorgen. 

Man sieht daraus, wie frühe auch damals noch die Ehen 
geschlossen wurden. Für ihre Gültigkeit wegen Alters 
der Ehegatten bestimmt dieselbe Verordnung, der Mann 
müsse über 16, die Frau über 14 Jahre alt sein. Wegen • 
Blutsverwandtschaft wurden die Ehen, indem man sich wie- 
der dem kanonischen Rechte näherte, bis zum dritten Gliede 
(zwischen sobrini) untersagt. 

Doppelehen wurden zu Anfang des fünfzehnten Jahr- 
hunderts bei schwerer Strafe an Leib und Gut von dem 
Rathc untersagt ,SJ ), ohne dass desshalb kanonische Strafen 
ausgeschlossen waren. 

Ebenso suchte 1415 der Rath zügellosen und offenbaren 
Ehebruch durch Androhung von Strafen zu hemmen. Die 
Verordnung zeigt am besten, wie der damalige Sittenzu- 
stand beschaffen war. Wenn nämlich ein Ehemann seine 
Frau verstösst und mit einer andern (Hübsch weih) öffent- 
lich Haus hält, oder die Frau ihrem Manne entläuft und 
mit einem andern öffentlich zusamineu lebt, so werden sie 
von der Stadt auf so lange verwiesen, bis sie von ihren 
Buhlen lassen. Wenn aber einer seine Frau behält und 
doch ein Hübschwcib öffentlich und regelmässig besucht, 
oder mit diesem ein Kind erzeugt , so wird er von dem 
Rathe nach Gestalt der Sache bestraft. Auch werden die 
Leutpriester ermächtigt, „die so also offenlich ze vnrecht 
sitzent, her für zu nemen vnd darvmb zu bannen vntz daz 
si davon lassen" ,84 ). 


183) MS. 138. b. S. 26. *. 

184) MS. 138. b. S. 23. h. 
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22. G iiterr - echt der Ehegatten. 

I. Eheliche Vormundschaft. 

Weben dem Systeme der vormundschaftlichen Verwal- 
tung und Nutznicssimg des Weibergutes durch den Mann 
kommt nun auch ausnahmsweise in den Städten Güterge- 
meinschaft vor. Das erstere bildet indessen die Regel und 
die letztere, von welcher wir nachher noch eigens reden 
werden, findet sich nur in beschränkter Anwendung. 

Wach dem herrschenden Systeme hat der Ehemann als 
Vogt der Frau freie Verfügung über ihr Vermögen. Wenn 
er aber Liegenschaften veräussern will, die ihr gehören, 
so bedarf cs dazu, wie nach ältestem Rechte, der Einwil- 
ligung der Frau 18 ’). Der Mann ist auch berechtigt, das 
sämmtliche von der Frau zugebrachte Vermögen zu be- 
nutzen und die Früchte für sich -zu behalten 180 ). Kur haftet 
er hinwieder der Frau dafür, dass sic nach Auflösung der 
Vormundschaft ihr ganzes Vermögen zurückerhaltc, in der 
Meinung, dass die noch vorhandenen Stücke herausgegeben, 
die fehlenden aber dem Werthc nach aus seinem Gute er- 
setzt werden. , 

Nach dem Rechte der Grafschaft Kyburg kann die Frau, 
zur Sicherheit für ihr Zugebrachtes, von dem Manne for- 
dern , dass er sein Eigen und Erbe für dasselbe verpfände, 
und nach ihrem Tode können auch ihre Erben gleiche Si- 
cherstellung verlangen. 

Ky burgerrecht der zweiten Rcccnsion: Wcliche frow 
och an Irn mann hegertti, das er Iro Ir zubracht guot vnd 
heimstiir satzti an erb vnd an cygen, oder ob die 
frow ahgieng vnd Ire Kind oder Ire fründ solicher Satzung 
von der abgangnen fronen guot an Irn mann begerlindt , 

185; MS. 140. Ablh. II. S. IS. b. „Wer es (das liegende Gal der Frau) 
aber verkoufft vnd ze varender hab körnen , vnd doch der frowen bedinget 
wer, E sy ir ligend guot hett llsseu verkouffen." 

186) MS. 138. a. S. 89. a. In einem Streit zwischen zwei Ehegallen 
erkennt der Rath im Jahr 1397: M das der rorgenanle heinr Rurdorf die vor- 
bcuanten Guctcr (der Frau) nutzen vnd niessen sol , als ander Rur» 
ger Zürich ir wirtineu Gueter niessenl 4 n geuerd." 
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so sol der mann sölich Satzung vmb der frotven guol 
tuon vnd erstaunen wie dann Solichs och von altem har 
der grafschaflt bruch recht vnd altharhomen ist. 

Wenn dann in demselben Statute das zugebrachte Wei- 
bergut für liegendes Gut erklärt wird 187 ), so ist die Mei- 
nung jedenfalls nicht die, dass der Manu über die der Frau 
gehörige Fahrhabc nicht frei verfügen dürfe, sondern nur 
die, dass er für die Herausgabe oder den Ersatz des Wei- 
bergutes hafte, so dass die Glä'ubiger nach seinem Tode 
nicht auf die Fahrhabe greifen dürfen, so weit dieselbe zur 
Deckung des Weibergutes nöthig ist. Es erklärt sich jene 
Fassung wohl aus der altern, freilich in dieser Periode 
nicht mehr praktischen deutschen Rcchtsansicht , dass die 
Erben für die Schulden des Verstorbenen nur mit der über- 
kommenen Fahrhabc haften. Wird somit das Weibcrgut 
für Liegenschaft erklärt, so ist es von der Gefahr befreit, 
den Gläubigern zur Befriedigung ihrer Forderungen zuzu- 
dienen. 

Dasselbe Prinzip des ehelichen Giiterrcchtcs wurde spriieh- 
wörtlich auch so ausgedrückt: „Das Weib er gut darf 
weder wachsen noch Schweinen” (schwinden). 

II ausrodel von Bubikon von 1483.: Wellicher eigen 
des huscs ein elich tvib nimpt, an alle geding , vnnd nach 
des huses eigen lüten recht, das deren guot, das sy vyl 
oder lützel, ann eigen vnnd erb liggen vnd geleit wer- 
den vnnd das weder sch winnen nach wachsen sol, 
Es were denn des Iibs notturft. 

Durch die letztere Beschrä'nkung wird zugegeben, dass 
um die Leibesnoth zu fristen das Weibergut angegriffen 
werden darf, ohne dass dafür der Mann belangt werden 
kann. 

Rathscrkenntniss von 1493. Vnscr statrecht sige, 
daz einer frowen guot weder schwinen noch wachsen solle ,ss ). 
Eine Beschränkung des Satzes, dass das Zugebrachtc 
zum liegenden Gute zu rechnen sei, liegt in dem Winterthu- 
rerstatute von 1526: 

187) Ot,«n B. III. j. 19. S. 417. Vgl. B. II. $. 31. Amu. 271. 

1 88) Bath&manuale von 1493. 1. S. 30. 
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Das einer jeden fruwen heimstür, so sy zuo irera man in 
heimstür wise bringt, es sige bar galt oder ander varend 
guote , sol aber für ligend guot geachtet vnd erkent wer- 
den , vssgenomen ir k leider, k leinet, silberge- 
schir, hustrag vnd hetwat, so nit für ein genante 
süm in der heimstür angeschlagen w i r t ,89 ). 

Ich erkläre die Ausnahme so : Die bezeichnten Stücke 
müssen zwar vorweg genommen und herausgegeben wer- 
den, wenn sie noch vorhanden sind. Im entgegengesetzten 
Falle »her ist anzunehmen, sie seien in der Ehe und für 
die Ehe verbraucht worden und es haftet der Mann dann 
nicht für Ersatz. Nur wenn sie geschätzt wurden, haftet 
das Vermögen des Mannes bis auf die Schätzungssumme. 

Das Recht der Stadt Zürich spricht sich darüber fol- 
gender Massen aus : 

Ra t h s er kennt nis s von 1446: Weliiche Tochter oder 
wittwe zuo der lieyligen Ee kommpt mit geding, was die' 
Tochter oder frow Irern Mau mit dem sy zuo der Ee kompt, 
varends guols zuo heymstür zuobringet, das sollichs liggen 
siille an evgen vnnd Eerb nach vnnser Statt Recht, 
wenn da der man vor der frowen abstirpt, So soll die frow 
der genannten Ir heymstür als vyl sy Im an farender hab 
zuobracht hat vnnd das bedinget ist, als obstaat vorus 
vor allen dingen vss des mans farenndem guot, 
oder vss dem liggenden ob dess farennden nit so vyl were 
vssgericht werden ,9 °). 

Man hat hiebei weniger an ein Pfandrecht als vielmehr 
an einen Vorzug der Weibergutsforderung zu denken, wel- 
cher durch Vertrag der Ehegatten erzeugt werden konnte, 
dann aber sich auch ohne Vertrag wohl von selbst verstand. 

Da alle Gewalt und Gewerc während der Ehe in die 
Hand des Mannes gegeben war, so stand der Frau keine, 
freie Verfügung über ihre eigenen Sachen zu. Es wird 
das öfters so ausgedrückt, die Frau dürfe hinter ihrem Manne 
(ohne sein Wissen und Willen) nicht mehr als achtzehn 


189) Man halte damit die oben B. II. $. 31. S. 288. milgetbcille Stelle 
dea Hofrecht* von Altorf zusammen. 

190) MS. 144. S. 39. Vgl. MS. 140. Abth. II. S. 18. b. 
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Heller hinweggeben l9 ’). Durch jede Verminderung 
ihres Vermögens würde sie auch die Wutzungsrechte des 
Mannes kränken und in dessen ausschliessliche Verwaltung 
störend eingreifen. 

So weit aber das Interesse der Ehe und der Einheit der 
Vermögensverwaltung nicht widerstreben, wird der Frau 
eine gewisse Handlungsfähigkeit zugestanden. Will daher 
der Mann ihre Liegenschaft veräussern , so ist ihre persön- 
liche Zustimmung vonnöthen. Ebenso kanu sie mit Erfolg 
sich für ihren Mann verbürgen und so Schuldnerinn wer- 
den auch für seine Schulden, während sie nicht haften würde, 
wenn sie ihre Zustimmung versagt hätte ’**). . 

Ky bur gergra fsclt aft srecht II. Rec. Sy habe dann 

Jcinandt vmb sin (des Mannes) schuld versprochen mit mund 

vnd hand , dasselb so sy also versprochen hett , solle sy dann 

och helffen bezalen. 

Das Gerichtsbuch des Stadtgerichtes von 4553 unter- 
scheidet hier je nach der Art der Schulden. Beziehen sich 
diese auf Essen, Trinken, Kleider, Kleinodien und die Haus- 
haltung überhaupt, so ist es genügend, wenn die Frau mit 
Vorwissen ihres Mannes ihre freie Zustimmung ertheilt, 
und für denselben Bezahlung verspricht. Für andere Schul- 
den des Mannes dagegen muss sich die Frau zum Behuf 
eines gültigen Versprechens vorerst mit Wissen und Willen 
ihres Ehemanns und zweier ihrer nächsten Anverwandten 
von dem Bürgermeister einen besondern Vogt erbitten und 
dann mit dessen Zustimmung ihr Versprechen leisten’ 53 ). 

Dasselbe gilt nun wohl auch, wenn die Frau zu Gun- 
sten dritter Personen versprechen will. Nur soll kein arg- 
listiges Spiel mit diesen Formen getrieben werden. Der 
Rath verfügte daher 4527 : Wenn eine Frau für ihre Kin- 
der, Freunde und Verwandte Pfänder bestelle und zulasse, 

191) Öffnung von SWfa $. 15. Gericbtsbuch von 1553. Th. IV. Bei 
dem Bauernaufstand von 1525 beschwerten sieb die Angehörigen der Herrschaft 
Greifensee namentlich auch darüber, dass mau an diesem alten Rechte airht 
mehr genau halte. 

192) Unheil von 142*. MS. 140. Abth. I. S. 77. a. 

193) Gerichtsbuch von 1553. Th. IV. 
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dass der Rechtstrieb vollführt, insbesondere die Vergantung 
derselben vollzogen werde, und erst dann, wenn nun die 
Pfänder ausgetragen werden sollten , Einsprache mache und 
sich darauf berufe, sie habe seiner Zeit keinen besonders 
ertheilten Vogt gehabt, so solle sie damit nicht mehr ge- 
hört werden, 

dann gemelt vnscr Herrn nit wöllent, das Niemand, besonn- 
der frumbd vnnd vmvissend lütt betrogen werdint ,9 ‘). 

5- 23. 2. Die Güterverhältnis se nach Auflösung der 
ehelichen Vormundschaft. 

Die eheliche Vormundschaft geht unter I. durch Tod 
des Mannes, II. durch Tod der Frau, III. durch Siech- 
thum des Mannes, IV. durch Auffall (Concurs) desselben. 
Von allen diesen Fallen haben wir besonders zu sprechen. 

I. Wenn der Ehemann stirbt, so kann die Frau ihr Zu- 
gebrachtes herausfordern und hat überdeni noch gewisse An- 
sprüche auf die Verlasscnschaft. Von der Herausgabe des 
ersteren war schon die Rede, mochte es nun in liegendem 
Gute oder in Fahrhabe (Heimsteuer im eigentlichen Sinne) 
bestanden haben. Dazu gehört nun aber ferner, was an 
weiblichen Kleidern und zerschnittenem Tuche (verschro- 
ten ge wand) sich in der Verlassenschaft vorfindet, zum 
Ersätze für dergleichen Stücke, welche die Frau zwar mit 
iu die Ehe gebracht batte, die aber doch nicht zu den wah- 
ren Ilciinstcuer gerechnet wurden ,9S ). 

Darüber hinaus fordert nunmehr die Frau die ihr ver- 
licissene Morgen gäbe, deren Grösse sie durch ihren weib- 
lichen Eid im Zweifel nachweist. In der Grafschaft Ky- 
burg konnte die Morgengabe, wenn der Mann keine ver- 
heissen hatte , doch im Betrage von fünf Pfund gefordert 
werden. So allgemein war noch zu Anfang des sechszehnten 
Jahrhunderts diese Sitte l9C ). 

Eigenthiimliche Bestimmungen finden sich darüber in dein 
Züricherstadtrechte. Wenn nämlich die Ehe eine beerbte 

194) Schon in der ersten Recension des G e r i ch t s b u c li e s S. 24. 

195) Kyburgergrafscbaft d. zweiten Recension. 

196) Gvafsch aftsrecht II. 
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ist, so gehört die Morgengabe nicht der überlebenden Mutter 
sondern ihren Kindern zu Eigen und ihr kommt nur der 
lebenslängliche Genuss daran zu l97 ). Bei kinderloser Ehe 
fallt dagegen allerdings die Morgengabe der Wittwe zu Ei- 
gen zu* 31 ). Ueberlebt der Ehemann seine Frau ; so erwer- 
ben die Kinder aus ihrer Ehe die Morgengabe zu eigen und 
der Vater zu Leibding. Dann verändert sich aber auch 
das gewöhnliche Erbrecht in diesem Falle. Die Kinder wer- 
den nämlich sonst zunächst von ihrem Vater beerbt; in die 
Morgengabe aber succedircn dann zuerst die noch übrigen 
Geschwister und erst, wenn alle fehlen, kömmt dieselbe wie- 
der an den Vater zurück 199 ). 

Immer aber soll in der Stadt die Morgengabe vorzugs- 
weise mit liegendem Gute ausgerichtet werden so °). 

Ferner hat die Frau nach dem Stadtrechte noch das so- 
genannte Eherecht zu bcziehn. Was darunter zu ver- 
stehen sei , wird in den altern Quellen nicht näher angege- 
ben. Es findet sich aber eine Rathserkenntniss von 1558 2< ") 
vor, die sorgfältig angibt', was damals damit gemeint sei, 
nämlich : 

Was der Frauwen von Ihrem Mann zum Guothjahr gehen 
oder sonst geschenckt worden , soll Ihro bleiben , dessglci- 
chen vss dess Mannes bahrem gelt ob Etwass da were , Ein 
Ehrpfening , vnd von dem Silbergschir etwann ein Bächerlin 
darnach desselben verhanden. Item vss dess Manns Klei- 
deren ein Kleid , nit das Best noch dass Büst sambt einem 
Sythcngewehr zngehören und verlangen : danne uss dem 
gmeinen Ilaussralh solle der Frauwen wyters gefolgen: das 
Beth, darinn Sy beide gelegen sind und der Kasten, 


197) Das ist jedenfalls nicht ursprüngliches Hecht. Die Öffnungen weiten 
noch , wie der Sachsen- und Schwabenspiegel, die Morgengabe der Wittwe zu. 
19«) MS. 1*4. S. 39. b. 

199) Kaihserkennteiss s. d. aber vermuthlich aus dem Anfang des 
fünfzehnten Jahrhunderts in MS. 77 . S. 10. a. , woraus sich zeigt, dass da- 
mals noch dies Recht grossen Zweifeln ausgesetzt war. MS. 1*4. S. 40. a. 

200) MS. 144. S. 39. b. Diese ganze Darstellung scheint die Vermuthong 
Aibrecht's, Gewere S. 261, dass der Genuss der Morgengabe wahrend der 
Ehe der Frau zukomine, zu widerlegen. 

201) lo dem Gerichtsbuch von 1620. 


BluuUthli R«ehUse*chicht«. 
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Ein Tisch mit dem gestühl; Ein aufgerüste Katschen (?) Ei« 
Giessfass, Ein Handtbecki, Ein Brunnen Kessi, Ein Sessel 
sainmbt einem Küssi darufl', Ein Brodt Korb, Ein Keertzen- 
stock oder Hang Liecht. Inn der Kuchi and dem gantzen 
Hauss allenthalben Ein Gatzen, Ein Wasser Kessel oder 
Wassergelten , Ein Reost , Ein Hall , Ein Drcyfuoss , Ein 
Saltzfass , Ein Schüssel Korb, Schauflen und Täller; auch 
von Haffen, Kessi, Pfannen, Küpferin Zinne und anderem 
Haussgeschirr einem Jeden etwan ein Stuck oder zwey. So- 
danne gehördt der Frauwen febriler Et« ass Kernen uff der 
Beilien, Item dass Trlnckfass oder etwas.« Wyns darauss 
und soll dass ein Eychin Fass sein ; Item der Ancken Kübel 
undEtwass Holtz. Und soll dass allejrs Ir, nachdem Hauss 
Rath Haab und guoth vorhanden,' und durch die Wy- 
ber Tbröuw ald Vortbeil gebraucht «st, ussgestossen und 
geordnet «erden: Wollicbes in den ussrichtungen 
zuo der Aussrichteren un d Ga ndt mcis tere n be^ 
scheidenheit gesetzt wirdt, Je nach gestallt der 
Sachen. 

Diese Aufzählung ist nun freilich neu. Sie lehnte sich 
aber offenbar an die bestehende Sitte an und das Institut 
selbst ist jedenfalls sehr viel älter. Mit der Gerade des 
Sachsenspiegels möchte ich cs indessen doch nicht in Ver- 
bindung bringen, wenn sich auch eine gewisse Aehnlich- 
keit nicht verkennen lässt, insofern Eherecht und Gerade sich 
beide auf gewisse Arten von Sachen beziehen, welche von 
der übrigen Fahrhabe abgesondert und einer eigenthiimli- 
chen Succession unterworfen werden. Denn es scheint doch 
die eigentliche Gerade in unsern Gegenden ebenso wenig 
einheimisch gewesen zu sein als sie dem Verfasser des Schwa- 
bcnspiegcls offenbar fremd ist S0J ). 

Die , Grösse dieses Eherechtes hängt von dem Umfange 
des Hausrathcs ab und soll im billigen Verhältnisse zu die- 
sem stehn. Der Hauptgedanke scheint der zu sein : Die 
Ehefrau soll nicht durch den Tod ihres Mannes auf einmal 
den ganzen Hausrath , mit dem sie bisher gewirtbschaftet 


202) Sachsenspiegel I. 24. 3. S c h w * 1» r n s p i f g e 1 J6. Vgl. 

Eichhorn Rechtsgeschicht# §. 369. Antn. 
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und sich vertraut gemacht hat, verlieren, sondern eine An- 
r.ahl Stücke, deren sie ferner für ihren Lehensunterhalt und 
ihr Hauswesen bedarf, davon wegnehmen dürfen. 

Als Hauptstück ist wohl ( von jeher das Ehebett anzuse- 
hen, welches die Frau erhalt.. Es findet sich dieses öfters 
in den Öffnungen erwähnt. Namentlich erhellt aus der Öff- 
nung von Stäfa deutlich, dass die Frau ausser der Morgen- 
gabe und Heimsteuer auch auf ein Bett Anspruch hat. 

Öffnung von Stäfa §. 13. Aber schprecheut ,jr" das 
nach des manns tod mmpt die Frow die Erst pettstaä alder 
die hinderst wcders die Frow wil , die sin ist , v „d dn JV 
vfl gelegen sind , vnd nimpt Ir heiuisliir. 

Endlich finden wir nun ziemlich allgemein ein Recht 
der Frau auf einen Drittheil der übrigen Fahrhabe des 
Mannes anerkannt. Es steht ihr frei, diesen zu nehmen oder 
auszuschlagen. Im erstem Falle hat sie aber auch einen 
Drittheil der Schulden zu bezahlen , da diese auf die Fahr- 
habe zunächst angewiesen sind. 


Öffnung von Stäfa §. 1',: Wer aber das ein man ah- 
gatt vor derFrowen, so ist der Frowen gefallen ein drit- 
teil als sins farentzgutt, vnd Ir verschrotten geWand 
Sy sol aller dabv gelten den dritteil aller siner schuld! 
Doch hat sy dar Inn die wal , sölichen dritteil also no ne- 
roen oder nit. 


Ebenso in den IIo fre chten von Binzikon von 1435 
Diirnten von 1480 und Bubikon von 1483. 

Nach der zweiten Recension des Ky burger graf- 
schaftsrechtes erbt sic wieder 

* den di yttenteyl In allen des inan s verlasnen varenden hab ” 
muss aber darum nicht den dritten Theil aller Schulden son- 
dern nur „den dritten teyl lidlous, So In larsfryst ver- 
dient ist” bezahlen. 


Nach dem Hofrechte von Briitten haftet sie überall 
nicht für die Schulden und erhält doch den Drittheil der 
Fahrhabc. Ferner wird das Recht der Frau noch ausge- 
dehnter bei kinderloser als bei beerbter Ehe. 

Ists das Inenn kind werdent by einannderen , Stirpt Iren 
da der mann ab, vnnd wil sy den by den kiundenn „i, syn. 
So mmpt sy Hem, drittentheyl Inn varennder hab. Onn alle 
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geltschuld s® 5 ) , vnnd wellchen weg sy will,, darann Sol sy 
niemenn suinen noch Irenn. Wer aber das sy by den kinu- 
den sin will , so sonnd sy sy uit vsstosenn nach verthryben 
alle die Wyl, So sy by Innenn syn will. Wer aber — das 
Ir der man abgieng Onn lyb Erbenn, hatt er eigen oder 
Eerbguot, das soll sy niessen ze ennd Ir Wyl. 

Das Stadtrecht von Zürich gestattet wieder der Wittwe, 
ebenso wie nunmehr auch das Bii lachcrstad trec ht von 
1483, das Stadtrecht von Regensberg von 1501 und 
das Winterthu rer Statut von 1526 '***), einen Drittheil 
der Fahrhabe , überbindet ihr dann aber auch einen Drittheil 
der Schulden 50S ). Ucbcr die letztere Verpflichtung spricht 
sich genauer aus das Gerichtsbuch vom Jahr 1553: 

Als dann hisshar der Statt brück gewessen vnd nach ist, 
' ,1 So vnnd wenn ein Eefraw viub Ir 'Eereclit vnnd zuobracht 
guot vssgericht vnnd dartzuo an eilten drittentheyl dess guols 
anstadt, Das sy oach den drittentheil der schulden zuo be- 
zallen pflichtig ist, habent Wir Tuns erkhenndt vnnd erlü- 
theret, ob man by gmeiner Erbschaft! by hiissern oder ann- 
dern liggennden gültcrn schuldig were. Das dann ein Fraw 
an siillichen vsstennden schulden solle helffeil bezallen , vnd 
vssriebten Ir anzal dess drittentheils , Inmassen wie an aun- 
der Louffendcn schulden , Dessglych so vnnd Wann man by 
Uggennden gutem Inn die Erbschafft schuldig were, Daran 
soll ein Frow Iren gehörenden drittentheyl ouch habenn. 
Die Schuldforderungen gehörten somit auch zu der Fahr- 
habe, woran der Wittwe ein Drittheil zukam, und zwar 
selbst dann , wenn dieselben auf Häuser oder andere Grund- 
stücke versichert waren. Hier zeigt sieh nun eben der Un- 
terschied zwischen eigentlichen von Seite des Gläubigers 
nicht aufkündbaren Gülten sofi ) und hypothesirten Forderun- 

203) Ebenso war es im freien Amte vor 1535, ron wo an die Frauen 
daselbst, um sie denen im Masehwanderamte gleichzustellen, nun auch einen 
Drittheil der Schulden bezahlen müssen. Kn o n a u er am ts r e eh t Art. 51. 
bei Pestalutz Ztirch. Statute. Bd. I. S. 240. 

204) Art. 3. » • * * 

205) Rathserkennt^e s» von 1446. in MS. 144. S. 40. a. 

206) Die Verordnung von 141?. oben wurde ebenfalls mit RUcksicht auf 
den Drittheil der Ehefrau erlassen, indem schon damals Zweifel waren, ob 
all« Gülten za dem liegenden Gute oder der Febrhabo zu zahlen seien. 
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gen deutlich. Die ersteren gehören, als liegendes Gut, überall 
nicht hicher. Und es kann die Frau weder einen Antheil 
an den Gülten fordern, noch haftet sie für dieselben mit. 
Wohl aber bekommt sie von den Schuldbriefen wieder 
einen Dritthci). Je gewöhnlicher cs nun aber wurde» einen 
bedeutenden Theil des Vermögens, statt zum Ankäufe von 
Gülten, zur Errichtung von Schuldbriefen zu verwenden 
und je mehr auch diese den Charakter eines dauernden Schuld- 
vcrhaltnisses annahtnen , desto grosseres Bedenken musste 
man haben, sie alle zur Fahrhabe zu rechnen und der Wittwe 
einen Drittheil daran zu gönnen. Schon im Jahr 1582 ,07 ) 
wurde daher ein Unterschied gemacht zwischen den wah- 
rend sechs Jahren nicht ablösbaren Schuldbriefen und den 
auf drei Jahre oder noch kürzere Zeit gestellten. Die Letz- 
tem sollten wie früher noch zur Fahrhabe gerechnet, die 
erstem aber als liegendes Gut angesehen und der Wittwe 
kein Theil daran verstattet werden. 

II. Wird die Ehe durch den Tod der Frau aufgelöst, 
so scheint noch immer das gemeine Recht der Landschaft 
dem überlebenden Ehegatten die ga n ze Fahrhabe der 
F rau zuzusprechen. Nach einigen Statuten von umfassen- 
der Geltung behält er auch das liegende Gut zu Leib- 
ding. 

0 ff nun g v o u S t äfa s. d. J. 15. Und wer das ein Frow 
abgieng vor Ir manu , was farentz gütl ein Frow hält , wie 
F.s sy ankomen ist , das sy eins inanns eigen , vnd das ligend 
giitt fallen an Ir Erben. 

Öffnung von Binzikon von 1-455. — slirbt sy vor 
dem man ab , So erbt der man von Iro alles varent guot. 

Ebenso Öffnung von Piirnten von 1480. 

Öffnung von Gryfenborg voul475: vnd ob ouch ein 
man sin Eefrowon überlepte , So ist alles Ir varent guot sin 
eigen vnd was zy ligend guott hat, Ist sin lipting. 

Hausrodel von ßubilion von 1485: Wenn einem man 
Ein frow zuo der heilgen Ec geben wirt, vnnd Im also zuo 
hus bombt , So sol dem man — [ihr] gnot , es sige ligend 
oder varend guot verfallen sin , vnd also das der man das 

UOryilalli »Verordnung int Oerichltbuch von 1620. 
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yarent gpot mag nutzen vnd damit Ibuou als sineui eignen 
gnot, vnd das ligend guot er biss ze ent siuer wyl vnd lep- 
tag, was nutzes davon fallet, nutzen mag, vnd das ligent 
guot nach sinem abgang vallen sol wie hieuach geschribeu 
' stat. 

Kyburgef grafs chaftsrccht II. Wo och ein mann 
ln der grafschaflt gesässen ein wyb zuo der Ec nimpt, vnd 
dann die frow vor Ireui man todes abgdt, so ist sölich ob- 
*. genanter frowen verschrotten gewand vnd ander Ir varend 
guot des mans eigen guot, sy Im bitult Kind bi cinapdern 
oder nil,, das ander Ir guot vnd heimstiir es sy wenig oder 
vil , das ist des mans libding, dwil er lebt, vnd ist den bin- 
den nach ander der frowen friind nütz daruon schuldig, er 
wolle dann gern , vnd mag ein mann sölich libding sins wybs 
guot, ob er sonst nnl bette vnd Iin libs nollat angrifen, ob 
Inn die zinss' daruon nit betragen möchten, allweg vinb 
' fuhff Schilling, ,«ö dich sin notlurfft das erheischt, als das 
och von altem harbonien vnd gebracht ist, vnd ob dar Inn 
einich gefaed vnderstanden wurde, sol ein herr von hyburg 
gwalt haben dieselben geferd vnd missbrnch nbstellcn. Vnd 
wenn dann der man och todes abgangen ist, wasgnots, es 
syc zins giilt oder anders von der frowen noch da verban- 
den ist, das sol daun widcripub fallen an dm - abgaugeo fro- 
wen rechten vnd nächsten friind. 

• I a 

, Stadtrecht von Regensberg von 1501. Ist aber 
das ein wib ifhgat du bind hat vnd wyl sich denn ein mau 
enndern , vnd wyl von einen binden , so sol den binden 
werden Ir muotter guolt. Wyl aber der valter plibeu bv 
sinen binden, so sol er der inuotlcr guott ni essen zu« 
ennd sincr wyl vnd sol den binden dcu sin ein ver- 
bann g e n gu o 1 1. 

In dein J5 ii riclicr s t a d t r e cli tc sind die Ansprüche 
des Ehemanns auf die Vcrlasscnschaft der Frau wieder auf 
die Fahrhabe .beschränkt. Oie altern Quellen erwähnen zwar 
nur des Falles, wo ein Wann eine AYittwe heiratbet, aber 
was für diese gilt , darf wohl ohne grosses Bedenken , zu- 
mal wenn es mit dein ausserhalb der Stadt gellenden Hechle 
wesentlich libercinstimint , auch auf die Frau bezogen wer- 
den,' Welche zum ersten Male in die Ehe trat; In jenem 
Falle nämlich sollen dem. überlebenden Manne: 
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Ir der frowen alle verlassene Iileyder , kley unter , v a- 
rende hab vund bar gellt zuo eygen verfolgen, vnnd 
das üb eng der frowen guot Iren Eerbon verlanngen vnnd 
werden 2aj ). 

Indessen ist jene Annahme doch nur ftir das ältere Recht 
zulässig. Denn schon um die Mitte des sechszehnten Jahr- 
hunderts war das Recht des überlebenden Ehemannes sehr 
viel mehr beschränkt. Nach der Verordnung von 1558 309 ) 
nämlich, welche ULerdem erklärt, bloss das bestehende 
Recht auszusprechen, und jene auf die Wittwc bezügliche 
Satzung nicht verändern zu wollen, hat derselbe nur die 
Kleider, Kleinodien, baares Geld, nicht aber die übrige 
Fahrhabc zurück zu behalten. Alles andere liegende und 
fahrende Gut bat er den Erben aushin zu gehen. Und nur 
wenn gemeinschaftliche Kinder vorhanden sind, kann er das 
Muttergut nutzen, bis diese zu ihren Tagen kommen oder 
sich verheiratheil, was sich ohnehin aus seiner väterlichen 
Vormundschaft von selbst ergibt. 

Je weniger abir das geltende Recht für den Mann 
sorgte, desto gewöhnlicher war cs, sich durch Gedinge 
und Gemächdc zum voraus zu sichern. Und es sind daher 
auch in jener Verordnung diese ausdrücklich Vorbehalten. 

III. Wer von unheilbarem Siechthmn befallen war, der 
galt in manchen Verhältnissen eher für todt als für lebend. 
Nach dem Sachsenspiegel behielt er zwar sein Vermögen, 
wurde aber unfähig, neues Erbe oder Lehen zu empfan- 
gen 3I9 ). Ungeachtet die betreffende Stelle nicht in den 
Schwabenspiegel iihergegangen ist , so darf man daraus 
doch nicht schliesscn, dass dieses Recht im Süden Deutsch- 
lands nicht gegolten habe. Noch im fünfzehnten Jahrhun- 
dert finden sich bei uns Spuren davon. Der Rath holte 
nämlich über diese Frage ein Rcchtsgutachtcn ein, dessen 
genaue Mittheilung 311 ) nicht uninteressant ist. 

208} MS. 144. S. 42. ». 

209) Im Gerichtsbuche von 1620. 

210) Sachsenspiegel I. 4. „De incselseke man nt votveit weder len 
noch erue. Heuet aver vn hangen er der süke , he behalt it tnda erft 
it als ein ander mau." 

211) Es findet sich auch kei Müller Geschieht« der Eidgenossenschaft. 
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Dem wisen fiirsichtigen dem Bürgermeister ze Zürich. 
Mia willigen dienst ze vor, lieber her Bürgermeister, ich 
>'.j i bin gefraget, ob ein vssetzel erben muge nach dem Rech- 
ten. da sprich ich nach dem Rechten, das Keinen vssetzel 
sin 6iechtage von erb verscholted vnd Besonder von erb 
daz nit ist Lechen, war »mb solt ein JYIentsch an schuld 
mit zwein Rueten geslagen werden wider das Recht, dis 
schrihen tuou ich iich, ob es ze schulden Käme, in üwer 
Statt, das Ir dann das Recht ouch wissetind , wie wol ir 
üwer Statt gewonheit vollenklich wisscnt von gottes gna- 
den. got sye mit üch. 

Meister hans hagedorn Juristc ze 
Costentz üwer diener *•»). 

Und später, im Jahr 1460, erkannte noch der Rath zu 
Recht : 

Wenn ein inan Stmdersiech wirtt, hat er denn ein dich 
wip , das man denn dieselben siner eliehen wirltin I r 
' heimstür, ir morgengab, Ir erecht vnd dritten- 
leib, ob sy darzuo stan wil, vssrichtten sol ze gli- 
cher wise als ob der man von todes wegen ab- 
gangen were. 

IV, Die Vormundschaft des Ehemanns hörte endlich auf, 
wenn derselbe zum Auf fall, Concurs, getrieben wurde. 
Auch dannzumal kann die Frau ihr Zugebrachtes, Mor- 
gengabe und Eberecht verlangen, gleich als wenn der Manu 
gestorben wäre. Dass in diesem Falle das Eherecht nicht 
so reichliph gemessen werden durfte , wie bei einer sol- 
venten Erbschaft, versteht sieh von selbst. Es mochte 
dann der Bezug des Ehebettes gewöhnlich genügt haben. 
Aber immerhin erhielt doch die Frau unter der Form des 
Ehcrechts einige Stücke, die vorher zum Vermögen des 
Mannes gehört hatten. Eben so fallt natürlich hier der 
Drittheil weg, indem dieser der Frau statt Vortheil Scha- 
den brächte. Das sogenannte Privilegium des Weibergutes 
iin Concurse des Manns stellt sich somit ursprünglich ledig- 


Bd. III. S. 350, aber wit es scheiut, aus einer s«br fcltUrhafl«» Abschrift , 
gedruckt, 

212) MS. 140. AbtU. I. S. 84. b. 
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lieh dar als Beerbung desselben durch die Frau und es 
hat gar nichts auffallendes, dass die Forderung auf Wei- 
bergut allen Schuldforderungen vorgeht , indem dieses ja 
auch ganz ebenso der Fall war, wenn der Mann starb 
und die Wittwe ihr Vermögen begehrte. Eben desshalb 
war es auch ursprünglich kein Privilegium, sondern blosse 
Folge der Rechtsansicbt , dass der fallite Mann mit Bezug 
auf die eheliche Vormundschaft und die Giiterverbältnisse 
der Ehegatten gleich einem Verstorbenen zu behandeln sei. 

Rathserkenntniss von 1489. Wir u. s. f. — haben 
uns erkennth: — Ob ein vft'al vff eines Manns guot by 
sinetn Lebenn beschicht, das dann sin F.efrow ob sy das 
begert vor allen gelten vinb Ir zuobracht guot, Mor- 
gengab vnnd Eerccht vssgericht werden solle Inn aller- 
mass als ob der Man gestorben were. 

Die bestrittene Frage, ob durch den Concurs des Man- 
nes dieser auch seine eheliche Nutzniessung verliere oder 
nicht, welche vor Kurzem bei gerichtlichen Verhandlungen 
zur Sprache kam 215 ), und welche bekanntlich auch in 
Sachsen , wo ein ähnliches Güterreclit gilt , zu den vielfach' 
bestrittenen gehört, müsste nach jener altern Auffassung 
entschieden bejaht werden. Es sprechen dafür aber ausser 
dieser historischen Gestaltung des Concursrechtes, noch 
besonders folgende Gründe. Die eheliche Nutzniessung ist 
blosse Folge der ehelichen Vormundschaft und der aus- 
schliesslichen Verwaltung des Mannes. Hören diese auf, 
worüber kein Zweifel sein kann, so kann auch jene nicht 
fortdauern. Ferner ist das eheliche Vcrhältniss ein so 
höchst persönliches, dass den fremden, dritten Creditoren , 
welche zu der Frau weder in einer familienartigen noch 
selbst nur in einer obligatorischen Beziehung stehen, un- 
möglich verstauet werden darf, sich an der Stelle des 
Mannes in die Verwaltung des weiblichen Vermögens, wel- 
ches die Frau gerade im Concurse gerettet und den An- 
sprachen der Gläubiger entzogen hat, einzudrängen. Die 
Frage ist übrigens nur da von praktischen Folgen, wo die 

-13) Moiiatlcliromk für zürchcritcbc RachtspÜege Bd. 1. S. 33, 
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Frau so reich ist, dass sie aus ihrem allfälligen Erwerbe 
und den Zinsen ihres Vermögens standesgemäss sammt ihren 
Kindern und Haushaltung leben kann und darüber hinaus 
noch etwas vorschiesst. Denn es versteht sich doch wohl 
von selbst, dass die Gläubiger, nicht weniger als der 
Mann verpflichtet wären , t zunächst ftir die Unterhaltung 
der Frau zu sorgen , wenn sie ihr Vermögen gemessen 
wollten. Eine solche > Sorge derselben wäre aber eben 
etwas Unnatürliches und eine praktische Sonderbarkeit, die 
mit einer Menge von Uebelständen begleitet wäre. 

. t *.'!•. tildfljt .» •« ,’t/ -»• 

i S. 24. Z us amme n the il ung. 

Das Institut der Z usatn m cn thcilu ng, oder wie sic 
auch genannt wird, Tlieil- und Gemeinsame, Zusam- 
menstoss oder Gemeinderschaft, reicht seiner Entste- 
hung nach in ein sehr hohes Alter herauf 211 ). Wie das- 
selbe gegenwärtig noch in der Kegel nur unter Geschwistern 
vorkommt, so war cs offenbar ursprünglich mit Rücksicht 
auf das Verhältnis dieser entstanden. Wenn nämlich ein 
Vater starb und mehrere unausgerichtctc Kinder, insbeson- 
dere Söhne , als Erben hinterliess, so fiel sein Erbe oder 
Eigen, das bisher unter seiner alleinigen Gewere gestan- 
den, aber doch die ganze Familie ernährt hatte, jenen zu, 
und es stand ihnen nun frei, die Verlassenschaft zu theilcu. 
In vielen Fällen aber und aus verschiedenen Gründen musste 
es für die Geschwister vortheilhafter oder ihnen sonst be- 
quemer sein, beisammen zu bleiben und das Gütergewerbe 
auf gemeinsame Rechnung fort zu bewirtheu. Es konnte 
auch nur ein Theil der Geschwister die Gemeinschaft fort- 
setzen wollen , während andere Glieder der Familie ausge- 
kauft werden mussten. 

In solchen Verhältnissen gingen die erstem eben eine 
Zusammen thcilung ein. Die ganze unvertheille Vcrlassen- 
sphaft wurde dann als Eine Masse betrachtet, welche den 

BeAifer 'ErbtHlr.ige* I. S. 92'. führt «ine einzelne Urkunde vom 
Jahr 1315 an, worin eine solche Znsaminentheilung zweier Geschwister den t - 
lieh tu erkennen ist. ., 
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Geschwistern zusammen gehöre. Es zeigt sich das schon 
aus ihren Verhältnissen gegenüber dem Grundherrn. Dieser 
hatte nämlich sonst von jedem hörigen Mann oder Frau, 
welche eine Verlassenschaft hinterliessen , das Bcsthaupt zu 
fordern. Lebten nun aber Geschwister in der Zusammen- 
tbeilung, und starb eines derselben , so hatte der Herr 
nur dann, das Besthaupt zu fordern, wenn das älteste Glied 
gestorben war , nicht aber auch wenn ein jüngeres abge- 
gaugen war. Jenes repräsentirte somit ihm gegenüber die 
ganze Familie und ihr Vermögen ; daher trat denn auch« 
so. lange die Gemeinschaft dauerte, nach des ältesten Tode, 
der Zweitälteste an seine Stelle, und auch von diesem be- 
zog der Herr wieder das Besthaupt, wenn er starb, bis 
herab auf den jüngsten. 

Zweite Öffnung von Engelberg. Wenne och me 
sün deunc .eine hi enander sint, vnd da der eitest stie- 
bet, so sol aber dem golzlius das best houbt ze valle wer- 
den. sturbi aber der iunger , so wirt dem gotzhns eiuheiu 
val, ist das si nüt von enander geteilt hant. 

G ra fsch aftsr echt von Kyburg I. §. 25. vgl. 8. 26. 
Ist aber liier denn ein man in einem hus, die teil vnd 
gemein mit einander» band, die von todes wegen 
abgand. so sol doch nur der eitest gcuallet werden, wenn 
der ahgät vnd daz ye von dem ehesten au den andern 
ehesten gän. 

Öffnung von Binzikon von l'i35. Wo euch vier 
gebrueder sind oder aunder, die tevl vnd gmeinsament 
band, als vyl dero Ist, stirbt da je der ehest vnnder Inen 
all, dcun lial ein lierr ze grueniugeo ze vallen. Ist aber 
daz die jungen vor dem allen absterbend , als vyl der Ist, 
So sol sy der herr uit vallen , alle die wylc der ehest lebet , 
di wylc sy teil vnd gmein mit cinnndern band. 

Diese Gemeinschaft darf nicht als eine fortgesetzte Gü- 
tergemeinschaft der Ehegatten angesehen werden, indem 
sie sich ohne alle Rücksicht auf die letztere und zu einer 
Zeit schon aushildctc , wo man bei uns wenigstens von 
Gütergemeinschaft der Ehegatten noch nichts wusste. Viel- 
mehr bat sich erst von da aus das Institut auch auf andere 
Verhältnisse, und so das der Ehegatten selbst ausgedehnt, 
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und es ist auch diesen eine Zusammentheilung verstattet 
worden, wie den Geschwistern. Die Falle, wo Geschwister 
eine Zusammentheilung eingingen, blieben aber fortwährend 
die häufigem, und so kam es, dass sich diese Zusaimnea- 
theilungen auch in den Gegenden erhielten, wo die eheliche 
Gütergemeinschaft nie recht durchzudringen vermochte. 

Die Zusammentheilung wurde eingegangen' durch Ver- 
trag der Theilnehiner. Bezog sie sich nur auf die fahrende 
Habe, so genügte dieser, wenigstens noch den Statuten, 
welche es Jedem frei stellen, über seine Fabrhabe auch 
auf den Todesfall hin nach Belieben zu verfügen. Betraf 
sie dagegen auch liegendes Gut, so war jedenfalls noch 
die Eröffnung des Vertrages vor Gericht und Bestätigung 
durch dasselbe erforderlich. In Zürich behielt sich der 
Rath die Genehmigung vor, gleich wie für die Geraächde 2li ). 

Öffnung von Stäfa s. d. S. 12. Aber sprechen sy, 
wer da begert eins zu osa mens toss ze tnond , der mag 
gan zuo einem Amman oder zuo einem vogt, wo die Li- 
genden guter hin gehören, vnd vmb dasvareud mögen 
sy das wol tuon , wo sy wellen oder vnnder welichem Rich- 
ter sy wellen , vnd sol Inen das nicman weren. 

Offnnng von Altorf von 1439. Si sprechent och, 
daz ein jeldichcr hofmann hin geben vnd verschaffen mug 
daz varend guot. Aber die ligenden gueter sol noch mag 
nieman hingeben denn in den Jargerichten. vnd mag och 
vmb die ligenden gueter nieman ein zemenstoss noch ge- 
meinschaft Volbringen denn in den vorgeseiten Jargerichten. 

Öffnung von Dürntcn von 1480. Wir mügrnd oucli 
cinannder über vnnser ligend vnd varent guot ze 
getheilitvnd ze ge meindern nemen vnd Keinen 
stosien, Es sygend man, frowen, Jungald alt, wer 
die sind, vnd sol daz offennlich vor gericht besche- 
chea, als recht ist, wo daz Ist, do man die vögt von grue- 
. ningen by haben mag. 

Ucber das Rechts vcrhältniss der Geuieinder während 
der Gemeinschaft sprechen sich unsere Quellen nicht mit 
der wiinsebbaren Bestimmtheit aus. E*i lässt sich aber 

2H) MS. HO. Ablli. II. S. 39. •. Erk. r. 1. Ulf. 
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doch aus ihren Angaben über die Ansprüche bei der Auf* 
lösung der Zusammentheilung, sowie aus der allgemeinen 
Richtung des deutschen Rechts manches folgern. Was die 
Gemeinder zusammen gebracht haben , gehört nunmehr ihnen 
allein gemeinschaftlich; ebenso was in der Folge erworben 
wird. Ob nun aber dieses Verhältniss mehr im Sinne einer 
römischen socictas omnium bonorum oder im Geiste des 
deutschen Gesaminteigenthums zu beurtheilen sei, darüber 
kann man zweifeln. Doch verdient die letztere Ansicht 
den Vorzug. Denn es ist ein durchaus charakteristisches 
Merkmal der römischen societas , dass jeder Gesellschafter 
beliebig Trennung und Auseinandersetzung fordern darf. 
Das kann nun aber bei der Zusammentheilung gewiss nicht 
geschehen , indem es der deutschen Ansicht über Wirksam- 
keit von Verträgen entschieden widerspräche, wenn dem 
einen oder andern Theile völlig freier Rücktritt gestattet 
würde. Es wird vielmehr das Verhältniss der Gemeinder 
als ein dauerndes Familienvcrhältniss betrachtet, das ge- 
wöhnlich sogar dann fortdauert, wenn einzelne Glieder ab- 
sterben, was hinwieder bei der römischen Gesellschaft sich 
ganz anders stellt. Es kann daher in der Regel — die 
einzelnen Verträge selbst können natürlich modiücirende 
Ausnahmen begründen — die Gemeinschaft nur wieder 
durch einen Auilösungsvcrtrag aller Betheiligten getrennt 
und Theilung angeordnet werden ; oder aber sie wird da- 
durch aufgelöst, dass in dem Familienzustand eines Gliedes 
eine solche Veränderung vor sich geht, dass dieselbe stö- 
rend in die persönliche Verbindung der Gemeinder eingreifen 
müsste, wie insbesondere die Verheirathung eines Glie- 
des 2I6 ). Indessen konnte möglicher Weise doch auch im 
letztem Falle die Gemeinschaft noch fortdauern. 

Die einzelnen Gemeinder hatten alle gleiche Rechte an 
dein gemeinsamen Vermögen, in der Verwaltung desselben 
aber standen sie kaum gleich. Die ganze Schwierigkeit 

216) Vgl. Sic Öffnung ron Wi • * en dnn ge n von 1673 I. 12. „Hem 
ab vil .geswystergit von Brüdern In ainem htm ist, So sol der eitest — den 
val richten , welher och säst aiu wyb nympt, der 40 I och den Tel richten." 
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eines gemeinsamen Eigenthums mehrerer, welches das deut- 
sche Recht zuliess, bestand immer id der Verwaltung. Hier 
konnte nun der mögliche Conflikt nicht dadurch gehoben 
werden, dass einem wie in der Ehe dem Manne — 
die Vormundschaft zustand über seine Geschwister; und 
doch war eine Einheit der Verwaltung und Repräsentation 
des Ganzen nach Aussen bin nothwendig. Es mochte da- 
her regelmässig durch Vertrag bestimmt werden, wem 
diese zukomme , oder aber, was bei den Geschwistern nach 
den obigen Stellen wahrscheinlich wird , der älteste Sohn 
mochte als Haupt der Genossenschaft gelten sl7 ). 

So lange nun die Gemeinschaft bestand, so wurde der 
absterbende Gemeinder von seinen Genossen geerbt, und 
cs war jedes Erbrecht dritter Personen ausgeschlossen. Es 
fiel eben nur einer der mehreren Gesammteigenthiimer weg 
und das gemeinsame Gut blieb den zuriickbleibenden. 

Öffnung von Binzikon vom Jahr 1455. Es ist onch 
der dingstatt Recht, Es syen man frowen, ltnaben vnnd 
tüchtern , jung oder alt , wer die sind , die teyl vnd ge- 
meinsamend hand , das die sollend vnd mögend Einander 
erben. 

Öffnung von Diirnten von Ü80 ebenso. 

Aeltcstes Grafschaftsreclit von Kyburg s. d. 
5- 32. Item wo oucli vngcteiltc geswistergit by ein an- 
dern hushablich sind vnd teil vnd gemein mit einandern 
habent, die zii dem hus kiburg gchurent, das die, die wile 
sy mit cinandern in teil vnd gemein sind einandern erben 
söllent. 

Grafs ch a ftsrech t von Kyburg II. Rec. : Ob Je- 
mand mit dem andern In der gemcindt sluendi vnd dero ein» 
vor dem andern ln der gemeind abstiirbi, so erpt das ie- 
bent des ahgaugnen teyl verlassen guot , ligcndts vnd va- 
rend ts. 

Merkwürdig ist in dieser Beziehung noch eine freilich 
schwierige Stelle des Ilausrodcls von Bubikou, welche 
voraussetzt, dass auch eine Frau sich in die Gemeinschaft 
verheiratheu kann. 


. 217). Vgl. Heselar RrbvertrÄg«. B<l. I. S. 86- ff. 
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Art. 20. Wenn ein frow dich In ein hus kompt, vnd 
von Irem man vnd dem hus gesind enpfangen wirt an 
einem theil oder gineind , So vyl denn ze mal der personen 
Inn dem hus sind vnd eines nach dem andren von todes 
wegen abgat , das eines denn das ander vnd derselben per- 
sonen kind desselben einigen leyl erben sollend , ob aber 
ein frow an eines Kindes teyl oder ein kaab dcssglichen 
enpfangen wirt, das sy denn alles guot glich durch den 
banck, als vyl der personnen Ist oder wirt, Jetlichs glich 
vyl die wyl sy vngeteylt sind, erben sollend. 

i. 25. Mod if ica t ionen des Güterrechts. 

Eheliche Gütergemeinschaft. 

Durch die Anwendung des Princips der Zusammcnthci- 
hing auf die Güterverhältnisse der Ehegatten konnte nun 
auch für diese eine wahre Gütergemeinschaft möglich wer- 
den. Sic beruhte dann aber immer auf einem besondern 
Vertrage der Eheleute und verstand sich nie von selbst. 

Daneben Anden sich nun aher besonders in den Städten 
noch anderweitige ModiAcationen des Güterrechts, welche 
eine Gütergemeinschaft begründeten, oder sich derselben 
annäherten. 

Nach dem Stadtrechtc von Zürich bleibt das Weiber- 
gut unversehrt und kann insbesondere von den Gläubigern 
des Ehemanns nicht angetastet werden. Unter gewissen 
Voraussetzungen nun aber stellt sich das Recht der Frau 
ganz anders. Wenn sic nämlich mit ihrem Manne „ z u 
Rank und Gaden, zu Gewinn und Gewerb” steht 218 ), 
wenn sic souiit mit ihm gemeinschaftlich ein öffentliches 
Gewerbe treibt, so hat sie auf der einen Seite Hoffnung 
auf Gewinn, auf der andern aber auch die Gefahr des 
Verlustes. Es werden dahin indessen die gewöhnlichen 

218) Die Kathserkennlniss ▼. 14S8. MS. 140« Abth. II. S, 41. b. 
selzt dieses Recht als altes Recht voraus. Es erscheint nämlich eine Frau 
vor Rath und erklärt, sie wolle sich feiner nicht wieder mit dem Gewerbe 
ihres Mannes beschäftigen. Dadurch erhält sie Sicherheit gegen neue Schuld 
den, aber nur iusoferu sie nicht in der Folge wieder „tun gaden vnd banck 
•tat.** 
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Handwerke , die nur von dem Manne ausgeübt werden , 
nicht gerechnet, obwohl die Frauen ihren Ehemännern 
behiilflich sind, die Handwerksartikel feil zu bieten 319 ). 
Wohl aber gehören hieher Wirtschaften, Handel, Kram- 
laden und ähnliche. Durch die Theilnahme an dem Ge- 
werbe ihres Mannes zeigte die Frau auf der einen Seite 
eine gewisse Selbständigkeit, welche geneigt machte, ihr 
grössere Handlungsfähigkeit einzuräumen. Auf der andern 
Seite lag es im Interesse des öffentlichen Credits, die Gläu- 
biger auch ihr gegenüber besser zu stellen. 

Eine solche Frau konnte daher auch ohne Zuzug eines 
Vogtes für ihren Ehemann gültig das Ihrige verpfänden 220 ). 
Gerieth dann der Mann in Concurs und genügte sein Ver- 
mögen nicht, die Gläubiger zu befriedigen, so haftete sic 
nachträglich mit allein ihrem Gute , selbst ihrem ererbten 
Eigen für die Schulden des Mannes. 

Verordnung von 1512, die indessen nach dem Obigen 
viel älteres Recht enthält : 

Wann es sich hvnfnr begebe, das ein vffal der sehuld- 
forderer vff einen Burger Zürich käme, vnnd die schuld- 
forderer von desselben Burgers vff den der vffal bescheche 
eygenem guot nit bezalt vnnd vernuegt werden möchten. 
Hat dann derselb Burger ein Eefrowen , die mit Int zuo 
bangk oder gaden Inn gwiinn oder gwerb wellicherley hand- 
tierung vnnd gevverbs sich Joch derselb gcbrucht hat, ge- 
stannden ist, So soll ouch derselben siner Eefrowen guot 
allenclich , es sygc Ir zuogebracht guot , Ir Morgengab er- 
erpt oder sunst überkommen guot , Inn dem ganntz niitzit 
vssgenommen, vinb sollich Irs mans schulden be- 
hafft vnnd verfangen sin, vnnd sy Im also darrnit 
vnnd daruss helffen bezalen, bis an das vnndetv 
hembdt, so sy an Irem Lyb treyt 221 ). 

Dadurch wird sie dann aber für immer frei von den 


219) Gerichts buch v. 1553. Th. IV, „Vmb Gerwers wyber. Vmb 
Bleicker wyber.’* 

220) Gerichtsbuch r. 1553. Th. IV. „Frowen so für Ire inan pfand 
(«best.” 

221) MS. 144. S. 41. b. 


Digitized by Google 



Modificationen des Gütenrechls. EheUche Gütergemeinschaft. 449 

Gläubigern des Mannes, und wenn sie später wieder zu 
Vermögen gelangt, haben diese keine Rechte darauf 2 «). 

Alle diese Bestimmungen beziehen sich indessen vor- 
näinlich nur auf das Verhältniss der Ehefrau zu den Gläu- 
bigern, nicht aber auf die Güterverhältnisse der Ehegatten 
unter sich. Daraus eine Gemeinschaft des gesammten Ver- 
mögens beider Ehegatten zu folgern, wäre sehr verkehrt. 
Die Art, wie davon die Rede ist, dass die Frau mit ihrem 
Vermögen hafte, wenn das des Mannes nicht zureiche, 
beweist vielmehr, dass beide Vermögen fortwährend ge- 
trennt blieben 22i ). Ebenso wenig darf man annehmen , 
dass die Vormundschaft des Mannes über die Frau und 
die ehelichen Nutzniessungsrechte desselben auch an dem 
Vermögen dieser dadurch beseitigt worden seien. 

Dagegen darf man allerdings geneigt sein, aus jener Haft 
für die Schulden auch auf eine Gemeinschaft des durch den 
Erwerb errungenen Gutes, oder wenigstens auf eine erhöhte 
Ansprache der Frau auf dieses nach dem Tode des Mannes 
zu scblicssen. Ich habe nun zwar in den Quellen des zü- 
ricberischen Stadtrechtes keine Stelle finden können, welche 
diese Ansicht bestätigte. Aber in dem Stadtrechte von 
Bulach von 1483, welches damals von dem ztiricherischen 
Rathe bestätigt wurde, kommt eine Bestimmung vor, die 
als Belege für das Gesagte angeführt werden kann , zumal 
sie sich in dem Winterthurerstadtrechte, auf welches sonst 
das Bulacher basirt ist, nicht so findet. 

Onch das ein Jegküchs Irs burgers wib, dero man nit 
ein koufman , ein wirt oder werbender man gewesen ist 
ob er vor Iro abgat, einen driteil sins verladen varenl 
dens guots erben vnnd dauon einen dritteil bczalen sol. oh 
er aber werbent wie vorstat gewesen ist, das denn vsser 
sinem varenden guot die Schuldner bezalt sollen werden. 
Vnnd ob da so das bescheche Ich/.it über wurde, das den 
das der frowen werden sölte. 


222) Erläuterung r., 1350. Zusatz zu M§. 144. S. 42 1 . 

223) Vgl. auch Gerichtsbuch r. 1553. Th. IV. Vmb die 
so vor ald nach o. 5 . f. 


schulden , 
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Es Ist demnach mit ziemlicher Wahrscheinlichkeit zu 
vermuthen, dass auch nach dem Stadtrechte von Zürich 
die Frau, welche mit ihrem Manne zu Gewinn und tH 
werb gestanden, gewissermassen zum Ersatz für ihre Ge- 
fahr berechtigt gewesen sei, nach dem Tode ihres Mannes 
ausser Zugebrachtem, Morgengabc und Ehereclit die ganze 
eheliche Errungenschaft anzusprechen, 

2. Eine viel entschiedenere Richtung zur Gütergemein- 
schaft zeigen die Statute der ziiricherischen Städte Egli- 
sau und Elgg. Zwar ist dieselbe keineswegs so ausge- 
bildet, dass man auch während der Ehe schon ein Gesammt- 
eigenthum beider Ehegatten annehmen dürfte. Vielmehr 
beruht die Einheit beider Vermögen vornehmlich noch auf 
der Vogtschaft des Ehemanns über die Frau, und selbst 
nach dem Tode des einen oder andern treten doch wieder 
in mebrern Beziehungen die ursprünglichen Bestandtheile 
des ehelichen Vermögens hervor. In andern Rücksichten 
aber erscheint dieses jetzt allerdings als Eine gemeine und 
ungetrennte Masse. 

Beide Statuten behandeln den Fall der kinderlosen Ehe 
gleichmässig. Der überlebende Ehegatte erwirbt die ganze 
Verlassenschaft des andern, wird somit Eigentümer des 
gesammten ehelichen Vermögens. 

Stadtrecht von Eglisau von 1510. Item Es ist onch 
unser Statt bruch und alt herkommen , wann zwey Eeincn- 
schen Eelich zuosauunen kommend, vnd kein sünderung 
oder gmecht verdingt wirt zwüschent Innen , da eerbt eins 
das annder ohn alles mittel. 

Noch unzweideutiger spricht sich das Statut von Elgg 
von 153 2 224 ) aus: 

So erbt das überplihen des andren gutt alles zu Eygen 
Für alle fründ hin , und so dasselbig überplihen mensch 
ouch styrbt, So valt dasselbig gutt, so es zu disem eege- 
macliel gepracht by im überkhommen , und von im ererbt 
hatt alles an sin des Ietsten abgestorbnen erben und nützit 
wyder an dise. 

■ . i 

224) Bei Pestalutz I. S. 3g7. Vgl. Elgger Sullrechl Art. 54. <. 2. 
bii Pestalutz I. S. 345. 
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Ist dagegen die Ehe beerbt, so gehen die beiden Sta- 
tuten in einigen Punkten auseinander. Das Stadtrecht von 
_,.isau lasst auch in diesem Falle zunächst da» ganze Ver- 
mögen beisammen und dem überlebenden Ehegatten zu- 
dienen. Es fahrt näralicli fort: 

Gewinnend sy aber kmd bi eiaandern, wann dann eins 
vor dem andern abstürbe , Erbt aber eins das ander , darin 
habend die kind nütz, zu reden, vnd mag sollicb gUot 
woll nutzen und hruchen syn Leben lang nach syner not- 
turfft vngefkarlich. 

Diese Stelle hat von jeher unter den Juristen und bei 
den Gerichten verschiedene Auslegungen erfahren. Noch 
in der neuesten Zeit hat ein sehr ausgezeichneter Recbts- 
gelthrter sie einer sorgfältigen Erklärung gewürdigt 22S ). 
Er sucht nachzuweisen , dass auch in diesem Falle der be- 
erbten Ehe der überlebende Ehegatte zunächst alleiniger 
Eigentümer des Ganzen werde, somit das Princip allge- 
meiner Gütergemeinschaft auch hier gelte. 

Ich habe mich indessen von der Richtigkeit dieser An- 
sicht noch keineswegs überzeugen können , sondern nehme 
vielmehr in Uebercinstimmung mit einigen Urtheilen des 
Obergerichtes an, der überlebende Ehegatte erhalte nicht 
ohne weiters Eigenthum an der Verlasscnschaft. Es sei 
mir vergönnt, in Kurzem die Gründe für diese Meinung 
anzudeuten, und die Auslegung, welche ich für die wahre 
halte , zu eröffnen 226 ). 

Die Ausdrücke jener Stelle sind jedenfalls einer zwie- 

225) Dr. Fintier in der Züricher Monatschronik Bd. IX. Heft 1 and 
vorzüglich Heft 3 und 5 . Eine sehr alte Spur von verschiedenen Ansichten 
über das Erbrecht der Wittwe zu Eglisau findet sich schon im Jahr 1498 
Manuale S. 59 ; indem der Rath von Zürich im Gegensatz zu dem Urtheile 
des Eglisauergerichtes erkennt . die Wittwe habe das Gut ihres verstorbenen 
Mannes dessen Erben zu * zeigen" und sich mit dein Inhalt ihres Gemächde» 
7 u begnügen. 

226) Auch wenn inau die Finslerische Ansicht in der Hauptsache nicht 
theilt, so wird man doch die Richtigkeit der Unterscheidung zwischen den auf 
eine verführerische Weise ähnlich lautenden Artikeln 4 und 5 des Eglisauer- 
erbrechts zugeben müssen. Fast alles darüber Gesagte bleibt auch bei Unse- 
rer Auslegung stehen , wesshalb wir lediglich nnf jene Auseinandersetzung ver- 
weisen. 
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fachen Auslegung fähig, und hätten wir nur sie, so wäre 
der Streit wohl nie zu entscheiden. Der Ausdruck „erben” 
nämlich kann nicht entscheiden, indem er oft nicht den 
Uebergang aller Rechte an der Verlassenschaft auf den 
Erben, sondern nur den einem Nachfolger zukommenden 
leibdingweisen Genuss bezeichnet. Und wenn auch die 
Bestimmung dieses Artikels sich unmittelbar an die vorher 
mitgctheilte ansclilicsst, welche von der unbeerbten Ehe 
handelt, und das Wort Erben wirklich in der erstem Be- 
deutung auffasst, so besteht doch offenbar wieder ein Ge- 
gensatz zwischen beiden Artikeln, der um so eher eine 
etwas veränderte Auffassung zulässt, als der erste von 
„ erben ohne alle Vermittlung” redet, der zweite 
dagegen von erben, das zum wenigsten absichtlich nicht 
•ezcichnet wird als ein „erben ohne alles Mittel” 227 ). Ist 
es aber ein vermitteltes Erben, so kann doch wohl damit 
nur der Antheil der Kinder gemeint sein an dem Erbe. 
Auch der Schluss der Stelle scheint diese Ansicht sehr zu 
begünstigen, indem er nur davon spricht, dass der über- 
lebende Ehegatte nutzen und brauchen könne und 
zwar nach Noth dürft und ohne Gefährde: eine Aus- 
drucksweise, die sich nicht wohl für den Eigenthümer 
passt, der mit dem Scimgen frei schalten und walten kann. 

Wenn wir somit auch zugeben, dass die Worte unserer 
Stelle die -Finslerischc Auslegung möglicher Weise zulassen, 
so scheint uns doch die entgegengesetzte natürlicher und 
besser unterstützt. 

Dazu kommt nun aber noch Folgendes, welches uns 
wenigstens den Ausschlag zu geben scheint: 

a. Es folgt nämlich unmittelbar auf jene Stelle die Be- 
stimmung, dass wenn Vater oder Mutter das Gut gefähr- 
lich verbrauchte und ohne Noth verthäte , sich die Kinder 
oder ihre Verwandten än Vogt und Rath um Abhülfe 
wenden dürfen. Passend bemerkt schon Finsler, diese 

227) Vgl. Art. 5., wo es wieder heisst. „Wo aber keine Kind sied, 
da erbt eines das ander obn alles mittel," wo sich der nämliche Gegen- 
satz wieder zeigt. 
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Bestimmung gehe mit dem schon im Schwabenspicgel der 
Ehefrau auch während der Ehe zugesicherten Rechte, 
Verschwendungen eines „ungerathenen” Mannes zu be- 
hindern, ganz parallel. Allein eben das spricht ftir unsere 
Ansicht. Die Ehefrau hat dicss Recht, weil der Mann 
nicht bloss sein Vermögen, sondern auch ihr eigenthiim- 
liches Gut in seiner Verwaltung hat, weil beide in Einer 
Masse zusammen liegen, aber in dieser Masse sich doch 
verschiedenartige Bestandtheile finden, von denen einer das 
Weibergut bildet. Gerade so haben die Kinder das Recht, 
sich an Vogt und Rath zu wenden gegen die unordent- 
lichen Verfügungen ihres Vaters oder ihrer Mutter, weil 
diese die gesainmte Verlasscnschaft , in welcher aber auch 
das nicht bloss eventuelle zukünftige, sondern das wirk- 
liche gegenwärtige Vermögen der Kinder mit enthalten is 
« Dass das Statut nicht schon an dieser Stelle schat 
trennt zwischen diesen Bestandteilen, ist sehr begreiflich. 
Der Unterschied zwischen Eigenthum und Nutzung des 
Gutes schwebt ihm hier nicht gerade klar vor Augen. Es 
betrachtet vielmehr das beiderseitige eheliche Vermögen 
als Eine Masse, die während der Ehe schon durch die 
Vormundschaft des Mannes zusammen gehalten wurde. Nach 
dem Tode des einen oder andern Ehegatten bleibt es auch 
ferner zusammen, unter Einer Verwaltung uud Benutzung, 
nämlich der des überlebenden. Es ist somit vorläufig kein 
Grund da , weiter zu trennen imd zu sondern. Doch haben 
die Kinder ein ähnliches Recht auf dieses äusserlich unge- 
trennte Gut, wie die Ehefrau nach dem Systeme der Vogt- 
schaft des Maunes auf das ungezweite Gut, welches unter 
seiner Verwaltung steht. Es ist im Interesse der Kinder 
dafür zu sorgen, dass nicht Alles vcrlhan werde. 

b. Sobald nun aber äussere Begebnisse eintreten, wel- 
che eine sichtbar werdende Trennung dieser noch äusser- 
lich vereinigten Bestandtheile rechtfertigen, so tritt dieselbe 
hervor und jene Thcile sondern sich mit Bestimmtheit aus. 
Es geschieht das , wenn der überlebende Ehegatte sich 
wieder verheirathet. Es war somit auch während der 
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Einheit jener Verwaltung die Möglichkeit einer Theilung 
mit den Kindern nie ausgeschlossen; eben diese fortgesetzte 
Möglichkeit hindert anzunehinen, dass auf den überleben- 
den Ehegatten wahres Eigentbutn des Ganzen übergegan- 
gen sei. 

Der Wittvver oder die Wittwe nämlich, welche sich 
wieder verehelichen, theilen dann in der Weise mit ihren 
Kindern aus erster Ehe, dass jene ihr ursprünglich Zuge- 
brachtes und von den Ihrigen Ererbtes, die Wittwe iiber- 
diess ihre Morgengabe vorweg nehmen, ebenso die Kinder 
das Zugebrachte und Ererbte ihres verstorbenen Vaters 
oder Mutter beziehen , und dann das übrige gemeine Gut 
zur Hälfte dem überlebenden Ehegatten, zur Hälfte den 
Kindern zufallt. 

Nach Finslers Ansicht würde erst jetzt das Eigenthuin 
auf die Kinder des Verstorbenen übergehen , während nachr 
der tinsrigen schon von Anfang an das Eigenthun) den Kin- 
dern zugestanden hatte , nur allerdings so , dass vorher 
keine äussere Trennung in der Verwaltung zulässig war. 
Jetzt aber tritt diese Trennung ein und die Kinder erster 
Ehe sind berechtigt, ihren Antheil aushin zu fordern. Die 
Worte des Statuts: „alsdann wäre den Kinden Ihr Vatter- 
oder Muttergut (in Artikel 5: Ihr Mütterlich oder 
Vätterlich erb und gut) gefallen,” scheinen mir wieder 
die zweite Meinung sehr zu unterstützen. Ein mütter- 
liches oder väterliches Erbe war vorher schon da, es 
entsteht nicht erst jetzt, aber in diesem Zeitpunkte ist es 
gefallen , d. h. während früher der überlebende Ehegatte 
berechtigt war, es mit dem übrigen Vermögen als eine 
Masse zu nutzen und zu brauchen, während es früher nur 
verfangenes Gut war, so hört jetzt diese Eigenschaft auf, 
cs fällt den Kindern an , diese können es wegnehmen. 

c. Am stärksten äussert sich freilich die Gemeinschaft 
der Ehegatten nach dem Eglisauerrechtc sowohl während 
der Ehe als nach derselben darin, dass fiir die Schulden 
das beiderseitige Vermögen haftet. Wenn somit überall 
keine Errungenschaft vorhanden ist, sondern vielmehr eint 
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Belastung des Vermögens mit Schulden vorliegt, so sind 
diese nach den ausdrücklichen Bestimmungen des Statutes 
von beiden Bestandtheilen gleichmässig abzuziehn. 

Hettind sy aber von Ir beider ha ab vnd zuohrachtcm guot 
verthan vnd entweders cs vvere hinweg oder nach au schul- 
den, sollend sy beider syds hez-allen vnd glyeb entgelten. 
Diess Princip wirkt nicht bloss bei der unbeerbten, 
sondern auch bei der beerbten Ehe. Und daher kann man 
allerdings den stärksten Grund dafür ableiten, dass auch 
fiir die letztere allgemeine Gütergemeinschaft anzunehmen sei. 
Allein sogar in dem Falle, wo der Vater oder die Mutter 
eine zweite Ehe cingeht, und somit auch nach Finslers 
Ansicht eine vollständige Zerthcilung der Masse in die ur- 
sprünglichen Bestandtheile vorkommt, werden doch erst 
die Schulden von beiden gleichmässig abgezogen. Kann 
diess aber da geschehen , wie sollte es nicht auch da mög- 
lich sein, wo keine zweite Ehe hinzukommt. Es, muss sich 
somit jene Eigenthiimlichkeit anders erklären ; denn wer i 
ein Widerspruch wäre, so würde ihn doch die Finslerische 
Ansicht nicht lösen. 

Es lässt sich nicht läugnen , dass jenes Princip mit der 
Idee einer allgemeinen Gütergemeinschaft nicht bloss enge 
verbunden, sondern auch oft diese aus jenem entstanden 
ist. Sowie aber die Gütergemeinschaft in dem Sinne, dass 
«len beiden Ehegatten ein Gesammteigenthum oder Miteigen- 
thum an dem Einen Gute zustcht, jiingern Ursprungs ist 
und sieh nur allmählich aus der frühem einheitlichen Ver- 
waltung des beiderseitigen Vermögens hcrausgebildct hat, 
so müssen sich auch noch eine Menge von Rechten zeigen, 
die auf dem Ucbergauge begriffen sind und nach der einen 
Seite hin bereits sich zu dem Principe einer Alles umfas- 
senden Gütergemeinschaft bekennen, unter andern Voraus- 
setzungen aber das System des nur äusscrlicli ungezweiten 
Gutes mit verschiedenen innern Bestandtheilen fest halten. 
Dahin gehört das Eglisaucrrecht. Bei kinderloser Ehe 
kommt das erstere System zur Anwendung; bei beerbter 
Ehe zeigt sich noch das zweite, freilich so, dass ausser- 
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lieh keine grosse Veränderung sichtbar wird, wenn nicht 
eine zweite Ehe hinzutritt. In allen Fällen ist aber die 
Gemeinschaft der Ehegatten unter sich und des überleben- 
den Ehegatten mit seinen Kindern bis zur Trennung so 
eng, dass alle Schulden von beiden Tlieilen gemeinsam ge- 
tragen werden. Alles Vermögen bleibt unter Einer Ver- 
waltung, die frei verfügt und nöthigenfalls Schulden con- 
trahirt, welche auch die Frau in der Ehe oder die Kinder 
des vorverstorbenen Ehegatten betrelfcn. In beiden Fällen 
hat der Theil, welcher in der Familie lebt, aber keine 
eigene Verwaltung hat (Frau oder Kinder) nur das Mittel, 
im Falle von Verschwendung auf Sicherstellung ihres Ver- 
mögens zu dringen. Es nähert sich dicss System allerdings 
einer vollständig durchgeführten Gütergemeinschaft sehr an, 
aber cs ist noch nicht unbedingt in diese übergetreten. 
Nach der Finslcrischen Ansicht dagegen käme das alte 
System nur noch in einem verhältnissmässig seltenen Falle 
ausnahmsweise zur Anwendung, da nämlich, wo der über- 
lebende Ehegatte sich wieder verheirathete. Da lässt sich 
denn aber nicht recht einsehen , warum nicht das Eglisauer- 
recht wie die meisten andern Rechte dieser Art mehr im 
Sinne der Gütergemeinschaft für die Kinder erster Ehe 
gesorgt hatte. 

d. Endlich scheint mir die Analogie des Stadtrechts von 
Elgg eine nicht geringe Bestätigung meiner Ansicht zu 
enthalten. 

Dieses Stadtrecht nämlich unterscheidet bei beerbter Ehe 
zwischen dem überlebenden Vater und der überlebenden 
Mutter. Der erstcrc behält dann wieder das ganze Ver- 
mögen beisammen und hat es lebenslänglich zu nutzen und 
zu brauchen. Das Statut lässt nun aber, wie mir scheint, 
keinen Zweifel , dass es darunter nicht ein Eigenthum des 
Vaters an dem ganzen Vermögen verstehe. Es wird näm- 
lich , ungeachtet sich äusscrlich die ganze Masse als Eine 
darstellen wird, doch zwischen „der Mutter” uud „seinem” 
Gut unterschieden und bemerkt, er müsse zwar das Mut- 
ergut dcu Kindern nie herausgeben, wenn er aber übel 
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hause , könne er genöthigt werden , dasselbe sicher zu 
stellen , und wenn er sich wieder verlieirathe , so müsse 
er jedenfalls den Kindern erster Ehe die Grösse ihres müt- 
terlichen Erbes anzeigen und sic dafür sicher stellen , da- 
mit sie es unversehrt nach seinem Tode erhalten und nicht 
auch darin mit den Kindern zweiter Ehe zu thcilen haben 228 ). 

Wenn dagegen zuerst der Vater stirbt, so ist cs zwar 
auch möglich, dass das ganze Gut unvcrthcilt beisammen 
und die Mutter bei ihren Kindern bleibt. Aber sowohl 
jene als diese können Theilung verlangen. Dann werden 
erst aus dem gesammten Gute die Schulden bezahlt. Den 
Best, worin das mütterliche Vermögen ebenfalls begriffen 
ist ***) , theilen Mutter und Kinder zu gleichen Theilen. 
Aber auch hier ist nicht jede Rücksicht auf die ursprüng- 
lichen Bestandtheile getilgt. Wenn nämlich die Mutter sich 
wieder verheirathet und auch in der zweiten Ehe mit Kin- 
dern gesegnet ist, so können die Kinder erster Ehe, bevor 
sie mit den letztem das mütterliche Erbe theilen , verlangen, 
dass ihnen, was die Mutter über den Betrag ihres in die 
erste Ehe zugebrachten und in derselben von den Ihrigen 
ererbten Vermögens hinaus aus der väterlichen Verlasscn- 
schaft erhalten habe, zum voraus überlassen werde 220 ). 

8. 26. Vormundschaft. 

Die Vormundschaft über Unmündige, welche in älterer 
Zeit fast ganz der Familie zur Besorgung überlassen war 221 ), 
wurde nun immer mehr unter die Aufsicht und Oberleitung 
der Gerichte und des Staates gebracht. Es war nun schon 
Regel geworden, die Bestellung des Vormundes von Seite 
des Gerichtes vornehmen zu lassen, statt das Amt desselben 
bloss von dem Erbrechte abhängig zu machen. Dabei 
wurde freilich auf den Wunsch der Verwandten Rücksicht 


228) Art. 53. $. 6 — 8, bei Pestalul? I. S. 346. 347. 

229) Vgl. Erläuterung v. 1624 bei Peslalutz S. 385. 

230) Art. 53. §. 4. 5. Pes talule I. S. 34 6. 

231) Vgl. Kraut Vormundschaft 7. - 



458 


Drilles Buch. §. 26. 


genommen und vorzugsweise Personen zu Vögten bestellt, 
welche mit dem Mündiinge besonders nahe verwandt und 
schon nach älterm Rechte zur Vormundschaft berufen waren. 
Aber nothwcndig waren diese Rücksichten doch nicht und 
immerhin verstand sich die Bevormundung durch diese Per- 
sonen nicht mehr von selbst, sondern musste besondersan- 
geordnet werden. Diese Ansicht ist bereits in dem Schwa- 
benspiegel 2;>: ) niedergelegt. Es ist aber zu beachten, dass 
in diesem der Einfluss des römischen Rechtes viel spür- 
barer ist, als in unsern einheimischen Rechtsqnellen. So 
kommt cs, dass spatere züricherische Rechtsquellen dem 
altern Rechte noch näher stehen , als jenes Rechtsbuch , 
dessen Verfasser offenbar eine theoretische Schrift über 
römisches Recht vor sich hatte und vielfältig benutzte. 

Ein Rathsbeschluss vom Jahr 1434 verordnet darüber 
ganz allgemein : 

„Wenn sich da fiirbas fügen wurde, das kleinen kinden, 
die vogtber sind , Ir vatter oder inuoter ahsterbent , das da 
nieman zuo derselben vogly stan, denn das man die sach 
wenn sülichs zu schulden käme für ein Hat Zürich 
oder einen vogt, ob es vsswendig der Statt beschchc, 
bringen sol, die stillenl dann der kinden fründ heissen 
berufen vnd mit dero Rat bevogten mit einem Iren lriind 
oder sns einem fromen man , mit dem die kind besorgt 
sigend."® 33 ) 

Die Erwähnung der Mutter in dieser Stelle fällt freilich 
auf, da das bloss mutterlos verwaiste Kiud unter der natür- 
lichen Vormundschaft des Vaters zurückklieb, und wenn 
auch die Mutter den Vater überlebte , doch die Kinder nicht 
unter ihre natürliche Vormundschaft kamen. Ich erkläre 
diese Erwähnung der Mutter daraus. Durch Ehevertrag 
konnte sic im Besitze und Genüsse der ganzen Verlassen- 
schaft bleiben und so die Gewerc über das ungetheilte Gut 
behalten. In diesen Fällen zeigte sich kein besonderes Be- 


232) Schwabe n spiegel c. 52. Den Pfleger gibt der Richter; „uode 
h^ut si niht vaters inige , sn gebe io einen irer iimoler »n*c." 

233) MS. 1*0. Abth. II. S. 11. b. 
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diirfniss , die Kinder zu bevormunden, indem sie in der 
Haushaltung der Mutter lebten, von ihr erzogen und er- 
nährt wurden und kein Vermögen hesassen, das in ihrem 
Namen von einem andern hätte verwaltet werden können. 

In der Öffnung von Binzikon von 1435 zeigt sich 
deutlich das Nebeneinanderbestehen des alten Rechtes neben 
dem neuen. Es heisst daselbst : 

„Wirt ouch ein kind wislos, das Im sin vattcr ahgangeu 
ist, vnnd es nit als vil Vernunft hat ald nit reden kan, hat 
es dann ein erbern man, mit dem es vor gericht be- 
vogtet Ist, Niinpt er daz kind an sin arm. So mag er 
mit desselben kinds hand vnd mit sin selbs mund des kinds 
vareut guot vergen , wem er wyl, oder dem er sin dann gan, 
als allein Inn selb.” 

„Hat ouch das kind kein en vogt nit, nimpt es dann der 
nechst vattermag an sin arme, So mag er ouch das 
varent guot vergen , wem er wyl , an Im selbs , mit des 
kinds hand vnnd mit sin selbs Mund, vnnd sol vnnd mag 
das alls guot kra{ft han, Als Es des lt indes Rechter 
vogt getha n het.” 

Mit Bezug auf die Aufsicht über die vormundschaftliche 
Verwaltung dauerte eine Concurenz der Familie mit der 
Obervormundschaftsbehörde fort. Schon im XIV. 
Jahrhunderte kommen Beispiele vor, dass der Rath in Zü- 
rich einzelne Mitglieder abordnete , um gemeinsam mit den 
Freunden des Bevogteten dem Vormunde Rechnung abzu- 
nchmen. 23 *) Es geschah das aber damals wohl noch nicht 
regelmässig; gewöhnlich wurde der Rath besonders von den 
Vormündern, welche sich dadurch gegen fernere Verant- 
wortlichkeit sicherten, dafür angegangen. Wenn nämlich 
die Abgeordneten des Rathes die Rechnungsablagc guthicssen, 
so konnte dann hinterher auch von dem Mündel selbst keine 
fernere Rechnung dem Vogte abgefordert werden über die 
Zeit, für welche er bereits dem Rathc Rechenschaft gege- 
ben hatte. 23 ’) 


234) MS. 138 a. S. 60. a. 63. li. 99. a. 63. a. 
233) MS. 138. a. S. 63 b. v. J. 1389. 
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Grössere Regelmässigkeit erhielt diese Aufsicht durch die 
obige Rathsvcrordnung von 1434, welche fortfährt: 

„vnd welicher dann also zuo einem vögt erbosen wirt, der 
sol den fründen vnd einem vogt vnder dem er sitzt, 
ob das usswendig der statt wer (in der Stadt dem Käthe) 
alle Jar vinb die vogtye guot Rechnung geben. 236 ) 

Durch eine spatere Verordnung 227 ) wurde dann auch be- 
stimmt, cs solle vorerst das ganze Vermögen des Mündels, 
Liegendes und Fahrendes aufgezeichnct und das Verzeichniss 
zu Händen der Kinder aufbewahrt werden. Zugleich wurde, 
mit Ausschluss der Mitglieder des kleinen Ratbes, jeder Bür- 
ger verpflichtet, gegen einen näher bestimmten Vogtlohn, 
wenn das Vermögen über 100 Gulden betrüge, die betref- 
fende Vogtstclle auf Gehciss des Käthes zu übernehmen. 

Die Vormundschaft über Weiber, die zu ihren Tagen 
gekommen und nicht verheirathet waren , war noch immer 
notliwendig für Rechtsgeschäfte, die vor Gericht abgeschlos- 
sen werden mussten. Aber auch ausserdem werden öfters 
Vögte von Wittwen erwähnt und zu Folge eines Raths- 
beschlusses vom Jahr 1527 dürfen Wittwen eben so wenig 
„hinder Iren Vögten” als die Frau . „ hinder Iren elichen 
mannen,” für Andere Pfänder versetzen oder Schulden aus 
Darlehen (borg) eingehen. 23S ) Indessen darf man hier doch 
zweifeln, ob auch diese Vormundschaft eine regelmässige 
und fortdauernde gewesen, zumal in jener Stelle Wittwen 
vorausgesetzt sind, welche Kinder haben, die unter Vor- 
mundschaft stehen. Weil gewöhnlich dannzumal das Ver- 
mögen doch beisammen blieb, und der Vogt der Kinder 
über das Ganze Rechnung ablcgtc , auch ohnehin der natür- 
liche Berather und Beiständer der Wittwe war, so konnte 
man leicht ihn in manchen Rücksichten auch als ihren Vogt 


236) MS. 140. Ablh. II. S. 11. b. Vgl. damit Sehwabenspiegel 
55. „Swer den kinden ir guot von jäte re j&re nikt wider reitet» der ist 
uueh arewaeuig." 

237) MS. 144. S. 38. a. 

238) Aetlestes iierichtsbuch des Zürcherische» Madiger ichts S. 24. Vgl. 
auch MS. 110. Ablh. I. S. 91. a. und MS. 144. S. 38. a. 
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anschen und namentlich keine Verfügungen der Wittwe zu- 
lassen, welche die Einheit der Vermögensverwaltung beein- 
trächtigten. So lange nicht neue Quellen darüber aufgefun- 
den werden, wird es schwer halten, hier Bestimmteres zu 
sagen. 

9 . 27. Erbrecht. 

A. Gesetzliche Erbfolge. 

1. Die Quellen für das System der gesetzlichen Erbfolge 
sind nun in dieser Periode weniger dürftig. Insbesondere 
haben wir eine Rathsverordnung vom Jahr 1419, welche 
über das Erbrecht der Stadt Zürich Aufschlüsse gibt’ 39 ) 
und nach ihrem eigenen Inhalte auch für das zürcherische 
Gebiet am Zürichsee’ 40 ) galt, so wie wir sie mchrern Öff- 
nungen, z.B. dervonDiirntcn, angchängtfinden. Die Grund- 
ziige desselben scheinen indessen sehr viel älter, indem wir 
auch in andern Gegenden der nordöstlichen Schweiz diesel- 
ben wieder finden, so in dem Stadtrechte von Wesen und 
dem Landbuche von Gaster von 1564, indem Stadtbuche 
von Wallenstadt von 1629, in den Landrechten ferner 
von Uri, Schwyz, Livenen, Glarus und selbst in dem 
Landrechte von Luzern; aus welcher grossen Verbrei- 
tung man wohl schliessen darf, dass dieses Recht auf eine 
eigenthümliche Gestaltung des vormaligen alamannischen 
Rechtes gebaut war.’ 41 ) 

2. Voran stehen die ehelichen Nachkommen des 
Erblassers, Kinder, Enkel u. s. f. Aber auch jetzt noch 
erbt der Enkel von einem vorher verstorbenen Sohne nicht 
zugleich mit einem Sohne , sondern es schliessen die nähern 
Kinder alle entferntem unbedingt aus. 

Statut von 1419 : „Es sol ouch Ein kind sinen Anin vnd 
sin Anen Erben, das syen knaben oder tochtern; Ist daz 


239) Gedruckt io der Mo na tsc h ro n i k für Zürcherische Hechtspfiege III. 
S. 184. Sie findet sich im MS. 138. b. S. 68. 

240) MS. 138. b. S. 69. a. 

241) Vgl. darüber meine Ablheiluog in der Mooalluchr. III. S. 201. 
and IV. S. 27. ff. 
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der Acnv und die Ans an «lieh liberhen abgand. 
Es were dann da/, dar Inn dchein gemocht mit Eines 
Rates willen beschehen were oder noch bescheche. 

Es konnte daher in der Regel nur durch Geraächde oder 
Erbverträge geholfen werden, wenn ein Grossvater auch 
seinen Enkeln einen Theil seiner Verlassenschaft zusichern 
wollte. 242 ) Die Härte dieses altern Rechtes, welches den 
Grundsatz, dass der nächste Erbe jederzeit allen entferntem 
vorgehe, strenge festhielt, mochte indessen früher in sehr 
vielen Fällen darum weniger auffallen , weil die verheira- 
tlieten Kinder sehr häufig auch ausgerichtet waren , und so- 
mit ursprünglich selber nicht erbten neben ihren in der 
Haushaltung des Vaters zurückgebliebenen Geschwistern. 
In den Städten mochte es zwar seltener sein, die Kinder für 
ihr väterliches oder mütterliches Erbe noch bei Lebzeiten der 
Eltern auszurichten. Aber auf der Landschaft kamen solche 
Ausrichtungen häufig vor. 

Schon frühe finden wir indess auch da — namentlich in 
der Grafschaft Kyburg — Klagen darüber laut werden, dass 
sich Kinder verheiratheu und das väterliche Gütergewerbe 
verlassen, ohne sich ausrichten lassen zu wollen. Dadurch 
würden dann die zurückgebliebenen Kinder, welche dem 
Vater arbeiten helfen, verkürzt, indem sie dann mit jenen 
gleich theilen müssten. Auf solche Klagen hin hat schon 
1469 der Rath von Zürich beschlossen, dem Begehren der 
Eltern zu entsprechen und ihnen das Recht zuzusichern, 
„daz hinfür in derselben vnser Grafschaft vatter vnd lnuoler 
ir guot ligends vnd varends , was oder wölicherlcy da/, were 
bi Irem leben vnd nach Irem tode vnder Ire Kinde 
teilen vnd ordnen möchtent, vor gerichte In dersel- 


242) Vgl. MS. 140. S. 87. a. Zuerst kommt das Eintrillsrecht der Enkel 
neben den Kindern bei uns vor in der zweiten Recensioo des Kyburgergraf- 
schaftsrechts. Ungeachtet wir daher passender erst uu IV. Buche davon han- 
deln werden , mag doch die betreffende Stelle schon hier stehen: „Fiirer 
ist der grafschaft- recht, das wie uorstat ein Jetlich dich kind sin vatter 
vnd muotter erben sol vnd kintzkinder mit rechten k in den erben, 
dero vatter vnd muoter vor von Irem vatter vnd maotler by Irem leben nil 
ussgeriebt sind.” Vgl. S. sp. I. 5, §. I. Schwabenspiegel. 7 , 
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ben Grafschaft oder vor Erbern löten gesund oder siech 
wie vil oder was Jeglichem Irem kinde sün oder Toch- 
tren gehorsamen oder vngehorsamen de/, werden vnd ge- 
folgen söite vnd wie sy das ordnotint vnd was si des Ir 
Jeglichem also zuofuegtind und gebint by Irem leben oder nach 
Irem tode, daz cs dabi belibe vnd Jeglichem daz gefolgte vnd 
wurde von den andern vngesumpt vnd vngelrt vnd Jegliches 
an dem so si Im zuogefügt vnd geben hettent, benuegen 
hette. 243 ) 

Diese Verordnung wurde 1517 wieder bestätigt, aber 
hinzugefiigt, dass cs den ausgerichteten Kindern frei stehen 
solle , bei Lebzeiten der Eltern noch gegen die Ausrichtung 
an den Rath zu appeliiren. 244 ) 

Die Regel erhielt sich indessen hier, dass ausgerichtete 
Kinder neben unausgerichteten nicht erben sollen, wohl 
aber ihr Erbrecht wieder auflcbe, wenn überall keine an- 
dern Kinder bei den Eltern zurück geblieben waren. 

1 Öffnung von Dürntcn von 1180: Ist ouch das ein 
vatter eliche kind oder andre kind hat. So mag er einem 
kind fiirer oder mer geben , denn dem anndren ob er wyl. 
Aber die muotter sol einem kind nit fiirer noch me geben, 
denn dem anndren, 245 ) unnd welliche Kind für Vatter vnd 
inuntter erb vssgewysst werdent, die stillend denn ä 
andre Ir geschwistergct vngesumpt lassen an 
vatter vnd muotter erb vntz an einen rechten 
anfal, nach der statt Zürich recht. 

Grafschaftsrecht von Kyburg II. „Wo aber vn- 
der den selbigen Kinden eins oder mer von sinem vatter 
vnd moottcr für sin teil vatterlich vnd muelterlich erb Biss 
an ein ledigen anfal vssgericht worden were , das- 
selbig , so also vssgericht worden ist , Sol dann by der uss- 
richtung pliben vnd die andern kind , so nit nssgericht sind, 
an dem erbfal vngesumpt lasen. Ob aber vatter und muo- 
tcr Ire Kinder alle ussgericht hetten , dann sollen sy vfl 
abgang Irer vatter vnd muotcr Ir verlassen guot aber alle 
mit einandern erben.” 

243) Kyburgiiche Urkundensammluog im Finamarrliiv. Tom. XXI« 
S. 146. Vgl. Sch waben Spiegel c. 128. 

244) Ebenda. S. 148. 

245) Vgl. Sch wabenapiegel c. 143. c. 159. 
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lieber das Verhältniss der Söhne zu den Töchtern sagt 
das Statut von 1419 überall nichts. Ob diese jetzt schon mit 
den Söhnen auch in die Liegenschaften succedirten oder für 
ihre Ansprüche darauf wenigstens ansgekauft werden muss- 
ten, bleibt zweifelhaft, ist aber nicht unwahrscheinlich. 246 ) 
Nach der zweiten Recension des Kyburgerrechtes scheint 
das wieder der Fall. 

Nur soll den siinen Ir vatter und muotter erb ahveg ein 
z i in lieh er vorteil (vor den Töchtern) verlangen. 242 ) 
3. In der Seitenlinie tritt nun überall der Vorzug der 
Vatermagen vor den M u 1 1 e r m a g e n hervor. Er äussert 
sich aber in verschiedenem Masse. Das Kyburgergraf- 
schaftsrecht II. stimmt mit den schon zu Buch II. §. 34. 
mitgethciltcn Stellen überein und gibt den Vatermagen nur 
den Vorzug eines Grades. Die betreffende Stelle lautet so: 
Vnd wann vatter- vnd lnuottermag das abgangen mensch 
glich nach gefründet sind , so zücht vattennag das erb hin 
und wen muoterniag eins gelids näher ist dann vattermag, 
so stand sy 7.uo glichen! teyl , wann aber nmottermag zweyer 
glider nächer ist 1 , dann vattermag, so zücht muoterinag das 
erb hin. 

Das Stadtrccbt von Zürich sowie die meisten der unter 
1 angeführten Rechte geben den nähern Vatermagen einen 
unbedingten Vorzug vor den Muttermagen. So lange Va- 
termagen vorhanden sind bis zum vierten Gliede, schliessen 
sie alle Muttermagen , selbst die Mutter oder Geschwister, 
welche nur durch die Mutter verwandt sind, aus. Und nur 
wenn jene fehlen, bleibt den Verwandten von der Mutter 
her eine Möglichkeit offen , an der Erbschaft Theil zu neh- 
men, so jedoch, dass mit den Muttermagen des vierten Glie- 
des die Vatermagen des fünften concuriren und erst von da 
an völlige Gleichheit eintritt. 

246) Vgl. ein Beispiel im MS. 140. Ablb. I. S. 14. n. v. J. 1414, wo 
die Töchter neben den Söhnen die ganze Verlassenschaft ihres Vaters erben, 
Liegendes und Fahreudes ; ein anderes von 1505. Man. 1505. II. S. 18., wo die 
Erbschaft einer Mutter zu gleichen Theilen unter ihre Sohne und Töchter 
verlheilt wird. 

247) Vgl. auch WS. 13S. b. S. 44. a. 
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Statut von 14x9: — vnd sol Ein Muoter Ir kind nicht 
erben. — Ilem vnd wenn die Sippschaft da fürhin (über die 
Kinder von Schwestern) kumpl, wer dann des Tolten Men- 
schen vatter aller ncchst Sipp ist, der sol denselben Tol- 
len Menschen Erben, vsgenominen ein 4 na, die sol nit 
erben. Aber darnach daz Ein Vatt er Mag ze der fünf- 
ten vnd ein Muotermag ze der vierden Linyen ze 
gelichem Erb gan sullen, vnd welliche Uber die fünften 
Linyen In geliehen Linyen stand , es syen Vatter oder Muo- 
termagen , die süllent ouch ze gelichem Erb stan Jemer mer 
vshin , als ver man daz gerechnen kan. 

Stadtbuch von Wesen von 1564: Wer des todten Men- 
schen so das erb gelassen hatt, Vatters nechster Eelicher 
pluotsfründ ist, der ist rechter Erbe vnd gath also vatter- 
mag vor bis In das vierdte glid. — vund wann kein 
nächerer plntsfründ von valtermag und Eelichem harkomen 
dann zum vierdten were vnd von Muotermag ouch kein 
nächrer vnd von Eelichem harkomen dann zum vierdten 
were; So sollend sy mit einandern erben, ein yede person, 
so Im selben glid ist, glych vil, Ob aber muotermag — 
denntzeinal necher pluotsfründ werind denn zun vierdten , so 
soll das nechst eelich pluoth dantzemal erben. 

Es unterscheidet sich das letztere Stadtrecht von dem 
erstem nur darin , dass es nach dem vierten Grade gar kei- 
nen Vorzug der Vatennagen mehr zugibt, während das 
Z'üricherstadtrecht den Vatermagen des fünften Grades noch 
einen freilich nicht mehr wie bei den frühem absoluten 
aber doch relativen Vorrang einräumt, indem sie mit Mut- 
termagen des vierten Gliedes concurriren dürfen. 

Endlich mag auch noch das Urncrlandrecht zur 
Beleuchtung jenes Statutes herbeigezogen werden. Dabei 
kommt noch in Betracht, dass der grössere Theil des Länd- 
chens Uri seit der Stiftung der Abtei Zürich dieser zuge- 
hörte, somit in engerer Verbindung mit Zürich stand, als 
die übrigen Länder, welche sich aus dem alten Gaue ge- 
bildet hatten. 

„Dessen sind wir überein kommen, welcher den Todten 
Menschen allernächst gefreundt ist von dess Todten Men- 
schen Vattermag, dass der des Todten verlassen guths 

BiuuUthü flcehttgeuliieMc. 30 
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Ein erb sein soll, und Nämlich das die Persohnen von Vat- 
termag , alss obsteht , vor Muttermag Erben sollen , welcher 
dem verstorbnen In dein vierten oder nächer gefreundt sind ; 
welche aber dem Todten im fünfften grad Vatter- 
mag mit Freundschaft verwandt, die sollen mit samt 
den Persohnen, so dem Todten von Muttermag am 
nächsten verwandt sind , und aber Niemand vom Valtermag 
im fünfften grad vorhanden, dass dannethin die nächsten 
freund Muttermag Erben sollen sein.” 

Im Einzelnen stellte sich nun die ziiricherische Erbfolge so : 
Sind 1) keine Nachkommen da, so erbt 

2) der Vater. 218 ) Nach diesem kommen 

3) die Geschwister vom Vater her, Bruder und Schwe- 
ster ohne Unterschied des Geschlechtes. 

Statut von 1419 : Darnach sol ein geswistergit da/, 

ander, das syen knaben oder toctren, die vatterhalb 
Eliche geswistergit sint, ouch Enander erben. 

4) wird nun in die väterliche Parentel der väterliche Gross- 
vater (Aeni) zwischen die Geschwister und Kinder von 
diesen hineingeseboben. 

5) folgen die Kinder des Bruders , dann erst nach ihnen 

6) die Kinder der Schwester; ein Vorzug, der allerdings 
auffallend ist, und den ich nicht genügend za erklären 
vermag. Denn beides sind Vatermagen, indem natür- 
lich nur Kinder gemeint sein können von Geschwistern, 
die mit dem Erblasser den Vater gemein haben , da ja 
Geschwister nur von der Mutter her einstweilen und 
so lange Vatermagen bis zum vierten Gliede vorhanden 
sind, überall nicht erben. Mit Ausnahme dieses einen 
Falles wird auch kein weiterer Unterschied gemacht 
weder zwischen männlichen und weiblichen Vaterma- 


248) So kann es auch kommen, dass der Ehemann das Vermögen seiner 
Torrerstorbenen Frau durch Vermittelung eines Kindes erhält. Ein Fall der 
Art wird in dem Stadtmanuale von 1496. S. 29. behandelt. Es war 
das nämlich ein Prozess zwischen Hans Segenser und einer Familie Bonstet- 
ten. Die Frau des erstem , eine geborene Bonstetten , war verstorben und 
ihre Verlassenschaft ihrem mit Segenser erzeugten Sohne zugefallen , dann 
auch dieser verstorben. Der Rath erklärte, die ganze Verlassenschaft soll 
»dem genannten Segenser vnd sinen erben als Ir erplich eigen guot 
zuston, zuogehoren vnd blibeo.” 
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gen Brfider und 6chWtster concitrriren selbst mit 
Cihähdet — hoch Zwischen Väter rriagen , welche mit dem 
gemeinschaftlichen Stammvater des Verstorbenen durch 
männliche öder weibliche Zeugungen verbunden sind. 
Nur «wischen dem Verstorbenen selber und dem Stamm- 
vater, durch den die Verwandtschaft vermittelt 
wird, darf keine Frau in der Mitte stehen. Die Reihe 
der Parcntelen darf immer nur eine männliche sein. Das 
Grundprmcip der Vatermagschaft ist somit: Damit 

die darauf begründete Erbfähigkeit vorhanden sei , muss 
man von dem Erblasser aufwärts bis zu dem gemein- 
schaftlichen Stammvater durch lauter männliche Zeugun- 
gen aufsteigen können. Von jenem zu dem Erben ab- 
wärts können männliche oder weibliche Zeugungen Vor- 
kommen. Nun ist jene Abnormität vielleicht daraus zu 
erklären, dass früher auch abwärts zu dem Erben die 
Verwandtschaft durch männliche Zeugung vermittelt 
1 sein musste, oder dass jenes Princip eines Vorzuges der 
männlichen Zeugung wenigstens noch in diesem ersten 
Gliede der Seiten Verwandtschaft, in welchem sie mög- 
licherweise zur Sprache kommen konnte, auch unter 
den Vatermageu eine Zurücksetzung der Schwesterkinder 
hinter den Bruderskindern hervorbrachte. 

7) Von da an hören nun die Besonderheiten des Systems 
auf. Es folgen nun je die nächsten Vatermagen bis zum 
vierten Gliede, alle entferntem Vatermagen und alle Mut- 
termagen ausschliessettd. Wie nun aber diese Gränze 
des vierten Gliedes zu verstehen , ist ziemlich dunkel. 

Dass das System derParentelen sowohl in der Erb- 
folge der Vatermagen als in der der Muttermagen gilt» 
somit wenigstens innerhalb derselben Ordnung keine Ver- 
wandte höherer Parcntelen zur Erbschaft kommen , so 
lange noch Glieder der nähern tiefem Parentelen vor- 
handen sind, darüber kann kein Zweifel sein ***). 

Ebenso kann es nicht in Abrede gestellt werden , dass 
die Vergleichung der Vater- und Muttermagen sich iin- 


249) Vgl. meine Ausführung in der MosalsehruniK Kit. S. 1S9. IT. 
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mer nur auf eine von dem Erblasser gleichmässig ent- 
fernte Parentel beziehen kann, folglich Muttermagen 
der mütterlichen Parentel nur mit Vatermagen der vä- 
terlichen Parentel, Muttermagen von der Grossmutter 
oder den mütterlichen Grosseltern her nur mit den Nach- 
kommen des väterlichen Grossvaters verglichen werden 
konnten. 

Aber man kann zweifeln, ob nicht alle Vatermagen 
der vier ersten Parentelen bis zum vierten Gliede unbe- 
dingt alle Muttermagen ausschlossen, oder ob z. B. ein 
grossmütterlicher Muttermage des zweiten Gliedes, wenn 
in der grossvhterlichen Parentel keine Vatermagen vor- 
handen waren , wohl aber in der urgrossväterlichen Pa- 
rentel sich solche innerhalb des vierten Gliedes fanden, 
diese doch verdrängt habe. 

Das Letztere ist mir aber doch das viel wahrschein- 
lichere , indem sich bei der erstem Annahme die Sache 
gar zu arg verwickelt hätte und man dannzumal sogar zu 
der unglaublichen Annahme genötbigt würde, dass ein 
Vatermag des fünften Gliedes in der dritten Parentel 
einem solchen des vierten Gliedes in der vierten Pa- 
rentel nachgestanden hätte !ä0 ). 

S) Nach ihnen kommen die Muttermagen der gleichen Pa- 
rentelenreihe bis zum dritten Gliede , je nach ihrer Nähe, 
unter ihnen nun allerdings die Mutter, auch ebenso die 
Grossrautter (ana) , die vorher ausgeschlossen waren 2ä ‘). 

9) Mit den Muttermagen des vierten Gliedes concurriren 
die Vatermagen des fünften. 

10) Die Vatermagen des fünften Gliedes. 

41) Muttermagen des fünften Gliedes. 

12) .Vater - und Muttermagen nun unbedingt nach der Nähe 
der Parentelen und der Glieder innerhalb der betreffenden 
Parentelen so weit die Verwandtschaft nachzu weisen ist. 

.« i ■ . i .i 

250) Ich bin somit auf di« zuerst in der Monatschronik III. S. 199, 
erörterte Meinung zurtickgekommen und lege den ebendaselbst IV. S.23. dagegen 
erhobenen Bedenken gegenwärtig geringem Werth fci. 

251) MS. 138. a. S. 119. a. wird eine Ana als rechte Erbinn genannt 
ia Jahr 1418. 
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4. Das Stadtfecht von EIgg von 1535 stellt Vater- 
und Mutterraagen völlig gleich 3ä2 ). Doch zeigt sich selbst 
da eine Spur des früheren Rechtes, indem die Mutter die 
Verlasscnschaft ihrer Kinder nur zu Leibding erhält, wäh- 
rend der Vater sie zu Eigen erbt, beides jedoch nur dann- 
zumal, wenn ihre Kiodcr weder Leibeserben noch Geschwi- 
ster hinterlassen haben 2ä3 ). Die Abweichungen dieses Sta- 
tutes sind somit sehr gross von dem übrigen gemeinen Rechte. 

5. Eheliche Geburt war zufolge dem Statut von 
1419 ein wesentliches Erforderniss aller Erbfähigkeit. Un- 
eheliche Kinder erbten weder ihren Vater noch ihre Mutter. 
Es konnte ihnen durch Gemächde wohl etwas zugesichert 
werden 3i4 ). Bekamen aber die Unehelichen selbst eheliche 
Kinder, so waren diese allerdings erbfähig gegenüber ihren 
Eltern sowohl als unter sich selbst als Geschwister, un- 
geachtet in letzterer Hinsicht die Verwandtschaft durch einen 
Unehelichen vermittelt wurde 3äi ). Auf ähnliche Weise wurde 
1429 bestimmt, dass der Vater eines unehelichen Kindes 
dessen eheliche Kinder beerbe; obwohl auch hier die Ver- 
bindung zwischen Grossvater und Enkeln durch ein erbun- 
fähiges Glied strenge genommen zerstört wird. Als Grund 
dafür wird angegeben : 

wan gemeinlich vnd den inerteil So kiunpt den hindern das 
guot von Ireui Ani, das ist Irs vatter vatter, dem süllich 
* gnot aller billcchist wider wirt 3 *»). 

Der angeführte Grund ist aber mehr scheinbar als wirk- 
lich. Der Grundgedanke ist vielmehr der : Durch die Ehe 
wird das Unrecht, welches auf den Unehelichen haftet, wie- 
der gesühnt und in ihren Kindern lebt ihr verlorenes Recht 
wieder auf. Der Schwabenspiegel drückt diese Idee aus: 
c. 38. Die unclich geboren sint , die mugen ir recht wi- 
der gewinnen, oh si eliche hyyeraete tuon. si erbent aber 
kein guot von ir vordem , aber iriu kint erbent wol von 

252) Art. 54. $. II. Potalntz I. S. 315. 

253) Art. 53. $. 10. Pntalntz I. 347. 

254) MS. 140. Abth. I. s. 75. b 

255) MS. 138. b. S. 69. b. 

256) MS. 77. S. 10. «. . • 
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iren vordem (einige llaadscbcifteu |«?eu vriupdei) ) ir erb- 
guot 2i7 ), 

6. Geistliche, welche ia Klöstern oder ändert; Häu- 
sern lebten, von denen sic beerbt wurden, durften dann hin.- 
wieder auch nicht ihre Sippen beerbeu, Weltliche Priester 
dagegen, welche von den Ihrigen beerbt wurden, hatten den- 
selben gegenüber hinwieder auch Erbrecht. Ebenso war es 

von alter harkomen , — das die s und er siechen lütte In 
dem hus zuo sant Iakob vnd an der Span\yeid ouch nit er- 
ben söllcnt. des glichen sol man sy ouch nit erben 2SS ). 
Als in der Folge auch diese Sondersiechen ihr Erbrecht 
wieder bekamen , blieb es doch fortwährend Grundsatz , dass 
ihre Verlasscnschaft der Anstalt zugehöre, welche sie auf- 
genommen und verpflegt hatte. 

7. Erbloses Gut, auf welches keine besondern An- 
sprüche namentlich eines Grundherrn galten 3i9 ) , fiel der 
Stadt zu als Landesherrn. 

Rathserkenntniss von 1421. Die Aebtissinn machte 
auf eine Erbschaft Ansprache, weil sie von einem Uneheli- 
chen herrübre. Der Rath erklärt, wenn sie nachweise, dass 
der Verstorbene unehelich gewesen, so soll sie die Verlas- 
senschaft erhalten. Im entgegengesetzten Falle „so meinen 
wir dasselb erb vnd guot Inzeziebcn vnd das behalten 
vnd darus die egenante Rudenknechtin (seine Frau) Iro Rech- 
tung vss/.crichten vnd mit dem übrigen ze warten , ob ieman 
kerne, der zuo demselben erb recht habe oder darzuo nach 
unser Statt Recht sprechen welle daz wir dem darvmb wis- 
sen ze antwürten. käme aber dann niemant, der vns das 
egenante erb nach vnser Statt Recht vnd Indrent dem zil 
als dann vnser Statt recht stat, abzage oder anbehuebe mit 
dem rechten, so meinen wir dann dasselb erb ze beha- 
ben ze vnser gemeinen statt banden, won vns ouch 
das dann billicber znogehöret dann Iemant anders nach dem 
vnd wir von keisern vnd küngen gefryet sind vnd die v o g- 
tye In vnsern handen stat. 

257) Vgl. auch c. 42. 

258) MS. 77. S. 54. a. Tom Jahr 1448. Vgl. oben 4 . 23. S. 439. 

259) Sch waban Spiegel 29. „Swi eia tuaaachf aiirbat — * in« erbe», 
— »wax *i hinderen guotes Uut ex ai vareude oder anders guot, hlet ai einen 
htrren, de« ti eigen »int, dam aol man ex anlwUrtea.” 30. 
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lodern Stadtbuch vou Wesen vom Jahr 1564 heisst 
es Artikel 79: 

Alle Windflügell (das sind fiindling oder inentschen, 
dero man kein erben noch friindtschafft weisst) Sy sigind 
vss verren landen oder ynlendisch, da niemant kumpt, das 
Erbe antzelnugen , die Erbend vnnscr berrn Schwytz vnnd 
Glarus (die Landesberrn) ob sy on Eelich lyberben abgand. 
Ob sy aber begertind sich abzekouffen vmb den Erbfal, da 
sollend sich vnnscr herren Schwytz vnnd Glarus gnedig fin- 
den lassen, vnnd wellich sich also abkouffend , die mögend 
dann , so sy nit Eelich lyberben habend , Ir güth vor Ge- 
richt vermachen vnnd verschaffen , wohin oder wem sy wel- 
lend. 

§. 28. Gemiichdc und Erbvertrag. 

1. Te stamente im Sinne des römischen Hechtes, welche 
ausschliesslich auf dem freien Willen des Erblassers beru- 
hen, werden noch immer nicht zugelassen. Die Gemächde 
aber, welche vor den Kath gebracht und die nun allerdings 
auch oft Testamente genannt wurden 3 ® 0 ), bedurften seiner 
Bestätigung, und er verweigerte sie auch öfters, besonders 
wenn er glaubte , die Rechte der natürlichen Erben werden 
dadurch zu sehr verletzt 261 ). 

Bezogen sich die Gcmächdc nicht bloss auf Fahrhabe 
oder Eigen , sondern auf Leben oder Erbe , so genügte frei- 
lich die blosse Erklärung vor dem Rathe nicht, insofern 
dieser nicht zugleich Lehen- oder Grundherr war. Damit 
nämlich durch dieselben der Bedachte ein Recht erhalte auf 
diese Güter, musste der Lehenhof oder das Gericht des 
Grundherrn von der Vergabung wissen und sie ihrerseits 
hinwieder anerkannt haben. Daher wurde im Jahr 1424 
verordnet, in solchen Fällen solle das Gemächde immer zuerst 
an den Rath und dann mit dessen Erlaubniss auch an das 
Lehen oder Grundgericht gebracht werden 263 ). 

Zuweilen gewährte der Rath aber auf Begehren auch 
einzelnen Personen eine erhöhte Vergabungsfreiheit, indem 

260) Katbsmanuilc von 1490. il. S. 12. 28. von 1491. I. S. 56. 

261) Beispiel* von gestalteten and untersagten Gemachden A1S. 138. b. 

S. 44. a. MS. 140. Abth. 1. S. 3. a. 18. b. 46. a. 50. b. 61. b. 

262) MS. 140. Abth. I. S. 61. b. 
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er ihnen verstattete, auch ohne dem Ratüe eine öffentliche 
Erklärung geben zu müssen, zu Gunsten anderer auf den 
Todesfall hin Vermächtnisse zu machen. Solche Verwilli- 
gungen bezogen sich aber nie auf das ganze Vermögen , 
sondern wurden immer beschränkt auf einen gewissen Werth, 
oft auch auf eine bestimmte Zeitdauer 203 ). 

Eine Hauptstelle über die Gemächde ist eine Rathsver- 
ordnung von 1467 2li4 ), die ich auszugsweise mittheilen will : 
Und wer hinfiir durch gott oder ere geben wil, er sye 
geistlich oder weltlich, das dieselben personen In ge- 
schrillt setzen süllent wie vil och wem , wohin vnd wie sy 
das tuon wellint vnd denn das In geschrifi't für min herren 
die Rate bracht werden, vnd die das hören, vnd verwil- 
gend die denn das, oder mindrent sölichs, oder 
tuond das ab, ald wie sy denn das ansechent , das es denn 
da by beliben vnd dem nachgegangen werden sol. Vnd ob 
Ieuiant nit gern ollenbaren oder erscheinen wolle , weaa wie 
oder wohin er begerte das sin zc gebeut, das sy an min 
Herren begeren mögen! , InenSunen zecrloben, durch 
gott oder ere ze gebent vnd was denen erlöpt von Inen wirt, 
das doch das anders nit beschechen sol, denn mit dem vn- 
derscheide: wenn sölich personen von todes wegen abgan- 
gen sint , das denn Ingesehrifft für inin herren die Hätte bracht 
werden sol wie wem vnd wohin die sölich verwilget guot 
geben hab , vnd min herren die Ratte denn das hören vnd 
bedunckt denn die , das es also verordnet vnd vergeben sye 
nach zimlichen billichen dingen, vnd Lassent es daby 

263) MS. 1 40. Abth. 1. S. 50. b. 

264) RLS. 140. Abtb. II. S. 29. a. Vgl. StaU liecht von Wese» 
von 1564. Art« 92: „Wann Trimmt sine« guots vermachet» wellt — der soll 
den nechsten erben dartzuo verkünden vnd soll das gemacht vor einem vogt 
vnd Rath oder vor einem Richter vnd gericht vfgericht werden, die sollend 
darumb erkhennen, ob sollich gemecht billich oder vnbillich sig vnd was st 
recht dunlcet. Ob aber ein mentsch schnelligklich Inn söllich kranckheit fiele 
vnd jemand ettwas vfzemachen begerte, der mag zud Im her’dffen zwen dry 
oder vier der Röthen oder des Gerichts vnod sin ;T-e stam« n t vor Ine» setzen 
vuad ordnen, diewyl er nach — by vernunffi .ist , dasselb .soll dann für ein 
vogt vnod Rath gebracht werden; die sollend dann darumb erkennen was sy 
billich vnnd recht bedunckt, vnnd soll Jülich gemacht dein Eegemachell an 
sinera Eerecht vnachädlich sin , Ej were dann mit verwilligong.” Hier wer- 
den die Ausdrücke Gexnächd und Testament gleichbedeutend gebraucht. Das 
Testament ist aber , wie man sieht , nichts anderes als das deutsche Gemächde. 
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beliben , das denn das daby bestan vnd also geben vnd vss- 
gericht werden sol. Ob aber min berron bediichte , das sö- 
liebs nit nach möglichen vnd zimlichen dingen vergeben vnd 
verordnet were das sy denn das endern vnd mm dien 
mügent, wie sy beduncht das götbch vnd billicb sye. 

Man sieht, dass selbst die Geistlichen ihre Ansprüche 
auf ungehinderte Testirfreiheit im Sinne des römischen Rech- 
tes nicht durchsetzen konnten. Besonders mit den Chor- 
herren der Propstei des Grossmunsters war der Rath über 
diesen Punkt öfter im Streit. Aber noch im Jahr 1491 
mussten sich dieselben in einem Vergleiche dazu verstehen, 
ihre Gemächde der Regel nach dem Rathe vorzulegen und 
dessen Gutheissung oder Aenderung zu unterwerfen. Nur 
Vermächtnisse zu Gunsten frommer Stiftungen sollten sie 
frei erlassen können, ohne den Rath zu fragen ***). 

Ueber die Gemächde in der Grafschaft Kyburg findet 
sich in dem Waldmannischcn Spruchbriefe von 1489 eine 
Stelle , welche wieder darauf hinweist , dass dieselben durch- 
aus nicht in die völlige und unbeschränkte Willkühr des Ver- 
gabenden gesetzt sind. 

Item von wegen der Irrung J66 ) der gemachten halb , So 
In der graflschafl't by willen beschechent, Habent wir zwü- 
schen vnsern eydgnossen von Zürich vnd den vermelten vs- 
ser der graffschafft Kyburg so vyl erfunden vnd sy deshal- 
ben also betragen : wenn ein person kranck wirt vnd die- 
se! b person an stab vnd Stangen ouch on fueren für das 
tachtroff hin vss an das ge rieht vnd wider von dem ge- 
richt hein gan mag, das dann dieselb person Ir guot wol 
hin geben mög durch gott er , fründschaflt ald wohin er 
welle , doch das solliche gemecht erberlich red- 
lich vffreclit vnnd vngevarlich zuo ganngint. 


265) Werdinilller C. D. M. V. S. 337. Vgl. Kathsmenuale 1491. 
I. S. 2. und 9. 

266) Diele bezog sich wahrscheinlich auf das Verhälluiss zum Herrn , von 
dessen Einwilligung nach dem alten Grafschaflsrecbt (oben Buch II, §. 34. S. 303.) 
die Gültigkeit der Gemächde gänzlich abhing. Dieses wurde durch den Watdman- 
nieeben Brief nnn freier. Die Kyburger durften nun frei Gemächde machen , 
wie die andern, insofern sie nur gegenüber ihren Freunden und sonst billig 
schienen. Ist diese Ansicht richtig, so würde daraus folgen, dass das Graf- 
schafisrecht zor 1489 gehört. 
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2. Neben diesen wesentlichen einseitigen Vergabungen 
auf den Todesfall bin kommen auch öfters Verordnungen 
über die Verlassenschaft vor in Form von Verträgen. 
Die meisten F.heverträge waren zugleich auch Erbver- 
träge und diese bedurften hinwieder derselben Bestätigung 
wie die Gemächde. Ausser den Gedingen unter Ehegatten 
finden sich aber auch andere Anwendungen des Erbvertrags. 
So veräussert z. B. im Jahr 1420 eine Frau ihr Haus an 
einen mütterlichen Verwandten , behält sich aber den lebens- 
länglichen Wohnsitz in dem Hause „vnd in Iren winkeln” 
vor und verabredet, dass was sie an fahrendem Gute noch 
daselbst hinterlasse, worüber sie bei Lebzeiten nicht weiter 
verfügt habe, dem Käufer zufallen solle 967 ). Ebenso konnte 
man aber auch schon bei Lebzeiten sein ganzes Vermögen 
einem andern übergeben und es somit den natürlichen Erben 
entziehen gegen Zusicherung des nöthigen Lebensunterhaltes. 
Einen Verpfründungs - und Leibdings vertrag dieser Art vom 
Jahr 1421 96 *) will ich hersetzen , zumal er sehr kurz ist : 
Margaretha holtzachin — hat gehen vor vnsern Her- 
ren Bürgermeister vnd Räten Gerdraten Johansen 
Holtzachs des Iungcn iro suues elichen Wirtin alles irguot 
ligendes vnd farendes, so si ietz hat oder noch ge- 
winnt, niitzit vsgelassen ,ze Rechtem eigen. Da wider 
hat die vorgenante Gerdrut ouch vor den egenanten vnsern 
herren versprochen die vorgenante Margaretha holtzachin 
bi Iro In Ir Imst ze haben vnd Iro hunger vnd frost ze 
buessen. 

Aehnliche Verträge kamen auch vor, um Kinder unter- 
zubringen und für ihre Erziehung gehörig zu sorgen. Es 
wurde dann oft dem Pflegevater ihr ganzes Vermögen zu 
beliebiger Nutzung übergeben, so dass er nur für die Her- 
ausgabe des Hauptgutes haftete, und zuweilen wurden auch 
hei dieser Gelegenheit Bestimmungen verabredet über das 
Erbrecht bei allfälligen Todesfällen 965 ). 

267) MS. 140. Ablh. I. S. 42. b, 

268) MS. 140. Abth. I. S. SO. a. 

269) Vgl. MS. 138. a. S. 61. b. MS. 140. Ablh. I. S. 14. a. 
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I. 

Stiftungmrkunde der Fraumihuterabtei vom Jahr 863. 

Aus der Originalurkunde auf Pergament , mit dem kaiserlichen Siegel. 

In nomine sce et individue trinitatis Hludouuicns dinina fauen- 
tente gratia rex Si de rebus terrenis quas diuina sumus largitate 
consecuti ad loca sctorum ob diuinnm amorein regium morem 
decenter iuiplentes aliqnid conferimus hoc nobis esse profuturum 
ad aeternae remnnerationis pinia capessenda liquido credimus Qua- 
propter conperiat omnium iidclium sctae dei ecclesiae nostro- 
rnmqnc praesentinm scilicet Et futurorum industria qualiter nos 
pro serenissimi Imperatoris aui nri karoli Et praestantissimi hlu- 
douuici augusti domni ac genitoris nostri nec non Et nostra sem- 
piterna rcmuneratione ac pro coniogis prolisqne nrae carissimae 
perpetua mercede curtim nram turegnm In ducatu alamannico 
In pago dnrgaugense cum omnibus adiacentiis uel aspicientiis 
eius seu In dinersis functionibus Id est pagellum uroniae cum 
ecclesiis domibus ceterisque aediiiciis desuper positis mancipiis 
utriusque sexus Et aetatis. terris cultis. Et Incnllis. siluis. pratis. 
aquis. aquarumue decursibus adiacentiis perniis exitibu« Et re- 
gressibus quaesitis Et inquirendis cum uninersis censibus. Et 
diuersis redibitionibus. Insuper eliam forestem nrm albis no- 
mine Et quicquid In eisdem locis nri iuris atque possessionis 
Inre (Jure?) proprietatis est Et ad nrm opus Instanti tempore 
pertinere uidetnr totum Et Integrum ad monasterium nrm tra- 
dimus quod situm est In eodem uico turegum ubi scts feiix Et 
scta regula martyres Xpi corpore quiescunt. quod uidelicet ex 
rationis tenore conplacuit nobis agendum ut deinceps In posterum 
ibidem omni tempore sctimonialium fein mar um sub regulari norma 
degentium uita conuersatioque monasterialis monacbicho cultu In- 
stituts caelebretur Et libentius ppter huius loci supplementum a 
nobis Iam praedictis martyribus dediti dei famulatus illic exhi- 
beatur ac pro nrae debitorumque nrorum omnium mercedis aug- 
mento diligentius dni misericordia Et uberius exoretur. Uolu- 
mus etiam ut tidelium nrorum noaerit beniuolentia quod paterna 
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pietate commoniti snpradictnm monasterium cum omni Integri- 
tate unaemn nra traditione In locis praefatis dilectissiinae filiae 
nrae hildigardae In proprietatem °) concessimus ut quantum dno 
permijttente ualeat familiam In eodem monasterio dno militantem 
suoqne dominatui subiectam disciplinis regularibns Et obseiuan- 
tiae monasterialis Institutionc corrigat Et nutriat locaque ipsa 
sibimet concessa quantum uires suppeditent profectibns Et emen- 
dationibus augmentando prouchat Et emendet denique iubentes 
praecipimus ut nullus iudex publicus nec coms uel quislibet ex 
iudiciaria potestate In loci* praefatis uel In cunctis reim* ad 
eandem laca ° 3 ) respicientibus sen hommes tarn liberos quam Et 
sernos qui illic commanere nidentur distringere aut Infestare nec 
Kdeiassorea tollendes aut ulla» redibitiones uel freda aat bannos 
exigendo aat alieuius Iniuriac uim ullo umqnam tempore inferre 
psumat sed aub nra defwisiono Et inuflitatis tuitione com aduo- 
catis ibi constitalis res illae «teure p diuturna tempora perma- 
ueant Et ut haec auctorita* donationi« Mque cortiirmationis nrne 
ftnnior habe stur Et p fulura tempora a cunctis fldelibns seta* 
dei ecclesiae nrisque praesentibns Et futuris tteriu* Credator al- 
que diligentia« conseructur Manu propria nra subter eam tirmaai- 
mus Et anuli nri Inpressione adsignari iussimus. 

Signum ^ omni bludouuici gloriosissimi regis 

comeatus notarius ad uicein radleici rccognovi. 

Actum XII Md äugt anno xpo ppitio XX regni drnni hiu- 
douuici serenissimi regis In orientali fraacia Indictione prima 
actum regunes bürg ciuitate In dei nomine leliciter amen. 


II. 

Stadt recht von Winterthur , rom Jahr 1297. 

(Am einer im Archiv ru Wfntretlinr atffbewahMe'n , wahrscheinlich gleichyeiti- 
gen Pet^amerthandschri#. ) 

[I.] Allen die disen brief ansehent oder liorent lesen, kün- 
den wir der Schulthaisse der rat vnd alle die burgerre von Win- 

*) Die Worte In proprietatem sind mit anderer Tinte ip'dter geschrieben , 
daher entweder aufgefrischt oder aber verfälscht. 
m ) eundem lorttn? ’ •• 
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tertur aincrkanlnuste der nachgescribenen dinge. Wissin alle 
den es ze wissinne beschiht , wan der hoh gelopt fürste vnser 
herre herzog albreht von Osterich den erberen bescbaidenen 
liiten den burgerren der Stat ze Mellingen mit sinein briefe ge- 
nade getan het , daz sü vnd alle ir nachkomen , die in der stat 
wonhaft sint , alle die genade alle die frihait vnd allü dü reht 
dü vns von sinein vatter vnd andren siuen vordem gelihen vnd 
gegeben sint, haben suln als och wir, vnd wan sü dü vorgenan- 
den reht vnd frihait nüt gesriben batten , darvmbc so haben wir 
durch der vorgenandenliurgerre bette vnserrc briefe vnd vnssre 
altun gewonbait absrift gegeben vnder vnscrre stat Insigel. Dis 
ist dü absrift dez briefes , den vns der hoh wirdig herre vnser 
lierr König Ruodolf selge von Rome gab , e das er hünig wurde. 
Wir grafe Ruodolf von habspurg Kündin allen goltes getriiwen 
zuo den disü srift humct vnsern gruoz mit ainerhantnuste der nacli- 
gesribenen dinge. Das man hoher herren gcsezte , die wirdig 
sint ze gcdenhinne von des zites lengi iht vcrgcssi, so hant die 
wisen crdaht , das man si mit sriftlichcr habe vnuergeslich mache, 
da von so Kundin wir beschaidcnliche an dises briefes habe in 
ganz trüwen , das wir vnseren lieben burgerren von wintertur gc- 
sezzet vnd gegeben haint sunderliche von vnseren genaden disü 
reht , dü hienach gesriben stant ze haltinnc iemer eweklich von 
vns vnd von vnseren nachkomen. ze dem ersten male hain wir 
inen gesezzet und ze reht gegeben , das ir fridecraisses invang 
hinuanhin iemer eweklich inarctes reht haben sol nach der Stat 
sitte vnd gewonhait. Dasselbe reht sol han swaz die burgerre 
die inrunthalb dem fridecraisse gesessen sint der herschefle aigens 
besessent haint vmb rehten und gesasten Cins. Och hain wir 
inen gesezzet vnd ze rehte gegeben iemer eweKlich, das sü nie- 
man ze rehte stan suln der inen ir aigen ansprichet, dem wir 
Bnrgreht vnd Marctes reht gegeben hain anderswa wan vor vns 
alder vor vnserein nachkomen , der denne ir rehter herre ist , 
vnd vor ir Schulthaissen ze der burgerre gegeni geinainliche. 
Och hain wir inen gesezzet , vndze rehte gegeben , das ze Schult- 
haissen vnd ze Amman derselbun stat nieman er wellet sol werden, 
wan das die burgerre ainen vnder inen wellen snln , der weder 
ritter si noch ze ritter werden sul , vnd den son wir inen ze 
Schulthaissen geben vnd enkainen andern. Och hain wir inen 
gesezzet vnd zerehte gegeben , swer ir herre ist , dem ir ainer 
verlaidot wirt von etlicher missetat, über die er rillten sol das 
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der vor den bnrgerren gemainlichen sol ervarn sin schulde oder 
sin vnschnlde , vnd sol in genuegen swaz ime darumbe mit ostern 
vrtailt erteilet wirt vinb die missetat. Och hain wir in gesezzet 
vnd ze rehte gegeben , das enkain herrc debaincn sinen man , 
der inrunt dein vorgcnanden ir fritcraisse seshaft ist , vallan sol 
es wer denne das derselbe inan enkainen erben lietti gelassen 
nach sinein tode , vnd bat er enkainen erben gelassen , sol er in 
vallan nach der burgerre rat. Och hain wir inen gesezzet vnd 
ze rehte gegeben , das enkain herre erben sol siner aigener lute 
aigen, das inrnnthalb dem fridecraisse lit vnd niarct reht heti. 
Och hain wir inen gesezzet vnd ze rehte gegeben das alle die 
in dem vorgenandem fridecraisse sessehaft sint, inan vnd wib , 
süne vnd tohteran ze der e körnen miigen mit allen liiten an die 
sü gevallent in ander Stete vnd von anderen steten, sweler 
könne sü sint , vnd sol inen dii vngenosami der herscliefte enhain 
schade sin. Och son wir vnd vnsern nachkomen , diederseiben 
stat herren sint, du ampt vnd du gerillte niesinde sin nach ir ge- 
sczte. Och hain wir ineu gesezzet vnd ze rehte gegeben , swer 
ir bnrger ist oder wirt, vnd in der stat veriaret vnd vertaget 
anc siues herren ansprache in landes indem des aigen er ist, 
der sol darnach iemer me enkainen herren dienstes gebunden 
sin, wan der stat herren. Och svln sü enkaines herren eigenne 
oder lennian ze burger enpfahen wan mit der stat herren willen. 
Och hain wir inen gesezzet , vnd ze rehte gegeben , daz ir en- 
kainer der Stat herren genade oder huldi verlieren sol , er 
haigi denne ain groz vntrüwe oder manslaht getan oder ainen 
erblendet oder ander siner lide berobet, oder ain inort begangen 
oder cn ander missetat oder maintat , du sich dem gelichet. Och 
hain wir inen gesezzet vnd ze rehte gegeben, sweler vnder inen 
ir ainen mit gewafenter haut wundot der sol der stat herren fünf 
phunt geben , oder man sol ime die hant abslaben zc besserunge 
und ze buos. Swer och vnder inen aine frcuenli tuot die man 
rihten sol anne die hie vorgesrihen sint , der sol der stat herren 
geben drü pfunt , oder die stat iniden ain ganz jar. Daz wir 
vnseren lieben burgerren disii reht gegeben vnd gesezzet habin, 
das sint gezüge die hie nach geneinent sint, die es borton vnd 
sahen, her Cuonrat von Tengen , her Cuono von Tüfen, her- 
hainrich vonhümlicon frien, her Johans von Bluomenberg, volrich 
von hetlingen , vnd sin Bruoder der Truhsezze von Diessenhouen, 
Burchart von wida, Ruodolf der vogit von urowenuelt, Nicolaus 
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von Girsperg vnd ander vil die inan nit nemuiet dur die kurzi. 
Vnd das disü genade vnd disii reht, die wir gelihen haben der 
vorgenanden stat vnd den burgerren , die darinne wonbaft sint, 
bi vns vnd allen vnseren naebkomen stete beliben vnd nüt ver- 
werzalot snlint noch werden mugint harnacb , daruinbe so haben 
wir inen disen brief besigelten gegeben mit vnsereui Insigel. 
Dis geschach do von gottes gehurte waren zweihundert Sech- 
zig Jar vnd dar nach In dem vierden Jare an dein ersten tage vor 
sant Jobans abent züngihtun In dem sibenden Jare Römer Stür Jar. 

[II.] [§. 1] Dis ist die abscrifl des briefes den uns der vor- 
genande vnscr herre künig Riiodolf dar nach do er künig wart 
gab. [§. 2 ] Kunig Riiodolf von Roina von Gottes genaden kün- 
det allen getrüwen des heiligen riches dien dises briefes habe 
geoget wirt sine 1 genadie vnd alles guot. Vnser genade dunket 
billich das wir uns naigin genediklich gegen der betlicher begirde 
die uns lopt vnd enplilf vsgenomenliche getrüwer dienst mit ste- 
tem willen. Wan nu dis offenbar ist an vnsern lieben getriiwen 
burgerren von Wintertiir, so hain wir dur ir bitte inen dise ge- 
nade vnd disü reht vnd dis frihait gesezzet vnd gegeben, die hie 
nach gesriben stant. [§.3.] Dii erste genade , die wir inen ge- 
geben und gesezzet hain , ist das sü nach edlr lute sitte vnd rehte 
leben suln enpfahen vnd haben vöd ander belehennen nach lehens 
reht. [§. 4.] Dü ander genade die wir inen gesezzet vnd gege- 
ben hain , dii ist das wir gebietin vnseren erben swenne vnd swie 
dike dü kilchc ze wintertur ledig werde, das sü si niemanne 
lihen wan ainein priester der mit geswornein aide sich binde, 
das er \f der kilchun inne ze wintertur sizze mit rehter wonunge. 
[§. 5.J Dü dritte genade ist, die wir inen gesezzet vnd gegeben 
hain , das dü lehen dü sn hant von der herschefte von kibur«* 
$uln ir tochteran erben als ir siine ob da enkain sun ist. [g 6.] 
Dü vierde genade ist die wir inen gesezzet vnd gegeben hain, 
das sü niender ze rehte stan suln wan vor ir rehtem Schulthai^- 
sen vnd reht vorderan suln vnd neinen ob sü wen vor ainein iekli- 
cheni rihter. [g. 7.] Dii fünfte genade ist die wir inen gesezzet vnd ze 
rehte hain gegeben, hetti ir dekeiner ain lehen vom ainein edeln map 
■ er si ritter oder kneht der dasselbe lehen von der herschefte von 
kibnrü hat 1 , vnd derselbe edel man stirbet ane erben, so sol er das- 
selbe lehen von niemanne anderem hau wau von der herschefte, vnd 
sol enkaine vnser erbe gewalt han dasselbe leben niemanne anderm 
ze Jihinne. [g. 8 ] Dü iehste genade ist die wir inen gesezzet 
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vnd gegeben hain , das sii aiueu üblichen vogtman ze burger 
njugen enphahen also das er dem berren diene nach der vogtaig 
reht. [j. 9.] Ze aiuer sicberhait vnd ze ainer offener beuerde 
dis dinge* hain wir inen disen brief gegeben gezaichuelen vnd 
gefesten mit dem Insigel vnsers gewalles. Bise genade vnd disen 
brief gaben wir inen trige tage vor Merzen anvange ln dem drit- 
ten Jare Römer Stur Jare In dem Jare do von gottes gebürte wa- 
ren zweihundert Jar Sibenzig Jare vnd dar nach In dem fünften 
Jare In dein andern Jare vnsers ricbes. 

[III.] [§. l.] Dis sint vuser gesetzte vnd vnser alle gewon- 
hait, die wir von alter herdan ze rehte gehept hain mit willen 
vnserrc herschefte. [8. 2. ] Oü erste gewonhait oder das erste 
reht das wir gehept hain, das ist, Swer der ist der von den Sa- 
chen als an dem obern briefe stat gesriben vnsers herrcq hulde 
verlöret des lip vnd des guot sol der Schnlthaisse in vnsers berren 
gewalt zühen vnd behalten an vnsers berren geuade , vnd sol 
nüt anders ab ime rihten. [j, 5.] Svyer och der ist der ain 
freveli luot, darvmbe er verschuldet ze gebinne vnscrin berren 
drii pfunt, ist der burger oder burgers kint oder git er münz 
vnd stiire, so sol er fride hau ahte tage, vnd riht er siph in 
den ath tagen nüt, so haissei in vs srigen der Schnlthaisse, 
vnd swer in darüber huset vnd .hofet, der muos vnscrin berren 
geben drü pfunt für die freue! I , (J . 1 J. er enncn behalten bat , der 
da vs gesriiwen |st. [{. 4.1 Derselbe freueler der da verhütten 
ist , der sol die stat miden jar v.fld tag , vnd gat er in den tagen 
in die stat , so sol in der rihtcr vpben oder in swes hus er knmet, 
da sol in der rihtepr verbieten vs^gn reht, der selbe freueler belip 
och sckuldig dem cjeger drie Schillinge vnd dem schulthaissen 
och drie Schillinge. [J. S.] \yir bain och ze reht vmb die hain- 
suoch , swer der ist, . der den andern freucnlich haiuie suochet, 
inrunt drien fuesscn vor siner tiir smes huscs, der hot verschul- 
det en hainsupphi vnd sol die buessen mit drin pfunden dein 
Cleger vnd vnsenn herreil och mit drin pfunden. [ 9 .£,} Wir 
hain och ze rehte , ist das das kaineg vnser burger oder der so 
bi vns wonliaft ist dekeineu beclagen wil umbgülte, dar sol ime 
für gebieten ze dem ersten male an Sillen inuut, kumet er für vnd 
wirt er nüt vnschnldig , so iquos er ime verweton drie Schillinge 
vnd dem schulthaissen och drie tgbiüiügp \ vnd kumet er nüt 
für , so muos iine der kjeger für gebieten ze dein andern male 
ze huse vnd ze hofe , vnd kni'tet er fjip und enmag er nüt vnschnl- 
dig werden , so belibet er schuldig des er och schuldig were , ob 
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er ze dein ersten male fürkomco were. Kumet er aber nüt für, 
sol er ime für gebieten ze dem dritten male von dem vogte , 
vnd kumet er denne nüt für, so gi* der rihter dem cleger den 
man an den er claget, ob der cleger wil ze gaste, oder er gat 
ime ze huse vnd ze hofe , vnd wirt der cleger gewisct uffe sinü 
aigen , dü marctes reht haint , du sol er behalten drige manot 
vnd darnach verkofen nach der stat reht. [$. 7.] Ist och da s 
der den man claget für kumet so ime für gebotten wirt, von 
dem vogte so sol er dem cleger gelten ze stenter stete, vnd mag 
er ime nüt vergelten mit sinem vardeu guote, so sol man den 
cleger och wisen vifen ens aigen dü marctes reht hain an den 
er claget in dem selben rehte als da vorgesriben ist. [§. 8.] Ist 
aber das der an den inan claget der enkaines hat weder varn- 
des guot noch aigen, so sol man in nüt vahen vinb die gülte, 
man sol ime baitcn, unz das er es haben mag. [$. 9.] Ist och 
das der an den man clagot ze dem dritten male nüt für gerihte 
kumet, so ime für gebotten wirt von dein vogte, swas denne 
der cleger offenot vor gerihte daz er iiue gelten süle das muos 
er ime geben , er sül ime es oder nüt , vnd wart das gesezzet , 
das man das gerihte nüt versmahe. [§. in. ] Ist och das der 
schullhaisse ainem ze huse vnd ze hofe gat vmb gulte der helibz 
ünscrm herren driger pfunt schuldig, gat er ime aber nüt ze 
huse Vnd ze hofe vnd geniinet in der cleger ze gaste, so enist 
er ünserin herren nüles schuldig. [§. 11.] Swer och der ist der 
ze gaste gegeben wirt, über den hetder cleger gewalt, das er ime sin 
guot neinen mag swa er es viudet vsserünt dem fridecraisse , swas 
er aber sines guotcs vindz inrünt dem fridecraisse , das sol er nüt 
selbe nrmen , ime sol es galten der schulthaisse oder sin kneht. 
[§ 12.] Wir hain och ze rehte, das eines ieklichen burgers wib 
und ki nt swannan er gewibet hat, genos.se ist ze erhinne, als ob si 
aines herreu wer in. [5. 13] Wir hain och ze rehte das aines 
ieklichen burgers wip erben sol nach ir mannes tode alles sine va- 
rend guot und da von nüt gelten es wer dpnne das ir man ain 
kofman oder enwerbent inan weri vnd er vffe sich guot nemi. 
Stürbe der man; so sol si das guot, das er vffe sich genomen 
hat, von dem varnden guot gelten vnd anders enkain gülte wan 
die si gelopt hat ze geltinne. [§. l i. ] Wir hain och ze rehte 
das dekain Unser burger sin Cins aigen das er geerbz hat von 
sinem vatter oder swelen weg es in an geuallen ist, ^ daz er sin 
elich wip geheine mag gegeben sinem elichcn wip dekauien weg 
wan ze liptinge. [§. i5.] Wir hain och ze reht, swer der ist 
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der dem andern sin aigen das marctes rcht hat, ansprechet, er 
si burger oder niit, der muos verbürgen iinscrm herren drü pfunt 
Vnd deine dem er daz aigen ansprichet och drü pfunt, und 
mag er daz aigen nil behaben mit rehte , so muos er geben du 
sehs pfunt, du er verburgz hat als hie vor gesriben ist. [8. 16.] 
vuib du selben aigen sol och nieman rihten vvan ze den zwain ge- 
dingen ze Wiennacht', vnd ze Osteran . und sol och nieman vinb 
du selben aigen clagen an gaistlichein noch an weltlichem gerihte, 
vvan von vnserm herren oder vnserm rihter. [§. 17.] es sol och 
nieman über vnseru aigen vrtailde sprechen vvan der och aigen 
het , das ünsere stat inarctes reht het. [8. 18.] Wir hain och ze 
rehte, vuib vnser erbeschaft, svvaz de kainer ünser burger bi sinem 
elichen ddp Cinsaigens oder ledigs aigens gckofz , habent sii mit 
arideren kint, der atgen ist es und iro beder liptinge. [8. 1!).] 
Ist aber das sü ane Tip erben sint , svveders denne vnder ineu 
stilbet, so söl daz ander daz aigen erben daz sü mit anderen 
gekofet hanf und tuon svvar es wil. [§. 20.] Wir hain och ze 
rehte, ist daz en man vnd ain vrowa elich ze enanderen kommt, 
svvaz ir ietvveders aigens ze dem andern bringz , belibent sü ane 
lip erben, niachent sü daz aigen nit en anderen nach svvaben 
reht, das wirt ledig iro ietvveders erben nach iro tode ; niachent 
aber sü es einen andern nach svvaben reht, so het ir ietvveders 
daz aigen daz ime gemachct ist ze liptinge vnz an sinen tot, vnd 
vallet denne wider an die rehten erben. [§. 21.] gewinnent sü 
aber lip erben mit anderen , an die vallz das aigen ledeclich , es 
si'gemachz oder riüt. [8. 22.] swas och dekaineui Unsern burgern 
aigens von sinem vatter oder von dekainen sinen vordem an ge- 
vallz , het er Bi zwain elichen vrovven kint, vnd het er das aigen 
chkairiem sinem wibe gemachet , stirbz er, so vallz er sinü kint, 
dü er lat, geinainlichen an. [8- 3.] Svveler aber siner kind 

rimoter er das aigen geinachz hat, dü kint vallz das aigen an, dü 
der muoter sint , der das aigen geinachot ist. [8. 24.] Wir bain 
och ze rehte , swa aine vnser burger stirbz , lat er kint , die 
vogtber sint, ist daz der kinde nehster vattermag, der iro vogit 
solte sin, inen ze vogte vnnüz ist, den git der Schullhaissc vnd 
der rat vffe den aid ainen pfleger über iro guot. [8. 25.] Were, 
aber das dü kint enkainen mag hettin der iro vogit solti sin, den 
git och der Schullhaisse vnd der rat ainen vogit vffe den aid , vnd 
riiuos der dem rate gehorsam sin wider ze raitinne der kind guot. 
[8. 26.] Wir hain och von alter gewonhait gchept ze rcht, daz 
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en ielili'cher vnser burger o<f£r der bi vns wohnhaft ist, mit sinein 
lip Vnrl mit sinein gnote varn mag vsser unser stat, ob er nümmc 
bi Uns sin wil , vnd sol ' inte da/, niemnn werren, weder ünse 
herre noch nipinan anderre. [$• 27.] Wir hundin och an diseiri 
briefe, wan wir den erberen luten alle unser gewonhait, die wir 
ane s'crift 7 ,e rehte gehept hain , von alter herdan an disem briefe 
nüt alle gegeben inohten , sweune sü /.uo Uns sendent , so wellen 
wir inen fiirbaz Unser gesczte gerne erzogen , swa sü es bedür- 
fen. [ 5 . 28.] Vnd ze ainer gewerer vnd' offenen gelopsam dirre 
scrift, so gaben wir Unser stat Insigel an disen brief. [ 8 . 2!).j 
Dirre hrief wart gegeben Tie wintertnr da von Gottes gebürte wa- 
ren zwelfhnndert Jar Nünzig Jar vnd dar nach in dem sibenden 
Jare an saut hylarien tage In dein Zehenden Jarc Römer Stur Jarel 


,.l. J 


III. 


Hofrodcl zu Altbrf QMttnchaltorf) angeblich von 1439. 

Aus einer gleichzeitigen Pefgaineuthandschrift des Staatsarchivs (.Sakristei). 

■" Erati Pergainenlrolie. * * 

5. 1. ttcin dis ist des boffrccht ze Altprf als sy von alter 
her koinen sint*). 

. , . ' 1 . . i * . • . . • • 

5 2. Des ersten So sprechent sy das si habint drii Jargc- 
richt vnd hab da jeklich Jargericht sinen nachtag vnd syg dasj 
ein Jargericht vf sant Jorgen tag das ander vf sant Johans tag 
des Jungen**) das dritt vf Sant Andres tag. 

5 . 3. Si sprechent och wer der syg der der hof guetern 
von Altorf siben schuo witt vnd breit hab der oder sin botten 
sol by allen «erichten sin , versuinpt er sich aber des gerichtz, 
so hat in ein weibel ze pfenden vmb dryg Schilling vnd wer 
ouch also der gueter nntt der hät öch dar vmb ze erteilleu vnd 
vf ze hebend. 

$. b Si sprechent öch wer das ein vssrer in dem hof ze 
Altorf ze schaffenn gewunn vnd klagen wölt vinb eygen oder vmb 

•) Von einer andern Hand ist nachher folgende Randbemerkung hinzuge- 
fügt : „da by sy ouch vnser herr biirgcrutcister vnd Rat der statt Zürich, 
wellen! lassen beliben vnd ist diss Rodel gemacht Anno doiuini iYICCC(J.X A.A.IA..’’ 

**) Die Worte n des Jungen” sind im Orginal durchgestrichen und Uber 
die folgenden Worte von einer andern Hand geschnebeu : »ze Siingicht”. 
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erb der sol das Recht kouffen vmb fünf Schilling vier pfenntng 
vnd sol man iin richten als einem andern hofmau Bedarf aber 
der Inner von dem vssern des Rechten so sol der vsser dem 
Innern vertrösten dass Recht da ze lassen. 

§. 5. Si sprechen! öch Spricht einer einem an sin ligent 
guot vnd behebt er sin ansprach nüt das leit er onch dein Richter 
ab mit dryg Schillingen. *) 

5- 6. Si sprechent öch das ir hoffrecht syg das nieinan dem 
andern deheinen schaden sölli ablegen er hab im den denn ver- 
beissen mit hand oder mit mund. 

5 . 7 . Item so sprechent ouch die hoflüt daz ein heller der den 
helnhof Inne halt zuo den drygen Jargerichten einem vogt seih 
ander essen vnd trinken geben sol Enbüt im das ein vogt an dem 
Abent so mag er dester bas geleben doch das er im des gnnog geb 
des er hab in den vier wenden vnd sol des ein vogt benuegen vnd 
sol inn nüt fürer straffen. 

5. 8. Si sprechent öch daz derselb heller alle iness soll haben 
ze kernen vnd ze haber vnd sol onch die jederman in dem dorf 
lihen wer ir bedarf vnd wenn oder wie dik vnser herren von 
Zürich ir mess endrent so dik sol er die öch endren. 

$. 9. Es sprechent ouch die hoflüt das si gebint an die vesty gen 
Grueningen**) hundert vnd viertzig mül Kernen alle Jar***) drü 
vnd zwentzig inalter haber vnd drü vnd zwentzig pfund pfenuing 
vnd von dem guot git man jerlich an Oelenbach zwentzig müt ker- 
nen drü pfund pfenning Item eim pfaffen von Egg ein müt kernen 
Itein einem zuoner zwen müt kernen derselben zweyn müt kernen 
wirt aber einem pfaffen ze Egg ein halba müt der Kilcben ze Egg 
ein halba müt vnd den schönnen ein müt vnd in dem müllloch 
gand ouch der obgeschribnen summ zwen inüt ab. 

§. 10. Item der hof ze Gossow sol ouch ierlich an körn gellen 
dryzecben stak wer aber das er minder gulti so sond doch die 
drizechen stuk abgan an der suuun so vorgeschriben ist. 

§. 11. Si sprechent öch wer der sig der den grossen zebenden 
ze Altorf inne hab der sölli han ein wuoher stier vnd ein wuoher 
swin vnd sölli der wuoher stier ze Sant Jöryen tag da sin vnd vf 


V) Die beiden letzten Worte sind durchgestrichen und »on späterer Hand 
hinzugesetzt * pfund heller". 

• *; Von spaterer Hand wurde eingeschoben „alle Jar". 

Diese Worte sind von späterer Hand durcbgeatrichen. 
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Sänt verenen tag dannen gän vnd solli der Eber ze Sant Andres 
tag ui dem dorf sin vnd vf Sant Jüryen tag dannen gän. 

12. Der zechend sol och die beydi ban an des dorfs vnd der 
hoflüten schaden doch wer ob der Stier uiit Jenian hin vs gieugi 
vnd schaden tätti der so] in besorgen das er her wider inkouii an 
nienklichs schaden. 

5- 15. Vnd sond och der stier vnd der Eber sin der mäss das 
die dorfmeyer bedunk das si da uiit besorgett sigint. 

§. l4. Item Es sprechent och die hoflüt, das si hundert vnd 
sibentzig ein huobtuochs gebint dem von hinwil ; das selb huob- 
tuoch sölli so swach sin , wenn man das spreitt vf ein wasen, das 
Gens gras vnd bollen durch das tuoch mugint essen, vnd wela ob 
vier einen des tuochs mit schuldig ist, der mag von dem egenanten 
von hinwil ein ein losen vmb vier haller. 

5- 15. Och sprechent si, das si wisskorn söllent geben gen 
Liebenberg vnd solli das sin des swechsten des Got ein arm man 
beratt des Jars vnd gebi jeman bessers der sol einem ie liehen hof- 
man dryg Schilling verfallen sin. 

$. 1 H.. Sprechent och die hoflüt si gebint huenr gen Lieben- 
berg, nempt man gielhuenr, vnd wenn die houpt vnd swanlz habint 
vnd an den dritten seigel fliegen mugint vnd man si dem herren 
bringt, der sol si ueuien vnd mit versprechen. 

§. 17. Item so sprechent di hoflüt von Altorf das si genoss 
syent ze wihenn vnd ze mannen zuo disen nachgeschnbnen siben 
Golzhusern : 

des ersleu zuo vnser lieben frowen ze den Einsideln Gen Sant 
galten 0 ) gen pfafers gen Sehe uuls ln die Richen Öw An Sant Reg- 
ien Zürich* *•)0 ) vnd gen Sekingen vnd solli men dehein herr des 
vor siu. 


§. IS. Si sprechend öch wer ob ir deheiner ein Tochter oder 
me hin vs berietti zuo der E, oder wie sich ein frow hin vs ver- 
giengi zuo elichem leben vnd die ein genossen nimpt er syg fryg 
oder der jetzt benemplen siben Gotzhüseru der einer der lib noch 
guot hat ei 11 herr ze Grueningen nüt nachzefragen. 

5. i.9. Si sprechent ouch, si habint ein fryeu zug ze tuon mit 
ir lip vnd mit ir guot doch dem egenanten herren ze Grueningen 
vnschedlich des Jars mit einem Schilling pfenningc. 

5. 20. Vnd gehi einer den Schilling darvinb wo oder an welen 


*) Hier ist hiueingescbriebeo „au sant Ke£ul'en Zürich.” 

*•) »Au — Zürich” tiud durcbgealricben« 
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enden Joch einer abgang, das ein herr ze Grüningen sinem vall 
nach körn vnd den erben nach des hoflrecht Ob das ze schulden kamy . 

§. 21. Si sprechent buch wcri oh ein man oder wib elichi 
kind hettint vnd die hy einander sint in einer kost weles joch da 
ab £ät, so erbt der herr von Grueningen ir deheins. 

$. 22. Welhi och teil vnd gemein mit eiuander hand so erbt si 
aber der herr nüt. 

5. 23. Si sprechent öch , werind vier gebruoder minder oder 
mer in einein hus Stirbt da je der eltost ab, der sol ein vall dem 
herren geben vntz an den Jüngsten. 

§V 2X. Stirbt aber der Jungen einer nach dem andern ab, so 
sol der herr dehein Vallen vntz aber an den eitosten. 

$. 25. Es sprechend otich di hoflüt: ist das man oder wib 
knribbn oder tochlrÄn in das todbett: koment mugoni si deun so vil 

|,|| , |1 • I ) ^ . , •• / 

das si än stab än Stangen vnd an hilf siben schuocH für das obtach 
bekleit gänd, Sö’ mögen ‘si wöl ir varend guot geben wein si wel- 
lent vnib das das es dem genanten herren nüt werd , vnd hat man 
z.wen hidennän die das sechent vnd hörreiit vnd och das vor dein 
herren gesagen kunnent als Recht ist in dem hof , so soll der herr 
das gelöben. 

5. 26. ST sprechen! öch wer ein kind so klein vnd es nüt so 
vil Vernunft hetti vnd gan köndi oder sin wort brühen won das es 
vogtbar weri, So mag es sin vogt an sin arm ueinen oder der 
nechst 'vatier mag vnd möcht dz ouch für das obtach tragen siben 
schuo w?tt vnd vergünsten das varend guot ze geben war oder wem 
er wil an allein im selb ze behaben , vnd sol das als guot kraft vnd 
macht han, als wer es vor dein Rechten beschechen. 

§. 27. Die hoflüt sprechent och , wer ob es darzno kemi. das 
ein herr inan wib knaben oder toebtran erben sölt Inn oder vss, 
So erbt er das ab erstorbnen varend guot vnd gilt nüt doch vsge- 
setzt harnasch karren wagen vnd elli vngesckliffni wällen , die 
sol er nüt erben. 

5 . 28. Si sprechent öch oh ein käst in einer wand stuend, 
der ein wand verwäsi an eim hus, den erbt der herr nüt. 

§. 29. Si sprechent öch , das hüser vnd spicher von altar her 
syentf gesin vnd geheissen ligendi gueter. 

$ 30. Weri aber ob Jemen siu gueter liessi ligen für den her- 
ren zins , so sol ein herr vf denselben guetern vnd die darzuo ge- 
hörrent den zins suochen vnd nüt vf hüsern noch vf anderrn plun- 
tler das zuo ligeudem guot gehört. ...... «* 
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$. 31. Sisprechent auch wer ob ein uian oder fröw ahgiong vnd 
stuend siq samkorn oder welherley gewechst das wer vf dem veld 
vnd alle die wil so das sldtl oder litt vnd nüt vnder di wid koinen 
ist, so manu» geliit hat , so hört der saut oder die gewechst zuo 
ljgendein guot. ,i . 

§. 32. Ist das aber vnder die wid komen, so gehört es zuo 
varendein guot. 

5- 33, Dqch das der egenant herr das selb guot uiissi mit ver- 
bvnileiu sak v nd atröw vud höw hiuder im lassi. 

$. 31. Si sprcchent aber wer iu irhof von tod abgatvnd stirbt 
wer den des selben toten licham vatter aller nechst von frünlschaft 
zuo gebörr derselb erbt den toten licham wer aber dz ein uinoter 
mag des loten licham vatter eines lides nelier wer denn der vatter 
mag. so erbeut beid teil glich mit einander. 

, i ... ...i . . >. '■» 

Zweite Pergamentrolle. 

5- 55. Ist aber dz vatterwag glich isldem inuotermag soziicht 
vatterinag das erb hin, 

5- 56. Es sprechen! die hoflüt wenn ir einer griff zuo der E.- 
vnd das so ferr kom dz. sich die frow engiirt vor dem Bett so 
syg all ir varend guot des rnans. 

§. 37. Ist och dz die, fröw von tod abgät vor dem man so gefeit 
dem man dz ligend guot halb dz ze niessen vnwuostlich sin leb- 
tag vnd sol sin rgrechl behalten. . . .! 

5 . 38. Stirbt aher,der man vor dem wih wil denn die fröw so mag 
si erben die varenden hab halb ze eigen vnd gilt halben teil siner 
geltschuld vnd mag halben teil des ligenden guotz niessen ze end 
ir wil init veibundnem sak vnd sol uuch ihr erecht behalten. 

§. 39- Si sprechent öch ist dz, ein man sinemgwib ist.siein foch^ 
ter ein morgengäh git das mag der man wol tuon der ersten, 
nacht so er von ir vf statt vnd mag si die wisen uut zweyn 
bidermanuen so sol es guot kraft han wie vil joch der summ ist. 

5 - W- Mücht si aber die zwen biderinan nit gehabeu so magsi von 
muud ir uiorgeugab erzeilen vnd wölt man ir dz nit glouben 
so mag si n e >nen die Rechten brust in die lioggeu hand vnd. 
iren zupf, vnd uiit der Rechten hand swerren liplicb zuo göt an 
den heilgen vud wz si da behebt das sol so guot kraft bau das 
ira das nieman sol abwyscn. 

5- 41. Des gelich sol och einer wittwen ir. abgnlgab, volge» 
vnd belilien als vorstau. . , , , , 1 , s 
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8. i?. Si sprechest och weli früw /.uo der E koin in iren hof vn- 
uerdingott so ist ir vareud guot gantz des mans als obstatt knmpt 
si aber veriliugot zuo dem man das daz ir sölli ligen an eigen 
vnd an erb so sy ir hoffrecht das dz varend gnot zno dem ligen- 
den gehörri vsgesetzt ir verschrotten gewand ir tueehli ir betu 
statt vnd das sy danu zuo im bringt. 

8. 15. Si sprechent ouch das sy ir ligend guot niena gewinnet 
noch uerlieren sbllentdenn in den Rechten gedingen Richti aber ein 
Richter ze andern Ziten denn in den Jargerichten das sol nie- 
ntan an siuein Rechten schad bringen. 

8. |4. Si sprecheut bch das si mit ir si-lbs mund vnd band ir ge- 
meinuierk wol inugent behaben vnd an ir gerichten erteilten vnd 
vf hau vnd soll inen dar m nieuian mit stossen. 

8. t5. Item Es spreebent (ich die hofirit wenn sich ir gueter hin vs 
vergänd in köffs wis vnd si ein vngenosser koufft hat so mag ein 
Innrer dein vssern den koui! aKziehen es syg über kurtz oder 
über lang vmb den pfenntug als der vngenoss kofft hat vnd vmb 
ein bescheiden winkouff vnd sol in ein herr ze Grueningen daby 
schirmen 3 ). 

8. 46. Wenn sich ein guot also hio vs vergüt als jetz geschribeu 
ist tvelher hofman denn der erst ist der dieselben gueter mit 
Recht anlangett der sol die guater behaben vor allen andern f run- 
den hofliiten vnd vor menklichen **). 

8. 47. Wirt einem ein guot veil der sol das sinem nechsten fründ 
erbieten wölt derselb aber nüt kooffeti so sol er es dem nechsten 

* Diese beiden Sätze [45 und 46] .sind im Orginal durchgestrichen und 
folgende Worte von späterer Haod an den Knud gesetsl: „Hie lass spat/ium 
vm b die sluk." Etwas weiter tiiiten iolgt dann: „\Vere ouch dar einer ein guot 
dril jar vor eibeut der inoereut lantz ist vnansprechig bat Tod uiio (ar vor 
einem der rssreut lantz ist behept daz es im vor gericht nit angesptoebeu 
wirt deo soi ein berre ze Grueningen viid ein gewer daby halten vnd schirmen 
wif oder in weiiehem weg inu dar gnot ap^onien ist. 

ist ouch daz sieb der gueter eines oder mehr htnrs vergat mag da ein inu- 
dra so ril guotz haben als der erst kouff beschechen ist vnd gil darzuo ein be- 
sebbiden wmkohff sd sol voll mag er daz nergangeh guot vmb so vil geltz bin- 
wider vittb iozieeben mit dem rechten addh dem kouff tu (feit nechsten dry jaren 
vnd nit lenger vnd were daz der vjsef daz gelt von dem jundree in dem zit 
nit nemen wölt so sol er duz gelt in ein tUchli winden vnd zwen nrber man 
zno im nemen die des gezilgen syen vnd sol dem. Vssern daz gelt ze der bus- 
selten iowerffeo vnd daz sol als guot kraft haben daz den jniireu oteutau da- 
ebn stöSsetl sol ‘weder erbeii nach geteilit vnd sol inn daby Schinnen ein burr 
ze Grueningen vnd das geriebt.” 
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geleilid veil hielten vnd wölt der mich nit hoffen so sol er das 
d£nn hielten den hofliiten in die wilireitti. 

8. 18. Si sprechent oiich waz gueter in erbs wis hin vs gand 
vnd wer die denn ererbt dein hat nieiuan nach ze langen Wurdi 
aber vs s dein erb ein knall' so ist den hoflüteu ir Hecht in vor- 
geschobner wis behalten. 

8. 49. Si sprechent och me weri aber daz jenand vnder inen U- 
gind frigi gueter oder nianlehen man köffti oder verkoffti die dem 
hab dehein herr nach ze fragen vmb den dritten pfenning weri 
aller dz ein verkoffer sin gnot also nut erholten betti als ob 
statt kuinpt da einer der des guotz hoff ist vor eiin vn genossen 
öch als vor Stal Ist der in land so Zucht er dz mm all in ilryen' 
jaren vmb dzselb gelt vnd ein vssrer in nim jaren doch dz 
die seihen syend fründ geteilid oder hoflitt. 

8. 50. Si sprechent och dz ein jeklieher hofman hin geben vnd 
verschaffen mag daz rarend guot. 

8. 51. Aber die ligenden gueter sol noch mag nieiuan hm gehen 
denn in den jargerichten. 

9. 52. Vnd mag och vmb die ligenden gneter nieman ein zemen- 
stoss noch geiucuischaft volbringeti denn in den vorgeseiten jarge- 
richten. 

9. 53. Doch so mag ein jeklichi fröw ir morgen oder Abcntgäb 
hin geben si liggi an ligendem oder an varemlein guot wem si wil 
an aller menklichs sumen vnd yrrung doch das der man dz ze 
end siner wil sol um haben vnd vhwnostlicb messen ob er si 
überlebt Vnd so) daz denn darnach v allen an der fröwen Hechten 
erben wer die sind. 

8. 5'l. Es mag och ein jeklieher hofman dz sin verkoffen in vor- 
geschrihner wis vnd ist das er nüt ander herberg noch wonung 
hat so mag er das sin essen Vnd- trinken hinder eiin zun da mit 
leben nach sins libs last von jederuan vngesumpt vnd hat dar vmb' 
einem herren nicht ze antwürten Vmb den dritten pfenning. 

9. 55. Och sprechent die von Altorf ob si als ir veld liessint 
hiiw gehen so habint si deheirn zender dar vinb'ze antwürten. 

8. 56. Si sprechent öch ob ein erb ab starb in dem hol ze Altorf 
das süili man niena anders bereebten won da selbs in dem hof 
da es ab erstorben ist. 

9. 57. Si sprechent öch das ir alt herkomen syg wer der sig frow 
oder man der jar vnd tag sitzi in dem hof bi sinem eignen brot 
vnuersprochen von sinem herren der heissi vnd sygi dannenhin 
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ein hoftöan vnd sol' in ein herr von Grueningeti dabi schirmen 
vnd sol von der eigcnschaft sin. ‘ ' " 1 

g. 58. Si sprecheiit och daz ein vatter einem kind wol tnug 
gelieu ine denn dem andern Nach dem als ein kind verdienot 
vmb sin vatter Aber die muoter mag einem kind nät me geben 
denn dem andern. 

8. - 59. Item’ wo mit ein vatter sin kihd vsstiirot des sol sich das 
kind' lassen" bennegen nit vnd hirnaeh Vntz an ein Rechten anfal. 

#. 60. Vnd wer das ein kind niannoti oder wiboti öder Süss houht 
vncrlich Sachen tili wil denn der' vatter sich des hofs ze Altorf 
entanen sechs wochen vnd tryg' tag so mag er das Selb kind ent- 
erben nach dem als des hoffrecht ze Altorf ist her körnen. 

8. "6t'. Es sprechent die hofliit von Altorf das all ir huossen niit 
hoher sigint denn dry Schilling Vagesetzt heiinsuochen vnder eins 
Ruossigen Raffen herdfellig machen bluotrunsinachen vnd ein vsser 
sinein hus ze laden Beschicht das als in einer hiinni vnd Wirt 
das klegt 'so ist das vnder dfeyen pfunden vnd ist das nachpuren 
gesellen oder ander bider lüt das in früntschaft bringen't Vnd si 
verrichtont' so hit im «in herr niit nachzefragen ®) klegt litan 
aber das so mag ein herr die bnoss in ziehen nach sinfeu gna* 
den vnd sol des klegers buoss oder schad stän an dryen hof- 
männen vnd wie sy den handel schetzent das sond beyd teil hallen. 

8. 6?. Si sprechend öch Bricht einer Trostnng das stand an eines 
herren gnad. 1 • 

8- 63. Item Es sprechent die hofliit welerley huossen einer vcr- 
schnldi die erlich sygint mag da einer trostung han so sol inn 
ein herr niit turnen. 

8- 64. Si sprechent öch was vnerlicft Sachen syent da mog ein 
herr i vmb tnon als mi bedank. i>« * ’* <■' • "• ’ ‘ 1 ‘‘ " 

8. 65. Fürer sprechent si wer vnder inen verschuld! semlichs das 
er einem herren verfall lib vnd gnöt so sölli vnd mugi sich der 
herr vnderzihen des' J *) verenden guotz *'•**). Vnd niit der hüsern 
noch des ligenden guotes f). ■ < ■ ■ 1 • 


, , . . 717 “ , i . ■ ■.» i ■! ., j_ ie iw.' il- i v it 

•) Die Worte: ,, so litt im ein Lerr uüt nachze fragen ’’ sind im Original 

durchgeslrichcn und über denselben von anderer Hand geschrieben : n ivol vnd 
gnot io sot dem vogt vmb die freiet sin recht behalten sin." 

**) B des ist durcbgeslricheo und von ueaerer Hand darUber geschrieben 
H ligendes vnd ”. 

4 **j Hinter „gitotz" sind von spaterer Hand die Worte w vg sin gnad" 
hlazugesel/t. 

•fl Diese Worte sind von andferer Hand im Orginal durchgeslrichen. 
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§. 66. Item öcl» sprechent sy das vier holt/, höf syent Ist der 
ein ze linden zwen ze liebenberg vnd der vierd ze Reilikon die sond 
das ir vor den von Altorf ziinnen als lieb inen denn das iro ist 
vnd hilft ein zun nit so sond si ein mur machen. Beschech inen 
aber dar über dehein schad von,ircm vich den scillent inen die 
von Altorf nit ablegen wer aber das das vich dar über in die 
holtzhöf giengint vnd si nüt also gezünt hettint als obstAtt so 
söllent aber die so die höf inne hand beyd hend vnd ir elleü- 
bogen nenien vnd in der liuggen hand haben ein hürigs schoss 
vnd das vich da mit hin vs triben vnd fürer nit stallen noch 
straffen vnd was Schadens das vich denn getan hetti hand die 
von Altorf nieman vmb ze Autwnrten. > 

§. 67. Es wer denn das ein j'prrueft vich bin., in giengi da ist 
den höfen behalten alles das Recht das ander lüt habent vmb 
schedlich vich. , * 

§. 68. Si sprechent öch ob einer frouwen-iv elicher man von tod 
abgieng vnd weilt die früw den nüt stan ze gült vnd ze erb als 
vor statt .so mag . si das ir nenien wo si das erzöigt nach des 
hoflrecht vnd mag da mit varn wohin si wil. 

§. 69. Si sprechent öch das ir deheiner VÖgtbäri gueler in dem bof 
sölli kouffen noch verkoffen er sölli eltwas zins dar vf »setzen me 
oder minder Übersech aber das jeman den halt ein herr ze straffen 
in der mass als ob statt. 

§. 70. Si sprechent öch wer der ist der der hof gnetern koufft 
der sol si enpfahen von einem weybel ze Altorf vmb dry Schilling 
vnd sond im damit geferlgot sin. 

[Die vorstehende Öffnung ist auf zwei länglichten Pergament- 
rollen , die nur auf der innern Seite überschrieben sind , ent- 
halten. Sie linden sich im züricherischen Staatsarchiv , Sakri- 
stei des Grossiuünsters (Kasten III. Schachtel XII. (Grüningen) 
Bündel V. No. 109). Die Öffnung ist sicher nicht jünger als 
1439, ob älter, wage ich nicht mit Bestimmtheit zu vermulhen, 
dem grössten Theile des Inhalts nach ganz sicher,, vielleicht aber 
nicht in der vorliegenden Urkunde.] . «. 

J. ». ' - — 
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S. 13. L. 4 . lies: 887 (statt 888) nach Chri«tna. 

S. 16. Mitte, lies: Zu Tnricom, wie die Römer es wohl nannten, befand sich 
eine römische Zollslätte der Provinz Gallien.^. und .vielleicht f war 
damals schon der Ort nicht (aiu unbedeutend. 

S. 27. 7) au statt: 7) »au. 




Digitized by Google 


Digitized by Google 








Ofgitizipd by Google 



